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1 Anlass der Planung 
Mit dem Bebauungsplan soll die planungsrechtliche Grundlage für die Entwicklung eines Ge-
werbegebiets östlich des Curslacker Neuen Deichs geschaffen werden. Das Bebauungsplan-
verfahren wurde zunächst eingeleitet, um Flächen für Logistikbetriebe planungsrechtlich zu 
entwickeln. Bis Juli 2011 wurden die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung, die Erarbeitung ei-
nes Planentwurfs und die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange durchgeführt. Auf einer 
Teilfläche des Plangebiets wurde im Rahmen des Planverfahrens jedoch eine größere Popu-
lation der streng geschützten Art der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie (Anhang II und IV) und 
gemäß der Hamburger und bundesweiten Roten Listen vom Aussterben bedrohten Tierart 
„Zierliche Tellerschnecke“ entdeckt. Aufgrund des Verbreitungsschwerpunkts der Art in Ham-
burg ist das Vorkommen im Plangebiet von besonderer Bedeutung und es war für die Fortfüh-
rung des Planverfahrens zunächst nachzuweisen, dass eine erfolgreiche Umsiedlung und 
dauerhafte Bestandssicherung in geeigneten Zielgewässern der lokalen Umgebung möglich 
ist. Dies konnte über die Durchführung von Umsiedlungen und Monitoringphasen mit dem Ab-
schluss des letzten Monitorings im Jahr 2020 nachgewiesen werden. Aufgrund neuer bzw. 
geänderter Nutzungsbedarfe ist beabsichtigt, die Fläche für innovationsorientierten Unterneh-
men aus Forschung und Technologie zu entwickeln, unter anderem um Synergieeffekte mit 
neuen innovativen Betrieben, die sich westlich des Plangebiets am Schleusengraben ange-
siedelt haben, zu nutzen. Ferner sollen Erweiterungsflächen für im Umfeld vorhandene Be-
triebe berücksichtigt werden.  

Es ist bereits im Gewerbeflächenkonzept Bergedorf (2018) festgestellt worden, dass ein er-
gänzendes Angebot von gesamtstädtisch knapper werdenden, zentral gelegenen Gewerbe-
flächen erforderlich ist. Der Bebauungsplan stützt damit die gesamtstädtische Zielsetzung, 
zentrale Gewerbegebiete zu erhalten und zu entwickeln.  

Die Planungen sind sowohl für den Bezirk Bergedorf als auch für die Stadt Hamburg von gro-
ßer Bedeutung, da es für den Wirtschaftsstandort von wesentlicher Bedeutung ist, ausreichend 
Flächen für gewerbliche Nutzungen bereitzuhalten. Das Plangebiet eignet sich aufgrund sei-
ner Lage und Dimensionierung für die Entwicklung eines Gewerbegebiets, da es über große 
zusammenhängende Flächen verfügt und durch die direkte Nähe zur Bundesautobahn A 25 
hervorragend erschlossen ist. Flächen mit dieser Lagequalität sind in der Freien und Hanse-
stadt Hamburg nur begrenzt vorhanden und können nicht beliebig vermehrt werden. Durch die 
Bereitstellung von Gewerbegebietsflächen kann so die Voraussetzung für die Ansiedelung 
überregional bedeutsamer Betriebe geschaffen und damit ein Beitrag zur Schaffung von Ar-
beitsplätzen in Hamburg sowie zur Konkurrenzfähigkeit der Freien und Hansestadt geleistet 
werden. 

Im Plangebiet soll jedoch kein monofunktionales Gewerbegebiet entstehen, sondern eine Mi-
schung aus Gewerbebetrieben und ergänzenden Funktionen wie z.B. soziale und kulturelle 
Einrichtungen, Gastronomie, Sport und Freizeitnutzungen. Die gewerblichen Nutzungen sollen 
mithin durch weitere Nutzungen ergänzt werden können, wofür der Bebauungsplan die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen schafft. 
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Der Innovationspark soll ferner in die städtebauliche Struktur seiner Umgebung integriert wer-
den; hierfür sind insbesondere öffentliche und private Grünflächen, der Anschluss an den ge-
planten Radschnellweg sowie Wegeverbindungen in das Quartier Bergedorf Süd vorgesehen. 
Des Weiteren sollen Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft festgesetzt werden. 

Im Norden des Plangebiets soll zudem der Radschnellweg Richtung Geesthacht planungs-
rechtlich gesichert werden. 

Die Ziele der Planung können auf Grundlage des bestehenden Planrechts nicht umgesetzt 
werden, so dass die Neuaufstellung eines Bebauungsplans erforderlich ist. Da im Plangebiet 
auch weiterhin gewerbegebietstypische Nutzungen vorgesehen sind, konnte das bis 2011 be-
triebene Bebauungsplanverfahren wieder aufgenommen werden. 

2 Grundlagen und Verfahrensablauf 
Grundlage des Bebauungsplans ist das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3635), zuletzt geändert am 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6). 

In Erweiterung der städtebaulichen Festsetzungen enthält der Bebauungsplan bauordnungs-
rechtliche, naturschutzrechtliche sowie gestalterische Festsetzungen. 

Das Planverfahren wurde durch den Aufstellungsbeschluss … …/… am …………. eingeleitet 
(Amtl. Anz. Nr. … S. …-…).  

Die Behördenbeteiligung gemäß § 4 Absatz 2 BauGB wurde im Jahr 2011 durchgeführt. Nach 
der Beteiligung wurde der Bebauungsplanentwurf in seinen Grundzügen geändert, sodass eine 
erneute Beteiligung am … erfolgte. 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung mit öffentlicher Unterrichtung und Erörterung und die öffentliche 
Auslegung des Plans haben nach den Bekanntmachungen vom …………. (Amtl. Anz. Nr. ..., 
S. …-…) und vom …………. (Amtl. Anz. Nr. .. S. ...) stattgefunden.  

3 Planerische Rahmenbedingungen 

3.1 Raumordnung und Landesplanung 

3.1.1 Flächennutzungsplan 
Der Flächennutzungsplan für die Freie und Hansestadt Hamburg in der Fassung der Neube-
kanntmachung vom 22. Oktober 1997 (HmbGVBl. S. 485) mit seiner XX. Änderung stellt für 
den Geltungsbereich des Bebauungsplans im westlichen und zentralen Teilbereich „Gewerb-
liche Bauflächen“ mit dem Symbol „Einrichtung für die Abwasserbeseitigung“ dar. Im östlichen 
Teil sind „Grünflächen“ dargestellt. Die Straße „Curslacker Neuer Deich“ wird als „Sonstige 
Hauptverkehrsstraße“ dargestellt.  
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Für den Bereich parallel zur Bundesautobahn A 25 sowie den östlichen Teil des Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplans wird parallel zum Bebauungsplanverfahren der Flächennutzungs-
plan geändert, um die in Aussicht genommene Entwicklung zu ermöglichen. Der Flächennut-
zungsplan soll zukünftig in der südlich gelegenen Teilfläche „Gewerbliche Bauflächen“ anstatt 
der bisherigen „Grünflächen“ und in der östlich gelegenen Teilfläche „Grünflächen“ anstatt 
„Gewerblicher Bauflächen“ darstellen. 

3.1.2 Landschaftsprogramm einschließlich Karte Arten- und Biotopschutz 
(AuBS) 

Das Landschaftsprogramm für die Freie und Hansestadt Hamburg vom 14. Juli 1997 
(HmbGVBl. S. 363) stellt mittels der Karte „Landschaftsprogramm“ für den Geltungsbereich 
folgende Milieus dar: 

Für den Großteil des Geltungsbereichs wird mit der 60. Änderung das Milieu „Gewerbe/Indust-
rie und Hafen“ dargestellt. Der im Westen angrenzende Curslacker Neuer Deich wird als Milieu 
„Sonstige Hauptverkehrsstraße“ dargestellt. Im Süden entlang der Bundesautobahn A 25 ent-
spricht das Milieu „Parkanlage“. 

Als milieuübergreifende Funktionen sind dargestellt: eine von Westen durch das Zentrum nach 
Nordosten verlaufende „Grüne Wegeverbindung“ sowie im Westen, nördlich entlang der Bun-
desautobahn A 25 verlaufend, ein „Entwicklungsbereich Naturhaushalt“. Der Curslacker Neuer 
Deich wird von der übergreifenden Funktion „Entwickeln des Landschaftsbildes“ überlagert. 

Das Plangebiet wird nahezu vollständig vom Schutzgebiet „Wasserschutzgebiet Curslack/ 
Altengamme“ überlagert. Dieses beginnt südlich entlang des Milieus „Gleisanlage, oberir-
disch“, welches nördlich an den Geltungsbereich angrenzt. 

In der Karte Arten- und Biotopschutz ist für den zentralen sowie westlichen Teilbereich der 
Biotopentwicklungsraum „Industrie-, Gewerbe- und Hafenflächen“ dargestellt. Der Curslacker 
Neuer Deich wird als „Hauptverkehrsstraßen“ dargestellt. Der nördlich entlang der Bundesau-
tobahn A 25 verlaufende Teilbereich wird als Biotopentwicklungsraum „Parkanlage“ darge-
stellt. Entlang der Gleisanlagen ist ein linearer Biotopverbund verzeichnet sowie im östlichen 
Bereich des Plangebiets „Prüfflächen für den Biotopverbund“.  

Das Landschaftsprogramm mit der Karte Arten- und Biotopschutz wird parallel zum Bebau-
ungsplanverfahren geändert, um die in Aussicht genommene Entwicklung zu ermöglichen. 
Das Landschaftsprogramm soll zukünftig die Milieus „Gewerbe, Industrie und Hafen“, „Park-
anlage“, „Naturnahe Landschaft“ und neue bzw. verlagerte Grüne Wegeverbindungen darstel-
len. Es soll ferner ein neues Landschaftsschutzgebiet nachrichtlich aus der Karte Arten und 
Biotopschutz übernommen werden. 

Die Karte Arten- und Biotopschutz wird künftig die Biotopentwicklungsräume „Industrie-, Ge-
werbe- und Hafenflächen“, „Parkanlage“ und „Grünland“ darstellen. Ein neues Landschafts-
schutzgebiet soll für den schutzwürdigen Archivboden ausgewiesen werden. 
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3.2 Rechtlich beachtliche Rahmenbedingungen 

3.2.1 Bestehende Bebauungspläne 
Für den überwiegenden Teil des Geltungsbereichs gilt der Baustufenplan Bergedorf vom 05. 
Februar 1957. Dieser setzt für den Geltungsbereich im Wesentlichen „Grünflächen Außenge-
biet“, in einem Teilbereich östlich des Curslacker Neuen Deichs mit der zusätzlichen Zweck-
bestimmung „Dauerkleingarten“, fest. Da das Hamburgische Oberverwaltungsgericht die Au-
ßengebietsfestsetzungen der übergeleiteten Baustufenpläne für unwirksam erklärt hat (OVG 
Hamburg, Urteil vom 20.04.2017, 2 E 7/15.N, Randnummer 45 nach Juris, mit weiteren Nach-
weisen), beurteilte sich die Zulässigkeit von Vorhaben in diesem Bereich nach den Vorschrif-
ten über das Bauen im Außenbereich (§ 35 BauGB). Für den nordwestlichen Teilbereich am 
Curslacker Neuen Deich setzt der Baustufenplan eine „für sonstige besondere Zwecke vorbe-
haltene Fläche“, hier „Kläranlage“ fest.  

Nördlich daran angrenzend gilt der Bebauungsplan Bergedorf 77 vom 10. Oktober 1989 (in-
klusive seiner 1. Änderung vom 27. November 2015), der dort eine Fläche für die Abwasser-
beseitigung mit der Zweckbestimmung „Rückhaltebecken, Pumpwerk, Abwasserübergabe-
stelle (Freie und Hansestadt Hamburg)“, eine gewerbliche Baufläche mit einer Fläche zum 
Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sowie eine Straßenverkehrsfläche festsetzt. Im nörd-
lichen Teil des Geltungsbereichs in Richtung Bahnanlage sind Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung, hier „Busbetriebshof, Verkehrsbetriebe Hamburg-Holstein AG“, festge-
setzt. 

In der nördlichen Randzone des Geltungsbereichs gilt der Bebauungsplan TB 52 vom 18. April 
1958, der dort Bahnanlagen festsetzt. 

Im Bereich der Straße Curslacker Neuer Deich gelten der Bebauungsplan TB 572 vom 13. 
Juni 1961 sowie der Bebauungsplan Bergedorf 104 / Curslack 19 vom 01. Juli 2014, die dort 
jeweils Straßenverkehrsfläche festsetzen. 

3.2.2 Besonderer Artenschutz 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans sind bei der Umsetzung des Vorhabens die 
Vorschriften für besonders und streng geschützte Arten gemäß § 44 Bundesnaturschutzge-
setz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert am 20. Juli 2022 (BGBl. 
I S. 1362) in Verbindung mit § 14 Hamburgisches Gesetz zur Ausführung des Bundesnatur-
schutzgesetzes (HmbBNatSchAG) vom 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 402), zuletzt geän-
dert am 24. Januar 2020 (HmbGVBl. S. 92) zu beachten. In Bezug auf die Belange des be-
sonderen Artenschutzes nach § 44 BNatSchG sind die Arten des Anhangs IV der Flora-Fauna-
Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie, Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Er-
haltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen) und die 
geschützten Vogelarten nach der EU-Vogelschutz-Richtlinie (Richtlinie 2009/147/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wildle-
benden Vogelarten) zu betrachten.  
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3.2.3 Schutzgebiete und weitere naturschutzrechtlich relevante Flächen 

3.2.3.1 Gesetzlich geschützte Biotope 
Im Plangebiet befinden sich gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 Bundesnaturschutzge-
setz (BNatSchG) in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S.2542) bzw. § 14 Hamburgisches 
Gesetz zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes (HmbBNatSchG) in der Fassung vom 
11. Mai 2010 (HmbGVBl. 2010, S. 350): 

 Feuchtwiesen nährstoffreicher Standorte mit einer Größe von ca. 900 m² innerhalb der 
Kleingartenanlage am Cursalcker Neuer Deich 

 Schilf-Röhricht: Vier Teilflächen im Süden unter der Hochspannungstrasse und eine west-
lich davon im Grünland sowie eine Teilfläche in der Kleingartenanlage am Curslacker 
Neuer Deich mit einer Gesamtgröße von fast 8.600 m2,  

 Gräben mittlerer Nährstoffgehalte mit einer Gesamtfläche von knapp 1.950 m². 

3.2.3.2 Ausgleichsflächen 
Die Ausgleichsfläche „U-258 - VERA II Klärschlammverbrennungsanlage“ grenzt im Nordwes-
ten an das Plangebiet an, liegt aber nicht innerhalb des Geltungsbereichs.  

3.2.4 Baumschutz 
Im Geltungsbereich gilt die Hamburgische Baumschutzverordnung vom 28. Februar 2023 
(HmbGVBl. S. 81, 126).  

3.2.5 Wasserrecht 
Die fachrechtlichen Regelungen für den Schutz und die Bewirtschaftung der Gewässer ein-
schließlich des Hochwasserschutzes werden durch das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in der 
Fassung vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert am 2. Juni 2021 (BGBl. I S. 
1295, 1296), das Hamburgische Wassergesetz (HWaG) in der Fassung vom 29. März 2005 
(HmbGVBl. S. 97), zuletzt geändert am 4. Dezember 2012 (HmbGVBl. S. 510, 519) und die 
Oberflächengewässerverordnung (OGewV) in der Fassung vom 20. Juni 2016 (BGBl. I S. 
1373) festgelegt. 

Das Plangebiet liegt innerhalb der Schutzzone III (weitere Schutzzone) des Wasserschutzge-
bietes Curslack/Altengramme vom 10. Juni 1997. 

3.2.6 Bauverbote und Baubeschränkungen nach Bundesfernstraßengesetz 
Längs von Bundesautobahnen gelten gemäß § 9 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) in 
der Fassung vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 1207), zuletzt geändert am 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585, 2617) eine Anbauverbotszone in einem Abstand von 40 m für Hochbauten bzw. eine 
Anbaubeschränkungszone in einem Abstand von 100 m für alle baulichen Anlagen, gemessen 
jeweils vom Rand der befestigten Fahrbahn. Die Anbauverbotszonen sind grundsätzlich von 
baulichen Anlagen, die ganz oder teilweise über der Erdgleiche liegen, freizuhalten. Sofern ein 
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Bauvorhaben jedoch den Festsetzungen eines Bebauungsplans entspricht und unter Mitwir-
kung des Trägers der Straßenbaulast zustande gekommen ist, ist gemäß § 9 Absatz 7 FStrG 
im konkreten Einzelfall eine Bautätigkeit innerhalb der Anbauverbots- bzw. Anbaubeschrän-
kungszone zulässig. 

3.2.7 Kampfmittelverdacht 
In Hamburg ist eine erhöhte Wahrscheinlichkeit des Vorhandenseins von Kampfmitteln im Bo-
den aus der Zeit des I. und des II. Weltkrieges gegeben. 

Es gilt die Verordnung zur Verhütung von Schäden durch Kampfmittel (Kampfmittelverord-
nung) vom 13. Dezember 2005, (HmbGVBl. S. 557), geändert am 8. Juli 2014 (HmbGVBl. S. 
289).  

Grundstückseigentümerin beziehungsweise Grundstückseigentümer oder die Veranlasserin 
beziehungsweise der Veranlasser von Eingriffen in den Baugrund sind verpflichtet, geeignete 
Maßnahmen vorzunehmen, soweit diese zur Verhinderung von Gefahren und Schäden durch 
Kampfmittel bei der Durchführung der Bauarbeiten erforderlich sind (§ 6 Absatz 2 Kampfmit-
telverordnung). 

3.2.8 Altlastenverdächtige Flächen 
Die Flurstücke 6982, 6983 und 7587 gehören zu einer altlastverdächtigen Fläche im Westen 
des Plangebiets. Von 1913 bis ca. 1984 wurde auf dieser Fläche die Kläranlage Bergedorf der 
Stadtentwässerung Hamburg betrieben. Die festgestellten Schadstoffe (Schwermetalle, MKW) 
in der dort befindlichen Auffüllung stellen im Rahmen der Gefahrenabwehr und bei der gegen-
wärtigen Nutzung keine Gefahr dar.  

Im Nordwesten des Plangebiets überschneidet der Geltungsbereich in einem schmalen Strei-
fen (Bereich geplanter Radschnellweg) zwei weitere altlastverdächtigen Flächen. Es handelt 
sich zum einen um eine bis zu 3,6 m mächtige Ablagerung von Sanden, Geschiebelehm und 
Klei. In den oberen Auffüllungsschichten sind anthropogene Beimengungen wie Schlacke, Me-
tall, Glas und Bauschutt nachgewiesen. Die oberen Auffüllungsschichten sind mit Schwerme-
tallen belastet. Für die gegenwärtige Nutzung können Gefahren für alle Wirkungspfade aus-
geschlossen werden.  

Zum anderen ist ebenfalls im Nordwesten des Geltungsbereichs ein Altstandort des Busbe-
triebshof der VHH mit Waschanlage und Wartungshallen sowie Eigenverbrauchstankstelle 
vorhanden. Die belasteten Böden (MKW und BTEX) sind im Rahmen des technisch Machba-
ren saniert/entfernt worden. In den Baugrubensohlen mussten bei der Entnahme zur Sicher-
stellung der Standsicherheit lokal Reste der schadstoffbelasteten Böden verbleiben. Zusätz-
lich befinden sich ordnungsgemäß verfüllte Tanks im Untergrund.  

Bei zukünftigen Baumaßnahmen mit Eingriffen in den Boden können aufgrund der altlasten-
verdächtigen Flächen ggf. Entsorgungsmehrkosten anfallen. 
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Für die anderen Flurstücke auf der Fläche des Bebauungsplans liegen im Altlasthinweiskata-
ster keine Hinweise auf Altlasten vor. 

3.2.9 Denkmalschutz 
Gemäß der Denkmalliste nach § 6 Absatz 1 des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) vom 5. 
April 2013 (HmbGVBl S. 142), geändert am 26. Juni 2020 (HmbGVBl. 380, 384), sind im Gel-
tungsbereich keine Denkmale vorhanden. 

Nordwestlich des Geltungsbereichs liegt an der Bahntrasse der als Denkmal geschützte Bahn-
hof Bergedorf-Süd der Bergedorf-Geesthachter Eisenbahn von 1906 – 1912. Für den Bahnhof 
mit Bahnsteig ist der Umgebungsschutz nach § 8 DSchG beachtlich. 

3.2.10 Schutzwürdige Böden 
In der östlichen Hälfte des Geltungsbereichs befinden sich schutzwürdige Archivböden. Es 
handelt sich um Areale, in denen kleinflächig Böden vergesellschaftet sind und von denen 
einem bestimmenden Anteil ein hoher dokumentarischer Wert (I oder II) zukommt. 

3.2.11 Hochspannungsleitungen 
Über das Plangebiet verlaufen acht 110-kV-Freileitungen (16/17, 70/71 im Mastfeld 1193-1194 
und 18/19, BB1/BB2 im Mastfeld 1451-1452). Für Anlagen dieser Art gilt die Verordnung über 
elektromagnetische Felder (26. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Au-
gust 2013 (BGBl. I S. 3266). Im Rahmen des vorsorgenden Gesundheitsschutzes sind Ab-
stände zwischen der Anlage und schutzbedürftigen Nutzungen einzuhalten. Es ist nicht aus-
zuschließen, dass magnetische Felder zu gesundheitlichen Beeinträchtigungen für Menschen 
sowie zur Beeinflussung von elektrischen Geräten führen können. An Orten, die zum dauer-
haften oder vorübergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, dürfen Grenzwerte 
nicht beziehungsweise nur kurzfristig und kleinräumig überschritten werden. 

3.2.12 Städtebauliche Verträge 
Zum Bebauungsplan soll ein städtebaulicher Vertrag mit dem Vorhabenträger, der Hamburg 
Invest Entwicklungsgesellschaft, geschlossen werden, in dem u.a. die Übernahme von Folge-
kosten, die Energieversorgung und weitere Maßnahmen geregelt werden, die für die Realisie-
rung des Bebauungsplans gelten. 

Unter anderem für Regelungen zur Tragung der Erschließungskosten wird ergänzend ein Er-
schließungsvertrag geschlossen. 
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3.3 Planerisch beachtliche Rahmenbedingungen 

3.3.1 Übergeordnete Programm- und Entwicklungspläne 

3.3.1.1 Rahmenplan Urbanes Bergedorf-Südost 
Im Rahmenplan Urbanes Bergedorf-Südost werden verschiedene bereits in Umsetzung oder 
in der Planung befindliche Prozesse im etwa 150 ha großen Entwicklungsraum zwischen Ber-
gedorfer Straße / Holtenklinkerstraße und Bundesautobahn A 25 bzw. zwischen Weiden-
baumsweg und Pollhof gebündelt und zu einer umfassenden Strategie zusammengefasst. Ziel 
dieser Planung ist es, den Entwicklungen in diesem Raum einen Rahmen zu geben und ins-
besondere die Verknüpfung der unterschiedlichen Stadtbereiche zu verbessern. Als ein we-
sentlicher Impulsgeber für den Raum gilt dabei der Innovationspark. Er soll in einer derzeit 
unstrukturierten städtebaulichen Situation zu einer positiven Adressbildung insbesondere zum 
Curslacker Neuen Deich beitragen und durch Überwindung althergebrachter Barrieren gut an 
umliegende Quartiere angebunden und somit unterschiedliche Stadtbereiche besser miteinan-
der verknüpft werden. Er soll somit nach dem sogenannten „District+“-Prinzip als integrierter 
Innovationsdistrikt (im Gegensatz zu einem pragmatischen, isolierten Campus) entwickelt wer-
den. 

3.3.1.2 Hamburger Klimaplan  
Mit dem Hamburger Klimaplan 2015 hatte sich der Senat verpflichtet, die CO2-Emissionen 
Hamburgs bis 2030 gegenüber dem Jahr 1990 zu halbieren und bis 2050 um mindestens 80 
Prozent abzusenken (Drucksache 21/2521 vom 08.12.2015). Angesichts der aktuellen Er-
kenntnisse des Weltklimarats zur globalen Entwicklung des Klimawandels reichen diese Ziele 
nicht aus. Vor diesem Hintergrund war die Selbstverpflichtung von 2015 weiterzuentwickeln. 
Die erste Fortschreibung (Drucksache 21/19200 vom 03.12.2019) orientiert sich dabei an den 
Zielen, mit denen die Bundesregierung auf nationaler Ebene plant, um das 1,5°C-Ziel zu er-
reichen. Dementsprechend hat der Senat folgende neue CO2-Minderungsziele festgelegt: Bis 
2030 reduziert Hamburg die CO2-Emissionen um 55 Prozent gegenüber 1990. Bis 2050 strebt 
Hamburg eine Emissionsminderung von mindestens 95 Prozent an, um Klimaneutralität zu 
erreichen.  

3.3.1.3 Gründachstrategie für Hamburg 
Im Rahmen des Planverfahrens ist die „Gründachstrategie für Hamburg“ (Drucksache 
20/11432) zu berücksichtigen, wonach mindestens 70 Prozent sowohl der Neubauten als auch 
der geeigneten zu sanierenden, flachen oder flach geneigten Dächer begrünt werden sollen. 
Damit soll insbesondere das Wassermanagement verbessert und eine Anpassung an den Kli-
mawandel gewährleistet werden.  
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3.3.1.4 Hamburger Zentrenkonzept und Einzelhandels- und Nahversorgungskon-
zept für den Bezirk Bergedorf 

Für die Planung sind das Hamburger Zentrenkonzept vom November 2019 und das Einzel-
handels- und Nahversorgungskonzept für den Bezirk Bergedorf vom September 2018 beacht-
lich. Demnach sind Einzelhandelsansiedlungen in den Versorgungsbereichen zu konzentrie-
ren. Dies sind im Bezirk Bergedorf die übergeordneten Zentren Bergedorf-Lohbrügge (welches 
im Hamburger Zentrenkonzept als Hauptzentrum Bergedorf festgelegt ist) und Billwerder-Al-
lermöhe sowie mehrere ergänzende Nahversorgungszentren. 

Der nördliche Teil des Plangebiets liegt innerhalb des 800-m-Versorgungsradiuses des Haupt-
zentrums Bergedorf-Lohbrügge. Nordwestlich an den Geltungsbereich angrenzend befindet 
sich zudem der Fachmarktstandort Curslacker Neuer Deich.  

3.3.1.5 Gewerbeflächenkonzept Bergedorf 
Das Gewerbeflächenkonzept des Bezirks Bergedorf von 2018 formuliert Handlungsstrategien 
für die vorhandenen Gewerbegebiete und bereitet zudem die Entwicklung neuer Standorte 
vor. Das Gewerbegebiet Curslacker Neuer Deich, welches westlich bzw. nordwestlich des 
Plangebiets liegt, ist Bestandteil des Gewerbeflächenkonzepts und soll zukünftig in den Berei-
chen Forschung und Innovation weiter ausgeprägt werden. Südlich daran schließt eine poten-
zielle Erweiterungsfläche an, die jedoch mit einigen Realisierungshemmnissen belegt ist. So-
mit trägt die Planung östlich des Curslacker Neuen Deichs zur Ergänzung des Gewerbestand-
orts bei und ist bereits als Prüffläche Teil des Gewerbeflächenkonzepts. Der Standort wird als 
von gesamtstädtischer Bedeutung angesehen und soll vornehmlich Unternehmen aus den Be-
reichen Forschung und Innovation, Handwerksbetrieben sowie Logistik zur Verfügung gestellt 
werden. Dabei können sich auch Synergien zu den Unternehmen, die auf der westlichen Seite 
des Curslacker Neuen Deichs angesiedelt sind, ergeben und ein Zusammenwachsen der ge-
biete fördern. 

3.3.1.6 Vergnügungsstättenkonzept Bergedorf 
Das bezirkliche Vergnügungsstättenkonzept vom 27. November 2013 formuliert Vorgaben für 
die städtebauliche Steuerung von Vergnügungsstätten und Erotikangeboten. Innerhalb des 
Geltungsbereichs wird kein Eignungsraum für glücksspielorientierte Vergnügungsstätten mit 
Gewinnmöglichkeit sowie Erotikangebote gesehen. 

3.3.1.7 „Active City Hamburg – Die Großstadtstrategie auf der Basis von Sport und 
Bewegung“ 

Der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg hat das Ziel gesetzt, Sport und Bewegung in 
Hamburg umfassend, langfristig und nachhaltig zu fördern („Masterplan Active City“ (Drucksa-
che 21/6800) sowie aktualisierte Strategie (Drucksacke 22/8715)). Vor diesem Hintergrund 
sollen im Rahmen der Strategie „Active City“ relevante Handlungsfelder rund um Sport und 
Bewegung definiert, gebündelt und zusammengeführt werden.  
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3.3.2 Fachgutachten 
Der Planung zu Grunde liegende Fachgutachten sind in Kapitel 4.2 benannt. 

3.3.3 Funktionsplan 
Dem Bebauungsplan liegt ein Funktionsplan zugrunde, der auf dem Rahmenplan „Urbanes 
Bergedorf Südost“ aufbaut (siehe Kapitel 3.3.1.1). Dieser gibt unter anderem die wesentlichen 
Prinzipien für die Freiräume bzw. Parks (s.u. Campuspark, Biotoppark), zentrale Verbindun-
gen und Anbindungen (s.u. Freiraumachsen) sowie das Nutzungskonzept (District+) vor. Der 
Funktionsplan umfasst neben dem Geltungsbereich des Bebauungsplans auch östlich daran 
anschließende Bereiche, auf denen zwei weitere Baufelder vorgesehen sind. Diese Flächen 
werden erst mittelfristig nach der Realisierung des westlichen Teils erschlossen und werden 
daher in einem separaten Bebauungsplanverfahren behandelt werden. 

 

Abbildung 1: Benennung der Baufelder, Park- und sonstigen Flächen innerhalb des Plangebiets. 

Nutzungskonzept 

Unter dem Nutzungskonzept District+ wird ein nutzungsgemischter Innovationspark verstan-
den, welcher nicht nur für die beruflich vor Ort Anwesenden, sondern auch für die Bewoh-
ner:innen aus der Umgebung attraktiv ist und Schnittstellen zu anderen Quartieren in der Um-
gebung schafft. Die Nutzungsmischung findet auf Quartiers-, Block- und Gebäudeebene statt. 
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Neben den wesentlichen Nutzungen Büro, Forschung und Gewerbe, soll der Innovationspark 
über ergänzende Funktionen wie soziale Einrichtungen, insbesondere Kindertagesstätten, 
Kultur-, Gastronomie- und Sporteinrichtungen verfügen. Auf der Ebene des Funktionsplans 
sind zudem Sonderwohnformen vorgesehen (Hinweis: Dieser Konzeptbaustein ist nicht Teil 
des Bebauungsplans). Als Baustein für den ruhenden Verkehr sind Mobilitätszentren vorge-
sehen. 

Baufelder 

Es sind im Funktionsplan fünf große Baufelder geplant, von denen die drei westlichen im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans liegen. Die Baufelder sind jeweils durch großflächige Grün- 
und Freianlagen voneinander getrennt. 

Die Baugrundstücke werden im Funktionsplan in drei verschiedene Größenkategorien unter-
teilt. Die Kategorie S umfasst 1.000 bis 2.000 m² große Grundstücke, die entlang der Haupt-
achsen und Grünräume verortet sind und von sozialen Funktionen, Instituten und Büros ge-
prägt sein sollen. Die Kategorie M weist Grundstücke von 2.000 bis 5.000m² entlang der 
Hauptachsen und der Grünräume mit Nutzungen wie Laboren, Büros und Technologiezentren 
u. ä. aus. Mit der dritten Kategorie L werden die größten, 5.000 bis 10.000m² umfassenden 
Grundstücke im südlichen Teil des Plangebiets umfasst, die für Gewerbe-, Industrie- und For-
schungsnutzungen sowie einen Firmencampus vorgesehen sind. 

Gebäudetypologien 

Innerhalb der vorgegebenen Größenkategorien sieht der Funktionsplan durch frei skalierbare 
Grundstücke eine hohe Flexibilität für die Gebäudetypologien und -größen vor. Der Typologi-
enmix soll die spezifischen Ansprüche aller Unternehmen bedienen und jegliche Bauformen, 
von der Bürozeile über tiefe Atriumtypen bis hin zu Hoftypen ermöglichen. Es sollen dabei 
jedoch klare, möglichst geschlossene Raumkanten zwischen den Baugrundstücken und den 
angrenzenden Freiräumen (Verkehrs- und Grünflächen) ausgebildet werden. 

Die Baublöcke ermöglichen zudem flexible Gebäudehöhen. So sind neben der Regelbebau-
ung (vier bis fünf Geschosse) auch Hochpunkte (sechs bis sieben Geschosse) und vereinzelte 
Hochhäuser (zehn bis 14 Geschosse) vorgesehen. Die Mobilitätszentren werden fünf bis sie-
ben Geschosse umfassen.  

Insgesamt bestehen besondere Anforderungen an eine attraktive und standortangemessene 
Gestaltung aufgrund des angestrebten Gebietscharakters als gemischt genutztes, innovatives 
Quartier und der städtebaulichen Bedeutung für Bergedorf als bedeutsamer Entwicklungsbau-
stein der Schleusengrabenachse und neues südliches Eingangstor.  

Erschließung 

Der Innovationspark soll möglichst wenig mit motorisierten Individualverkehr (MIV) belastet 
werden und attraktive, auf den Menschen ausgelegte Freiflächen und Straßenräume erhalten. 
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Daher werden Radverkehr, ÖPNV und Fußverkehr bevorzugt und gefördert und ein besonde-
rer Fokus auf die Vernetzung innerhalb des Gewerbegebiets sowie in die umliegenden Gebiete 
gelegt (z.B. Bergedorf Süd, Schilfpark/Schleusengraben).  

Die Hauptverkehre sollen über die in West-Ost-Richtung verlaufende Erschließungsstraße im 
Süden (sogenannte Marschlandstraße) erfolgen. Angrenzend an die Erschließungsstraße sind 
für jedes Baufeld multifunktionale Mobilitätszentren vorgesehen, die den ruhenden Verkehr 
der Baublöcke aufnehmen.  

Für den Fuß- und Radverkehr wird ebenfalls in West-Ost-Richtung zentral durch das Gebiet 
und vom motorisierten Verkehr vollständig unabhängig die sogenannte Lifeline entwickelt 
(siehe Kapitel 5.8). Sie schafft neben der Erschließungsfunktion Aufenthalts- und Freiflächen 
zwischen den Baublöcken. Das Gebiet wird durch den in den Linearpark integrierten Rad-
schnellweg Hamburg-Geesthacht im Norden zudem an das übergeordnete Radwegenetz an-
geschlossen (siehe Kapitel 5.8). Ziel ist auch die städtebauliche Integration des Innovations-
parks in Richtung Norden und die Inwertsetzung der Lagegunst in Nähe des attraktiven Ber-
gedorfer Zentrums. Dies gelingt durch den „Sprung über die Bahnlinie“.  

Der Innovationspark wird durch die Umlegung und Verlängerung bestehender Stadtbus-, Ex-
pressbus-, oder Metrobuslinien ferner an den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) ange-
bunden. Eine mögliche Reaktivierung der Bahntrasse Bergedorf-Geesthacht mit der an das 
Gebiet angrenzenden Haltestelle Bergedorf-Süd wird im Funktionsplan als weitere Chancen 
für den ÖPNV gesehen.  

Freiraumkonzept 

Für die Grün- und Freiräume sieht der Funktionsplan grundsätzlich vier Typologien vor: Die 
intensiv nutzbaren Parkanlagen (z.B. nördlicher Campuspark, siehe auch Kapitel 5.14.1 und 
5.14.2), die naturnahen Parkanlagen und Grünflächen (z.B. Biotoppark, siehe auch Kapitel 
5.14.1 und Kapitel 5.18.5) und die städtisch gefassten Freiräume (z.B. Lifeline, siehe auch 
Kapitel 5.8). Sie bilden die das Quartier durchziehenden Freiraumachsen. Den vierten Typ 
stellen grüne Gebäudefassaden bzw. grüne, strukturreiche Dächer dar. Die Grünräume sollen 
auch naturschutzfachliche Funktionen wie z.B. die Vernetzung (z.B. Trittsteinbiotope) über-
nehmen. Durch die verschiedenen Freiraumtypen soll ein abwechslungsreiches Mosaik aus 
eher städtischen und intensiv nutzbaren sowie naturnahen Erholungsräumen in einem ange-
messenen Neben- und Miteinander geschaffen werden. 

Die gegenwärtig im Gebiet vorhandenen gärtnerischen Nutzungen sollen in Teilen im Plange-
biet untergebracht werden, in Teilen auf Ersatzflächen südlich der Rothenhauschaussee im 
Bereich Speckenweg entwickelt werden. Hierzu ist ein weiteres Bebauungsplanverfahren in 
Vorbereitung (Bebauungsplanverfahren Bergedorf 108 / Altengamme 11). 
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3.3.4 Bedeutungsplan  
Für den Geltungsbereich wurde ein sogenannter Bedeutungsplan erarbeitet, der Bereiche her-
ausstellt, auf deren Gestaltung im weiteren Planungsprozess ein besonderes Augenmerk ge-
legt werden muss und für die daher ggf. nachgelagerte Verfahren erforderlich sind. 

Im Geltungsbereich gibt es demnach städtebaulich besonders wirksame Bereiche mit hohen 
Anforderungen an die hochbauliche Gestaltungsqualität bzw. die Fassadenabwicklung. Es 
handelt sich dabei um  

 die Gebiete an der sogenannten Lifeline und am sogenannten Linearpark im Norden des 
Plangebiets, die als zentrale Achsen ausgebildet werden und Anknüpfungspunkte in die 
umliegenden Quartiere herstellen sollen, 

 die Eingangssituation und Fassadenabfolge am Curslacker Neuer Deich, durch die das 
neue Eingangstor nach Bergedorf definiert wird und 

 den im Plangebiet ermöglichte große Baukörper im Südosten, der für die Herstellung eines 
Firmencampus‘ geeignet ist und der aufgrund seiner langen Raumkante am Campuspark 
und der dadurch exponierten Lage eine besondere gestalterische Bedeutung erhält. 

Auf dieser Grundlage wird für bestimmte Baublöcke der Bedarf für die Durchführung qualitäts-
sichernder Verfahren (Wettbewerbe) erkannt: 

 Aufgrund ihrer besonderen Lage, Funktion und Höhe bzw. der dadurch gegebenen Fern-
wirkung werden hochbauliche Wettbewerbe für den südlichsten Baublock am Curslacker 
Neuer Deich und die beiden nördlichen Baublöcke am Curslacker Deich, durch welche die 
Eingangssituation nach Bergedorf, aber auch in den Innovationspark in besonderer Weise 
geprägt werden wird, für erforderlich erachtet.  

 Dies gilt gleichermaßen für alle Baublöcke, die an der Lifeline jeweils den Übergangsbe-
reich zu angrenzenden Grünflächen definieren.  

 Ferner kommt aufgrund ihrer Lage und der besonderen Nutzungsmischung auch den Mo-
bilitätszentren eine besondere gestalterische Bedeutung zu, der mit der Durchführung von 
hochbaulichen Wettbewerben entsprochen werden soll.  

Ferner sind Freiräume vorhanden, an die besonders hohe Anforderungen an die Gestaltungs-
qualität zu stellen sind. Es handelt sich dabei um  

 die sogenannte Lifeline, die sich als urban gefasster Freiraumbereich in Ost-West-Rich-
tung durch den Innovationspark zieht und durch belebte Erdgeschosszonen, Gastronomie, 
Aufenthaltsflächen und Fuß- und Radverkehr gekennzeichnet ist,  

 den sogenannten Campuspark als insbesondere im nördlichen Teilbereich intensiv nutz-
barer Freiraumbereich, der sich in weiten Teilen aufgrund seiner Lage und den besonderen 
Anforderungen für ein freiraumplanerisches Wettbewerbsverfahren eignet, 

 den sogenannten Linearpark im Norden des Plangebiets als grüne Wegverbindung, für die 
eine gesamtheitliche Freiraumplanung durch ein Planungsbüro erstellt werden sollte, so-
wie  
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 den sogenannten Biotoppark bzw. die Pufferflächen für den im Plangebiet liegenden Ar-
chivboden (siehe Kapitel 4.3.9.1), die ebenfalls Gegenstand einer gesamtheitlichen Frei-
raumplanung durch ein Planungsbüro sein sollten. 

3.4 Angaben zum Bestand 

3.4.1 Geltungsbereich 
Das Plangebiet ist etwa 37,7 ha groß und liegt im Stadtteil Bergedorf östlich des Curslacker 
Neuen Deichs. Im Süden wird das Plangebiet durch die Bundesautobahn A 25 begrenzt, im 
Norden bildet eine Eisenbahntrasse die Grenze des Geltungsbereichs. Die Entfernung zum 
nördlich des Plangebiets gelegenen Bergedorfer Zentrum beträgt rund einen Kilometer, die 
Entfernung zur Hamburger Innenstadt etwa 17 km.  

Trotz seiner Zentrumsnähe befindet sich das Gebiet innerhalb des Bergedorfer Stadtgefüges 
in einer peripheren Lage. Insbesondere das südlich der Bundesautobahn A 25 gelegene Um-
feld ist landschaftlich geprägt. Das Gebiet ist Teil der Elbmarschen, liegt jedoch nahe der 
Geestkante.  

Im Plangebiet befindet sich am Curslacker Neuen Deich ein Teil der Kleingartenanlagen Num-
mer 609 „Bergedorfer Schrebergartenverein von 1920 e.V.“ mit etwa 90 Parzellen. Es handelt 
sich um ein konventionelles Kleingartengebiet, das marschgebietstypisch von Gräben durch-
zogen wird. Am Curslacker Neuen Deich befindet sich ein Vereinsheim. Die übrigen kleingar-
tenähnlichen Nutzungen im Plangebiet sind sogenannte “Grabeländereien“. Im Folgenden 
werden die Grabeländereien auch als Freizeitgärten bezeichnet, da sie als solche überwie-
gend genutzt werden. Die etwa 200 Parzellen entsprechen in Größe und Nutzung nicht dem 
Bundeskleingartengesetz und werden nicht von einem eingetragenen Verein genutzt.  

Auf Teilflächen des Plangebiets werden landwirtschaftliche Nutzungen betrieben.  

Die Landschaft im Plangebiet ist geprägt durch linienhafte Vegetationselemente, wie Baum-
reihen und Gebüsche im Verlauf der Gräben. Von Bedeutung ist des Weiteren der im Norden 
des Gebiets befindliche Baumbestand an der Böschung der Bahnlinie. Durch Gräben, Brachen 
und ein sehr extensiv gepflegtes Gartengebiet ist das Plangebiet insgesamt sehr strukturreich. 
Es ist in Teilen ein bedeutender Altbaumbestand vorhanden. Kleinere Flächen innerhalb des 
Geltungsbereichs sind gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S.2542). Insgesamt ist eine große 
Artenvielfalt vorhanden. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist durch eine mehr oder weniger stark ausgeprägte 
Marschenbeet-Struktur gekennzeichnet. Das Bodeninventar reicht von klassischer humoser 
Flusskleimarsch bis zum Übergang zur Organomarsch bei mäßiger bis starker Ausprägung 
der Beetstrukturen und Entwässerung. Die Bodenformen sind als schützenswerte Kultosole 
einzustufen. Die Geländeoberfläche liegt bei rund 0,5 m bis 1,8 m über Normalhöhennull 
(üNHN). 

Über das Plangebiet verlaufen acht 110-kV-Freileitungen.  
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Über den Curslacker Neuen Deich ist das Plangebiet an das Hamburger Hauptverkehrsstra-
ßennetz angebunden. Die überörtliche Erschließung ist durch die unmittelbar südlich liegende 
Bundesautobahn A 25 mit der Anschlussstelle Hamburg-Bergedorf sichergestellt. Auf dem 
Curslacker Neuer Deich verkehren mehrere Bus- und Expressbuslinien. Die Haltestellen „Am 
Schleusengraben“ sowie „Lehfeld“ befinden sich am Curslacker Neuer Deich ungefähr in 500 
bis 600 m Entfernung zur Mitte des Plangebiets. 

Im Plangebiet befinden sich drei Grundwassermessstellen der FHH (Nr. 7790, 7791, 7792) 
sowie eine Grundwassermessstelle von Hamburg Wasser (Nr. 10173). 

3.4.2 Nähere Umgebung 
Im östlichen und südlichen Umfeld des Plangebiets befinden sich Kleingärten sowie Freizeit-
gärten und landwirtschaftlich genutzte Bereiche: Südlich der Bundesautobahn A 25 liegt an 
der Straße Pollhof die Kleingartenanlage Nummer 624 „Gartenfreunde Pollhof e.V.“. Die west-
lich davon gelegenen Gartenflächen sind nicht nach dem Bundeskleingartengesetz organisiert 
und damit als Freizeitgärten zu bezeichnen. Südlich der Autobahn finden sich zudem Acker-
flächen in langfristigen Pachtverhältnissen sowie eine aufgelassene Obstbaumplantage. Auf 
der Ackerfläche befinden sich mehrere Windenergieanlagen. 

Nördlich des Plangebiets verlaufen Bahnanlagen, die ehemals regelmäßig von der AKN Ei-
senbahn AG Hamburg genutzt wurden, mittlerweile jedoch eher selten befahren werden. Ne-
ben einer Museumsbahn (ca. 90 Fahrten sowie entsprechende Rangierfahrten im Jahr) ver-
kehren hier unregelmäßig Gütertransporte. Das ehemalige Bahnhofsgebäude nördlich der 
Bahnanlage, östlich der Straße Neuer Weg wird teilweise als Wohnhaus, teilweise durch Frei-
berufler genutzt. Das historische, eingeschossige Gebäude ist als Gebäudesolitär ortsbildprä-
gend. Der weiter nördlich angrenzende Bereich ist geprägt durch ein kleinteilig strukturiertes 
und gestalterisch sehr heterogenes Mischgebiet. Südlich der Straße Brookdeich und entlang 
der Brookkehre gibt es ein Nebeneinander von Gewerbebetrieben und Einzel-, Doppel- und 
Reihenwohnhäusern. Darüber hinaus sind in diesem Bereich ein Gartenbaubetrieb sowie eine 
Spiel- und Sportfläche vorhanden. Mehrere Grundstücke liegen brach. Jenseits der Straße 
Brookdeich dominiert eine Wohnnutzung im Geschosswohnungsbau, die vereinzelt durch ge-
werbliche Nutzungen und Ladengeschäfte ergänzt wird.  

Nordwestlich des Plangebiets befindet sich ein Betriebshof der Verkehrsbetriebe Hamburg-
Holstein (VHH). Zudem liegen dort mit einem ehemaligen Klärwerksstandort, einem Umspann-
werk und einigen größeren Fachmärkten großflächige Gewerbenutzer.  

Westlich grenzt die Straße Curslacker Neuer Deich an das Plangebiet. Westlich davon liegt 
ein größeres Gewerbe- und Industriegebiet, das im südlichen Bereich schon heute wichtige 
Forschungseinrichtungen und Technologiezentren als wissenschaftliche Ankerinstitutionen für 
den Innovationspark beheimatet. 
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4 Umweltbericht  

4.1 Einleitung 
Die Begründung zum Bebauungsplan legt die Ziele, Zwecke und wesentlichen Auswirkungen 
der Planung dar. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil der Begründung. Die Auf-
gabe des Umweltberichts ist gemäß § 2 Absatz 4 BauGB die Durchführung einer Umweltprü-
fung für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Absatz 6 Nummer 7 und § 1 a, in der die 
voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt, beschrieben und bewertet wer-
den. Die Abarbeitung des Umweltberichts erfolgt gemäß der Anlage 1 zu § 2 Absatz 4 und §§ 
2a und 4c BauGB. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung zu berücksichtigen. 
Der Umweltbericht soll sich demnach vorrangig auf die für den jeweiligen Bebauungsplan ab-
wägungsrelevanten Inhalte konzentrieren, d. h. auf die voraussichtlichen erheblichen Umwelt-
auswirkungen, die der Plan erwarten lässt.  

Nach § 50 Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fas-
sung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), geändert am 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147, 
4153) wird bei der Aufstellung von Bebauungsplänen die Umweltverträglichkeitsprüfung als 
Umweltprüfung sowie die Überwachung nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs durchge-
führt. Dies gilt insbesondere bei Vorhaben nach Anlage 1 Nummern 18.1 bis 18.9 UVPG. Im 
BauGB enthält Anlage 1 zu § 2 Absatz 4 und den §§ 2a und 4c die Bestandteile des Umwelt-
berichts in der Begründung zum Bebauungsplan als Teil der Umweltprüfung. 

Die Ermittlung des Kompensationsbedarfs erfolgt nach dem Staatsrätemodell Hamburgs vom 
28. Mai 1991. Das Modell dient sowohl der Bewertung als auch der Bilanzierung von Eingriffen 
und Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen. 

4.1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bebauungsplans 
Auf Grundlage des Bebauungsplans Bergedorf 99; für den Geltungsbereich „Südlich Brook-
deich“ zwischen der Bundesautobahn BAB25 und der Bahntrasse Bergedorf-Geesthacht (Be-
zirk Bergedorf, Ortsteil 603); wird auf gegenwärtig durch Klein- und Freizeitgärten bzw. Acker- 
und Grünland genutzten Flächen durch die Festsetzung eines Gewerbegebiets nach § 8 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3787), 
zuletzt geändert am 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) die Ansiedlung eines Forschungs- 
und Innovationsparks ermöglicht. 

4.1.2 Beschreibung der Festsetzungen mit Angaben über Standorte, Art und Um-
fang 

Der Bebauungsplan setzt im Wesentlichen Gewerbegebiete und private sowie öffentliche 
Grünflächen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft fest. Weitere Festsetzungen betreffen Flächen für den beson-
deren Nutzungszweck, Straßenverkehrsflächen, Verkehrsflächen besonderer Zweckbestim-
mung, Versorgungsflächen und Flächen für die Regelung des Wasserabflusses. 
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4.1.3 Bedarf an Grund und Boden der geplanten Vorhaben 

 Fläche in Hektar 

Gewerbegebiete 16,04 
Flächen für besonderen Nutzungszweck 0,20 
Straßenverkehrsflächen 5,69 
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 3,65 
Versorgungsflächen 0,03 
Grünflächen öffentlich Zweckbestimmung „Parkanlage“ 5,18 
Grünflächen öffentlich Zweckbestimmung „Freizeit“ 1,05 
Flächen für die Regelung des Wasserabflusses 1,66 
Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft 4,14 

Fläche gesamt 37,64 
 

4.1.4 Darstellung der fachgesetzlichen und fachplanerischen Ziele des Umwelt-
schutzes 

Die für den Bebauungsplan relevanten Fachgesetze und in Fachplänen festgesetzten Ziele 
des Umweltschutzes werden in der nachfolgenden Tabelle dargestellt: 

Schutzgut Umweltschutzziele aus Fachgesetzen/ Fachplanung 

Art der Berücksichtigung 

 

Mensch & menschliche 
Gesundheit 

§ 1 Absatz 6 BauGB 
1. Berücksichtigung der allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
§ 14 i.V.m § 16 Absatz 1 Bundeskleingartengesetz 
1. Wird ein Kleingartenpachtvertrag über einen Dauerkleingarten nach 
§ 9 Absatz 1 Nummer 5 oder 6 gekündigt, hat die Gemeinde geeigne-
tes Ersatzland bereitzustellen oder zu beschaffen, (…) 
§ 1 Absatz 4 BNatSchG 
Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie 
des Erholungswertes von Natur und Landschaft sind insbesondere: 
1. Naturlandschaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften, 
auch mit ihren Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern, vor Verunstaltung, 
Zersiedelung und sonstigen Beeinträchtigungen zu bewahren, (...) 
§ 50 BImSchG 
Bereiche mit emissionsträchtigen Nutzungen einerseits und solche mit 
immissionsempfindlichen Nutzungen andererseits sind möglichst 
räumlich zu trennen 
16. BImSchV 
Definiert unter anderem Immissionsgrenzwerte zum Schutz vor Ver-
kehrslärm hinsichtlich 
TA Lärm 
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Allgemeine Verwaltungsvorschrift in der Bundesrepublik Deutschland 
zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen 
Umweltauswirkungen durch Geräusche 

 Reduktion von Immissionen aus dem Gebiet durch Schall- und Sichtschutz 
 Durchquerbarkeit des Gewerbegebiets durch Schaffung und Sicherung von Geh- und Radwegen 
 Schaffung von Ersatzparzellen für Kleingartenanlagen außerhalb des Plangebietes 
 Festsetzung von öffentlichen Parkanlagen 

Pflanzen und Tiere § 1 Absatz 6 Nummer 7a) BauGB: 
Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind u. a. die Auswirkungen auf 
Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt zu berücksichtigen 
§ 1 Absatz 2 BNatSchG 
Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts sind insbesondere: 
1. lebensfähige Populationen wild lebender Tiere und Pflanzen ein-
schließlich ihrer Lebensstätten zu erhalten und der Austausch zwi-
schen den Populationen sowie Wanderungen und Wiederbesiedelun-
gen zu ermöglichen, (…) 
2. Gefährdungen von natürlich vorkommenden Ökosystemen, Bioto-
pen und Arten entgegenzuwirken, (...) 
§ 1 Absatz 3 BNatSchG 
Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts sind insbesondere: 
5. wild lebende Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften sowie 
ihre Biotope und Lebensstätten auch im Hinblick auf ihre jeweilige 
Funktion zu erhalten (…) 
§ 44 Absatz 1 BNatSchG 
Es ist verboten, 
1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustel-
len, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungs-
formen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstö-
ren, 
2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäi-
schen Vogelarten, während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, 
Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine er-
hebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhal-
tungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 
3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der be-
sonders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschä-
digen oder zu zerstören, 
4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre 
Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Stand-
orte zu beschädigen oder zu zerstören (Zugriffsverbote). 
§ 9 Hamburgisches Gesetz zur Ausführung des Bundesnatur-
schutzgesetzes (HmbBNatSchAG)  
1. Die Freie und Hansestadt Hamburg schafft einen Biotopverbund, 
der mindestens 15 vom Hundert des Gebiets der Freien und Hanse-
stadt Hamburg umfasst. 
§ 30 BNatSchG i.v.m. § 14 HmbBNatSchAG 
Hamburgische Baumschutzverordnung (BaumschutzVO) 
Bäume sind als Landschaftsbestandteile geschützt, sofern 
1. sie einen Stammumfang von 80 cm oder mehr haben, 
2. es sich um Baumgruppen oder -reihen von mindestens drei Bäumen 
handelt, deren  
Kronenbereiche sich berühren oder ineinander übergehen, und einer 
von ihnen einen  
Stammumfang von mindestens 50 cm aufweist oder 
3. es sich um mehrstämmige Bäume handelt und wenigstens ein 
Stamm einen Stammumfang von mindestens 50 cm aufweist. 
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Der Stammumfang nach Satz 1 ist in einer Höhe von 130 cm über dem 
Boden zu messen; liegt der Kronenansatz unter dieser Höhe, ist der 
Stammumfang unmittelbar unter dem Kronenansatz maßgebend 

 Festsetzung zum Einsatz schonender Beleuchtung zum Schutz von Insekten. 
 Vermeidungsmaßnahmen zum Schutz von Tieren und Pflanzen 
 Naturnahe Gestaltung von Gewässerufern 
 Festsetzung und Neuanlage von Grünflächen  
 Festsetzung von heimischen Baum- bzw. Strauch- und Gehölzpflanzungen 
 Festsetzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-

den, Natur und Landschaft 
 Festsetzung von Dach und-Fassadenbegrünung  
 Festsetzung zur Aufhängung von Höhlenbrüternistkästen 
 Festsetzung externer Ausgleichsflächen 
 Biotoptypenkartierung 
 Faunistische Kartierungen und artenschutzrechtliche Prüfung 
Boden und Fläche § 1a Absatz 2 Satz 1 BauGB 

Mit Grund und Boden ist sparsam und schonen umzugehen 
§ 1 Absatz 3 Nummer 2 BNatSchG 
Zur dauerhaften Sicherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushalts sind insbesondere Böden so zu erhalten, dass sie 
ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen können; nicht mehr genutzte 
versiegelte Flächen sind zu renaturieren, oder, soweit eine Entsiege-
lung nicht möglich oder nicht zumutbar ist, der natürlichen Entwicklung 
zu überlassen. 
§ 1 Absatz 4 BNatSchG 
Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie 
des Erholungswertes von Natur und Landschaft sind insbesondere: 
1. Naturlandschaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften, 
auch mit ihren Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern, vor Verunstaltung, 
Zersiedelung und sonstigen Beeinträchtigungen zu bewahren, (...) 
§ 1 Absatz 5 BNatSchG 
(...) Die erneute Inanspruchnahme bereits bebauter Flächen sowie die 
Bebauung unbebauter Flächen im beplanten und unbeplanten Innen-
bereich, soweit sie nicht für Grünflächen vorgesehen sind, hat Vorrang 
vor der Inanspruchnahme von Freiflächen im Außenbereich. 
§ 1 Satz 3 BBodSchG 
Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner na-
türlichen Funktion sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kul-
turgeschichte so wie möglich vermieden werden 

 Begrenzung der Neuversiegelung 
 Begrenzung der Grundflächenzahlen 
 Sicherung von schutzwürdigem Boden als Fläche für Maßnahmen zur Pflege, Schutz und zur 

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
 Rückbau von Lauben der Grabeländer  
 Fachgutachterliche Untersuchungen zum Archivboden 
Wasser § 1 Absatz 3 Nummer 3 BNatSchG 

(...) für den vorbeugenden Grundwasserschutz sowie für einen ausge-
glichenen Niederschlags-Abflusshaushalt ist auch durch Maßnahmen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege Sorge zu tragen. 
§ 6 Absatz 1 Wasserhaushaltsgesetzt 
Gewässer sind als Bestandteil des Naturhaushaltes und als Lebens-
raum für Tiere und Pflanzen zu sichern. Vermeidbare Beeinträchtigun-
gen der ökologischen Funktionen sollten unterbleiben. 
§ 1 Absatz 3 BNatSchG 
Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts sind insbesondere: 
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3. Meeres- und Binnengewässer vor Beeinträchtigungen zu bewahren 
und ihre natürlichen und naturnahen Gewässer einschließlich ihrer 
Ufer, Auen und sonstigen Rückhalteflächen; Hochwasserschutz hat 
auch durch natürliche oder naturnahe Maßnahmen zu erfolgen; für 
den vorsorgenden Grundwasserschutz sowie für einen ausgegliche-
nen Niederschlagsabflusshaushalt ist auch durch Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege Sorge zu tragen (...) 
Artikel 1 Richtlinie 2006/60/EG zur „Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Was-
serpolitik“ (WRRL) 
a)   Vermeidung einer weiteren Verschlechterung sowie Schutz und 

Verbesserung des Zustands der aquatischen Ökosysteme (…) 
b)   Förderung einer nachhaltigen Wassernutzung (…) 
c)   Anstrebens eines stärkeren Schutzes und einer Verbesserung der 

aquatischen Umwelt (…) 
d)   Sicherstellung einer schrittweisen Reduzierung der Verschmut-

zung des Grundwassers (…) 
e)   Beitrag zur Minderung der Auswirkungen von Überschwemmun-

gen und Dürren. 
 Teilweiser Erhalt der vorhandenen Gräben zur Oberflächenentwässerung 
 Teilweiser Erhalt des Rückhaltevermögens von Niederschlagswasser 
 Versickerung/Verdunstung von Niederschlagswasser über Dachbegrünung 
 Naturnahe Ufergestaltung 
 Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen zum Grundwasserschutz 
Luft und Klima § 1 Absatz 5 BauGB 

Bauleitpläne sollen auch in Verantwortung für den allgemeinen Klima-
schutz dazu beitragen, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen 
und zu entwickeln 
§ 1 Absatz 3 Nummer 4 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
Luft und Klima sind auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege zu schützen; dies gilt insbesondere für Flächen 
mit günstiger lufthygienischer oder klimatischer Wirkung wie Frisch- 
und Kaltluftentstehungsgebiete oder Luftaustauschbahnen; dem Auf-
bau einer nachhaltigen Energieversorgung insbesondere 
§ 50 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 
Bereiche mit emissionsträchtigen Nutzungen einerseits und solche mit 
immissionsempfindlichen Nutzungen andererseits sind möglichst 
räumlich zu trennen 

 Förderung der Transpirationsleistung innerhalb des Gebietes durch oberflächennahe Entwässe-
rung, Versickerung und Retention 

 Herstellung von grünen Korridoren zum Luftaustausch 
 Festsetzung von Fassaden- und Dachbegrünung 
 Festlegung von Grünflächen 
Landschaft & Stadtbild § 1 Absatz 6 BauGB 

4. Die Erhaltung und Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und 
der Umbau vorhandener Ortsteile ist in der Bauleitplanung besonders 
zu berücksichtigen. 
5. Die Berücksichtigung erhaltenswerter Ortsteile, Straßen, Plätze von 
geschichtlicher, künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung und 
die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes ist in der Bauleitpla-
nung besonders zu berücksichtigen. 
§ 1 Absatz 4 BNatSchG 
Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie 
des Erholungswertes von Natur und Landschaft sind insbesondere: 
1. Naturlandschaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften, 
auch mit ihren Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern, vor Verunstaltung, 
Zersiedelung und sonstigen Beeinträchtigungen zu bewahren, (...) 
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§ 1 Absatz 6 BNatSchG 
Freiräume im besiedelten und siedlungsnahen Bereich einschließlich 
ihrer Bestandteile, wie Parkanlagen, großflächige Grünanlagen und 
Grünzüge, Wälder und Waldränder, Bäume und Gehölzstrukturen, 
Fluss- und Bachläufe mit ihren Uferzonen und Auenbereichen, ste-
hende Gewässer, Naturerfahrungsräume sowie gartenbau- und land-
wirtschaftlich genutzte Flächen, sind zu erhalten und dort, wo sie nicht 
in ausreichendem Maße vorhanden sind, neu zu schaffen 

 Ausschluss von Tankstellen, Werbeanlagen und Vergnügungsstätten 
 Beschränkung der Bauhöhe 
 Schaffung und Sicherung von Geh und Radwegen  
 Neugestaltung des Orts- und Landschaftsbildes durch umfangreiche Gestaltungs- und Begrü-

nungsmaßnahmen 
 Festsetzung eines Anpflanzgebots 
Kultur- und Sachgüter § 1 Absatz 6 BauGB 

5. Die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denk-
malpflege sind zu berücksichtigen 
§ 1 Absatz 4 BNatSchG 
Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie 
des Erholungswertes von Natur und Landschaft sind insbesondere: 
1. Naturlandschaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften, 
auch mit ihren Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern, vor Verunstaltung, 
Zersiedelung und sonstigen Beeinträchtigungen zu bewahren, (...) 
§ 1 Hamburgisches Denkmalschutzgesetz 
Die Kulturdenkmäler sind zu schützen und zu erhalten, es ist darauf 
hinzuwirken, dass sie in die städtebauliche Entwicklung, Raumord-
nung und Landespflege einbezogen werden. 

 Erhalt und Schutz des im Osten befindlichen schutzwürdigen Bodens Archiv Naturgeschichte 
 Schaffung von Ersatzparzellen für Kleingartenanlagen außerhalb des Plangebietes sowie im 

Plangebiet (s. Schutzgut Mensch) 
 

Die in der Umweltprüfung zu berücksichtigenden, übergeordneten Planungen werden im Ka-
pitel 3 Planerische Rahmenbedingungen aufgeführt.  

4.2 Fachgutachten und umweltrelevante Stellungnahmen 
Schutzgut Mensch einschließlich der menschlichen Gesundheit 

Gutachten/Untersuchung: 

• Schalltechnische Prognose , M+O Immissionsschutz (Februar 2023) 
• Verkehrstechnische Stellungnahme - Variante mit Körber, ARGUS (März 2023) 
• Curslacker Neuer Deich Geländeaufhöhung, Ergebnisbericht Baugrundsondierung (Ja-

nuar 2023)  
• Belastungsplan, Progonse 45% mit Körber, ARGUS 09.02.2023 
• Behörde für Verkehr und Mobilitätswende – Amt Verkehr, Curslacker Neuer Deich / Am 

Schleusengraben 09.09.2021 
 

Stellungnahmen:  
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• Stellungnahme des Bezirksamt Bergedorf der Abteilung Abfallwirtschaft zur lärmtechni-
schen Untersuchung  

• BSW-Amt für Landesplanung und Stadtwntwicklung, Abteilung LP (03.06.2023) 
• BUKEA-Amt für Naturschutz, Grünplanung und Energie, Landschaftsplanung und Stadt-

grün (04.05.2023) 
 

Schutzgut Klima 

Gutachten/Untersuchungen: 

• Stadtklimatisches Gutachten für die Fläche Curslacker Neuer Deich im Rahmen des Be-
bauungsplanverfahren Bergedorf 99 (Februar 2023) 

• Energiewirtschaftliches Gutachten Innovationspark Bergedorf, Averdung Ingenieure & Be-
rater GmbH (Mai 2023) 

 

Stellungnahmen: 

• BSW-Amt für Landesplanung und Stadtentwicklung (03.05.2023) 
• BUKEA-Wasser, Abwasser und Geologie, Abteilung W1/2- Wasserwirtschaft und Abwas-

serwirtschaft (04.05.2023) 
• BUKEA-Energie und Klima, Abteilung E 134 (02.95.2023) 
• Arbeitsgemeinschaft Naturschutz Hamburg (04.05.2023) 
 

Schutzgut Fläche 

• Eigene Erhebungen 
 

Schutzgut Boden 

Gutachten/Untersuchung: 

• Bodenfunktionsbewertung Bergedorf, Südlicher Brookdeich (Februar 2008) 
• Bodenkundliche-fachliche Erläuterung zum geplanten Naturdenkmal „Südlicher Brook-

deich“ (Juli 2009)  
• Seltenheit der Böden der Brookdeicher Marschen‘ im Bereich der Vier- und Marschlande 

(Dezember 2009)  
• Auskunft Altlastenhinweiskataster, BUKEA 19.01.2023 
 

Stellungnahmen: 

• Abteilung W1/2 Wasserwirtschaft und Abwasserwirtschaft; Einreichungsdatum 20.01.2023 
• Abteilung Abfallwirtschaft; Einreichungsdatum 19.01.2023, 20.01.2023 
• BUKEA-Naturschutz, Grünplanung und Bodenschutz, Abteilung N3-Naturschutz 

(04.05.2023) 
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• BUKEA-Naturschutz, Grünplanung und Bodenschutz, Abteilung A2-Bodenschutz und Alt-
lasten (04.05.2023) 

• Arbeitsgemeinschaft Naturschutz Hamburg (04.05.2023) 
 

Schutzgut Wasser 

Gutachten/Untersuchungen: 

• Hydrologisches Fachgutachten (Februar 2023)  
• Hydrologische Fachplanung, BWS GmbH 15.02.2023 
• Ergebnisprotokoll Nr. 03, Planungsroutine Hydrologie, BWS GmbH 29.09.2020 
• Entwässerungskonzept BWS GmbH, 14.02.2023 
 

Stellungnahmen:  

• Stellungnahme des Bezirksamt Bergedorf der Abteilung Wasserwirtschaft und Abwasser-
wirtschaft zur Entwässerung 

• Stellungnahme der Hamburger Wasserwerke zur Niederschlagswasserentwässerung und 
Schmutzwasserentsorgung  

• BUKEA-Wasser, Abwasser und Geologie, Abteilung W1/2 Wasserwirtschaft und Abwas-
serwirtschaft (04.05.2023) 

• BSW-Amt für Landesplanung und Stadtentwicklung, Abteilung LP (03.05.2023) 
 

Schutzgut Tiere und Pflanzen einschließlich Artenschutz 

Gutachten/Untersuchungen:  

• Dokumentation der Populationsumsiedlung des im Gebiet des Bebauungsplans Ber-
gedorf 99 festgestellten Vorkommens der Zierlichen Tellerschnecke Anisus vorticulus 
(FFH-RL, Anh. II und IV), Stand 23.03.2018 

• Monitoring zur im Herbst 2017 umgesiedelten Zierlichen Tellerschnecke (Anisus vorti-
culus). Teil Vegetation. Bericht für die Vegetationsperiode 2020, Stand Dezember 2020 

• Monitoring zur im Herbst 2017 umgesiedelten Zierlichen Tellerschnecke (Anisus vorti-
culus). Teil Mollusken-Fauna. Bericht für die Vegetationsperiode 2020, Stand Novem-
ber 2020 

• B-Plan Bergedorf 99 / Curslack 18 Biologische Bestandserhebung und Beitrag zum 
Artenschutz (Biotopkartierung und faunistische Erhebungen, 2008), Stand 25.11.2008 

• B-Plan Bergedorf 99 / Curslack 18 Vertiefende faunistische Untersuchungen (faunisti-
sche Kartierungen von Zauneidechse, Haselmaus, Fledermäusen, Schlammpeitzger, 
Zierlicher Tellerschnecke 2009/10), Stand 19.08.2011 

• Naturschutzfachliche Kartierungen zum B-Planverfahren Bergedorf 99 (faunistische 
Kartierungen 2018/19), Stand 03.03.2023 
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• Plausibilitätsprüfung der faunistischen Kartierungen für das Bebauungsplanverfahren 
Bergedorf 99, Stand 06.03.2023 

• Kartierung von Moorfrosch und Kammmolch 2023 
• Biotopkartierung des Bebauungsplangebietes Bergedorf 99 (Kartierdatum 2022), 

Stand 23.03.2023 mit Biotopbestandskarte (Stand 16.02.2023) und Karte mit land-
schaftsbildprägenden Einzelbäumen (Stand 18.01.2023) 

• Artenschutzfachbeitrag für das Bebauungsplanverfahren Bergedorf 99, Stand 
19.05.2023 

• Landschaftsplanerischer Fachbeitrag zum Bebauungsplan Bergedorf 99, Stand 
16.06.2023 
 

Stellungnahmen 

• Arbeitsgemeinschaft Naturschutz Hamburg 
• BUKEA-Naturschutz, Grünplanung und Bodenschutz, Abteilung N3- Naturschutz 

(04.05.2023) 
 

Landschaft und Stadtbild 

Gutachten/Untersuchungen: 

• Eigene Erhebungen (2023) 
 

Stellungnahmen 

• Stellungnahme des Bezirksamt Bergedorf der Abteilung Landschaftsplanung SL33 
• Arbeitsgemeinschaft Naturschutz Hamburg (04.05.2023) 
• BSW-Amt für Verwaltung, Recht und Beteiligungen (26.04.2023) 

 

Schutzgüter Kultur- und sonstige Sachgüter 

Gutachten/Untersuchungen: 

• Bodenfunktionsbewertung Bergedorf Südlich Brookdeich (2008) 
 

Stellungnahmen: 

• Bodenkundlich-fachliche Erläuterung zum geplanten Naturdenkmal „Südlich Brook-
deich“ vom Amt für Umweltschutz, Bodenschutz/Altlasten (Juli 2009) 

• Stellungnahme vom Amt für Umweltschutz, Bodenschutz/ Altlasten zur Seltenheit der Bö-
den „Brookdeicher Marschen“ im Bereich der Vier- und Marschenlande (Dezember 2009) 
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4.3 Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen 
In den nachfolgenden Unterkapiteln wird auf die prüfungsrelevanten Schutzgüter im Detail ein-
gegangen. Zunächst wird jedes Schutzgut hinsichtlich seines Bestands beschrieben. Anschlie-
ßend werden die planungsbedingten Umweltauswirkungen beschrieben und der Eingriff be-
wertet. Zuletzt wird auf die möglichen Vermeidungs-, Minderungs-, und Ausgleichsmaßnah-
men eingegangen. 

4.3.1 Schutzgut Mensch  

4.3.1.1 Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustands  
Erholung 

Das Plangebiet ist vor allem stark geprägt durch die Klein- und Freizeitgartennutzung und 
landwirtschaftliche Nutzung. Ebenfalls in der näheren Umgebung liegen weitere Kleingärten. 
Südlich an das Plangebiet angrenzend befindet sich die stark frequentierte Bundesautobahn 
25. Im Norden grenzt eine selten befahrene Bahnstrecke an. Das Plangebiet ist bedingt durch 
die Infrastruktur stark vom Stadtteil Bergedorf abgeschnitten. Seine Bedeutung als Erholungs-
gebiet beschränkt sich primär auf die Klein- und Freizeitgartennutzung. Diese ist jedoch mo-
derat vorbelastet durch Lärm- und Schadstoffemissionen durch angrenzende Nutzungen (Ver-
kehr und Gewerbe). 

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt nur über wenige, zum Großteil unbefestigten Wege, 
welche überwiegend der Zuwegung zu den Kleingärten dienen. Als Ost-West-Verbindungen 
werden ein parallel zu den nördlich angrenzenden Gleisen verlaufender befestigter Weg, der 
auch als Notzufahrt für den angrenzenden Busbetriebshof dient, sowie ein südlich, entlang der 
BAB 25 verlaufender Unterhaltungsweg genutzt. Letzterer wird aufgrund seiner starken Vor-
belastung durch Lärm und Geruch nicht als Geh- und Radweg mit Erholungsfunktion erachtet. 

Die Erholungsqualität innerhalb des Plangebietes wird im Allgemeinen als gering erachtet. 

Licht 

Durch die Nutzung der Kleingartensiedlung kann es vereinzelt zu kleineren Lichtquellen kom-
men. Vom Plangebiet gehen daher lediglich geringe Lichtemissionen aus. 

Externe Lichtquellen sind die angrenzenden Straßen im Gewerbegebiet Curslacker Neuer 
Deich, die Autobahn 25 als auch die Stellplatzfläche der im Westen angrenzenden Verkehrs-
betriebe Hamburg-Holstein GmbH. Diese verursachen eine indirekte Beleuchtung des Plan-
gebietes durch die Straßenbeleuchtung sowie die Fahrzeuglichter und tragen somit zu einer 
erhöhten Vorbelastung durch Lichtemissionen bei. 

Lärm 

Verkehrslärm  
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Das Plangebiet liegt unmittelbar an der Straße Curslacker Neuer Deich und der Autobahn A 
25. Bereits im Bestand wirken insbesondere durch den auf diesen Straßen vorhandenen Ver-
kehr Immissionen auf das Plangebiet ein. Auf der größtenteils stillgelegten Schienenstrecke 
Hamburg–Geesthacht nördlich des Plangebiets finden keine Regelzugfahrten statt. Überle-
gungen zur Reaktivierung der Strecke bestehen, sind aber zum gegenwärtigen Zeitpunkt er-
gebnisoffen. Durch die derzeit nur gelegentlich stattfindenden Zugfahrten gehen keine rele-
vanten Lärmimmissionen aus. Die größten Immissionen wirken daher parallel zur Autobahn 
und zum Curslacker Neuer Deich auf das Plangebiet ein. Eine detaillierte Untersuchung wurde 
für die Bestandssituation nicht vorgenommen, da die Nutzungen im Plangebiet planungsrecht-
lich nicht gesichert werden und nicht erhalten bleiben sollen, sodass etwaige Lärmpegelstei-
gerungen für Bestandsnutzungen im Zuge der Planung für die Abwägung nicht von Bedeutung 
sind. 

Vom Plangebiet selbst gehen derzeit keine relevanten Verkehrslärmbelastungen aus. 

Gewerbelärm 

Im Umfeld des Plangebiets befinden sich einige Gewerbe- und Industrieflächen, die im Be-
stand mit den dort zulässigen Emissionen auf das Plangebiet einwirken können. Südlich der 
Autobahn A 25 sind darüber hinaus fünf Windenergieanlagen am Standort Curslack vorhan-
den, die rechnerisch berücksichtigt wurden. 

Im Ergebnis ergibt sich im Bestand eine auf das Plangebiet einwirkende Belastung durch Ge-
werbelärm aus dem Umfeld, die im Nordwesten am höchsten und im Südosten am niedrigsten 
ist. Die ermittelten Werte liegen dabei zwischen 60/55 dB(A) tags/nachts im Nordwesten und 
50/45 dB(A) tags/nachts im Südosten. Die einzige für Lärmeinwirkung relevante Nutzung im 
Plangebiet stellt die Kleingartenanlage dar. Für diese Nutzung sind keine Immissionsrichtwerte 
in der TA Lärm aufgeführt. Die Beurteilung dieser dennoch schutzbedürftigen Gebiete erfolgt 
nach Nummer 6.6 der TA Lärm entsprechend ihrer Schutzbedürftigkeit. Gemäß der „LAI-Hin-
weise zur Auslegung der TA Lärm“ ist das Schutzinteresse für Kleingärten in der Regel hinrei-
chend gewahrt, wenn ein Immissionsrichtwert von 60 dB(A) für die Tageszeit nicht überschrit-
ten wird. Ein nächtlicher Schutzanspruch besteht nicht. Der Wert von 60 dB(A) am Tage kann 
im Bestand außer im Randbereich einzelner Parzellen direkt am Curslacker Neuer Deich ein-
gehalten werden. Auch in Bezug auf die Belastung durch Gewerbelärm gilt jedoch, dass die 
Nutzungen im Plangebiet planungsrechtlich nicht gesichert werden und nicht erhalten bleiben 
sollen, sodass etwaige Lärmpegelsteigerungen für Bestandsnutzungen im Zuge der Planung 
für die Abwägung nicht von Bedeutung sind. 

Vom Plangebiet selbst gehen derzeit keine Gewerbelärmbelastungen aus. 

Luftschadstoffe 

Durch die unmittelbare Nähe des Plangebietes an die südlich gelegene BAB 25 ist von einer 
moderaten Luft- und Immissionsbelastung durch Verbrennungsmotoren auszugehen. 



Begründung zum Bebauungsplan Bergedorf 99  
Verfahrensstand: Vorentwurf 

 

 
Seite 32 von 167 

Vom Plangebiet selbst können durch die Kleingartensiedlung und die Bewirtschaftung der 
Ackerfläche geringe Geruchsbelastungen und Luftschadstoffe entstehen. Luftmesswerte be-
zogen auf Schadstoffe und Immissionsbelastungen lagen zum Zeitpunkt der Bearbeitung des 
Umweltberichts nicht vor. 

Bodengase 

Auf der Grundlage gutachterlicher Untersuchungen ist der Untergrund des Plangebietes als 
Marschenboden mit organischen Anteilen zu beschreiben. Aufgrund der Bodenbeschaffenheit 
mit Weichschichten können Gase entstehen. 

Elektromagnetische Felder 

Das Plangebiet wird durch eine von Nord nach Süd verlaufenden Hochspannungsleitung 
durchquert. Hochspannungsleitungen bilden elektromagnetische Felder, welche bei längerer 
Exposition Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit haben können. 

4.3.1.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 
Erholung 

Es entstehen erhebliche Auswirkungen auf die Erholungsfunktion von Parzellenbesitzern in-
nerhalb des Plangebietes, da eine Fortführung der bisherigen Kleingartennutzung in dem ge-
genwärtigen Ausmaß mit der Umsetzung des Bebauungsplans nicht vereinbar ist. Der Bebau-
ungsplan sieht jedoch die Ausschreibung von neuen Parzellen für Kleingärten innerhalb des 
Plangebietes vor. 

Mit der Umsetzung werden Wegeverbindungen zur Durchquerung des künftigen Plangebietes 
geplant. Die Erlebbarkeit und Querbarkeit des Plangebietes wird vor allem innerhalb der Grün- 
und Parkanlagen sowie durch die Lifeline ermöglicht. Eine Geh- und Radwegeverbindung 
(Radschnellweg Hamburg-Geesthacht) südlich der selten genutzten Gleisanlage ermöglicht 
zusätzlich die Erschließung von Ost nach West sowie eine übergeordnet bedeutsame Anbin-
dung ans Radwegenetz. Im Süden des Plangebiets wird eine Ost-West-Verbindung entlang 
der geplanten Haupterschließung (Marschlandstraße) auch für Fuß- und Radverkehr vorge-
sehen.  

Licht 

Die Umsetzung des Bebauungsplans bedeutet eine verstärkte Lichtimmission innerhalb des 
Plangebietes durch Scheinwerferlicht von Verkehr, Beleuchtung der Gewerbebebauung und 
Straßen- bzw. Wegebeleuchtung. Aufgrund der erheblichen Distanz zur nächsten Wohnbe-
bauung und der Ausweisung des Plangebietes als Gewerbefläche, kann von keinen negativen 
Auswirkungen durch Lichtimmissionen auf schutzwürdige Nutzungen und die menschliche Ge-
sundheit ausgegangen werden.  

Lärm 

In Folge der Planung wird es zusätzliche Lärmquellen geben (Verkehrs- und Gewerbelärm), 
mit Auswirkungen sowohl auf die neue Bebauung innerhalb als auch auf Bereiche außerhalb 
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des Geltungsbereichs. Zum anderen werden innerhalb des Plangebiets mit Planvollzug neue, 
potenziell lärmempfindliche Nutzungen angesiedelt.  

Es wurden daher lärmtechnische Untersuchungen durchgeführt, um die Planfolgen abzuschät-
zen und etwaige erforderliche Maßnahmen zum Schutz vor Immissionen zu definieren.  

Dabei wurden in Ermangelung von unmittelbar für die Bauleitplanung geltenden gesetzlichen 
Vorgaben für die Verkehrslärmbelastung die Immissionsgrenzwerte der Vekehrslärmschutz-
verordnung (16. BImSchV) vom 12. Juni 1990 (BGBl. I S. 1036), zuletzt geändert am 4. No-
vember 2020 (BGBl. I S. 2334) herangezogen. Die Technische Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm (TA Lärm) vom 26. August 1998 (Gemeinsames Ministerialblatt S. 503), geändert am 1. 
Juni 2017 (BAnz. AT 08.06.17 B5) ist im Rahmen von Genehmigungen für Gewerbe- und 
Industrielärm gesetzlich maßgeblich und wurde herangezogen, um im Rahmen der Bauleitpla-
nung für solche geplanten Nutzungen überprüfen zu können, ob eine Genehmigungsfähigkeit 
grundsätzlich gegeben ist. Rechtlich bindende Vorgaben gelten lediglich für den Bau neuer 
Straßen. Beim Neubau oder bei der wesentlichen Änderung von Straßen sind die Immissions-
grenzwerte der 16. BImSchV heranzuziehen. 

Verkehrslärm innerhalb des Geltungsbereichs 

Im Tageszeitraum (6–22 Uhr) wird der Immissionsgrenzwert der 16. BImSchV von 69 dB(A) 
durch den vorhandenen und entstehenden Verkehr nur im Nahbereich der Straße Curslacker 
Neuer Deich (im Osten des Plangebiets) und der BAB 25 (im Süden des Plangebiets) über-
schritten, kann ansonsten aber mehrheitlich eingehalten werden.  

Im Nachtzeitraum (22–6 Uhr) wird der Immissionsgrenzwert von 59 dB(A) hingegen in einem 
etwa 20 m breiten Streifen am Curslacker Neuer Deich und in einem 70 m breiteren Streifen 
entlang der Autobahn 25 überschritten.  

Auswirkungen des Verkehrslärms auf die Umgebung 

Die Änderungen des Verkehrsaufkommens auf den Straßen, die durch das Hinzukommen 
neuer Nutzungen entstehen, beeinflusst die Lärmsituation in der Nachbarschaft dieser Stra-
ßen. Bei Aufstellung des Bebauungsplans ist daher der Vorher-Nachher-Vergleich für Ver-
kehrslärm nach § 2 Absatz 4 BauGB durchzuführen. Das gilt nach § 2 Absatz 4 BauGB nur, 
wenn die Umweltauswirkungen voraussichtlich erheblich sind. Was im Sinne des BauGB er-
heblich ist, kann in Anlehnung an die Nummer 7.4 TA Lärm bestimmt werden. Danach wertet 
die TA Lärm Geräuschimmissionen aus dem anlagenbezogenen Verkehr auf öffentlichen Ver-
kehrswegen nur dann als erheblich, wenn „sie den Beurteilungspegel der Verkehrsgeräusche 
für den Tag oder die Nacht rechnerisch um mindestens 3 dB(A) erhöhen (und) die Immissi-
onsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) erstmals oder weiterge-
hend überschritten werden.“  

Das Plangebiet wird mit dem geplanten Anschluss an die Straße Curslacker Neuer Deich und 
direkt folgend der Anschlussstelle Bergedorf der BAB 25 sehr gut an das örtliche und überört-
liche Straßennetz angeschlossen. Grundsätzlich sind durch die Planung Erhöhungen des Ver-
kehrsaufkommens sowohl im örtlichen als auch im überörtlichen Straßennetz zu erwarten. Es 
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wurden exemplarisch vier Immissionspunkten Am Schleusengraben 26 sowie am Curslacker 
Neuer Deich 33, 52 und 60 untersucht. Die Änderung des Verkehrslärms beträgt in den Berei-
chen, in denen ausschließlich eine Änderung der Verkehrsmengen zu erwarten ist, bis zu 0,3 
dB (exemplarisch untersuchter Immissionspunkt Curslacker Neuer Deich 33). In den Berei-
chen, in denen zusätzlich auch die Reflexionen an möglichen Baukörpern im Gebiet auftreten 
können und/ oder die geplante Erschließungsstraße einwirkt, betragen die Änderungen zwi-
schen 0,6 und 1,7 dB (Am Schleusengraben 26 sowie Curslacker Neuer Deich 52 und 60). 
Die Änderungen betragen somit in der Regel weniger als 1 dB. Nur im direkten Nahbereich 
des geplanten Anschlusses des Plangebiets an die Straße Curslacker Neuer Deich sind hö-
here Zunahmen des Verkehrslärms zu erwarten (Am Schleusengraben 26). Diese überschrei-
ten mit bis zu 1,7 dB jedoch nicht 3 dB (siehe oben). Die Immissionsgrenzwerte von 69 dB(A) 
tags bzw. 59 dB(A) nachts werden jedoch erstmals oder weitergehend überschritten.  

Gewerbelärm  

Aus den Untersuchungsergebnissen kann abgeleitet werden, dass der Immissionsrichtwert 
der TA Lärm von 65 dB(A) tags für Gewerbegebiete (GE) sicher eingehalten werden kann.  

Für die öffentlichen Grünflächen sind keine Immissionsrichtwerte in der TA Lärm aufgeführt. 
Die Beurteilung der in Nr. 6.1 der TA Lärm nicht berücksichtigten schutzbedürftigen Gebiete 
erfolgt nach Nr. 6.6 der TA Lärm entsprechend der Schutzbedürftigkeit. Es wird gemäß der 
„LAI-Hinweise zur Auslegung der TA Lärm“ daher ein Wert von 60 dB(A) tags angenommen. 
Dieser Immissionsrichtwert kann mehrheitlich eingehalten werden.  

Der Immissionsrichtwert der TA Lärm von 50 dB(A) für Gewerbegebiete (GE) nachts kann 
jedoch aufgrund der aus den Gewerbe- und Industrieflächen des Bebauungsplans Bergedorf 
104 / Curslack 19 sowie der Flächen des Busbetriebshof im Bebauungsplan Bergedorf 77 in 
größeren Teilen des Gebiets nicht eingehalten werden. Dies wäre jedoch nur dann relevant, 
wenn im Plangebiet schutzwürdige Nutzungen, die nachts eine gegenüber dem Tagezeitraum 
(6–22 Uhr) höheren Schutzanspruch aufweisen, wie z. B. betriebliches Wohnen, zulässig wä-
ren Andere schutzwürdige Nutzungen wie Büro- und Sozialräume, Praxisräume, Sitzungs-
räume und ähnliche Arbeitsräume wiederum weisen im Nachtzeitraum (22–6 Uhr) keinen ge-
genüber dem Tagezeitraum höheren Schutzanspruch auf, sodass hier lediglich der Immissi-
onsrichtwert der TA Lärm von 65 dB(A) tags für Gewerbegebiete (GE) maßgeblich ist. Dieser 
ist wie beschrieben im gesamten Plangebiet eingehalten. 

Durch die Realisierung der Planung kommt es zu zusätzlichen Gewerbelärmemissionen, die 
sowohl auf Immissionsorte innerhalb als auch außerhalb des Plangebiets einwirken. Ange-
sichts der Vorbelastungen ist absehbar, dass eine Einhaltung der Immissionsrichtwerte der TA 
Lärm im Umfeld nur durch eine Geräuschkontingentierung eingehalten werden können. Die 
geplanten gewerblichen Nutzungen können mithin nicht uneingeschränkt emittieren. 

Für den Gewerbelärm in der Umgebung bestimmen die Immissionsorte, die sich weiter entfernt 
von Plangebiet des Bebauungsplans Bergedorf 99 befinden, die Kontingentshöhe, da sie in 



Begründung zum Bebauungsplan Bergedorf 99  
Verfahrensstand: Vorentwurf 

 

 
Seite 35 von 167 

der Regel einen höheren Schutzanspruch haben (z.B. Randersweide, Am Hohen Stege, 
Brookdeich).   

Sport- und Freizeitlärm  

Lärmimmissionen aus Sport- und Freizeitlärm sind nicht zu erwarten. 

Luftschadstoffe 

Die Verkehrsbelastung innerhalb des Plangebietes wird nach Prognose von einem Neuver-
kehrsaufkommen von rund 13.500 Fahrten pro Tag ausgehen. Insgesamt betrachtet wird auch 
von einem steigenden Verkehrsaufkommen auf dem Curslacker Neuer Deich ausgegangen. 
Aufgrund der bereits moderaten Vorbelastungen durch die stark frequentierte BAB 25 und dem 
Curslacker Neuer Deich, steigen die Luft- und Immissionsbelastung im Vergleich zum Bestand 
nur in geringem Maße weiter an. 

Eine Kumulation von Luftschadstoffen innerhalb des Plangebietes wird jedoch als unwahr-
scheinlich angesehen, da durch die Herstellung der grünen Korridore innerhalb des Plange-
bietes der Luftaustausch weiterhin möglich ist. Eine Überschreitung der Immissionsgrenzwerte 
ist demnach nicht zu erwarten. Die Auswirkungen werden als gering eingestuft. 

Bodengase 

Der Untergrund des Plangebietes wird als gasbildende Weichschicht aufgeführt. Innerhalb der 
natürlich gewachsenen Marschenböden können bei dauerhaft anaeroben Verhältnissen die 
darin enthaltenen organischen Anteile zu Methan abgebaut werden. Das im Boden entste-
hende, explosive Gasgemisch kann sich somit unter versiegelten und bebauten Flächen und 
Hohlräumen anreichern. Daher sind bei Neubebauung Gassicherungsmaßnahmen zu ergrei-
fen. 

Elektromagnetische Felder 

Einige Studien haben eine mögliche Verbindung zwischen langfristiger Exposition gegenüber 
elektromagnetischen Feldern (EMF) von Hochspannungsleitungen und bestimmten Gesund-
heitsrisiken wie Krebs, Alzheimer-Krankheit und Leukämie vorgeschlagen, aber es gibt auch 
viele Studien, die keine signifikanten Zusammenhänge gefunden haben. Es ist wichtig zu be-
achten, dass viele der Studien zu diesem Thema methodische Mängel haben und dass es 
schwierig ist, eine klare Verbindung zwischen EMF-Exposition und Gesundheitsrisiken herzu-
stellen. Jedoch wird empfohlen, dass Hochspannungsleitungen von Wohngebieten ferngehal-
ten werden sollten, um eine mögliche Belastung durch elektromagnetische Felder zu minimie-
ren.  

Probleme im Hinblick auf eine Wohnnutzung sind nicht zu befürchten, da diese im Plangebiet 
bereits aus anderen Gründen ausgeschlossen wird. In den durch die Hochspannungsfreilei-
tung überspannten Teilen des Gewerbegebiets könnten jedoch Belastungen für die dort dem 
Grundsatz nach zulässigen schutzbedürftigen Nutzungen wie Einrichtungen für gesundheitli-
che Zwecke sowie für die Kinder- und Altenbetreuung entstehen.  
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4.3.1.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
Erholung 

Die durch die Planung beeinträchtigten Parzellen des Kleingartenvereins 609 sind nach § 14 
i.V.m § 16 Absatz 1 Bundeskleingartengesetz ersatzpflichtig. Als Ersatz für die Kleingartenflä-
chen am Curslacker Neuer Deich werden zum einen im Osten des Plangebiets eine Grünflä-
che für Dauerkleingärten festgesetzt und zum anderen Flächen an der Rothenhauschausee 
im Osten von Bergedorf planrechtlich gesichert. Das zugehörige Verfahren des Bebauungs-
plans Bergedorf 108 befindet sich derzeit in Aufstellung. 

Durch die Schaffung öffentlicher Parkanlagen und der Verlegung von Fuß- und Radwegen in 
das Plangebiet insbesondere in bzw. an Grün- und Parkflächen und abseits der BAB 25wird 
sowohl die Erschließung als auch der Erholungswert erheblich verbessert. 

Licht 

Lichtemmissionen werden unter Berücksichtigung von § 2 Nummer 27 in der Verordnung ge-
regelt. Neben naturschutzfachlichen Aspekten wird hier eine Abstrahlung oberhalb der Hori-
zontalen unzulässig. Sämtliche Lichtquellen sind zeitlich und in ihrer Anzahl auf das für die 
Beleuchtung absolut notwendige Maß zu beschränken. 

Lärm 

Das dem Bebauungsplan zu Grunde liegende Bebauungs- und Nutzungskonzept trägt dem 
Trennungsgrundsatz gemäß § 50 BImSchG Rechnung, indem das festgesetzte Gewerbege-
biet im Umfeld ausschließlich an ebenfalls als Gewerbe- oder Industriegebiet planungsrecht-
lich gesicherte Flächen angrenzt. 

Im Plangebiet wird unterem aus lärmschutzgründen eine Wohnnutzung ausgeschlossen, Be-
herbergungsbetriebe können nur ausnahmsweise zugelassen werden, sofern bestimmte lärm-
technische Vorgaben eingehalten werden (vergleiche § 2 Nummer 2).  

Verkehrslärm 

Für einige Baufelder im Westen des Plangebiets, die von Verkehrslärmpegeln über 69 dB(A) 
tags betroffen sind, wird festgesetzt, dass für alle Aufenthaltsräume ein ausreichender Schall-
schutz an Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der Gebäude durch bauliche 
Maßnahmen geschaffen werden muss. Tags ist durch geeignete bauliche Schallschutzmaß-
nahmen die Einhaltung eines mittleren Innenschallpegels von 40 dB(A) in Aufenthaltsräumen 
bei geschlossenen Außenbauteilen sicherzustellen. Nachts (von 22 Uhr bis 6 Uhr) ist durch 
geeignete bauliche Schallschutzmaßnahmen die Einhaltung eines mittleren Innenschallpegels 
von 30 dB(A) in Aufenthaltsräumen bei geschlossenen Außenbauteilen sicherzustellen, soweit 
eine im Nachtzeitraum schutzwürdige Nutzung, wie zum Beispiel Gästezimmer eines Beher-
bergungsbetriebes, besteht (vergleiche § 2 Nummer 17). 

Gewerbelärm 
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Durch den bereits vorhandenen Lärmeintrag benachbarter Gewerbe- und Industrieflächen und 
die hinzutretenden Emissionen der neuen Nutzungen können die Immissionsrichtwerte der TA 
Lärm für Nutzungen mit einem nachts höheren Schutzanspruch nicht eigehalten werden. Die-
ses bezieht sich insbesondere auf betriebliches Wohnen, sodass ein Ausschluss dieser Nut-
zung erfolgt (vergleiche § 2 Nummer 2).   

Darüber hinaus emittieren die geplanten Nutzungen im Plangebiet auch in das Umfeld. Zum 
Schutz der dort vorhandenen Nutzungen werden die Nutzungen im Plangebiets bezgl. der 
zulässigen Lärmemissionen kontingentiert (vergleiche § 2 Nummer 18).  

Das ermittelte Grundkontingent beträgt zwischen 60 und 63 dB(A)/m2 tags und 44 und 47 
dB(A)/m2 nachts. In einigen Richtungen gibt es jedoch sowohl tags als auch nachts noch Zu-
satzkontingente. 

Luftschadstoffe 

Es sind keine Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen geplant. Durch den Erhalt einer 
Durchlüftungsfunktion können sich etwaige durch Verkehr verursachte Luftschadstoffe inner-
halb des Plangebietes nicht kumulieren bzw. haben nur eine kurze Verweildauer. 

Bodengase 

§ 2 Nummer 16 der Verordnung über den Bebauungsplan Bergedorf 99 sichert die Umsetzung 
von baulichen Maßnahmen zur Verhinderung von Gasansammlungen unter baulichen Anla-
gen und befestigten Flächen und Gaseintritten in baulichen Anlagen. Eine Gefährdung der 
menschlichen Gesundheit ist somit auszuschließen. 

Elektromagnetische Felder 

Um Belastungen durch elektromagnetische Felder sicher auszuschließen, wird in den über-
spannten Teilen des Plangebiets durch die Festsetzung § 2 Nummer 4 die Realisierung von 
Einrichtungen für gesundheitliche Zwecke sowie von Kinder- und Altenbetreuung unterbun-
den. 

4.3.2 Schutzgut Luft 

4.3.2.1 Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustands  
Laut der Fachkarte "Klimafunktionen" in der stadtklimatischen Bestandsaufnahme und Bewer-
tung für das Landschaftsprogramm Hamburg übernimmt das betroffene Gebiet aufgrund sei-
ner Randlage in der Nähe von großflächigen landwirtschaftlich genutzten Arealen eine wich-
tige Funktion für den Kaltluftvolumenstrom in Grün- und Freiflächen sowie für lufthygienische 
Ausgleichsfunktionen. 

Der Kaltluftvolumenstrom wird vor allem durch den Temperaturunterschied zwischen den süd-
lich der BAB 25 gelegenen kühlen landwirtschaftlichen Nutzflächen und den erwärmten Sied-
lungsarealen und Gewerbegebiet am Curslacker Deich beeinflusst. 
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4.3.2.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 
Durch neue Nutzungen oder Verkehrsaktivitäten können schädliche Stoffe in die Luft freige-
setzt werden, was zu einer höheren Luftbelastung führen kann. Unter Berücksichtigung der 
versiegelten Flächen und der jeweils rund 25-80 m und 360 m breiten Grünstreifen, welche 
das Plangebiet durchziehen, kann weiterhin von einer funktionstüchtigen Durchlüftungsfunk-
tion der unbebauten Flächen ausgegangen werden und ein Ausgleichsraum für die Lufthygi-
ene geschaffen werden, welcher die Schadstoffemissionen reduzieren kann. 

Die moderate Zunahme an Verkehr führt zu keiner relevanten Zusatzbelastung an Luftschad-
stoffen. 

Insgesamt wird die Durchführung der Planung daher den Umweltzustand im betroffenen Ge-
biet nicht erheblich beeinträchtigen, da Maßnahmen wie der Grünzug mit Rückhalteflächen 
zur Luftverbesserung beitragen. 

4.3.2.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
Es sind keine Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich erforderlich, da 
die Planung keine nachteiligen Auswirkungen hat. Darüber hinaus reduzieren klimaverbes-
sernde Maßnahmen, wie die Ausweisung von korridorartigen Grün- und Parkflächen und die 
Anpflanzung von Gehölzen, die negativen Auswirkungen der Bebauung auf die Luftqualität 
indem sie miteinander interagieren. 

4.3.3 Schutzgut Klima 

4.3.3.1 Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustands  
Biogeographisch betrachtet gehört Hamburg zur warm-gemäßigten atlantischen Region. Das 
Klima ist hier durch die Nähe zum Meer beeinflusst und somit hauptsächlich durch milde Tem-
peraturen und reichlich Regen geprägt. Nach dem Klimaatlas der Bundesrepublik Deutschland 
liegt die mittlere Jahrestemperatur bei 8,5 - 9,0 °C mit einer durchschnittlichen Niederschlage-
menge von 800 - 900 mm pro Jahr. Die höchsten Niederschlagsmengen fallen im Juni/Juli, 
der Februar ist dagegen der niederschlagsärmste Monat. Die Hauptwindrichtung ist aus west 
bis südwestlicher Richtung mit einer jährlichen Durchschnittsgeschwindigkeit von rund 9 Kno-
ten (Wetterstation Flughafen Hamburg-Fuhlsbüttel). Sowohl das Plangebiet als auch die nä-
here Umgebung ist als Teil der Vier- und Marschlande überwiegend landwirtschaftlich geprägt. 
Diese Flächen stellen für die angrenzenden Siedlungsbereiche Kaltluftproduktionsräume mit 
klimatischen Ausgleichspotenzial dar. 

4.3.3.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 
Die Umsetzung des Bebauungsplans führt zu einem stark erhöhten Anteil an versiegelten und 
überbauten Flächen innerhalb des Plangebietes. Die Bebauung würde somit auch einen po-
tenziellen Einfluss auf die nächtliche Durchlüftung in den zugeordneten Wirkungsräumen ha-
ben. Angesichts der Verteilung der Baufelder und der mehr als 350 m breiten Grünfuge im 
mittleren Planareal kann aber auch weiterhin von einer Durchlüftungsfunktion der unbebauten 
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Flächenanteile ausgegangen werden. Ein signifikanter Anstieg der nächtlichen Lufttemperatur 
über den bereits jetzt überwärmten angrenzenden Siedlungsräumen ist nicht zu erwarten. Dies 
gilt ebenfalls für die Wärmebelastung am Tage. Aufgrund der Tatsache, dass auch mit der 
Nutzungsänderung weiterhin ein klimatisch wirksamer Luftaustausch zu erwarten ist, sind die 
möglichen klimaökologischen Auswirkungen als gering bis mäßig einzuschätzen. Planungs-
bedingte Beeinträchtigungen von weiträumigen Strömungssystemen in Richtung thermisch 
belasteter Nutzungen im übrigen Stadtgebiet von Hamburg sind ebenfalls nicht zu erwarten. 

Durch die verursachte Veränderung des Mikroklimas ergeben sich auch Folgen für das 
Schutzgut Tiere und Pflanzen. Die daraus resultierenden Wechselwirkungen haben somit 
auch Auswirkungen auf die Lebensräume, die sich in Folge der Erwärmung verändern.  

Klimaschutzrelevante Auswirkungen während der Bauphase können von mit fossilen Kraftstof-
fen betriebenen Baumaschinen verursacht werden, welche unter anderem während des Ver-
brennungsprozesses Kohlendioxid (CO2) emittieren. Hinzu kommen Emissionen durch Trans-
porte von Baumaterialien zum Plangebiet und durch Abtransporte von Abriss- und Bodenma-
terialien. Darüber hinaus werden in bzw. im Zusammenhang mit der Bauphase mittelbar Treib-
hausgasemissionen durch die Herstellung von Baumaterialien wie zum Beispiel Zement, Be-
ton, Stahl, Glas oder Kunststoffen verursacht, da für den Herstellungsprozess der Materialien 
wiederum ein hoher Energieeinsatz erforderlich ist. 

Im Betrieb der im Plangebiet vorgesehenen Nutzungen werden Energiebedarfe für Heizung, 
Warmwasserversorgung, Beleuchtung und den Betrieb von technischen Anlagen benötigt so-
wie klimarelevante Emissionen verursacht, insbesondere Kohlenstoffdioxid (CO2). Das Aus-
maß der in der Betriebsphase verursachten Menge an CO2 ist maßgeblich davon abhängig, 
welche Art der Energieerzeugung verwendet wird. Heizung sowie Warmwasserversorgung 
wird im Plangebiet vorrausichtlich durch Ausführung zu der im Plangebiet angedachten Wär-
meversorgung gedeckt. 

4.3.3.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
Das geplante Entwässerungskonzept mit der Entwässerung über Gräben und Mulden und das 
festgesetzte Retentionsvolumen (vergleiche § 2 Nummer 25) bewirken durch die verzögerten 
Abflüsse und der Wasserfläche eine erhöhte Transpiration und damit eine Temperaturverrin-
gerung innerhalb des Plangebietes. Die Maßnahmen tragen somit zur Minderung der Beein-
trächtigung des Lokalklimas und zur ökologischen Beeinträchtigung im Sinne der Eingriffsre-
gelung bei. 

Die in der Verordnung § 2 Nummer 20 festgesetzte Fassadenbegrünung führt ebenfalls zu 
einer Verringerung von Wärmeabstrahlung von und zwischen Bebauung innerhalb des Plan-
gebietes. Die Pflanzungen von Einzelbäumen auf Stellplatzanlagen (vergleiche § 2 Nummer 
21) sowie das Anpflanzgebot im Bereich des Busbetriebshofs und des Baufelds Süd (verglei-
che Planzeichnung und § 2 Nummer 22) führt zu kleinräumigen Verschattungen von versie-
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gelten Flächen und mindert die Wärmeabstrahlung von diesen. In Verbindung mit Dachbegrü-
nung (vergleiche § 2 Nummer 19) kann neben dem Retentionsvolumen für Niederschlagswas-
ser die Verdunstung positiv zum Klima innerhalb des Plangebietes beitragen. 

Durch die die als gering bis mäßig einzuschätzenden klimaökologischen Folgen der Bebauung 
und der Implementierung entsprechender Ausgleichsmaßnahmen sind für das Schutzgut 
Klima keine erheblich negativen klimaökologischen Auswirkungen zu erwarten 

Klimaschutzrelevante Auswirkungen während der Bauphase können durch den Einsatz mög-
lichst kraftstoffsparender Baumaschinen und Lkw gemindert werden. Die Minderung der mit 
der Herstellung von Baumaterialien verbundenen Treibhausgasemissionen kann durch die 
Verwendung von recycelten Materialien bzw. durch eine verringerte Menge des eingesetzten 
Betons (zum Beispiel durch Gradientenbeton) erfolgen. Die Ergreifung geeigneter Minde-
rungsmaßnahmen in der Bauphase obliegt den Bauherren. 

Entsprechend der bundesweiten Ausbauziele für Erneuerbare Energien gemäß Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) sowie der Ziele zur Gebäudeeffizienz gemäß Gebäudeenergiegesetz 
(GEG) kann von einer schrittweisen Dekarbonisierung der für die Betriebsphase benötigten 
Energie- bzw. Wärmeversorgung ausgegangen werden. Zudem trägt sowohl innerhalb als 
auch außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans die gesellschaftliche und techni-
sche Entwicklung auch durch den Ausbau des ÖPNV und der Elektromobilität dazu bei, die 
durch den Verkehr bedingten THG-Emissionen weiter zu reduzieren und entsprechend der 
bundesweiten Sektorenziele bis 2045 klimaneutral zu gestalten 

4.3.4 Schutzgut Fläche  

4.3.4.1 Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustands  
Der Geltungsbereich ist rund 37,7 Hektar groß.  

Es handelt sich zum größten Teil (etwa 34 ha) um Flächen im Außenbereich nach § 35 BauGB, 
die im Flächennutzungsplan jedoch bereits für eine bauliche Nutzung vorgesehen sind.  

Die Fläche ist etwa zur Hälfte unbebaut und wird dort teilweise landwirtschaftlich genutzt, teil-
weise ist sie durch Gehölze und Grünland geprägt. Die andere Hälfte wird teils von einer Klein-
gartenanlage und teils als Freizeitgärten genutzt. 

Im Norden ist ein schmaler Streifen entlang der Geltungsbereichsgrenze als Bahnfläche aus-
gewiesen (Bebauungsplan TB 52 vom 18. April1958) und stellt vornehmlich eine Böschung 
dar. 

Der westliche Randbereich des Plangebiets wird als Straßenverkehrsfläche genutzt.  

Die Fläche nördlich der Kleingartenanlage ist im Bestand teilweise versiegelt. 

Der Geltungsbereich hat trotz abweichender Darstellungen des Flächennutzungsplans eine 
Bedeutung für das Schutzgut Fläche als unbebaute Flächenressourcen. 
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4.3.4.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 
Der Bebauungsplan ermöglicht in erster Linie die Realisierung von Gewerbegebieten (ca. 16 
ha) auf bisher zu großen Teilen unbebauten oder nur mit Gartenlauben/Hütten bebauten Flä-
chen. Des Weiteren werden Grünflächen (Parkanlage, Freizeit) (ca. 6,23 ha), Erschließungs-
flächen (ca. 9,37 ha), Flächen für die Regelung des Wasserabflusses sowie Abwasserbeseiti-
gung (ca. 1,66 ha), Flächen für besondere Nutzungszwecke (Gewerbelauben) (ca. 0,2 ha) und 
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (ca. 4,14 ha) entstehen. 

Durch die geplanten Nutzungen kommt es zur einer Stadterweiterung, in erster Linie durch 
eine Inanspruchnahme von bisher nicht oder kaum bebauten Flächen. Die Flächen werden 
somit erstmalig einer Nutzung zu Gewerbezwecken und Erschließungsflächen zugeführt, aber 
auch für Zwecke der Freizeit und Erholung. Insgesamt werden im Geltungsbereich etwa 4,14 
Hektar als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft festgesetzt, die damit größtenteils bestandskonform weitergenutzt wer-
den (Maßnahmenflächen „M2“, „M3“ und „M4“). Auch die Straßenverkehrsflächen am Cursla-
cker Neuen Deich mit etwa 0,6 Hektar werden weitgehend bestandskonform weitergenutzt.  

Des Weiteren erfolgt eine Flächeninanspruchnahme für außerhalb des Geltungsbereichs lie-
gende, das heißt externe ökologische Ausgleichsmaßnahmen auf einer Fläche von rund 
28,5 ha. Dies ist aber nicht als erheblich im Sinne des Schutzguts Fläche zu werten, da bauliche 
Nutzungen auf diesen Flächen nicht vorgesehen sind. 

Die Flächeninanspruchnahme ist bereits auf der Ebene des Flächennutzungsplans durch die 
Darstellung von Bauflächen planerisch vorbereitet worden. 

Zusammengefasst kommt es damit insbesondere durch die Entwicklung des neuen Gewerbe-
gebiets zu erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche, die als ausschließlich anla-
genbedingt zu beschreiben sind. Zusätzliche bau- oder betriebsbedingte Auswirkungen für das 
Schutzgut sind hingegen nicht zu erwarten. Die Baustelleneinrichtungsflächen für die innere 
Erschließung sowie für die Hochbaumaßnahmen liegen innerhalb des Geltungsbereichs. 

4.3.4.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
Mit den Strategien „Mehr Stadt in der Stadt“ und „Mehr Stadt an neuen Orten“ wird die Ent-
wicklung der inneren Stadt durch die Bebauung von Konversionsflächen, Aufstockung und 
Innenentwicklung sowie die Mehrfachnutzung von Flächen beschrieben. Gemäß Statistischem 
Bundesamt wird das Bevölkerungswachstum für Hamburg bis in die 2050er Jahre anhalten, 
was neben der Bereitstellung von ausreichendem Wohnraum auch eine nachhaltige Entwick-
lung von gewerblichen Flächen erfordert, um Raum für Arbeitsplätze zu schaffen. 

Der Eingriff in das Schutzgut Fläche kann im Rahmen der Planungsziele nicht vermieden wer-
den, da die Inanspruchnahme von Flächen für die Realisierung des Innovationsparks erfor-
derlich ist. Eine Prüfung von Alternativen (siehe Kapitel 4.5.1) führte zu dem Ergebnis, dass 
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der Standort unter Berücksichtigung aller Belange gegenüber anderen Standorten zu bevor-
zugen ist beziehungsweise für die Realisierung der gewerblichen und ergänzenden Nutzun-
gen kein anderer Standort vergleichbar gut geeignet ist.  

Eine Verringerung des Flächenverbrauchs für den neuen Gewerbepark erfolgt durch die rela-
tive hohe bauliche Verdichtung des Gebiets (GRZ 1,0), wodurch die Flächeninanspruchnahme 
reduziert werden kann. Durch die angestrebte Nutzungsmischung auf Quartiers- und Gebäu-
deebene können kurze Wege und damit eine Reduktion von Verkehrsflächen erreicht werden. 

Ein flächiger Ausgleich im Hinblick auf das Schutzgut Fläche ist hingegen in einer wachsenden 
Stadt wie Hamburg nicht möglich, da an anderer Stelle im Stadtgebiet Flächen aus der Nut-
zung genommen werden müssten. Hamburg ist jedoch grundsätzlich bestrebt, einen überwie-
genden Teil der baulichen Entwicklung auf Flächen der Innenentwicklung zu bestreiten, führt 
dazu auch umfangreiche Konversionsprojekte durch und bereitet diese planungsrechtlich vor.  

Des Weiteren ist zu berücksichtigen, dass große Teile des Geltungsbereichs als Grün- oder 
Wasserflächen festgesetzt beziehungsweise genutzt werden und somit weiterhin keiner be-
ziehungsweise einer sehr eingeschränkten baulichen Nutzung unterliegen. 

4.3.5 Schutzgut Boden  

4.3.5.1 Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustands  
Die Böden im Eingriffsbereich entstanden aus den großflächigen Marschenablagerungen. Die 
heute auftretenden Böden sind zumeist tonig, aus perimarinen Ablagerungen (Klei) über Fluss-
sand. Das mittlere Höhenniveau im Plangebiet reicht von 0,5 m üNN bis ca. 3,5 m üNN.  

Insgesamt betrachtet ist das Projektgebiet durch setzungsempfindliche organische Weich-
schichten geprägt. Überwiegend in den Weichschichten vorhanden ist Klei, welcher auch als 
torfiger Klei klassifiziert werden kann. Stark zersetzte Torfe lassen sich nur in wenigen Teilbe-
reichen innerhalb des Projektgebietes antreffen. Die Mächtigkeit der Weichschichten variiert 
von wenigen cm bis hin zu 4,0 m. 

Die Böden innerhalb der Kleingartensiedlungen sind durch anthropogen beeinflusste Sande 
und teils humosen Beimengungen durchsetzt. Die Mächtigkeit der anthropogen beeinflussten 
Böden reicht bis in eine Tiefe bis 50 cm. 

Die durch Gebäude (Kleingartenlauben/ Grabelandhütten), Wege und Straßen verursachte 
Versiegelung im Untersuchungsraum beträgt rd. 1,5 ha. Die Grünlandzahl für die unbebauten 
Flächen im B-Plangebiet reicht von 1 bis 65 (gemittelt 37). Bei einer Skala von 1 bis 120 sind 
die Böden aus landwirtschaftlicher Sicht als gering bis mittel wertvoll einzustufen (gemittelt 
gering). Die Ertragsmesszahl für die unbebauten Flächen im B-Plangebiet beträgt für eine ge-
samt nutzbare Fläche von rd. 13,5 ha gemittelt 9.349. Vorbelastungen ergeben sich durch die 
intensive ackerbauliche Nutzung und die Nutzungsansprüche der Kleingartensiedlung und 
Grabeländer auf Teilflächen innerhalb des B-Planbereichs. Aufgrund der vorhandenen Nut-
zung kommt es in Folge der Bodenbearbeitung zur Störung des Bodengefüges. 
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Der östliche Teil des Maßnahmenbereichs ist nach Daten des Geoportals-Hamburgs als 
„Schutzwürdiger Boden Archiv Naturgeschichte“ ausgeschrieben mit der Archivklasse N3. Ge-
mäß Bodenfunktionsbewertung (Dr. Däumling & Partner 02/2008) ist insbesondere die Kern-
zone auf den Flurstücken 3131 und 4711 besonders wertvoll und schützenswert. Die meisten 
Böden in diesem Gebiet sind Flusskleimarschen, die aus ehemaligen Süßwasserwatten her-
vorgegangen und tonreich sind, da sich hier Schlicke und andere Flusssedimente abgelagert 
haben. Lokal begrenzt treten auch natürlicherweise mit organischer Substanz angereicherte 
sogenannte „Organomarschen“ auf, die durch Einspülung von organischer Substanz aus den 
benachbarten Geestrandmooren angereichert wurden. 

Der Standort Brookdeich ist ein Beispiel für eine solche natürliche Anreicherung mit organi-
scher Substanz, die als Archiv der Naturgeschichte dient. Das Bodeninventar in diesem Gebiet 
reicht von klassischer Flusskleimarsch bis zu stark mit organischer Substanz angereicherten 
Marschen, die nur in Übergangsbereichen zu Niedermooren vorkommen. Diese ton- und hu-
musreichen Böden in ihrer besonderen Ausprägung als Süßwassermarschen mit hohem Ge-
halt an organischer Substanz sind nur sehr kleinflächig in Hamburg anzutreffen und auch bun-
desweit selten. 

Besonders sind auch die Böden, die stark durch menschliche Bearbeitung überformt wurden 
und typische Beet- und Grabenstrukturen aufweisen. Diese Grabenstrukturen sind Zeugnisse 
der historisch für diesen Standort typischen landwirtschaftlichen Marschenkulturform. Die be-
sondere Anreicherung der organischen Substanz in den abgelagerten Sedimenten und die 
intakte Beet- und Grabenstruktur als Zeugnis der historischen landwirtschaftlichen Marschen-
kultur macht die beschriebenen Böden als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte besonders 
wertvoll. 

Im November 2007 wurde eine Bodenkartierung durchgeführt, die eine überdurchschnittlich 
gute Ausprägung der Bodenfunktionen hinsichtlich ihrer Archiv- und Lebensraumfunktion nach 
Bundes-Bodenschutzgesetz aufzeigte. 

Altlasten 

Im Altlastenhinweiskataster wird eine altlastenverdächtige Fläche, zwei Flächen im Bodenzu-
standsverzeichnis und ein Hinweis aufgeführt.  

Altlastenverdächtige Fläche (8026-010-03) 

Im Altlastenhinweiskataster wird diese Fläche als Altablagerung aus Abfallbehandlungsanla-
gen oder Betriebskläranlagen mit Handlungsbedarf bei Nutzungsänderung oder baulichen Än-
derungen aufgeführt. Auf dieser Fläche wurde von 1913 bis 1984 die Kläranlage Bergedorf 
der Stadtentwässerung Hamburg betrieben. Im Rahmen der Nutzung wurde das Betriebsge-
lände um ca. 1 m erhöht. Die Mächtigkeit der verorteten Auffüllungen beträgt 0,9 m bis 3 m. 

Fläche im Bodenzustandsverzeichnis (8026-01-02, 8026-01-01) 
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Bei dieser Fläche handelt es sich um Flächen mit ehemaligen Klärschlammpolder des ehema-
ligen Klärwerks. Durch eine Entfernung der Klärschlämme samt Unterboden treten Verunrei-
nigungen hier nur vereinzelt im Oberboden auf. Hier ist mit einer hohen Belastung von Schwer-
metallen und Mineralölkohlenwasserstoffen (MKW) zu rechnen. 

GasBW-000 

Der Untergrund des Plangebietes wird als gasbildende Weichschicht aufgeführt. Daher sind 
bei Neubebauung Gassicherungsmaßnahmen zu ergreifen. 

Hinweise auf Kampfmittel 

Gemäß der GEKV-Auskunft vom 01. September 2022 befinden sich im südlichen Teilbereich 
des Plangebietes zwei Flächen mit Bombenblindgängerverdacht durch vorhandene Bomben-
krater. Nach Luftbildauswertung besteht kein Hinweis auf Bombenblindgänger im restlichen 
Projektgebiet. 

4.3.5.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 
Bei Umsetzung des Bebauungsplans steigt der Anteil an versiegelten Flächen im Plangebiet 
von 1,5 ha auf 25,2 ha an und somit um 23,7 ha neuversiegelten Flächen. Dies hat vor allem 
im Bereich den künftigen Flächen für Infrastruktur und Bebauung negative Auswirkungen auf 
die Bodenentwicklung und auf die natürlichen Bodenfunktionen wie Grundwasserneubildung, 
die Lebensgrundlage von Bodenorganismen (Lebensraumfunktion), die Filter- und Pufferfunk-
tion. 

Für die Umsetzung der Planung und zur Gewährleitung einer Regenwasserentwässerung im 
Freigefälle ist außerdem eine Geländeaufhöhung zwischen rund 1,0 und 2,0 m erforderlich. 
Unter Berücksichtigung der Funktionsplanung wird eine flächenmäßige Aufschüttung von rund 
25,2 ha angenommen. Hiervon ausgenommen sind Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, Flächen für die Regelung des 
Wasserabflusses, sowie Grün- und Parkflächen. 

Derartige Eingriffe stellen negative Auswirkungen auf die Schutzgüter Pflanzen und Tiere, 
Wasser, Klima und Landschaftsbild dar. 

In den im Bebauungsplan ausgewiesenen Grün- und Parkflächen sowie Fläche für Maßnah-
men zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft und Flä-
chen für die Regelung des Wasserabflusses können die natürlichen Bodenfunktionen weiter-
hin ihre Funktion erfüllen. Vor allem die Regelung des Wasserhaushalts wird durch die Flächen 
zum Rückhalt und Versickerung von Niederschlagswasser durch die Herstellung von einem 

ca. 10 – 15 m breiten Graben zur Entwässerung entlang des Baufelds Ⓚ weiterhin ermöglicht 

und gefördert.  

Unter Luftausschluss können die im Plangebiet organischen Ablagerungen in den Boden-
schichten Methan ausbilden. Dies kann vor allem durch die geplanten großflächigen Aufschüt-
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tungen und Neuversiegelung begünstigt werden. Das im Boden entstehende, explosive Gas-
gemisch kann sich somit unter versiegelten und bebauten Flächen und Hohlräumen anrei-
chern. Hieraus entstehen Wechselwirkungen zum Schutzgut Mensch und menschliche Ge-
sundheit. 

4.3.5.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
§ 2 Nummer 16 der Verordnung über den Bebauungsplan Bergedorf 99 sichert die Umsetzung 
von baulichen Maßnahmen zur Verhinderung von Gasansammlungen unter baulichen Anla-
gen und befestigten Flächen und Gaseintritte in baulichen Anlagen. 

Der Rückbau der im Plangebiet befindlichen Lauben und die damit verbundene kleinteilige 
Entsiegelung hat positive Auswirkungen auf die Wiederherstellung der Bodenfunktionen, so-
fern auf diesen Flächen keine Neuversiegelung stattfindet. Dadurch kann der natürliche Was-
serkreislauf wiederhergestellt werden. Gleichzeitig können somit auch potenziell Bodenbelas-
tende Schadstoffe entfernt werden. 

Sowohl die im Bebauungsplan festgesetzten Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft, als auch die Grün- und Parkflächen sichern die Bo-
denfunktionen, insbesondere Grundwasserneubildung, Lebensraumfunktion und die Filter- 
und Pufferfunktion. Die geplanten Maßnahmen führen zu einer Minderung der durch die Um-
setzung des Bebauungsplans verursachten Beeinträchtigungen und tragen parallel zur Min-
derung der ökologischen Beeinträchtigung im Sinne der Eingriffsregelung bei.  

Der im Plangebiet befindliche, schützenswerte Archivboden wird von der Planung nicht tan-
giert. Sein Bestand wird durch den Bebauungsplan planungsrechtlich erhalten und gesichert. 
Die besonders schützenswerte sogenannte Kernzone wird als Fläche für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (M3 und teilweise 
M4) festgesetzt. Sowohl die extensive Grünlandfläche als auch die darin liegenden Gräben 
sind zu erhalten, zu pflegen bzw. wo erforderlich wiederherzustellen (vergleiche § 2 Nummer 
30). Bei Bedarf kann zusätzlich im östlichen Bereich dieser Verbindung eine Nord-Süd-Que-
rung des Stegs für landwirtschaftliche Fahrzeuge errichtet werden, um die Pflege und Instand-
haltung der Maßnahmenflächen zu ermöglichen. 

Zusätzlich tragen sowohl jeweils beidseitig Grünflächen (Parkanlage (FHH) bzw. Dauerklein-
gärten) als Pufferflächen als auch Maßnahmen zur Pflege und Erhalt von dort mindestens drei 
funktionsfähigen Gräben zum Erhalt, Schutz und zur Entwicklung des nach § 2 des Bundes-
Bodenschutzgesetz geschützter Bodens bei. Die 80 m breite westliche bzw. 150 m breite öst-
liche Pufferzone unterstützen die Steuerung des Wasserhaushalts der Kernzone.   

Zum Ausgleich der nicht im Plangebiet kompensierbaren Eingriffe, sind externe Ausgleichsflä-
chen vorgesehen in den Gemarkungen Altengamme, Bergedorf und Curslack. Auf den für den 
Ausgleich vorgesehenen Flächen wird ein extensiv genutztes Grünland angestrebt unter Er-
höhung der Wasserstände mittels der Wiedereinrichtung des natürlichen Wasserstands im 
Jahresverlauf. 
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Nach Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen sowohl innerhalb als auch außerhalb des Plan-
gebiets sind die Eingriffe in das Schutzgut Boden vollständig ausgeglichen. 

4.3.6 Schutzgut Wasser 

4.3.6.1 Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustands  

Oberflächengewässer 

Fließgewässer sind als solche im Untersuchungsgebiet in Form der zahlreichen Entwässe-
rungsgräben und Kanäle vorhanden. Die Fließrichtung ist von Nord nach Süd gerichtet, hin 
zur BAB 25. Hier befindet sich ein dauerhaft wasserführender Sammelgraben am Böschungs-
fuß der Autobahntrasse. Die Grabenbreite variiert von 0,8 bis 2 m. 

Stillgewässer liegen in Form von natürlichen und künstlich hergestellten Teichen und Tümpeln 
vor. Diese liegen vor allem in und in direkter Nähe zu den Kleingartensiedlungsbereichen. 
Einzelne Gräben sind aufgrund mangelnder Pflege- und Grabenräumungsarbeiten zum Teil 
verlandet bzw. haben sich zu kleineren Stillgewässern entwickelt. Einige Gräben sind nach § 
30 BNatSchG geschützt. 

Im Bereich der Hochspannungsleitung und der Ackerfläche sind Gräben nur ansatzweise vor-
handen. Der Großteil der dort vorhandenen Gräben ist verlandet. Der Großteil der Gräben 
innerhalb der Kleingartensiedlung dient weiterhin der Entwässerung. Ein Teil der dort vorkom-
menden Gräben wurde im Rahmen der Kleingartennutzung überbaut. Diese sind nur noch 
entfernt erkennbar und dienen nicht mehr dem Zweck der Entwässerung. 

Die anthropogen weniger beeinträchtigten Grünflächen weisen die für die Landschaft charak-
teristischen Grabensysteme auf. 

Das Wasser stammt hauptsächlich aus Niederschlägen und Stauwasser. Es liegen sowohl 
Niederschlagseinleitungen aus den angrenzenden Gewerbeflächen als auch von den Klein-
gartensiedlungen vor. Die Kombination von teils mangelnder Pflege der Entwässerungsgräben 
und der vorherrschenden Bodenbeschaffenheit sorgt für ein mangelhaftes Be- und Entwässe-
rungssystem innerhalb des Plangebietes. 

Grundwasser 

Die mittleren Grundwassergleichen (2019) liegen innerhalb des UG zwischen 1,25 bis 0,75 
Meter NHN. Der minimale Grundwasserflurabstand beträgt rund 1 -2 m. Die Fließrichtung ist 
von Nordost nach Südwest gerichtet. Die Brookwettung, ein kleiner Bestandsgraben nördlich, 
und die Alte Brookwettung im Nordosten bilden die Vorflut innerhalb des Plangebietes. 

Auf Höhe der Autobahn ist die Fließrichtung verstärkt nach Süden, auf das Wasserschutzge-
biet Curslack/Altengamme gerichtet.  

Das gesamte UG liegt im Einzugsbereich des Wasserwerks Hamburg-Curslack und zudem 
innerhalb der ausgewiesenen Wasserschutzgebietszone III (Curslack/ Altengamme). Der 



Begründung zum Bebauungsplan Bergedorf 99  
Verfahrensstand: Vorentwurf 

 

 
Seite 47 von 167 

oberflächennahe Grundwasserleiter wird durch Weichschichten (Klei und Torf) überlagert, die 
aufgrund der geringen Durchlässigkeit eine schützende Wirkung aufweisen. 

Wassergüte 

Der Chemische Zustand des Grundwasserkörpers in Hauptgrundwasserleitern, im Raum 
Hamburg und speziell bezogen auf das Plangebiet (EL12), wird im Hamburger Beitrag zur 
zweiten Aktualisierung des Bewirtschaftungsplans der FGG Elbe (08/2021) mit gut bewertet. 
Der mengenmäßige Zustand wird als gut beschrieben. 

4.3.6.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Durch die Umsetzung des Bebauungsplans wird es zu einer großflächigen Oberflächenversie-
gelung von rund 25,2 ha für Bau- und Verkehrsflächen kommen. Bedingt durch den hohen 
Grad an Neuversiegelung wird es somit zu einer Reduzierung des Grund- bzw. Stauwas-
serdargebots kommen. Dem im Gegensatz steht eine erhebliche Zunahme an abzuleitenden 
Niederschlagswasser. Gleichzeitig gehen durch die Umsetzung und die damit zusammenhän-
gende Versiegelung rund 1,3 ha an Grabensystemen für die Be- und Entwässerung verloren. 
Der Verlust von Wasserflächen und die Verringerung des Grundwasserdargebots stellt einen 
zu bewertenden Eingriff dar. Aufgrund der engen Verflechtung des Schutzgutes Wasser mit 
anderen Schutzgütern, beispielsweise über Sediment-, Nähr- und Schadstoffresuspensionen 
oder durch Lebensraumnutzung, sind auch negative Auswirkungen auf das Schutzgut Pflan-
zen und Tiere, Klima und Landschaftsbild zu erwarten. 

Direkte vorhabenbezogene Eingriffe in den oberflächennahen Grundwasserleiter und der 
schützenden Deckschichten sind im Zuge der Erd- und Tiefbauarbeiten zu erwarten.  

Die Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft haben einen positiven Effekt auf den Wasserhaushalt. 

4.3.6.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 

Im Rahmen der Umsetzung des Bebauungsplans ist ein neues offenes Oberflächengewässer-
system mit Vorflut in die Bestandsgräben vorgesehen, da gemäß Vorgabe von Hamburg Was-
ser keine zusätzlichen Wassermengen aus dem Plangebiet in das bestehende Regenwasser-
siel im Curslacker Neuer Deich eingeleitet werden dürfen. 

Es wird ein Grabenprofil mit Abdichtung zu sensiblen Bodenschichten vorgesehen mit einem 
Dauerwasserstand von bis zu 0,8 m und einer Grabensohle von 0,7 mNHN. Der Dauerwas-
serstand beträgt 1,5 mHNH. Es verbleiben damit hinreichend Sicherheiten zu dem Vorflutsys-
tem mit einem Betriebswasserstand von ca. 1,2 mNHN bei ggf. höheren Wasserständen bei 
selteneren Ereignissen bzw. Rückstau aus dem Vorflutsystem Dove-Elbe. 

Flächenentwässerungen finden sowohl über geplante Baumrigolen als auch über Flächen von 
rd. 1,6 ha Größe für die Regelung des Wasserabflusses mit Rückhalt und Versickerung von 
Niederschlagswasser statt. 
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Die Schmutzwasserentsorgung des gesamten Plangebietes erfolgt über neu herzustellende 
Siele und zwei Schmutzwasserpumpwerke mit Anschluss an das bestehende Schmutzwas-
sersiel im Curslacker Neuer Deich. 

Aufgrund der Lage innerhalb des Wasserschutzgebiets Curslack/Altengamme sind entspre-
chende Verbote der Schutzgebietsverordnung zu berücksichtigen. Im Vordergrund steht der 
Erhalt der Schutzwirkung der geringdurchlässigen natürlichen Weichschichten und dem ober-
flächennahen Grundwasser. Neben der Verhinderung der Einsickerung von Oberflächenwas-
ser in das Grundwasser soll durch die Abdichtung ebenso ein dauerhaftes Freilegen und damit 
eine Drainierung des Grundwassers ausgeschlossen werden. 

Im Zuge des Planungsfortschritts hat sich gezeigt, dass zur Unterbringung der erforderlichen 
Anzahl von Stellplätzen neben der vorgesehenen Mobilitätszentren weitere Stellplätze in einer 
Tiefgarage notwendig sind. Eine auf einen einzelnen Standort begrenzte Errichtung einer Tief-
garage ist im Einklang mit den Vorgaben auch der Wasserschutzgebietsverordnung dem 
Grundsatz nach möglich. 

Durch den Verzicht auf Kellergeschossen und Tiefgaragen im übrigen Plangebiet werden die 
Bodeneingriffe und damit die bauzeitlichen Auswirkungen auf die Grundwassersitutation er-
heblich vermindert. 

Es ergeben sich vorhabenbezogen keine nachteiligen Auswirkungen sowohl auf die Grund-
wassersituation als auch auf die Trinkwassersituation. 

4.3.7 Schutzgut Pflanzen und Tiere einschließlich besonderer Artenschutz 

4.3.7.1 Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustands  

Sowohl der Schutz von Tieren, Pflanzen und Ihrer Lebensräume als auch die Erhaltung und 
Entwicklung dieser Lebensräume und die Biotopvernetzung sind zentrales Thema des Schutz-
gutes. 

Zur naturschutzfachlichen Einschätzung der im Plangebiet vorkommenden Tier- und Pflanzen-
welt wurde sowohl eine BUKEA-Artendatenbankabfrage (12/22), als auch umfangreiche 
faunistische Bestandserfassungen in den Jahren 2008, 2011, 2018 und 2019 für die Beurtei-
lung des Arteninventars hinsichtlich der Faunengruppen Säugetiere (Mammalia), Fleder-
mäuse (Chiroptera), Vögel, Reptilien, Amphibien, Fische, Heuschrecken, Libellen, Tagfalter, 
Hautflügler, Käfer, Spinnen und Weichtiere, durchgeführt. In einer Plausibilitätsprüfung wur-
den 2023 die einzelnen Daten zusammengefasst und mittels Ortsbegehungen, Literatur und 
einer Datenbankabfrage des Hamburger Artenkatasters überprüft. 

Im Nachfolgenden wird zunächst auf den Biotopbestand, im Plangebiet vorhandene Tiere und 
Habitate, Einzelbäume und schließlich Lebensräume eingegangen. 

Biotopbestand 
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Den Großteil des rund 37,55 ha großen Untersuchungsgebiets machen Kleingärten und Gra-
beländer aus (vergleiche Tab. 2). Die wertvollsten nach § 30 BNatSchG geschützte Biotope, 
sind die Überbleibsel der alten, marschentypischen Kulturlandschaft mit Gräben und artenrei-
chem Grünland. Hierunter zählen Gräben mittlerer Nährstoffgehalte (FGM), die verteilt im 
Plangebiet zu finden sind, Feuchtwiesen nährstoffreicher Standorte (GFR) innerhalb der Klein-
gartenanlage und Schilf-Röhrichtbestände (NRS), welche als sechs Teilflächen ebenfalls in-
nerhalb der Kleingartenanlage sowie unterhalb bzw. westlich der Hochspannungsleitung vor-
kommen. 

Folgende Biotoptypen und Biotope wurden im Plangebiet außerdem festgestellt: 

AK Ruderalbiotope 

Die an die südlich verlaufende BAB 25 angrenzende Brachfläche ist überzogen von Brenn-
nessel (Urtica dioica), Landreitgras (Calamagrostis epigejos) und Glatthafer (Arrhenatherum 
elatius). Sowohl diese als auch die kleineren Flächen am nördlichen und westlichen Plange-
bietsrand werden dem Biotoptyp AKM - Halbruderale Gras- und Staudenflur mittlerer Stand-
orte zugeordnet. Dieser Biotoptyp wird als noch wertvoll bewertet. 

Südlich ans das ehemalige Klärwerksgeländes angrenzend und auf einer weiteren Fläche in-
nerhalb der Kleingartensiedlung am Curslacker Neuer Deich befindet sich der Biotoptyp AKF 
- Halbruderale Gras- und Staudenflur feuchter Standorte.  

BS Siedlungsflächen 

Die ehemals als Flüchtlingsunterkünft genutzte Fläche am Curslacker Deich gehören dem Bi-
otoptyp BSS – Sonstige Bebauung an. Auch hier ist der Versiegelungsgrad durch gepflasterte 
Wegeflächen besonders hoch. Der Biotopwert dieser Flächen wird als gering angegeben. 

EK Kleingärten und Grabeländer 

Die Kleingartenanlage nahe dem Curslacker Deich wird dem Biotoptyp EKA – Kleingartenan-
lage, strukturarm zugeordnet und nimmt rund 9,6 % der Fläche ein. Im Gegensatz zu den 
zentral gelegenen Grabelandflächen wachsen hier nur vereinzelt Gehölze älterer Ausprägung. 
Die Gärten sind hier durch Rasen, Beet- und Wegeflächen geprägt und weisen aufgrund der 
Strukturarmut einen nur geringen bis mittleren Biotopwert auf. 

Die mit dem Biotoptyp EKZ – Grabeland bewerteten Flächen (ca. 34,4 %) umfassen ein Mo-
saik an unterschiedlich gepflegten Parzellen. Auf vielen Parzellen hat bereits Gehölzsukzes-
sion begonnen. Dazwischen befinden sich gepflegte Gartenparzellen, Einzelbäume mittlerer 
bis alter Ausprägungen, Sukzessionsflächen und Brombeergebüsche. Aufgrund der Struktur-
vielfalt wird dieser Biotoptyp als „noch wertvoll“ bewertet. 

FG Gräben  

Im Osten grenzt ein nach § 2 des Bundesbodenschutzgesetz geschützter Boden mit Archiv-
funktion für Natur- und Kulturgeschichte an. Hierbei handelt es sich um Böden mit organischen 
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Ablagerungen und Anreicherungen bedingt durch den früheren Tidenhub der Elbe. Infolge von 
früheren Entwässerungsmaßnahmen treten hier vor allem die für die landwirtschaftliche 
Marschkultur typischen und kulturgeschichtlich wertvollen Grabenstrukturen auf. Besonderes 
Merkmal sind die parallel angeordneten Beet-Gräben, die zur Be- und Entwässerung der Flä-
chen dienen. 

Im Rahmen der Bestandserhebung konnten im UG drei unterschiedliche Grabentypen und 
Biotoptypen kartiert werden. Der nach von der Biotopwertigkeit als hoch und damit wertvoll 
bewertete Biotoptyp FGM - Graben mittlerer Nährstoffgehalte unterliegt gleichzeitig dem 
Schutz nach § 30 BNatSchG. 

Die wasserführenden Gräben, die dem Biotoptyp "Nährstoffreicher Graben" (FGR) mit 
Schwimmpflanzendecke (Abb. 7) zuzuordnen sind, gehören entweder zur Variante "Frosch-
biss-Flussampfer-Typ" (gf) oder zur Variante "Erlen-Typ" (ga) mit starkem Baumbewuchs am 
Ufer. Aufgrund ihrer Nährstoffreichtums werden die FGR-Gräben als "wertvoll" eingestuft.  

Gräben mit einem nachgewiesenen Vorkommen der streng geschützten Zierlichen Teller-
schencke wurden als "besonders wertvoll" (Stufe 7) beurteilt. 

GI, GM, Grünland 

Auch das von den Gräben durchzogene, extensiv genutzte Grünland gehört der ehemaligen 
Kulturlandschaft der landwirtschaftlich geprägten Elbmarsch an. Während den westlich gele-
genen Grünlandflächen dem Biotoptypen GIM - Artenarmes gemähtes Grünland mittlerer 
Standorte zugeordnet wird, werden die östlich teils mit Rindern beweideten Flächen dem Bio-
toptyp GMW - Artenreiche Weide frischer bis mittlerer Standorte zugeordnet. Der Biotopwert 
der beiden im UG vorkommenden Biotoptypen wird mit noch wertvoll und besonders wertvoll 
bewertet. 

HR, HG Gebüsche und Kleingehölze  

Unter diese Biotopgruppe fallen die im nördlichen Teil des ehemaligen Klärwerkgeländes vor-
handenen und durchmischten Brombeergebüsche, Röhricht- und Gehölzflächen. Während die 
Gehölze des Biotoptyps Naturnahe Gehölze mittlerer Standorte (HGM) mit hohem Biotopwert 
bewertet werden, werden die als HRR – Ruderalgebüsch bewerteten Flächen aufgrund der 
Dominanz von Brombeergebüschen als mäßig wertvoll bewertet. 

LA Landwirtschaftlich genutzte Flächen 

Die Zentral im UG gelegene landwirtschaftliche Nutzfläche wird dem Biotoptyp LAL – Lehm- 
und Tonacker zugeordnet. Hierbei handelt es sich um ein zum Kartierzeitpunkt abgeerntetes, 
aber noch nicht umgebrochenes Getreidefeld. Bedingt durch die intensive Nutzung und dem 
Einsatz gängiger Pflanzenschutz- und Düngemittel wird die Biotopwertigkeit als gering bewer-
tet. 

ST Stillgewässer 
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Im östlichen Teil des UGs liegen durch landwirtschaftlich bedingte Eingriffe in den Boden tem-
poräre Stillgewässer in welchen sich Niederschlagswasser sammelt. Diese wurden als STG – 
Weidetümpel kartiert. Aufgrund der hier häufig anzutreffenden, typischen Flutrasenarten ist 
dieser Biotoptyp mit einer hohen Biotopwertigkeit zu bewerten. 

VB, VS Verkehrsflächen 

Ca. 6% der Fläche im UG werden als Verkehrsflächen genutzt. Die im Westen verlaufende, 
vollversiegelte Hauptstraße wird dem Biotoptyp VSL - Land-/Haupt- oder Durchgangsstraße 
zugeordnet. Das UG selbst wird von einer Vielzahl von landwirtschaftlich genutzten Wegen, 
die auch zur Erschließung der Kleingartenanlagen dienen, durchzogen (VSW - Wirtschafts-
wege). Die im Norden gelegenen Gleise werden dem Biotoptyp VBG – Gleisanlagen zugeord-
net. Die Biotoptypen der Verkehrsflächen sind hinsichtlich ihrer Artenvielfalt stark verarmt und 
von geringer Wertigkeit. 

ZH Gepflanzte Gehölzbestände 

Südwestlich im UG wurden Gehölz dominierte Böschungen (ZHN – Gepflanzter Gehölzbe-
stand aus vorwiegend heimischen Arten) zwischen den noch auf Marschniveau liegenden 
Kleingärten und der höher gelegenen Straße Curslacker Neuer Deich kartiert. Die dort vorhan-
denen Gehölze besitzen nur eine geringe Biotopwertigkeit. 

Tiere und Habitate 

Brutvögel 

Der Brutvogelbestand entspricht gem. der Kartierung im Jahr 2018 zu einem großen Teil der 
Brutvogelgemeinschaft der Gartenstadt-Siedlungen (vgl. AFB; IfAÖ 03/2023). Hierbei handelt 
es sich um meist ungefährdete Arten oder Arten wie dem Feldsperling, der sich im Rückgang 
befindet, aber noch nicht als gefährdet eingestuft wird. Bei der Brutvogelerfassung wurden 
insgesamt 41 sichere Brutvogelarten ermittelt. Von den festgestellten Arten unterliegen zwei 
nicht gefährdete Arten (Grünspecht und Teichhuhn) einem strengen Schutz, drei Arten (Fitis, 
Haussperling und Star) werden in Hamburg als gefährdet (RL HH 3), eine weitere (Trauer-
schnäpper) als stark gefährdet (RL HH 2) eingestuft. Drei weitere Arten, die Gartengrasmücke, 
der Gelbspötter und der Kuckuck stehen in Hamburg auf der Vorwarnliste (RL HH V). Der 
Neuntöter ist in Anhang I der EU-Vogelschutzrichtlinie aufgeführt. 

In den Gebäuden (u.a. in den Kleingärten) des UG kann es zu Bruten von gebäudebrütenden 
Brutvogelarten, wie dem Hausrotschwanz und Gartenrotschwanz kommen. 

In den Gehölzen und auf der Wiesenfläche des UG kann es zu Bruten von ubiquitären gehölz- 
boden- und heckenbrütenden Vogelarten kommen. Die bestehende Vorbelastung durch die 
am UG angrenzende stark frequentierte Autobahn A25 sowie die Lage des Gebietes in Rand-
lage der Hansestadt Hamburg als urbaner Siedlungsraum bedingt, dass grundsätzlich nur stö-
rungsunempfindliche und überwiegend siedlungstypische Brutvogelarten das Gebiet zur Brut 
nutzen  



Begründung zum Bebauungsplan Bergedorf 99  
Verfahrensstand: Vorentwurf 

 

 
Seite 52 von 167 

Im Südwesten des UG befindet sich südlich des Brachlandes und innerhalb der Kleingärten 
ein nach § 30 Absatz 2 BNatSchG gesetzlich geschütztes Biotop (NRS – Schilf-Röhricht). In 
diesen Bereichen wurden in den vorigen Kartierungen sowie der Artendatenbank Brutreviere 
der Röhrichtbrüter, wie von dem Bläßhuhn, der Rohrammer, der Stockente, dem Sumpfrohr-
sänger, dem Teichhuhn und dem Teichrohrsänger nachgewiesen. Von den erfassten Röh-
richtbrütern ist das Teichhuhn streng geschützt.  

Säugetiere (ohne Fledermäuse) 

Die mosaikartige Landschaft bietet eine Vielzahl an Habitaten und somit hohes Quartierpoten-
zial für Säuger. Vor allem die angrenzende Kleingartenanlage und Grabeländer bieten Nah-
rungshabitate für im UG vorkommende, besonders geschützte Kleinsäuger Gelbhalsmaus, 
Waldmaus, Igel, Zwergmaus, Wasserspitzmaus, Eichhörnchen, Waldspitzmaus und Zwerg-
spitzmaus (vgl. AFB; IfAÖ 03/2023). Bezüglich der Haselmaus fanden mehrmals Untersuchun-
gen in Form von Potenzialabschätzungen und Bestandserfassungen statt. Ein Vorkommen 
der Haselmaus kann nach den Untersuchungen für das UG ausgeschlossen werden. 

Fledermäuse (Chioptera) 

Im UG konnten während der Begehungen insgesamt fünf Fledermausarten nachgewiesen 
werden (vgl. AFB; IfAÖ 03/2023). Zwei dieser Arten (Breitflügelfledermaus und Großer Abend-
segler) sind in Hamburg als gefährdet (RL HH 3) eingestuft. Eine Art (Braunes Langohr) wurde 
als gefährdet mit unbekanntem Ausmaß angesehen (RL HH G) und eine Art (Rauhautfleder-
maus) steht auf der Vorwarnliste (RL HH V) in Hamburg. Alle Fledermausarten sind nach An-
hang IV der FFH-Richtlinie streng geschützt. 

Aus den Untersuchungen ergibt sich das Vorhandensein von verschiedenen für Quartiervor-
kommen geeigneter Strukturen. Zu diesen zählen der Gehölz- und Gebäudebestand sowie 
vorkommende Sonderstrukturen wie beispielsweise Brennholzstapel auf dem Gelände der 
Kleingartenanlage/ Grabeländer. 

Ein eindeutiger Nachweis von Überwinterungsquartieren konnte nicht erbracht werden. Es 
sind jedoch geeignete Strukturen für ein mögliches Überwintern der Rauhautfledermaus, der 
Zwergfledermaus wie des Großen Abendseglers vorhanden. 

Reptilien 

Eine hohe Bedeutung der Projektfläche und im Besonderen der Saumbiotope entlang der 
Bahntrasse und des nördlich verlaufenden Randweges für die Reptilienfauna, kann aus den 
gehäuften Nachweisen der Ringelnatter sowie Waldeidechse im Gebiet abgeleitet werden (vgl. 
AFB; IfAÖ 03/2023). Letztere ist nach der Roten Liste Hamburgs als gefährdet (RL HH 3) 
einzustufen, während hinsichtlich der Ringelnatter in Hamburg eine Gefährdung unbekannten 
Ausmaßes besteht und sie in Deutschland auf der Vorwarnliste geführt wird. Beide sind nach 
BNatSchG besonders geschützt. Die Waldeidechse wurde vorwiegend im Umfeld der im nörd-
lichen Randbereich liegenden Bahnanlage mit trocken-warmen Standorten nachgewiesen.  
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Amphibien 

Mittels der Kartierungen wurden die Arten Erdkröte, Grasfrosch, Seefrosch, Teichfrosch und 

Teichmolch nachgewiesen (vgl. AFB; IfAÖ 03/2023). Hingegen wird der Kammmolch im Ar-

tenkataster der BUKEA aufgeführt und wird dementsprechend als Planungsrelevante Art be-

rücksichtigt. Da auch ein an das Untersuchungsgebiet angrenzendes Vorkommen des 

Moorfrosches im Rahmen der Datenbankabfrage vorgefunden wurde, wird dieser als potenzi-

ell im Untersuchungsgebiet vorkommende, planungsrelevante Art aufgeführt. 

Der Kammmolch wird als gefährdet angesehen (RL HH 3) und ist nach Anhang IV der FFH-

Richtlinie streng geschützt. Der im Randgebiet vorkommende Moorfrosch (RL HH 3) ist nach 

Anhang IV der FFH-Richtlinie ebenfalls streng geschützt. Die Erdkröte und der Teichfrosch 

stehen auf der Roten Liste Hamburg (2018) auf der Vorwarnliste (RL HH V). Der Grasfrosch 

wird in der Roten Liste Hamburg als gefährdet (RL HH 3) und der Seefrosch als stark gefährdet 

(RL HH 2) eingestuft. Auffällig im UG ist die hohe Population des Grasfrosches. So werden 

beide Grünlandbereiche auf der Fläche intensiv vom Grasfrosch besiedelt. Diese Bereiche 

bieten optimale Lebensbedingungen. Hinzu kommen die benachbarten Brachflächen, struk-

turreichen Kleingärten sowie Bahn- und Straßenböschungen, die geeignete Sommer- und 

Überwinterungslebensräume darstellen. 

Fische 

Das Grabensystem wird von vielen Fischarten für die Fortpflanzung genutzt, was an dem Vor-
handensein von Jungfischen einiger Arten (Hecht, Karausche (RLHH 3 / RLD 2), Neunstach-
liger Stichling, Schleie und Steinbeißer) abgeleitet werden konnte (vgl. AFB; IfAÖ 03/2023).  

Die vertiefende faunistische Untersuchung zum Vorkommen des Schlammpeitzgers (RLHH 3 
/ RLD 2) im Gebiet ergab eine geringe Anzahl der Art in einem Gewässer im westlich gelege-
nen Grünland. Der Schlammpeitzger ist ebenso wie der 2011 nachgewiesene Steinbeißer eine 
in Anhang II der FFH-Richtlinie verzeichnete Fischart. Beide zählen jedoch nicht zu den streng 
geschützten Arten. 

Heuschrecken 

Im UG konnten 2008 mit der Sumpfschrecke und der Säbeldornschrecke zwei gefährdete Ar-
ten der Roten Liste Hamburgs (RLHH 3) nachgewiesen werden (vgl. AFB; IfAÖ 03/2023). 
Diese wurden alle auf der mit Grabensystemen durchzogenen Grünlandfläche im Südwesten 
des Untersuchungsraumes nachgewiesen. Die Vorkommen verdeutlichen den hohen natur-
schutzfachlichen Stellenwert dieser Grünlandflächen. Trotz Überprägung durch Kleingärten 
bzw. Grabeländer, landwirtschaftlicher Nutzung sowie Gehölzentwicklung zeigen diese Vor-
kommen das hohe Standortpotenzial des Gebietes, das in Teilbereichen noch Biotopstruktu-
ren und Artvorkommen der Feuchtgebietsfauna der naturnahen Elbniederungen im Randbe-
reich der Elbtalhänge aufweist. Die Blauflügelige Ödlandschrecke (RL HH 1 / RLD 3) gilt als 



Begründung zum Bebauungsplan Bergedorf 99  
Verfahrensstand: Vorentwurf 

 

 
Seite 54 von 167 

besonders geschützte Art. Diese konnte zwar durch die Kartierungen nicht nachgewiesen wer-
den, ist jedoch über die BUKEA-Artendatenbankabfrage im angrenzenden Gewerbegebiet 
vermerkt. 

Libellen 

Bei Untersuchung der Libellenarten im Gebiet des Bebauungsplanes Bergedorf 99 konnten 
zehn Libellenarten kartiert werden (vgl. AFB; IfAÖ 03/2023). Im UG konnten mit der Fleder-
maus-Azurjungfer und der Gebänderten Prachtlibelle zwei gefährdete Arten der Roten Liste 
Hamburgs (RL HH 3) nachgewiesen werden. Nur für die Fledermaus-Azurjungfer ist eine Bo-
denständigkeit anzunehmen. Unter den nachgewiesenen Arten ist keine Art des Anhangs IV 
der FFH-Richtlinie. 

Tagfalter 

Vor allem im UG vorkommende Biotopstrukturen wie Saumbiotope, die extensiv genutzten 
Grünlandflächen und sonnenexponierten Gehölzsäume eignen sich besonders als Habitate 
für die nachgewiesenen Tagfalter (vgl. AFB; IfAÖ 03/2023). Die Kleingärten bieten zudem mit 
Obstbäumen sowie zahlreichen Blütenpflanzen ein günstiges Nahrungsangebot für einige Ar-
ten. Das nachgewiesene Kleine Wiesenvögelchen ist nach der Roten Liste Hamburgs als ge-
fährdet (RL HH 3) einzustufen und nach BNatSchG besonders geschützt. Es wurde im Umfeld 
der im nördlichen Randbereich liegenden Bahnanlage auf den halbruderalen Gras- und Stau-
denfluren sowie auf der Fläche der Kleingärten im Zentrum des UG nachgewiesen. 

Von EGL (2023) konnten im Zuge der Biotopkartierung des UGs im Jahr 2022 vorkommende 
Pflanzen von Weidenröschen und Nachtkerzen nachgewiesen werden. Weidenröschen ka-
men entlang der halbruderalen Gras- und Staudenfluren im Südwesten des UG (Biotoptyp 
AKF) vor. Nachtkerzen wurden auf der Gewerbefläche (Biotoptyp BIG) und der Gleisanlage 
(Biotoptyp VBG) im Nordwesten des UG und dem seit 2022 dem Plangebiet ergänzten Flä-
chenstreifen nach-gewiesen (vgl. EGL 2023). Da geeignete Wirtspflanzen im UG vorkamen, 
ist grundsätzlich mit dem Nachtkerzenschwärmer zu rechnen. 

Hautflügler/Käfer/Spinnentiere 

Vor allem die nördlich verlaufenden Bahngleise stellen wertvolle Habitate für Wärme-, Sand- 
und Trockengebietsarten sowie Blütenbesucher dar und können zahlreichen Lebensgemein-
schaften einen Lebensraum bieten. So wurden vorwiegend im Bereich des nördlich gelegenen 
Bahndammes Wärme und Trockenheit liebende Arten der Insekten ermittelt.  

Bei den Untersuchungen 2018 erfolgte eine Potenzialabschätzung der Habitateignung für xy-
lobionte Käfer, insbesondere Großer Eichenbock, Eremit und Scharlachkäfer, die im Anhang 
IV der FFH-Richtlinie geführt werden und zum Teil in Hamburg nachgewiesen wurden. Im Er-
gebnis der Untersuchungen ist festzustellen, dass im UG nur wenige Großgehölze mit einer 
Eignung für die Ausbildung von größeren Mulmhöhlungen vorhanden sind. 

Weichtiere 
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Vor allem die Feuchtbiotope des UG stellen wichtige Habitate für gefährdete Weichtierarten 
dar. Für eine umfassendere Bewertung der naturschutzrechtlichen Situation der Mollusken 
durch Umsetzung des Bebauungsplans Bergedorf 99 wurden vertiefende Untersuchungen 
durchgeführt. Dabei stand das Vorkommen der Zierlichen Tellerschnecke, die als streng ge-
schützte Art der FFH-Richtlinie gilt und in Hamburg (RL HH 1) und bundesweit vom Aussterben 
bedroht (RL D 1) ist, im Vordergrund. Die Art hat in Hamburg einen Verbreitungsschwerpunkt, 
so dass das Vorkommen im UG von besonderer Bedeutung ist.  

Die Umsiedlungsversuche sowie die anschließende dreijährige Monitoringphase wurden in der 
Zeit von Juli 2012 bis Dezember 2015 durchgeführt, und die Ergebnisse von BRANDT & 
HAACK (2016) festgehalten. Im Zuge dieser Versuche wurde festgestellt, dass eine erfolgrei-
che Umsiedlung der Zierlichen Tellerschnecke durch die Übertragung von Pflanzenmaterial 
mit anhaftenden Tellerschnecken oder Fortpflanzungseinheiten möglich ist. 

Im Jahr 2017 erfolgte eine Voruntersuchung der Umsiedlungsstandorte und die Umsiedlung 
von rechnerisch 98 % der Individuen der ermittelten Population in die ausgewählten Zielge-
wässer im Gleisdreieck Kirchwerder, den Allermöher Wiesen und Neuengamme. Es muss 
zwar von nicht erfassten Anteilen des lokalen Artvorkommens ausgegangen werden, es kann 
aber aufgrund einer erhöhten Anzahl von Stichproben ein hoher Erfassungsgrad bei der Um-
siedlung der Population angenommen werden.  

In den Jahren 2018 bis 2020 erfolgte ein jährliches Monitoring zur Bestandsentwicklung der 
Zierlichen Tellerschnecke und der Gewässervegetation in den Zielgewässern. Weiterhin 
wurde ein Monitoring der Wasserstände in einigen der Zielgräben von 2017 bis 2021 durch-
geführt. Im Monitoring 2018-2020 wurden zwar Schwankungen zwischen den Untersuchungs-
jahren, insgesamt aber eine Verbesserung der Bestandssituation in den Zielgewässern nach-
gewiesen. Anhand des Monitorings konnte die gute Entwicklung der Zierlichen Tellerschnecke 
in den Zielgebieten nachgewiesen werden und es kann davon ausgegangen werden, dass der 
Bestand der Zierlichen Tellerschnecke durch den Umzug dauerhaft gesichert ist. 

Einzelbäume 

Innerhalb des Plangebietes konnten im Rahmen der Biotoptypenkartierung 178 landschafts-
bildprägende Einzelbäume erfasst werden. Ca. 80% der vorgefundenen Bäume sind in 
Deutschland heimisch. Die restlichen 20% liegen vor allem innerhalb der Kleingartensiedlung. 
Bei diesen handelt es sich um nicht heimische Arten in Form von Ziergehölzen. 

Lebensräume 

Insgesamt ist das Plangebiet reich an wertbestimmenden Lebensräumen. Zwar liegt eine 
starke Beeinträchtigung durch die auf das Plangebiet einwirkenden Emissionen von Industrie 
und Infrastruktur und der Kleingarten- und Grabelandnutzung vor, dennoch bietet die mosaik-
artige Landschaft eine Vielzahl an Habitaten und somit ein hohes Quartierpotenzial. Vor allem 
der durch die vielen Entwässerungsgräben entstehende Übergangsbereich zwischen Gewäs-
ser- und Landfläche bietet eine Vielzahl an Lebensräumen. Aber auch die direkte Nähe zum 
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Menschen innerhalb der Kleingärten und Grabeländer bietet ein wertvolles Refugium und un-
terschiedliche Nahrungsquellen. In den Kleingärten und Grabeländern finden viele Tiere wie 
beispielsweise Vögel, Insekten und Kleinsäuger, Schutz und Nahrung in Form von Beeren, 
Samen, Blüten und Insekten. Die Vielfalt an Pflanzen und Strukturen in den Kleingärten und 
Grabeländern schafft außerdem unterschiedliche Lebensräume und bietet so eine wichtige 
Möglichkeit für viele Tierarten, in einer von menschlicher Aktivität geprägten Umgebung zu 
überleben. 

In den wenig bewirtschafteten und teils brachliegenden Flächen und zahlreichen Gehölzen 
unterschiedlicher Altersstrukturen sind für die Avifauna kleine, relativ ungestörte Habitate vor-
zufinden. Innerhalb der Kleingartensiedlung und Grabeländer lassen sich dagegen meist 
ubiquitäre Vogelarten vorfinden. Aber auch Fledermäuse finden hier zahlreiche Tagesverste-
cke und nutzen die Hecken- und Gehölzstrukturen als Leitstrukturen zur Jagd. Die wasserfüh-
renden Gräben werden von Amphibien, Mollusken und Insekten als Lebensräume genutzt. Die 
extensiv bewirtschafteten Grünflächen bieten (Teil-) Lebensräume für Tagfalter und Heuschre-
cken. Reptilien finden dagegen nur in unmittelbarer Nähe der Bahntrasse geeignete Habitate 
vor. 

4.3.7.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Durch die Umsetzung des Bebauungsplans und der damit zusammenhängenden Neuversie-
gelung und Überbauung gehen Lebensräume für Pflanzen und Tiere verloren. Hierzu zählen 
insbesondere ca. 16,1 ha Kleingärten und Grabeländer, 1,1 ha Gräben und Kleingewässer, 
4,2 ha Grünland, 3,8 ha Gebüsche und Kleingehölze und 4,1 ha Lehm- und Tonacker.  

Zusätzlich betroffen sind durch Versiegelung und Überbauung auch gesetzlich geschützte Bi-
otope in einem Umfang von 0,62 ha (NRS-Schilfröhricht: 0,38 ha; FGMgw-Graben mittlerer 
Nährstoffgehalte: 0,15 ha; GFR-Feuchtwiese nährstoffreicher Standorte: 0,09 ha). Diese Bio-
tope sind wichtige Lebensräume für zahlreiche Pflanzen- und Tierarten und tragen damit we-
sentlich zur Erhaltung der biologischen Vielfalt bei. Durch die Umsetzung des Bebauungs-
plans gehen Teile der wertvollen Biotope verloren und somit langfristig auch die Artenvielfalt 
auf der betroffenen Fläche. 

Tiere und Habitate 

Brutvögel 

Mit der Umsetzung des Bebauungsplans geht ein umfangreicher Verlust von Habitaten einher. 
Insbesondere gehen durch die Versiegelung und Umstrukturierung der Grün- und Parkflächen 
Grünlandflächen, Röhrichte, Gehölze, Brachflächen, Staudenfluren und Gartenlauben verlo-
ren. Eine direkte oder indirekte Zerstörung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ru-
hestätten, durch die Baufeldfreimachung, ist für die planungsrelevanten Arten Fitis, Garten-
grasmücke, Gelbspötter, Grünspecht, Haussperling, Kuckuck, Neuntöter, Star, Teichhuhn, 
Trauerschnäpper während des Brutvogelzeitraumes (01.03 – 30.09.) nicht auszuschließen. 
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Säugetiere (ohne Fledermäuse) 

Durch die baubedingte Entfernung von Habitatstrukturen wie strukturreichen Kleingärten, Ge-
hölzbeständen und Wassergräben geht ein Verlust von Lebensraumpotenzial für Säugetiere 
einher.  

In den geplanten Grün- und Parkanlagen sowie in den Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft werden durch umfangreiche 
Begrünungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen neue Teilhabitate hergestellt.  

Fledermäuse (Chioptera) 

Mit der Entfernung der Kleingartenanlagen mitsamt der dazugehörigen Schuppen und Häuser 
und der Rodung von Gehölzen, gehen für Fledermäuse Jagd- und Fortpflanzungshabitate so 
wie Tages- und Wochenstuben in erheblichen Umfang verloren. Mit dem Verlust von Struktur-
reichtum geht auch eine Verringerung von Insekten einher. Demnach verringert sich auch das 
Nahrungsangebot innerhalb des Plangebietes. 

Dem gegenüber steht die Herstellung von neuen Gewässern in Form von Gräben, Grün- und 
Parkstrukturen mit Gehölzen sowie Flächen zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft, welche je nach Ausprägung und Pflege neue Teilhabitate für Fledermäuse bieten kön-
nen. 

Reptilien 

Reptilienlebensräume werden auf Grund der Lage am nördlich gelegenen Bahndamm durch 
die Planung nicht betroffen. 

Amphibien 

Durch die baubedingte Räumung von Gehölzen, dem Verlust von Gräben und der Überbauung 
von seggenreichen Nasswiesen geht ein Verbreitungsschwerpunkt für Amphibien, insbeson-
dere für die Erdkröte und den Grasfrosch innerhalb des Plangebietes verloren. 

Zudem können umherwandernde Individuen durch Baustellenverkehr im Baufeld oder dessen 
Zuwegungen getötet werden. Dies kann zur Tötung von adulten Tieren, Laich oder Quappen 
des Kammmolches und ggf. des Moorfrosches führen. 

Fische und Weichtiere 

Die Umsetzung des Bebauungsplans sieht neben der großflächigen Versiegelung, Gelände-
erhöhungen und die Zuschüttung im Plangebiet vorhandener, wasserführender Gräben vor. 
Insbesondere hiervon betroffen sind Lebensstätten der streng geschützten und in der FFH-
Richtlinie in den Anhängen II und IV genannten Arten Schlammpeitzger und der Zierliche Tel-
lerschnecke. 

Insekten  
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Auch für die Klasse der Insekten mit den im Plangebiet vorkommenden Artengruppen ist mit 
der Umsetzung des Bebauungsplans mit erheblichen Lebensraumverlusten zu rechnen. Durch 
die Entnahme von Großgehölzen mit einer Eignung für die Ausbildung von größeren Mulmhöh-
lungen kann es zu Beeinträchtigungen und Tötung von potenziell im UG vorkommenden Kä-
fern (Eremit und Scharlachkäfer) kommen.  

Nachtkerzenschwärmer 

Durch Bodenabschub und Versiegelungen der Oberfläche im Eingriffsbereich auf dem Grün-
land kann es zu Beeinträchtigungen des potenziell vorkommenden Nachtkerzenschwärmers 
kommen. Zudem können bei nächtlichen, langanhaltenden Bauarbeiten adulte Tiere von der 
Baustellenbeleuchtung angezogen und leichter von jagenden, lichtunempfindlichen Fleder-
mäusen im UG gefangen und gefressen werden. Dies kann zur Tötung von Eiern und Raupen 
des Nachtkerzenschwärmers führen. 

Einzelbäume 

Der gegenwärtige Planungsstand lässt nur eine grobe Abschätzung bezüglich des Verlustes 
von Einzelbäumen zu. Aufgrund von Aufschüttungen sind Einzelbäume in den Gewerbegebie-
ten und Straßenverkerhrsflächenv voraussichtlich abgängig. Ein durch die Umsetzung des Be-
bauungsplans verursachter Verlust von Gehölzen wird jedoch im Rahmen der Ausgleichser-
mittlung durch das Staatsrätemodell berücksichtigt. 

Lebensräume 

In den durch Bebauung stark versiegelten Bereichen wird sich ausgehend von der Festsetzung 
der Vegetationsanteil mit Bedeutung als Lebensraum für Tiere und Pflanzen stark verringern. 

Die planlich festgelegten Grünflächen, welche als Dauerkleingärten, Park- und Pufferflächen 
fungieren, werden dagegen ausgehend von der Festsetzung potenzielle Habitate für dort vor-
kommende Arten bieten. Gleichzeitig können die im Plangebiet ausgewiesenen Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, 
sowohl die Auswirkungen der Bebauung als auch den Habitatverlust minimieren.  

Ein Ausgleich ist aufgrund der Eingriffsintensität hinsichtlich der Schutzgüter Tiere und Pflan-
zen erforderlich. 

4.3.7.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 

Sowohl die im Bebauungsplan festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, als auch die Grün- und Parkflächen 
tragen zur Minderung der Auswirkungen des Eingriffs in das Schutzgut Tiere und Pflanzen bei. 
In Verbindung mit den in der Verordnung festgesetzten Begrünungen von Flachdächern (ver-
gleiche § 2 Nummer 19), Fassaden (vergleiche § 2 Nummer 20), Stellplätzen mit Einzelbäu-
men (vergleiche § 2 Nummer 21) und als Randstreifen im Bereich des Busbetriebshofs und 
des Baufelds Süd (vergleiche Planzeichnung und § 2 Nummer 22) werden Gehölze nachge-
pflanzt und unterschiedliche Ersatz- und Teilhabitate hergestellt. 
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Insgesamt werden vier Maßnahmenflächen (M1 – M4) für Maßnahmen zum Schutz zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden innerhalb des Plangebietes festgesetzt. 

Auf der Fläche mit der Bezeichnung "M1", die für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft vorgesehen ist, sollte ein heimischer Gehölz-
bestand mit mindestens drei Vegetationsschichten aus Sträuchern, Gehölzen und Laubbäu-
men unterschiedlicher Arten und Höhen angelegt, gepflegt und langfristig erhalten werden, um 
eine naturnahe Umgebung zu schaffen. 

Auf der Fläche mit der Bezeichnung "M2", die für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft vorgesehen ist, sollten die im Plangebiet be-
findlichen, geschützten Schilf-Röhrichte erhalten oder entwickelt werden. Es sollte angestrebt 
werden, mittlere Gras- und Staudenflächen in feuchte Biotopbereiche umzuwandeln. 

Die Flächen, die als "M3" und "M4" bezeichnet werden und für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft vorgesehen sind, sollen als ex-
tensive Grünlandflächen erhalten bleiben. Innerhalb dieser Flächen sollten Gräben angelegt 
werden, um Lebensräume und potenzielle Laichgewässer für Amphibien, Teichhuhn und Zier-
liche Tellerschnecken zu schaffen. Diese Gräben sollten langfristig in einem naturnahen Zu-
stand erhalten werden. Die Weidentümpel innerhalb der Fläche "M4" sollten ebenfalls erhalten 
bleiben. 

Mit der Festlegung der Verwendung von heimischen Gehölzen (vergleiche § 2 Nummer 23) 
kann der Anteil der im Plangebiet vorkommenden nicht heimischen Gehölze reduziert werden 
und die Biodiversität und damit verbunden neue, natürliche Lebensräume hergestellt werden. 

Im Rahmen der Umsetzung des Bebauungsplans ist ein neues offenes Oberflächengewässer-
system mit Vorflut in die Bestandsgräben vorgesehen. Hierfür werden Flächen von rd. 1,6 ha 
für die Regelung des Wasserabflusses mit Rückhalt und Versickerung von Niederschlagswas-
ser festgesetzt. Durch die Umsetzung entstehen neue Wasserflächen, Habitate und für Pflan-
zen und Tiere neue und wichtige Übergangsbereiche zwischen terrestrischen und aquatischen 
Lebensräumen. 

Dachflächen sind zu mindestens 70 % zu begrünen (vgl. § 2 Nummer 19). Dies entspricht 
rechnerisch rd. 11,3.ha. Für die Dächer von Leichtbauhallen sind davon abweichend mindes-
tens 8 cm Substrataufbau herzustellen. 

Zur Vermeidung von Beeinträchtigung von wildlebenden Tierarten sind Außenleuchten aus-
schließlich mit warmweißer Farbtemperatur zulässig. Die Leuchtgehäuse sind gegen das Ein-
dringen von Insekten staubdicht geschlossen auszuführen und dürfen eine Oberflächentem-
peratur von 60 °C nicht überschreiten. Eine Abstrahlung oberhalb der Horizontalen sowie auf 
angrenzende Wasserflächen, Gehölze, Grünflächen oder die festgesetzten Maßnahmenflä-
chen ist unzulässig (vergleiche § 2 Nr. 27). 
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Um die Tötung oder Verletzung und die erhebliche Störung nach § 44 Absatz 1 Nummer 1 und 
2 BNatSchG von Vögeln zu vermeiden, sind bauvorbereitende Maßnahmen wie Gehölzent-
nahmen, Bodenabschub, Gebäudeabriss, Gewässerzuschüttung etc. außerhalb des Brutzeit-
raumes der Vögel durchzuführen (d.h. ausschließlich vom 01.10. – 28.02.). Ist eine Gewässer-
Zuschüttung innerhalb des Brutzeitraumes der Vögel (01.03. – 30.09.) erforderlich, sollten Ge-
wässerstrukturen auf Brutvogelbesatz (Prüfung auf Nistaktivitäten) durch qualifiziertes Fach-
personal vorgenommen und ggf. freigegeben werden. Wenn die Besatzprüfung negativ aus-
fällt, muss die Gewässer-Zuschüttung umgehend, jedoch spätestens 5 Tage nach der Besatz-
kontrolle durchgeführt werden. Sollte das Zeitfenster (spätestens am 5ten Tag der Besatzkon-
trolle) nicht eingehalten werden können, muss die Besatzkontrolle ggf. wiederholt werden. 
Wenn ein Besatz festgestellt wird, sollten Gewässer-Zuschüttungen unterlassen werden und 
die Arbeiten sollten möglichst außerhalb des Brutvogelzeitraumes verlagert werden. Um eine 
Schädigung von Bodenbrütern inkl. der Gelege zu verhindern, ist vor Beginn und während des 
Bauvorhabens dafür zu sorgen, dass sich keine Bodenbrüter im Bereich der Erweiterungsflä-
che ansiedeln. Vergrämungsmaßnahmen könnten z.B. Flatterbandstangen, Vergrämungsbal-
lons oder einer vor dem Brutvogelzeitraum (01.03. bis 30.09.) regelmäßigen Mahd auf den 
Eingriffsflächen des Grünlandes darstellen. Bauarbeiten mit erheblicher Lautstärke (z.B. 
Rammarbeiten) sollten während des Brutvogelzeitraumes (01.03. – 30.09.) möglichst unter-
lassen werden. Sind diese nicht zu vermeiden, sollte das genaue Vorgehen mit der Fachbe-
hörde abgestimmt werden und ggf. erhebliche Lautstärken auf kurze Zeitabschnitte reduziert 
werden (Rammpausen). Ein normaler Baustellenbetrieb stellt keine erhebliche Störung für die 
Brutvögel dar.  

Falls es zur Zerstörung der Fortpflanzungsstätten nach § 44 Absatz 1 Nummer 3 von pla-
nungsrelevanten Arten (Star und/oder Haussperling) kommt, sind vor Gehölzentnahme bzw. 
Gebäudeabriss pro Höhlung mit Brutnachweis 3 Höhlenbrüternistkästen im Umfeld des Ein-
griffs aufgehängt werden (Empfehlung der BUKEA 2022). Für die nachgewiesenen gehölzge-
bundenen Brüter (Fitis, Gartengrasmücke, Gelbspötter, Grünspecht, Kuckuck, Neuntöter und 
Trauerschnäpper) und die Gilde der Gehölz- und Boden-/Heckenbrüter sollten bei Gehölzent-
fernungen im Sinne der Eingriffsregelung, neue Gehölzstrukturen im Umfeld des Eingriffs wie-
der her-gestellt werden, die neue Nistmöglichkeiten für die genannte Gilde darstellen würden. 
Z.B. die Pflanzung von Busch- und Baumreihen. Für mehrere Gebäudebrüter sowie Gehölz-, 
Boden- und Heckenbrüter ist davon auszugehen, dass sie kleinräumig in gleichwertige Habi-
tate der Umgebung ausweichen können. Nachdem die Baumaßnahmen abgeschlossen sind, 
ist außerdem mit einer zumindest teilweisen Wiederansiedlung dieser Arten zu rechnen. Die 
ökologische Funktion der Lebensstätten dieser Arten bleibt somit im räumlichen Zusammen-
hang erhalten.  

Um die Tötung oder Verletzung nach § 44 Absatz 1 Nummer 1 BNatSchG von Fledermäusen 
zu vermeiden, sind vor der Entnahme von Bäumen mit einem Brusthöhendurchmesser (BHD) 
≥40 cm bzw. dem Abriss von Gebäuden Höhlungen, Abplatzungen, Risse und Spalten ggf. 
endoskopisch auf Besatz zu kontrolliert.  
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Um erhebliche Störungen nach § 44 (1) Nr. 2 BNatSchG von Fledermäusen zu vermeiden, 
sollten Bauarbeiten generell bei Tageslicht durchgeführt werden. Bei abendlichen Arbeiten o-
der Betrieb müssen gerichtete Lampen bzw. kurze Masten oder abgeschirmte Leuchten ver-
wendet werden, die den Lichtstrahl auf die notwendigen Bereiche begrenzen. Eine Abstrah-
lung oberhalb der Horizontalen sowie auf angrenzende Wasserflächen, Gehölze oder Grün-
flächen ist unzulässig. Die Leuchtgehäuse sind gegen das Eindringen von Insekten staubdicht 
geschlossen auszuführen und dürfen eine Oberflächentemperatur von 60 °C nicht überschrei-
ten. Es müssen Leuchtmittel mit warmweißer Farbtemperatur von maximal 3000 Kelvin ver-
wendet werden.  

Falls es zur Zerstörung der Fortpflanzungsstätten nach § 44 Absatz 1 Nummer 3 von Fleder-
mäusen kommt, sollte vor Baumentnahme bzw. Gebäudeabriss pro Höhlung mit Sommerquar-
tiersnachweis 3 Fledermausspaltkästen innerhalb von 500 m von der Gehölzentnahme bzw. 
dem Gebäudeabriss aufgehangen werden (Empfehlung der BUKEA 2022). Diese sollten an 
verschiedenen Großbäumen bzw. Gebäuden in mindestens 4 m Höhe angebracht werden. 
Falls Bäume gefällt oder Gebäude abgerissen werden, an denen bereits Fledermauskästen 
angebracht sind, sollten diese auf Fledermausbestand geprüft und umgesetzt werden. Ein 
Ausgleich von nachgewiesenen Winterquartieren sollte mit der zuständigen Fachbehörde ab-
gestimmt werden. 

Um die Tötung oder Verletzung nach § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG von Amphibien zu vermeiden, 
muss um die Eingriffsflächen ein funktionstüchtiger Amphibienschutzzaun stehen. Vor Beginn 
der Zuschüttung der Gewässer muss im Aktivitätszeitraum der Amphibien (Mitte Februar bis 
Ende Oktober) eine Umsiedlung der verschiedenen Entwicklungsstufen der Amphibien in un-
mittelbare Nähe außerhalb der Eingriffsfläche erfolgen. Während der Winterruhe (Anfang No-
vember bis Ende Februar) sollte in jedem Fall vor Baubetrieb für die noch im UG befindlichen 
Amphibien im Rahmen der ökologischen Baubegleitung eine Baufeldfreimachung der Ein-
griffsflächen der Landhabitate erfolgen. Dabei sollten die Gehölze auf den Stock gesetzt wer-
den und die Wurzelstöcke dürfen erst ab dem 01.04. gezogen werden. Im Wurzelbereich und 
in der Nähe von Gewässern sollte in jedem Fall nicht mit schwerem Baugerät gefahren wer-
den. 

Um die Tötung oder Verletzung nach § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG vom Nachtkerzenschwärmer 
zu vermeiden, sollten in jedem Fall vor Bodenabhub alle in der Eingriffsfläche befindlichen 
potenziellen Raupenpflanzen des Nachtkerzenschwärmers und der umgebenden Streu auf 
Vorkommen von Raupen (und Eier) des Nachtkerzenschwärmers abgesucht und die gefunde-
nen Entwicklungsstadien auf geeignete Flächen in unmittelbarer Nähe umgesetzt werden. Die 
Futterpflanzen der Raupen des Nachtkerzenschwärmers sind anschließend zu entnehmen. Im 
Anschluss sollte in jedem Fall vor Baubeginn eine Mahd des Eingriffsbereiches durchgeführt 
werden.  
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Um die Tötung oder Verletzung nach § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG von Eremiten und Scharlach-
käfern zu vermeiden, sollte im Rahmen einer ökologischen Baubegleitung eine konkrete Un-
tersuchung totholzreicher Großgehölze mit einer Eignung für die Ausbildung von größeren 
Mulmhöhlungen für die streng geschützten Käferarten vor oder während der Fällung vorge-
nommen werden. Die gegebenenfalls von Eremiten bzw. Scharlachkäfern besetzte Bäume 
sollten sukzessive zurückgeschnitten, die besiedelten Stammstücke geborgen werden und an 
eine geeignete Stelle im Umfeld der Eingriffsflächen verbracht und dort aufrechtstehend fixiert 
werden. Oben offene Höhlen sind gegen Regen zu schützen. Ergänzend sollten Nistboxen 
den ggf. anzutreffenden Larven des Eremiten als kurzfristiger Ersatzlebensraum dienen. 

Um die Tötung oder Verletzung nach § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG von der Zierlichen Tellerschne-
cke zu vermeiden, müssen vor Beginn der Zuschüttung der betroffenen Gewässer diese auf 
Individuen der Zierlichen Tellerschnecke hin abgesucht, ggf. entnommen und in geeignete 
Gewässer in unmittelbarer Nähe außerhalb der Eingriffsflächen umgesiedelt werden. Die Zier-
liche Tellerschnecke wurde 2017 erfolgreich in drei Gebiete (Allermöher Wiesen, Ausgleichs-
fläche in Neuengamme sowie das Gleisdreieck in Kirchwerder) umgesiedelt, so dass die ge-
naue Umsetzung einer Umsiedlung der Zierlichen Tellerschnecke dem Umsiedlungsbericht 
und Monitoringkonzept entnommen werden können (vgl. BRANDT & HAACK 2018, HAACK 
2018). Die bereits 2017 erfolgte Umsiedlung der Zierlichen Tellerschnecke stellt bereits eine 
CEF-Maßnahme dar.  

Um die Zerstörung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten nach § 44 (1) Nr. 
3 von Vögeln zu kompensieren, sind im Gebiet des Bebauungsplans insgesamt 42 Höhlen-
brüternistkästen für die Vogelarten Haussperling, Star und Trauerschnäpper anzubringen. Die 
Höhlenbrüternistkästen sind dauerhaft zu erhalten und regelmäßig auf ihre Funktionsfähigkeit 
zu überprüfen. Bei Beschädigungen oder Verlusten sind diese unverzüglich zu ersetzen. Für 
die nachgewiesenen gehölzgebundenen Brüter müssen bei Gehölzentfernungen neue Ge-
hölzstrukturen im Umfeld des Eingriffs wieder hergestellt werden. Für mehrere Gebäudebrüter 
sowie Gehölz-, Boden- und Heckenbrüter ist davon auszugehen, dass sie kleinräumig in 
gleichwertige Habitate der Umgebung ausweichen können. Nachdem die Baumaßnahmen ab-
geschlossen sind, ist außerdem mit einer zumindest teilweisen Wiederansiedlung dieser Arten 
zu rechnen. Die ökologische Funktion der Lebensstätten dieser Arten bleibt somit im räumli-
chen Zusammenhang erhalten. 

Um die Zerstörung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten nach § 44 Absatz 
1 Nummer 3 von Fledermäusen zu vermeiden und sollte die Besatzkontrolle vor Gehölzent-
nahme oder Gebäudeabriss ein Quartiersnachweis ergeben, sollten pro Quartiersnachweis im 
UG 3 Fledermauskästen innerhalb von 500 m des Eingriffs aufgehängt werden. 

Um die Zerstörung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten nach § 44 (1) Nr. 
3 des Nachtkerzenschwärmers zu kompensieren, sind für Bereiche mit nachgewiesenem Vor-
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kommen des Nachtkerzenschwärmers und bei einem Verlust des betroffenen Grünlandes Er-
satzflächen im Umfeld des Eingriffs zu erstellen. Hierbei sind die Raupennahrungspflanzen 
des Nachtkerzenschwärmers (Weidenröschen und Nachtkerzen) einzubringen. 

Unter Berücksichtigung und Umsetzung der artenschutzrechtlichen Vermeidungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen und jenen Empfehlungen im Rahmen der Eingriffsregelung für die pla-
nungsrelevanten Arten werden keine Verbotstatbestände nach § 44 Absatz 1 BNatSchG erfüllt 
und die lokale Population der erhobenen vorkommenden Tierarten bleibt weiterhin erhalten 
und stabil. Eine Ausnahme von den artenschutzrechtlichen Verboten ist dann nicht erforder-
lich. 

Ausgleichsmaßnahmen 

Die Umsetzung des Bebauungsplans stellt einen Eingriff in Natur und Landschaft dar, der Aus-
wirkungen auf die dort ansässige Tier- und Pflanzenwelt haben kann. Um die Schutzgüter 
Tiere und Pflanzen zu bewahren und zu schützen, ist daher die Eingriffsregelung gem. § 1a 
Abs. 3 BauGB anzuwenden. 

Ein Teil des Ausgleichsbedarfs kann innerhalb des Plangebiets gedeckt werden. Über die 
Festsetzung von Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft werden 714.536 Wertpunkte innerhalb des Plangebietes ausgeglichen. Nach dem 
Eingriff verbleibt in Bezug auf das Schutzgut Boden ein Defizit von 1.040.662 Wertpunkten, 
für das Schutzgut Pflanzen und Tiere Defizite von 830.249 Wertpunkten (vgl. Landschaftspla-
nerischer Fachbeitrag). 

Gemäß dem Staatsrätemodell ist der höhere Punktewert ausschlaggebend. Der Eingriff in den 

Boden des Plangebietes, überwiegt den, der durch den Bebauungsplan für die Schutzgüter 

Pflanzen/Tiere vorbereitet wird und entspricht 1.040.662 Wertpunkten nach Staatsrätemodell 

Es entsteht somit ein Gesamtdefizit von 1.040.662 Wertpunkten, welches über externe Aus-
gleichsflächen abgedeckt werden muss. 

Da die Kompensation der unvermeidbaren Beeinträchtigungen nicht gänzlich innerhalb des 
Geltungsbereichs des Bebauungsplans Bergedorf 99 erbracht werden kann, werden außer-
halb des Plangebietes Maßnahmen zur Wiederherstellung von Funktionen des Naturhaushalts 
und zur Aufwertung des Landschaftsbildes umgesetzt. 

Die Flächen, auf denen der externe Ausgleich durchgeführt werden soll, befinden sich gegen-
wärtig im Verwaltungsvermögen der freien Hansestadt Hamburg in den Gemarkungen 
Altengamme, Bergedorf und Curslack und sollen auch zukünftig Eigentum der FHH bleiben. 
Der Großteil der Flächen besteht gemäß der hamburgweiten Biotopkartierung aus artenarmen 
Grünland und vereinzelten ackerbaulich genutzten Flächen. Diese Flächen bieten Potenzial 
für den Ausgleich, da sie räumlich in der Nähe des Plangebiets liegen und somit eine Verbund- 
und Vernetzungsfunktion für die dort ansässige Tier- und Pflanzenwelt übernehmen können. 
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Auf den für den Ausgleich vorgesehenen Flächen wird ein extensiv genutztes Grünland ange-
strebt unter Erhöhung der Wasserstände mittels der Wiedereinrichtung des natürlichen Was-
serstands im Jahresverlauf. Nach dem Staatsrätemodell wird dies bezogen auf das Schutzgut 
Boden und das Schutzgut Pflanzen und Tierwelt eine Änderung der Flächenart und der damit 
verbundenen Wertstufe nach sich ziehen.  

Der Verlust von Gehölzstrukturen wird auf den Flurstücken der Gemarkung Curslack vorgese-
hen. Durch Ergänzungspflanzungen von rd. 4 ha können dort bereits bestehende Gehölzstruk-
turen erweitert und geschlossen werden und gleichzeitig kann eine extensive Bewirtschaftung 
der Flächen weiterhin gewährleistet werden. 

Durch die Realisierung des Bebauungsplans gehen die gemäß §30 des Bundesnaturschutz-
gesetzes geschützten Biotope Schilfröhrichte, Feuchtwiesen und Gräben mittlerer Nährstoff-
gehalte durch Versiegelung in einem Umfang von rd. 0,62 ha verloren. Um diesen Verlust 
auszugleichen, müssen entsprechende Biotope auf den externen Ausgleichsflächen wieder-
hergestellt werden. Hierbei wird ein Flächenverhältnis von 1:1 angestrebt, indem geschützte 
Biotope in derselben Größe wie der verlorene Flächenumfang auf den externen Ausgleichs-
flächen rekonstruiert werden. 

Nach Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen sind die Eingriffe in das Schutzgut Tiere und 
Pflanzen einschließlich der biologischen Vielfalt vollständig ausgeglichen. 

4.3.8 Schutzgut Landschafts- und Stadtbild 

4.3.8.1 Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustands  

Landschafts- und Ortsbild 

Durch die Lage zwischen der im Norden verlaufenden Bahntrasse und der im Süden verlau-
fenen BAB 25 ist das Plangebiet stark anthropogen geprägt. Für das Landschaftsbild und die 
Erholung im Planungsraum führen die vorhandenen Verkehrswege mit ihren Belastungen 
durch optische Beeinträchtigungen und Verkehrslärm zu einer hohen Vorbelastung. Die Lärm-
belastung der angrenzenden BAB 25 beeinträchtigt das Landschaftserlebnis erheblich. Gleich-
zeitig zerschneidet diese die Landschaft. 

Das Landschaftsbild wird stark geprägt durch die Kleingartensiedlung und Freizeitgärten, wäh-
rend die ackerbauliche und Grünlandnutzung eine eher untergeordnete Rolle spielen. Der 
dichte Gehölzsaum entlang der nördlich gelegenen Bahntrasse schirmt das Areal der angren-
zenden Bebauung ab und wirkt als Barriere.  

Für sowohl das Plangebiet als auch das Landschaftsbild bedeutsam sind die Übergangsbe-
reiche zwischen aquatischen und terrestrischen Lebensräumen. Hier haben sich über die 
Jahre landschaftsprägende Strukturen wie Schilfröhrichtbestände, Heckenstrukturen, Gewäs-
ser begleitende Gehölze etabliert. Auch die zahlreichen Entwässerungsgräben geben das im 
Umland typische Landschaftsbild der Grün- und Ackerbewirtschaftung wieder und sind daher 
als identifikationsstiftend zu erachten. 
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Sowohl die von Nord nach Süd verlaufende Starkstromtrasse als auch die südlich der BAB 25 
stehenden Windräder stellen die höchsten Punkte innerhalb des betrachteten Landschaftsbil-
des dar und beeinträchtigen dieses erheblich. 

Gegenwärtig bestehen Sichtbeziehungen von der BAB 25 über das tiefer gelegene Plangebiet 
hinweg auf den Bergedorfer Stadtkern. Zwar ist an dieser Stelle kein geschlossener Siedlungs-
rand wahrnehmbar, dennoch können markante Punkte wie Kirchtürme oder der Rathausturm 
ausgemacht werden. Von dieser Position aus ebenfalls erkennbar, ist die nördlich der 
Bahntrasse verlaufende Geestkante. Aufgrund der topographisch tief gelegenen Lage des 
Plangebiets lässt sich dieses von der höher gelegenen Geestkante und der dort befindlichen 
Bebauung aus nahezu vollständig überblicken, ebenso wie die südlich gelegenen Vier- und 
Marschlande. 

Die Sichtbeziehungen vom tiefer gelegenen Plangebiet selbst sind durch die teils dichten Ge-
hölzbestände stark eingeschränkt oder nicht vorhanden. Die nördlich am Plangebiet verlau-
fende Bahntrasse mit den begleitenden Gehölzbeständen stellt hier eine visuelle Barriere in 
Richtung Bergedorf und die Geestkante dar. Die Sichtbeziehung auf die südlich gelegenen 
Vier- und Marschlande ist durch die hohe Böschungskante der Autobahntrasse nicht vorhan-
den. Vor allem vom parallel der BAB 25 verlaufenden Feldweg ist in den Süden hin keine 
Sichtbeziehung vorhanden. 

Das Plangebiet ist umgeben von Bebauung und Verkehrswegen. Die Kleingartensiedlung und 
Freizeitgärten stellen abgesehen von der öffentlich-rechtlichen Unterkunft innerhalb des Plan-
gebietes die einzige Form der Bebauung dar. Aufgrund der kleinteiligen teils individuellen Art 
der Bebauung spielen diese nur eine untergeordnete Rolle für das Ortsbild. Dennoch ist diese 
Art der Bebauung von der Autobahntrasse aus wahrnehmbar. 

Bedingt durch die Höhe sind die von Nord nach Süd verlaufenden Hochspannungsleitungen 
ebenfalls von weiter Ferne aus zu erkennen und demnach besonders prägend für das Ortsbild.  

Das Ortsbild des Plangebiets kann aufgrund seiner vielschichtigen Nutzungsansprüche als 
heterogen beschrieben werden. 

4.3.8.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Durch die Umsetzung der Planung wird sich das Landschaftsbild des Gebiets erheblich ver-
ändern. Insbesondere mit den Gewerbe- und Verkehrsflächen ergibt sich eine gänzlich neue 
Nutzung mit einer neuen Gestalt. 

Die Identifikation mit dem angrenzenden Vier- und Marschenland, die teilweise erkennbar war, 
geht durch die Überbauung des Plangebiets weitgehend verloren. Allerdings wird die Fläche 
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
ein besonderes Augenmerk erhalten. Die dort befindliche Kernzone des Archivbodens mit sei-
nen für die Vier- und Marschlande typischen Beetgrabenstrukturen bleibt erhalten und wird 
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planrechtlich gesichert, sodass zumindest auf dieser Fläche eine Identifikation mit dem an-
grenzenden Vier- und Marschenland möglich bleibt. 

Optisch wird sich der geplante Innovationspark in den industriell geprägten Rand Bergedorfs 
angliedern. Bestehende Blickbeziehungen zwischen der Geestkante und dem Marschland 
werden in Folge der Planung stark beeinträchtigt, werden jedoch über Neuanlage der Grünen-
korridore zu Teilen bestehen bleiben 

Insgesamt erfahren das Landschafts- und Ortsbild eine nahezu vollständige Neugestaltung. 

4.3.8.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 

Durch Festsetzung von Fassadenbegrünung (vergleiche § 2 Nummer 20) und der Herstellung 
von grünen Korridoren werden die Auswirkungen auf das Landschafts- und Ortsbild erheblich 
gemindert. Gleichzeit findet auf Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft (M3 und M4) die Erhaltung und ggf. Wiederher-
stellung von für das Landschaftsbild typischen Entwässerungsgräben statt. Neben ökologi-
schen Aspekten wird so das für die Landschaft typische Bild der Grünlandwirtschaft mitsamt 
ihren Entwässerungsgräben auf Teilflächen im Plangebiet beibehalten und mit der angrenzen-
den Landschaft verknüpft. Es entsteht eine klare Siedlungskante mit dazwischenliegenden 
landschaftstypischen Elementen als Übergangsbereiche. 

Durch die Anpflanzgebote (vergleiche § 2 Nummer 21 und 22) wird unteranderem sicherge-
stellt, dass für je vier Autostellplätze ein großkroniger Baum zu pflanzen und dass auch im 
Bereich des Busbetriebshofs ein Mindestanteil an Begrünung hergestellt wird. Neben einem 
ökologischen Nutzen dienen die Pflanzungen einer optischen Barriere speziell zum Busbe-
triebshof und einer Anreicherung von Grünvolumen innerhalb des Plangebiets. 

Um negative Auswirkungen auf das Stadtbild zu vermeiden, werden für Werbeanlagen Fest-
setzungen zur Höhe, Größe und Lage getroffen (vergleiche § 2 Nummer 13).  

Mit den dargelegten Maßnahmen werden die Beeinträchtigungen des Orts- und Landschafts-
bildes gemindert. Die verbleibenden Auswirkungen lassen sich unter Beibehaltung der grund-
sätzlichen Ziele des Bebauungsplans nicht vermeiden. 

4.3.9 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

4.3.9.1 Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustands  

Das Plangebiet ist geprägt durch eine Vielzahl an Freizeitgärten, der Kleingartensiedlung, 
Grünlandnutzung, Ackerbau, Brachflächen und einer Vielzahl an Entwässerungsgräben. Eine 
von Nord nach Süd verlaufende Starkstromtrasse durchquert das Plangebiet. 

Der örtliche Kleingartenverein 609 zählt rund 90 Parzellen mit mehr als 400 Gebäuden. Sämt-
liche im Plangebiet befindliche Gebäude und Bauten sind aufgrund des jungen Entstehungs-
alters weder unter Denkmalschutz, noch werden diese als denkmalwürdig eingestuft. 
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Im Osten des Plangebiets befindet sich der Archivboden mit in der Kernzone überdurchschnitt-
lich gut ausgeprägten Bodenfunktionen hinsichtlich der Archivfunktionen und Lebensraum-
funktion nach § 2 des Bundes-Bodenschutzgesetz. Die Beet- und Grabenstrukturen sind Zeug-
nisse der historisch und für diesen Standort typischen landwirtschaftlichen Marschenkultur-
form. Flusskleimarschen mit intakter Beetstruktur sind bundesweit und auch im Hamburger 
Stadtgebiet sehr selten (vergleiche Kapitel 4.3.5). Archivfunktionen sind in planungsrelevanten 
Zeiträumen nicht wieder herstellbar. 

4.3.9.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Im Rahmen der Verwirklichung der Planung und zur Baufeldfreimachung müssen die durch 
den Kleingartenverein genutzten Parzellen und die Freizeitgärten geräumt werden. Dies bein-
haltet die restlose Entfernung von Lauben und den dazugehörigen Gärten und bedeutet somit 
einen Verlust von Sachgütern.  

Der im Plangebiet befindliche, schützenswerte Archivboden wird von der Planung nicht tan-
giert. Sein Bestand wird durch den Bebauungsplan planungsrechtlich erhalten und gesichert. 

4.3.9.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 

Eine Minderung der Eingriffe in den Bestand der Kultur- und Sachgüter innerhalb des Plange-
bietes ist nicht möglich, da eine gleichzeitige Nutzung der Kleingärten und die Umsetzung des 
Bebauungsplans nicht miteinander zu vereinbaren ist. Als Ersatz für die Kleingartenflächen 
am Curslacker Neuer Deich werden Flächen an der Rothenhauschausee im Osten von Ber-
gedorf mit dem Bebauungsplan Bergedorf 108 planrechtlich gesichert (vergleiche Kapitel 
4.3.1). Außerdem werden Gewerbelauben als Fläche für besonderen Nutzungszweck und 
Dauerkleingärten im Plangebiet festgesetzt. 

Der nach § 2 des Bundes-Bodenschutzgesetz geschützter Boden mit Archiv Naturgeschichte 
wird im Rahmen der Planung durch jeweils beidseitige Grün- bzw. Pufferflächen geschützt und 
als Fläche für Maßnahmen (M3 und M4) zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft festgesetzt. 

 

4.4 Auswirkungen durch Bauphase, Abfälle, Techniken und schwere Unfälle 

4.4.1 Bau der geplanten Vorhaben einschließlich Abrissarbeiten 
Für die Bauphase sind derzeit keine detaillierten Angaben verfügbar. Jedoch können die nach-
gelagerten Genehmigungsebenen gemäß den Vorschriften dazu beitragen, dass mögliche 
Umweltauswirkungen aufgrund der Umsetzung der Planung effektiv vermieden werden kön-
nen. 
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4.4.2 Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihre Beseitigung und Verwertung 

Ein sachgerechter Umfang mit Abfällen und Abwässern ist durch die Entsorgungseinrichtun-
gen der Freien Hansestadt Hamburg gesichert.  

Im Plangebiet sind Flächen mit Altablagerung aus Abfallbehandlungsanlagen oder Betriebs-
kläranlagen in Form von Auffüllungen vorhanden. Im Zuge künftiger Baumaßnahmen, die mit 
Eingriffen in den Boden verbunden sind (Abbruch, Rückbau/ Einbauten, Neubau, Freiflächen-
gestaltung), können grundsätzlich weitere lokale Belastungsnester zu Tage treten, die mit den 
bisherigen Sondierungen nicht erfasst worden sind. In diesen Fällen ist in enger Abstimmung 
mir den Fachbehörden abzuklären, welche weiteren Untersuchungsschritte oder Sanierungs-
maßnahmen des Bodens und/ oder Beweissicherungsuntersuchungen erforderlich sind. 

Im Rahmen der Begehungen innerhalb der Kleingartenanlagen konnten gefährliche Stoffe, wie 
Asbest und Steinwolle, festgestellt werden. Gemäß § 3 Absatz 1 Gefahrstoffverordnung (Gef-
StoffV) müssen Arbeitgeber, die mit Gefahrstoffen umgehen, geeignete Schutzmaßnahmen 
ergreifen, um ihre Beschäftigten sowie Dritte vor Gesundheitsgefahren zu schützen. 

Um eine weitere Kontamination und Gefährdung auszuschließen, müssen die durchzuführen-
den Arbeiten zur Freimachung des Baufeldes von fachkundigem Personal durchgeführt wer-
den. Das fachkundige Personal muss gemäß § 4 Absatz 3 GefStoffV über ausreichende 
Kenntnisse und Erfahrungen im Umgang mit gefährlichen Stoffen verfügen. 

Darüber hinaus ist gemäß § 7 Absatz 2 der Baustellenverordnung (BaustellV) der Arbeitgeber 
für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz auf der Baustelle verantwortlich. Hierzu gehört 
auch die Vermeidung von Gesundheitsgefahren durch Gefahrstoffe. Gemäß § 9 BaustellV 
muss der Arbeitgeber geeignete Schutzmaßnahmen treffen, um Beschäftigte vor Gesund-
heitsgefahren zu schützen. 

4.4.3 Eingesetzte Techniken und Stoffe 
Eine genaue Beschreibung der verwendeten Techniken und Stoffe, die im Rahmen der durch 
die Planung ermöglichten Vorhaben eingesetzt werden, kann derzeit nicht gegeben werden. 
Falls unvorhersehbare Umweltauswirkungen aufgrund der Planung auftreten, müssen diese 
auf der Zulassungsebene geprüft werden. 

4.4.4 Auswirkungen durch schwere Unfälle und Katastrophen 

Die erheblichen nachteiligen Auswirkungen gemäß § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe j 
BauGB beziehen sich auf mögliche Konsequenzen, die aufgrund der Anfälligkeit der nach dem 
Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle und Katastrophen zu erwarten sind. 
Der Begriff "schwerer Unfall" ist bisher nicht eindeutig definiert. Im Allgemeinen handelt es sich 
bei einem Unfall - unabhängig von seiner Schwere - um ein plötzliches, zeitlich und örtlich 
bestimmtes Ereignis, bei dem Personen- oder Sachschäden entstehen. Ein schwerer Unfall 
kann somit als Unfall mit erheblichem Schadensausmaß oder einer erheblichen Anzahl be-
troffener Personen oder Güter definiert werden. 
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Eine "Katastrophe" wird gemäß DIN 13050 als Ereignis definiert, welches über ein Großscha-
densereignis hinausgeht und eine wesentliche Zerstörung oder Schädigung der örtlichen Inf-
rastruktur zur Folge hat. Es kann mit den Mitteln und Einsatzstrukturen des Rettungsdienstes 
allein nicht bewältigt werden und erfordert eine größere Koordinierung und Ressourcen. 

Durch den Bebauungsplan wird die Errichtung eines Innovationsparks ermöglicht, der im All-
gemeinen kein erhebliches Risiko für schwere Unfälle oder Katastrophen birgt. Es sind jedoch 
denkbare Szenarien wie Überschwemmungen aufgrund von seltenen Starkregenereignissen, 
Hausbrände oder größere Verkehrsunfälle möglich. Da Unfälle oder Katastrophen jedoch 
durch ihr plötzliches und unvorhersehbares Auftreten gekennzeichnet sind und die skizzierten 
möglichen Szenarien rein hypothetisch sind, können erhebliche nachteilige Auswirkungen, die 
von dem geplanten Vorhaben ausgehen, nicht eindeutig aufgezeigt werden. Es sind daher 
keine präventiven Maßnahmen zu ergreifen. 

4.5 Planungsalternativen und Nullvariante 

4.5.1 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Für die Funktionsplanung wurden im Laufe des Erstellungsprozesses unterschiedliche Ideen 
für den Innovationspark und die zugehörige Erschließung geprüft. Der gegenwärtige Funkti-
onsplan stellt die Variante dar, die unter Berücksichtigung der Rahmenbedingungen die Ziel-
setzungen für den Innovationspark am besten umsetzt. 

Neben der Funktionsplanung gab es die folgenden Planungsvarianten im Verlauf des Verfah-
rens: 

 Für das Plangebiete war ursprünglich die Ansiedlung eines Logistikzentrums vorgesehen. 
Aufgrund der zwischenzeitlichen Entwicklung eines Standortes für Forschung und Innova-
tion westlich des Curslacker Neuen Deichs wurde die Zielsetzung der Nutzung geändert, 
um eine Erweiterung des Standortes für Forschung und Innovation zu ermöglichen. 

 Im Rahmen einer Vorstudie zum Bebauungsplanverfahren wurden mögliche Flächenzu-
schnitte und Erschließungsvarianten für das damals geplante Logistikzentrum untersucht.  

 Zwischenzeitlich wurde die mögliche Verlagerung eines Krankenhauses in den Innovati-
onspark untersucht. Aufgrund unterschiedlicher Gründe wurde sich seitens der Kranken-
hauseigentümer aber gegen den Standort entschieden. 

4.5.2 Prognose der Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der 
Planung 

Eine Nichtumsetzung der Planung hätte zur Folge, dass das Gebiet weiterhin für Landwirt-
schaft und kleingärtnerische Zwecke genutzt würde. Dadurch würden sich keine bedeutenden 
Entwicklungs- und Erweiterungsmöglichkeiten ergeben, und der Bestand nach § 35 BauGB 
(Außenbereich) würde bestehen bleiben. 
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Die Kleingartenanlagen und Freizeitgärten im Planungsraum würden weiterhin bestehen blei-
ben, während die Entwicklung und Erweiterung des Gewerbegebiets und die damit verbun-
dene Gestaltung des Stadtbildes stagnieren würden. Es würden keine weiteren Flächen für 
Innovation und Arbeitsplätze entstehen, und der Flächenbedarf durch die angrenzenden For-
schungseinrichtungen und Institute könnte nicht ausreichend gedeckt werden. Darüber hinaus 
stünde keine Fläche für die geplante Ansiedlung des größeren innovativen Gewerbebetriebs 
zur Verfügung, was für die Stadt Hamburg und den Standort mit erheblichen nachteiligen Ef-
fekten verbunden wäre. 

Bezüglich der einzelnen Schutzgüter ergeben sich folgende Prognosen: 

Ohne Umsetzung der Maßnahme bliebe die Erholungsfunktion der Kleingartensiedlung und 
Freizeitgärten für den Menschen und seine Gesundheit erhalten. Die Erschließung und Erleb-
barkeit sowie die Erholungsfunktion für Fußgänger und Radfahrer wären jedoch aufgrund 
mangelnder Wegeflächen und entlang stark frequentierter Verkehrstrassen stark einge-
schränkt. 

Hinsichtlich des Schutzgutes Tiere, Pflanzen und Lebensräume ist zu erwarten, dass die Ru-
deralflächen allmählich verbuschen und bestehende Gehölze über die Zeit aufwachsen wür-
den. Dadurch würde sich das Lebensraumangebot für Tierarten, die auf Hecken- und Gehölz-
strukturen, Höhlenbäume und Totholz angewiesen sind, etwas erhöhen. Für Gewässerlebe-
wesen würden die Habitate durch Verbuschung und Sukzession verkleinert, und bei mangeln-
der Pflege würden sie allmählich verlanden. 

Der niedrige Grad an Versiegelung innerhalb des Plangebiets hätte weiterhin positive Auswir-
kungen auf die natürlichen Bodenfunktionen wie Grundwasserneubildung, Lebensraumfunk-
tion für Bodenorganismen, Filter- und Pufferfunktion sowie auf die Archivfunktion. 

Das Kleinklima innerhalb des Plangebiets mitsamt seiner Verdunstungs-, Kühlungs- und 
Durchlüftungsfunktion würde erhalten bleiben. 

Das Landschafts- und Ortsbild würde ebenfalls erhalten bleiben. Durch aufkommende Suk-
zession würde das Landschaftsbild neben der bestehenden Kleingartensiedlung und Freizeit-
gärten von Hecken und Gebüschen dominiert werden. Der im Areal befindliche und nach § 2 
Bundesbodenschutzgesetz geschützte Boden mit Archivfunktion und Naturgeschichte würde 
weiterhin unberührt bleiben und in direkter Nähe zur Freizeitgartennutzung liegen. 

4.5.3 Kumulierung mit Auswirkungen benachbarter Vorhaben 
Keine 

4.6 Zusätzliche Angaben 
Keine 
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4.6.1 Verwendete technische Verfahren und Schwierigkeiten bei der Zusammen-
stellung 

Für die Ermittlung der Umweltauswirkungen, die sich aus den Festsetzungen des Bebauungs-
plans ergeben, werden vorliegende Daten, eine eigene Gebietsbegehung sowie amtliche Da-
ten herangezogen.  

Das Verfahren zur Ermittlung der Auswirkungen auf die Schutzgüter in der Umweltprüfung 
basiert auf Methoden der ökologischen Risikoanalyse. Hierbei werden die Eingriffsempfind-
lichkeit eines Schutzgutes (oder von Leitparametern für verschiedene Wirkungspfade) mit der 
Beeinträchtigungsintensität des Vorhabens verknüpft. 

Für die Erstellung des Umweltberichts lagen verschiedene Gutachten und Untersuchungen 
vor (siehe Zusammenstellung unter Kapitel 4.2). Die vorgenannten Unterlagen waren ausrei-
chend, um die Auswirkungen auf die Schutzgüter hinreichend genau ermitteln, beschreiben 
und bewerten zu können. Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben, wie tech-
nische Lücken oder fehlende Kenntnisse, sind nicht anzuzeigen. 

4.6.2 Geplante Überwachungsmaßnahmen (Monitoring)  

Nach § 4 c BauGB sollen insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen des Vor-
habens durch eine entsprechende Überwachung (Monitoring) ermittelt werden. 

Die Überwachung erfolgt im Rahmen von fachgesetzlichen Verpflichtungen zur Umweltüber-
wachung nach Wasserhaushalts-, Bundesimmissionsschutz- (Luftqualität, Lärm), Bundesna-
turschutzgesetz (Umweltbeobachtung) sowie ggf. weiterer Regelungen. Diese dienen der früh-
zeitigen Erkennung unvorhergesehener erheblicher nachteiliger Auswirkungen auf die Umwelt 
im Zusammenhang mit der Umsetzung des Bebauungsplans. 

Die Überwachung von Minderungsmaßnahmen innerhalb des Plangebiets erfolgt im Rahmen 
der Baugenehmigungsverfahren. Hierüber wird sichergestellt, dass die festgelegten Maßnah-
men zur Minderung negativer Umweltauswirkungen eingehalten werden. 

Die plangebietsexternen Ausgleichsmaßnahmen werden von der Freien und Hansestadt Ham-
burg durchgeführt und überwacht. Dadurch wird sichergestellt, dass die erforderlichen Maß-
nahmen zur Kompensation von Eingriffen in die Umwelt gemäß den geltenden Bestimmungen 
durchgeführt und überwacht werden. 

4.6.3 Allgemeinverständliche Zusammenfassung 

Der Umweltbericht hat die Aufgabe die voraussichtlichen und erheblichen Umweltauswirkun-
gen zu beschreiben. Die Ergebnisse der Umweltgutachten werden zusammengefasst und all-
gemein verständlich dargelegt. 

Im Rahmen der Bebauungsplanung ist die Umnutzung der ehemals durch die Kleingartensied-
lung und Freizeitgärten und landwirtschaftlich geprägten Fläche in gewerbliche Nutzung insb. 
für Forschung und Innovation (Innovationspark) vorgesehen. 
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Durch die Umsetzung des Bebauungsplans wird es zu einer großflächigen Oberflächenversie-
gelung von rund 25,2 ha für Bau- und Verkehrsflächen kommen. Gleichzeitig werden Grünflä-
chen (Parkanlage, Freizeit) von rund 10,4 ha als grüne Korridore innerhalb des Plangebietes 
und Maßnahmenflächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft festgesetzt. 

Der Untersuchungsraum ist zum Großteil auf das Plangebiet begrenzt. Lediglich bei der Be-
trachtung der Schutzgüter Mensch, Luft/Klima sowie Landschafts- und Ortsbild und deren 
Wechselwirkungen war eine Betrachtung über diesen Raum hinweg nötig. 

Aufbauend auf der Bestandserhebung der Schutzgüter sowie der Projektbeschreibungen und 
ermittelten Wirkfaktoren der Planungen werden für alle Schutzgüter die Umweltauswirkungen 
geprüft und voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen dargelegt. Schutzgebiete sind 
im Plangebiet und seinem näheren Umfeld nicht betroffen. Jedoch liegen innerhalb des Plan-
gebietes gemäß § 30 BNatSchG gesetzlich geschützte Biotope vor, welche in einem Umfang 
von rund 0,62 ha durch Eingriffe verloren, gehen. 

Wesentliche Verringerungsmaßnahmen sind die umfangreichen Begrünungsmaßnahmen 
(Fassaden-, Dachbegrünung, Anlage von Park- und anderen Grünflächen) sowie die Neuan-
lage von Wasserflächen und die Ausweisung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft. 

Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch und menschliche Gesundheit 

Das Plangebiet ist einerseits stark vorbelastet durch Immissionsbelastungen von angrenzen-
den Nutzungen, andererseits hat es eine hohe Bedeutung für die Naherholung innerhalb der 
Kleingartenanlage bzw. Freizeitgärten. Im Rahmen der Verwirklichung der Planung und zur 
Baufeldfreimachung müssen die durch den Kleingartenverein genutzten Parzellen geräumt 
werden. Positive Effekte durch die Umsetzung des Bebauungsplans ergeben sich hinsichtlich 
der neuen Durchwegbarkeit durch geh- und radwegfreundliche Wege sowie eine gesteigerte 
Bedeutung für die Naherholung durch Ausweisung von öffentlichen Grünflächen mit Zweck-
bestimmung Parkanlage bzw. Freizeit. Außerdem werden im Plangebiet Gewerbelauben und 
Dauerkleingärten festgesetzt. 

Gleichzeitig erhöhen sich Schadstoff, Licht- und Lärmimmissionen, welche vom Plangebiet auf 
das Umfeld wirken. Der Immissionsgrenzwert für Verkehrslärm wird im Tageszeitraum im Nah-
bereich von Straßen überschritten, während er im Nachtzeitraum in einem breiteren Streifen 
entlang der Straßen überschritten wird. Der Immissionsgrenzwert für Verkehrslärm wird auf 
der privaten Grünfläche für Dauerkleingärten tagsüber auf etwa einem Drittel der Fläche über-
schritten. Die Änderungen des Verkehrsaufkommens durch neue Nutzungen beeinflussen die 
Lärmsituation in der Nachbarschaft. 

Die im Plangebiet entstehenden Bodengase werden baulich berücksichtigt. 
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Der Verlust der Kleingartensiedlung wird mit dem Bebauungsplan Bergedorf 108 im Osten von 
Bergedorf ausgeglichen. 

Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch und die menschliche Gesundheit werden als gering 
bewertet. 

Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere Pflanzen und Lebensräume 

Zur Umsetzung der Planinhalte muss eine sehr weitgehende Neu- und Umgestaltung der Flä-
chen im Geltungsbereich erfolgen. Insbesondere für die bebaubaren Flächen ist von einem 
baubedingten Totalverlust an Habitatstrukturen (Gras- und Staudenflure, Kleingartenanlagen, 
Gräben, Feuchtwiesen, Gehölze, Äcker und Schilf-Röhricht) auszugehen. Hiervon sind sowohl 
planungsrelevante als auch ubiquitäre Arten betroffen (Brutvögel, Fledermäuse, Amphibien, 
Nachtkerzenschwärmer, Käfer, Mollusken). Die erforderlichen Eingriffe würden zur Störung 
oder sogar Tötung von Individuen führen, sodass entsprechende Vermeidungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen vorgesehen werden. Unter Einhaltung der sowohl im Artenschutzfachbei-
trag (AFB) (IfAÖ 03/2022) als auch im Kapitel 4.3.7.3 genannten Maßnahmen zur Vermeidung, 
ist ein Eintreten des Verbotstatbestandes des § 44 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 3 BNatSchG 
auszuschließen. 

Zum Ausgleich der erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Tier, Pflanzen und Lebens-
räume, die nicht im Plangebiet kompensiert werden können, sind externe Ausgleichsflächen 
in den Gemarkungen Altengamme, Bergedorf und Curslack vorgesehen. Die entsprechenden 
Flächen sind durch die FHH in Eigentum und Umsetzung gesichert. Auf den für den externen 
Ausgleich vorgesehenen Flächen wird ein extensiv genutztes Grünland angestrebt unter Er-
höhung der Wasserstände mittels der Wiedereinrichtung des natürlichen Wasserstands im 
Jahresverlauf. 

Mit der Umsetzung der Maßnahmen im Plangebiet und auf den externen Ausgleichsflächen 
werden die Eingriffe in das Schutzgut Tiere und Pflanzen einschließlich der biologischen Viel-
falt vollständig ausgeglichen. 

Auswirkungen auf das Schutzgut Boden 

Bezüglich des Schutzgutes Boden sind erhebliche Beeinträchtigungen durch Neuversiegelung 
von rd. 25 ha zu erwarten, die es auszugleichen gilt. Der im Plangebiet verortete Archivboden 
wird gesichert und durch Grün- bzw. Pufferstreifen weitergehend geschützt bzw. dessen Funk-
tion, die eng mit einem bestimmten Wasserhaushalt verknüpft ist, sichergestellt.  

Nach Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen sowohl innerhalb als auch außerhalb des Plan-
gebiets (siehe Auswirkungen auf Pflanzen und Tiere) werden die Eingriffe in das Schutzgut 
Boden vollständig ausgeglichen. 

Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche 
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Der Bebauungsplan sieht die Realisierung eines Gewerbegebiets (ca. 16 ha) auf bisher unbe-
bauten Flächen (Gesamtgebiet ca. 37,7 ha) vor, sowie die Festsetzung von Erschließungs- 
(ca. 9,37 ha), Wasser- (ca. 1,66 ha), Grün-, und Maßnahmenflächen für Schutz, Pflege und 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (ca. 10,37 ha). Die geplanten Nutzungen führen 
zu einer Stadterweiterung und Inanspruchnahme von bisher teils für Freizeit- und Kleingärten 
und in geringerem Umfang auch für landwirtschaftliche Zwecke genutzten Flächen für Ge-
werbe, Erschließung und Freizeit. Die Flächeninanspruchnahme wurde bereits im Flächennut-
zungsplan vorbereitet. 

Das Bevölkerungswachstum in Hamburg erfordert eine nachhaltige Entwicklung von gewerb-
lichen Flächen für Arbeitsplätze. Der Standort ist für einen Innovationspark gut geeignet. Die 
Planung führt zu erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche, die aber durch die ge-
plante hohe bauliche Verdichtung minimiert werden. Eine flächige Kompensation erfolgt nicht, 
da Flächen an anderer Stelle im Stadtgebiet entsiegelt werden müssten. Es ist aber zu be-
rücksichtigen, dass große Teile des Geltungsbereichs als Grün- oder Wasserflächen festge-
setzt beziehungsweise genutzt werden und somit weiterhin keiner beziehungsweise einer sehr 
eingeschränkten baulichen Nutzung unterliegen. 

Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser 

Durch die Neuversiegelung ergeben sich eine verminderte Grundwasserneubildung und ein 
erhöhter Oberflächenwasserabfluss. Gleichzeitig gehen rund 1,3 ha an Grabensystemen für 
die Be- und Entwässerung verloren. Im Rahmen der Umsetzung des Bebauungsplans ist ein 
neues offenes Oberflächengewässersystem mit Vorflut in die Bestandsgräben vorgesehen. 
Aufgrund der hohen Versiegelung sind für zahlreiche Baugrundstücke Retentionsgründächer 
zur großflächigen Verdunstung von Niederschlagswasser geplant. Flächenentwässerungen 
finden sowohl über geplante Baumrigolen als auch über Flächen von rd. 1,6 ha Größe für die 
Regelung des Wasserabflusses mit Rückhalt und Verdunstung von Niederschlagswasser 
statt. Die Schmutzwasserentsorgung des gesamten Plangebietes erfolgt über neu herzustel-
lende Siele und zwei Schmutzwasserpumpwerke mit Anschluss an das bestehende Schmutz-
wassersiel im Curslacker Neuer Deich. Aufgrund der Lage innerhalb des Wasserschutzgebiets 
Curslack/Altengamme wird ein Grabenprofil mit Abdichtung zu sensiblen Bodenschichten, mit 
einem Dauerwasserstand von bis zu 0,8 m und einer Grabensohle von 0,7 mNHN, vorgese-
hen. Die Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser werden daher als gering bewertet. 

Auswirkungen auf das Schutzgut Klima und Luft 

Das betroffene Gebiet übernimmt aufgrund seiner Randlage in der Nähe von großflächigen 
landwirtschaftlich genutzten Arealen eine wichtige Funktion für den Kaltluftvolumenstrom in 
Grün- und Freiflächen sowie für lufthygienische Ausgleichsfunktionen. Dieses könnte durch 
die großflächigen Versiegelungen des Gebietes beeinträchtig werden. Durch die jeweils rund 
25-80 m und 360 m breiten Grünstreifen, welche das Plangebiet durchziehen, die Ausweisung 
von korridorartigen Grün- und Parkflächen und die Anpflanzung von Gehölzen kann weiterhin 
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von einer funktionstüchtigen Durchlüftungsfunktion der unbebauten Flächen ausgegangen 
werden.  

Auswirkungen auf das Schutzgut Landschafts- und Ortsbild 

Die Umsetzung der Planung verursacht einen erheblichen Eingriff in das bestehende Land-
schaftsbild. Gegenwärtig bestehen Sichtbeziehungen von der BAB 25 über das tiefer gelegene 
Plangebiet hinweg auf den Bergedorfer Stadtkern. Durch die Bebauung gehen diese Sichtbe-
ziehungen verloren. Durch Festsetzung von Fassadenbegrünung und der Herstellung von grü-
nen Korridoren werden die Auswirkungen auf das Landschafts- und Ortsbild erheblich gemin-
dert. Gleichzeit findet auf Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft (M3 und M4) die Erhaltung und ggf. Wiederherstellung von 
für das Landschaftsbild typischen Entwässerungsgräben statt. Dadurch wird sich der geplante 
Innovationspark optisch in das bestehende Industriegebiet einfügen Die Beeinträchtigung wird 
unter Berücksichtigung der einwirkenden Vorbelastungen als mäßig erachtet. 

Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Mit der Umsetzung des Bebauungsplans geht ein Verlust von Parzellen für Freizeitgärten ein-
her. Darüber hinaus wird die bestehende Kleingartenanlage mit etwa 90 Parzellen überbaut. 
Der Verlust der Kleingärten ist auf Grundlage von § 14 i.V.m § 16 Absatz 2 Bundeskleingar-
tengesetz ersatzpflichtig. Als Ersatz wird zum einen im Osten des Plangebiets eine Grünfläche 
für Dauerkleingärten festgesetzt und zum anderen werden Flächen an der Rothenhauschau-
see im Osten von Bergedorf planrechtlich gesichert.  

Der nach § 2 des Bundes-Bodenschutzgesetzes geschützter Boden mit Archiv Naturge-
schichte wird planungsrechtlich gesichert und durch eine 80 m breite westliche bzw. 150 m 
breite östliche Grünfläche geschützt. Diese Pufferfläche (Parkanlage (FHH) bzw. Dauerklein-
gärten) unterstützen die Steuerung des Wasserhaushalts der Kernzone.  

Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur und Sachgüter sind somit als mäßig zu erachten. 

5 Planinhalt und Abwägung 
Der Bebauungsplan schafft die planungsrechtliche Grundlage für die Realisierung eines Ge-
werbegebietes mit dem Fokus auf innovationsorientierte Unternehmen. Das heute von Klein-
gärten, Grabeland und landwirtschaftlich genutzten Flächen geprägte Areal soll mit land-
schaftsplanerischen Qualitäten städtebaulich entwickelt werden und zukünftig als sogenannter 
Innovationspark die zentralörtliche Bedeutung des Stadtteils Bergedorf stärken. Der Aufbau 
und die Festsetzungen des Bebauungsplans orientieren sich an dem zugrunde liegenden 
Funktionsplan. Dieser sieht eine Unterteilung des Geltungsbereiches in mehrere Baufelder 
sowie verschiedene öffentliche Flächen vor (siehe Kapitel 3.3.3). Das Profil eines Standorts 
für innovative Unternehmen soll über Vereinbarungen mit städtischen Projektentwicklern ge-
währleistet werden. 
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5.1 Art der baulichen Nutzung (Gewerbegebiet) 
Um die angestrebte Entwicklung planungsrechtlich zu ermöglichen, werden Gewerbegebiete 
gemäß § 8 BauNVO festgesetzt. Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von 
nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben. Planerische Zielsetzung des Bebauungs-
plans ist es, durch die Festsetzung der Gewerbegebiete den Geltungsbereich für solche Be-
triebe zu sichern, die aufgrund ihres Flächenanspruchs oder ihrer Emissionen auf derartige 
Flächen angewiesen sind. Der Gebietscharakter soll primär durch gewerbliche Betriebe und 
die ihnen zugehörigen Büro- und Verwaltungsgebäude geprägt werden, um die besondere 
Bedeutung für Arbeitsplätze, Produktion und Entwicklung zu betonen. 

Das Plangebiet eignet sich aufgrund seiner Lage und Dimensionierung für die Entwicklung 
eines Gewerbegebietes, da es über große zusammenhängende Flächen verfügt und durch 
die am Rande gelegene Autobahn-Anschlussstelle Bergedorf eine unmittelbare Anbindung an 
die Bundesautobahn A 25 besitzt. Flächen mit dieser Lagequalität sind in der Freien und Han-
sestadt Hamburg nur sehr begrenzt vorhanden und können nicht beliebig vermehrt werden. 
Im Hinblick auf Arbeitsplätze und Wertschöpfung bzw. für den Wirtschaftsstandort Bergedorf 
und die Gesamtstadt ist die Entwicklung solcher Flächen von großer Bedeutung, die eine leis-
tungsfähige überörtliche Verkehrsanbindung und große zusammenhängende Flächenzu-
schnitte bieten. Die anhaltende Nachfrage nach autobahnnahen Standorten in den größeren 
Wirtschaftsräumen bestätigt diese Planung. Durch die Bereitstellung von großen zusammen-
hängenden Gewerbeflächen kann die Voraussetzung für die Ansiedelung überregional be-
deutsamer, insbesondere innovativer Betriebe geschaffen und damit ein Beitrag zur Schaffung 
von zukunftsorientierten Arbeitsplätzen in Hamburg geleistet werden. 

Das Plangebiet eignet sich für die Entwicklung gewerblicher Nutzungen ferner, weil die Lage 
an der Bundesautobahn A 25 und an der Hauptverkehrsstraße Curslacker Neuer Deich durch 
eine hohe Immissionsbelastung gekennzeichnet ist, sodass es städtebaulich sinnvoll ist, hier 
eher unempfindliche Nutzungen zu positionieren. Die im Gewerbegebiet vorgesehenen Nut-
zungen müssen nicht beziehungsweise können mit weitaus geringerem Aufwand gegen Lärm 
geschützt werden als etwa Wohnungen. 

Die Lage am Rand des Bergedorfer Siedlungsgefüges ist des Weiteren günstig, weil etwaige 
Gewerbelärmemissionen sowie Kund:innen- und Lieferverkehre wenig Auswirkungen auf die 
im Umfeld vorhandenen Wohnnutzungen haben. Die entstehenden Verkehre können in gro-
ßen Teilen ohne große Wege durch immissionsempfindliche Quartiere direkt von der Bunde-
sautobahn A 25 in das Gebiet geleitet werden.  

Das Plangebiet eignet sich darüber hinaus für die Realisierung eines gewerblichen Innovati-
onsparks in besonderer Weise, da es trotz der besonders verkehrs- und lärmtechnisch güns-
tigen Lage auch über eine Einbindung in den Siedlungszusammenhang verfügt. Das Gewer-
begebiet soll insbesondere Betriebe im Bereich von zukunftsorientierten Technologien und 
aus der Forschung ansprechen. In Bergedorf sind Bildungseinrichtungen wie die Fakultät Life 
Sciences (Biowissenschaften) der Hochschule für Angewandte Wissenschaften ansässig, for-
schende und entwickelnde Betriebe befinden sich gleich gegenüber Am Schleusengraben. 
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Durch die räumliche Nähe der im Plangebiet entstehenden Arbeitsstätten zum Bergedorfer 
Zentrum und den dortigen Einrichtungen werden Kooperationen zwischen Wirtschaft, Bildung 
und Forschung gefördert und somit auch die Belange des Bildungswesens berücksichtigt. Der 
mit dem Bebauungsplan angebotene Standort bietet auf Grund seiner Freiflächenqualitäten 
im öffentlichen Raum hervorragende Kommunikationsorte und kann somit den Wissenstrans-
fer fördern. Durch die vorhandenen und vorgesehenen direkten Wege in den Stadtteil Berge-
dorf ist der Standort auch attraktiv für Betriebe, deren Mitarbeiter:innen Wert auf eine städte-
bauliche Einbindung des Arbeitsumfelds legen. 

Mit der Etablierung der Hamburger Innovationsparks entstehen Orte, an denen Wissenschaft 
und Wirtschaft gemeinsam an innovativen und verwertbaren Lösungen arbeiten können. Mit-
telfristig sollen komplette Innovationswertschöpfungsketten entstehen, die sich thematisch an 
den inhaltlichen Schwerpunkten der wissenschaftlichen Einrichtungen orientieren und über 
Startup-Angebote und Technologiezentren bis hin zu Infrastrukturangeboten für größere Un-
ternehmen reichen. Dabei sollen optimale Standortbedingungen für wissenschaftliche Einrich-
tungen, Startups und innovative Unternehmen mit Laboren und modernen Arbeitsplätzen für 
Fachkräfte geboten werden, gleichzeitig aber auch attraktive Freizeit-, Sozial- und Kulturan-
gebote entstehen. Für die Förderung von Vernetzung und Kooperation ist es essenziell, die 
Technologiezentren und Gewerbeflächen möglichst kleinteilig nach qualitativen Maßgaben zu 
befüllen. Unter diesen Voraussetzungen können Innovationsparks zu einer großen Zahl an 
hochqualifizierten Arbeitsplätzen und einem hohen Renommee für einen Innovationsstandort 
beitragen. 

Eine etwa 2 ha großes Teilfläche des Gewerbegebiets soll nicht dem geplanten Innovations-
park zur Verfügung stehen, sondern der Erweiterung des Busbetriebshof im Nordwesten des 
Geltungsbereichs dienen. Der benachbarte Busbetriebshof ist für die räumlichen Ansprüche 
zu klein. Im Rahmen der Mobilitätswende, d.h. der Stärkung des öffentlichen Personennah-
verkehrs und der Elektrifizierung der Flotte, besteht der Bedarf, die Werkstattflächen zu erwei-
tern und mehr Abstellflächen für Busse zu generieren. Die als Gewerbegebiet festgesetzte 
Fläche ist gut für die Erweiterung geeignet, weil sie unmittelbar an den bereits bestehenden 
Betriebshof angrenzt. 

Da auf der Fläche Wartungs- und Reparaturarbeiten vorgenommen werden sollen, in erster 
Linie nachts bzw. außerhalb der Betriebszeiten, und um das Abstellen der Fahrzeuge, von 
denen Lärmemissionen ausgehen, zu ermöglichen, ist der Busbetriebshof auf eine Lage ab-
seits von Wohngebieten oder anderen lärmempfindlichen Nutzungen angewiesen. 

5.1.1 Ergänzende Nutzungen 
Das Gewerbegebiet soll nicht nur unmittelbar den Betrieben dienen, sondern auch ein attrak-
tives Angebot für die Arbeitnehmer:innen sowie Nutzer:innen aus angrenzenden Quartieren 
bereithalten (siehe Kapitel 3.3.3). Aus diesem Grund werden ergänzende Nutzungen aus den 
Bereichen der sozialen, kulturellen und sportlichen Anlagen angestrebt. Diese sind in einem 
Gewerbegebiet auf der Grundlage von § 8 Absatz 2 Nummer 4 zulässig oder können auf der 
Grundlage von § 8 Absatz 3 Nummer 2 zugelassen werden. Eine konkrete Verortung ist nicht 
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erforderlich, vielmehr soll die Ansiedlung dieser Nutzungen durch den städtischen Projektent-
wickler gesteuert werden. 

5.1.2 Ausschluss von Nutzungen 
Aus dem in einem Gewerbegebiet gemäß BauNVO zulässigen Nutzungsspektrum werden aus 
städtebaulichen und immissionsschutzrechtlichen Gründen einige Nutzungen ausgeschlos-
sen, da sie der angestrebten Gebietsentwicklung widersprechen würden. 

Ausschluss von Störfallbetrieben 

Das zulässige Nutzungsspektrum der Gewerbebetriebe im Plangebiet wird durch die Festset-
zung § 2 Nummer 1 der Verordnung konkretisiert. Es werden dadurch sogenannte Störfallbe-
triebe ausgeschlossen, von denen negative Auswirkungen auf umliegende Wohnnutzung aus-
gehen könnten: 

Im Plangebiet sind Betriebe unzulässig, die Betriebsbereiche im Sinne von § 3 Absatz 
5a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in der Fassung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I 2013 S. 1275, 2021 S. 123), zuletzt geändert am 19. Oktober 2022 (BGBl. I. S. 
1792) aufweisen und deren angemessene Sicherheitsabstände im Sinne von § 3 Absatz 
5c BImSchG benachbarte Schutzobjekte im Sinne des § 3 Absatz 5d BImSchG errei-
chen. 

In Bezug auf die Verhütung schwerer Unfallfolgen im Sinne der so genannten Seveso-II-Richt-
linie (96/82/EG) wird eine Gliederung der Gebiete anhand der Betriebseigenschaften nach § 
1 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 BauNVO vorgenommen, da sich in Gewerbegebieten grundsätz-
lich auch Betriebe mit störfallrelevanten Stoffen ansiedeln können. Diese Festsetzung ist not-
wendig, um etwaige Auswirkungen auf die geplanten und vorhandenen Wohnungsbauvorha-
ben im Umfeld des Plangebiets ausschließen zu können. Mit der Regelung können solche 
Betriebsbereiche nur dann zugelassen werden, wenn schutzbedürftige Nutzungen nicht durch 
die einzuhaltenden Sicherheitsabstände betroffen werden. Es kann durch besondere Maßnah-
men bei den Betrieben, die im Rahmen der Genehmigungsverfahren festgelegt werden kön-
nen, eine Verringerung der bauleitplanerischen Vorsorgeabstände erzielt werden.  

Ausschluss von Bordellen und bordellartigen Betrieben sowie Vergnügungsstätten 

Um für die angestrebte hochwertige Anmutung des Innovationsparks ein angemessenes Um-
feld zu schaffen, trifft § 2 Nummer 2 Regelungen zur Zulässigkeit beziehungsweise zum Aus-
schluss von Vergnügungsstätten und erotikorientiertem Gewerbe.  

Im Gewerbegebiet sind […] Bordelle und bordellartige Betriebe, […] unzulässig. Ausnah-
men für […] Vergnügungsstätten nach § 8 Absatz 3 Nummer 3 der Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3787), geändert 
am 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) werden ausgeschlossen. 

Die Grundlage für die Regelung ist das „Konzept zur städtebaulichen Steuerung von Vergnü-
gungsstätten sowie sexuellen Dienstleistungs- und Einzelhandelsangeboten für den Bezirk 
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Bergedorf“ (so genanntes Vergnügungsstättenkonzept) aus dem Jahr 2013. Mit diesem Kon-
zept wurden für eine geordnete städtebauliche Entwicklung Leitlinien für die Ansiedlung dieser 
Nutzungen erarbeitet. Das Konzept ist die Grundlage für eine standortspezifische Steuerung. 
Ihm kommt im Rahmen der Bauleitplanung der Status eines „städtebaulichen Entwicklungs-
konzepts“ gemäß § 1 Absatz 6 Nummer 11 BauGB zu, das im Rahmen der Abwägung beson-
ders zu berücksichtigen ist. Als mögliche Standorte für Vergnügungsstätten, Bordelle und bor-
dellartige Betriebe wurden die in Bergedorf vorhandenen Gewerbegebiete im Rahmen des 
Vergnügungsstättenkonzepts im Hinblick auf ihre gesamtstädtische und bezirkliche Bedeut-
samkeit untersucht. Je nach aktuellem Besatz und dem angestrebten Nutzungsmix lassen sich 
die bezirklich bedeutsamen Gewerbegebiete in drei Kategorien einteilen, für die das Vergnü-
gungsstättenkonzept unterschiedliche Empfehlungen vorsieht:  

 Kategorie 1: Diese Gewerbegebiete haben einen klaren Branchenschwerpunkt, eine hoch-
wertige Ausrichtung, eine günstige Verkehrsanbindung. Die gewerbegebietstypische Nut-
zung überwiegt. In diesen Gewerbegebieten sollen Vergnügungsstätten und Bordelle un-
zulässig werden.  

 Kategorie 2: Diese Gewerbegebiete besitzen keinen eindeutigen Branchenschwerpunkt 
und sind in der Nähe zu anderen Gebietstypen wie Wohn-, Kern- und Mischgebieten an-
gesiedelt. Hier herrscht eine stärkere Einzelhandelsprägung vor. In diesen Gewerbegebie-
ten ist eine Zulässigkeit von nicht-kerngebietstypischen Vergnügungsstätten und eine Un-
zulässigkeit von Bordellen vorstellbar.  

 Kategorie 3: Diese Gewerbegebiete zeichnen sich nicht durch einen besonderen Anspruch 
auf Adressbildung und Image aus. Ihre Standorte befinden sich in einer Randlage außer-
halb der Landgebiete ohne Nähe zu Wohn-, Kern- und Mischgebieten. Ein heterogener 
Nutzungsmix ist vorherrschend; der Anteil an klassischem Gewerbe liegt unter 50 %. In 
diesen Gewerbegebieten ist eine Zulässigkeit von nicht-kerngebietstypischen Vergnü-
gungsstätten (Tanzbars, kleinere Festsäle, Billard-, Dart-, Kickerbars, Spielhallen < 100 
m2, kleine Wettbüros) und / oder Bordellen denkbar.  

Das Plangebiet ist diesbezüglich aufgrund der angestrebten Nutzungsmischung der auch für 
die Freizeitgestaltung geplanten Funktionen der Kategorie 1 zuzuordnen. Folglich sollen Bor-
delle und bordellartige Betriebe und die gemäß BauNVO möglichen Ausnahmen für Vergnü-
gungsstätten ausgeschlossen werden. Damit soll eine städtebauliche Fehlentwicklung, die in 
der Regel mit solchen Einrichtungen einhergeht, verhindert werden. Die Gefahr entsprechen-
der Fehlentwicklungen ist im Geltungsbereich aufgrund der sehr gut erschlossenen sowie von 
der Bundesautobahn A 25 und vom Curslacker Neuer Deich sichtbaren und damit für entspre-
chende Betriebe attraktiven Lage im besonderen Maße gegeben.  

Die genannten Betriebe erzielen häufig einen hohen Flächenumsatz und hohe Gewinnmar-
gen, sodass sie im Vergleich zu anderem Gewerbe auch höhere Mieten zahlen können. Dies 
kann zu einer Verdrängung der gewünschten gewerblichen Nutzungen führen und den ange-
strebten Gebietscharakter gefährden. Durch die Betriebe könnte insbesondere eine Beein-
trächtigung des Stadtbildes eintreten, wenn sie sich im Erdgeschoss ansiedeln und mit ag-
gressiver Werbung Kunden anzuwerben versuchen.  
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Da Vergnügungsstätten sowie Bordellen und bordellartigen Betrieben ein negatives Image an-
haftet, können sich nachbarschaftliche Konflikte mit Nutzungen ergeben, die aufgrund eines 
Kund:innen- und Besucher:innenverkehrs auf ein eher repräsentatives Umfeld angewiesen 
sind. Gerade dienstleistungsorientierte Unternehmen werden sich in einem solchen Umfeld 
nur noch schwer ansiedeln lassen. Dies wiederum kann Leerstände zur Folge haben, die Neu-
ansiedlungen weiterer Vergnügungsstätten, Bordelle und bordellartiger Betriebe nach sich zie-
hen. Ein Umfeld, in dem gleichwertige Nutzungen von gegenseitigen Synergieeffekten profi-
tieren können, kann somit nicht entstehen beziehungsweise wieder zerstört werden. Letztlich 
soll § 2 Nummer 2 im Einklang mit den städtebaulichen Entwicklungszielen einen Imageverlust 
durch Ballung von z.B. Spielhallen und Erotikgewerbe mit entsprechendem Milieu verhindern. 

Ausschluss gewerblicher Freizeiteinrichtungen und Versammlungsstätten  

Planungsziel des Bebauungsplans ist es, Flächen für Gewerbebetriebe vorzuhalten. Es wer-
den daher durch § 2 Nummer 2 auch gewerbliche Freizeiteinrichtungen und Versammlungs-
stätten ausgeschlossen: 

Im Gewerbegebiet sind […] gewerbliche Freizeiteinrichtungen und Versammlungsstät-
ten, Bordelle und bordellartige Betriebe, […] unzulässig. 

Die ausgeschlossenen Einrichtungen sind sehr flächenintensiv. Um hier nicht dringend benö-
tigte Arbeitsstättenflächen im Sinne der eigentlichen Zielsetzung des Innovationsparks durch 
diese flächenbeanspruchenden Nutzungen (z.B. Billard- oder Bowlinghallen, Hochzeitshallen 
etc.) zu belegen, werden sie ausgeschlossen. Sie werden ferner ausgeschlossen, weil sie kei-
nen Bezug zu der gewünschten Hauptnutzung haben und keinen positiven Beitrag zu dem 
sich entwickelnden Charakter eines Innovationsparks leisten können. 

Ausschluss von Lagerhäusern, Lagerplätzen und Tankstellen 

Um die städtebaulichen Zielsetzungen für das Plangebiet zu erreichen, schließt § 2 Nummer 
2 ferner die nach § 8 Absatz 2 Nummer 1 und 3 BauNVO allgemein zulässigen Lagerhäuser, 
Lagerplätze und Tankstellen aus: 

Im Gewerbegebiet sind […] Lagerhäuser, Lagerplätze und Tankstellen unzulässig.  

Lagerhäuser, die z.B. in Form von sogenannten Self-Storage-Einrichtungen, in denen kleine, 
individuell anmietbare Lagerflächen vorgehalten werden, denkbar wären, sind aufgrund der 
geschlossenen Kubaturen, die nicht dem angestrebten hochwertigen Erscheinungsbild ent-
sprechen, städtebaulich nicht verträglich. Sie widersprechen ferner dem Ziel, ein belebtes 
Quartier, in dem die einzelnen Nutzung aufeinander und auch auf den öffentlichen Raum Be-
zug nehmen können, auszubilden. 

Selbstständige Lagerplätze, die im Gegensatz zu Lagerhäusern offen ausgeführt werden, fü-
gen sich aufgrund ihrer fehlenden hochbaulichen Gestalt nicht in das städtebauliche Gesamt-
konzept ein. Sie beeinträchtigen das Ortsbild negativ. Zudem soll das Gewerbegebiet, da ent-
sprechende Flächen in zentralen Lagen wie beschrieben knapp sind, möglichst intensiv aus-
genutzt werden.  
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Auch die gemäß § 8 Absatz 2 Nummer 4 BauNVO zulässigen Tankstellen werden insgesamt 
als mit dem angestrebten Gebietscharakter unvereinbare Nutzungen ausgeschlossen, da sie 
den gewünschten Gebietscharakter gefährden könnten. Entsprechende Einrichtungen, auch 
in Kombination mit größeren Garagen, wie sie im Plangebiet vorgesehen sind, sind gerade in 
der Nähe zur Autobahn wegen einer entsprechend guten geschäftlichen Grundlage regelhaft 
anzutreffen. Ziel des Bebauungsplans ist jedoch die Errichtung eines gestalterisch anspre-
chenden Gewerbestandorts mit ergänzenden Nutzungsbausteinen in einem Umfeld, das auch 
durch hochwertig gestaltete Freiräume geprägt wird. Tankstellen stellen diesem Ziel entgegen, 
entwerten das Ortsbild und nehmen größere Fläche in Anspruch, die weitgehend für Produk-
tion, Forschung und arbeitsstättennahe Erholung vorgehalten werden sollen. Der Ausschluss 
von Tankstellen ist vertretbar, da im Umfeld des Plangebiets Tankstellen vorhanden sind (u.a. 
auch Curslacker Neuer Deich) und eine diesbezügliche Versorgung gewährleistet ist. Von dem 
Ausschluss nicht erfasst sind Ladesäulen für die E-Mobilität und ähnliche Einrichtungen für 
alternative Antriebsarten zu Verbrennungsmotoren im Individualverkehr, die in den Mobilitäts-
zentren nur ein Zubehör darstellen. 

Ausschluss von Wohnungen 

Ausnahmen für Wohnungen für Bereitschafts- und Aufsichtspersonen sowie Betriebsinha-
ber:innen und Betriebsleiter:innen werden aus Immissionsschutzgründen ausgeschlossen 
(siehe Kapitel 5.15.3): 

Ausnahmen für Wohnungen nach § 8 Absatz 3 Nummer 1 der Baunutzungsverordnung 
[…] (BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3787), geändert am 
4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) werden ausgeschlossen.  

Die Bewohner:innen von Betriebswohnungen haben gemäß § 1 Absatz 6 BauGB den An-
spruch, dass gesunde Wohnverhältnisse gewährleistet werden. Das führt zu Einschränkungen 
für die gewerbliche Entwicklung. Eine der besonderen Standortqualitäten dieses Gebiets be-
steht darin, dass keine schutzbedürftigen Nutzungen unmittelbar angrenzen. Dies ist eine in 
der Großstadt Hamburg seltene Situation. Es gibt in Hamburg zahlreiche Gewerbegebiete, die 
aufgrund der Nähe von Wohnbebauung immissionsschutztechnisch eingeschränkt werden 
müssen und daher als Standorte für zahlreiche Betriebe von vornherein ausscheiden.  

Nicht verkannt wird, dass es Gewerbebetriebe gibt, die Bedarf nach Wohnungen für Aufsichts- 
und Bereitschaftspersonal haben können, beispielsweise auf Grund von Sicherheitserwägun-
gen oder zur Sicherstellung von Warenannahmen. Dieser Bedarf kann jedoch in der Regel 
hinsichtlich der Aufsicht durch mobiles Sicherheitspersonal oder technische Überwachungs-
anlagen und hinsichtlich Bereitschaft durch entsprechende Dienstpläne organisiert werden. 
Solche Maßnahmen bzw. Regelungen erscheinen zumutbar. In der Abwägung überwiegt das 
Interesse, in Anbetracht der in Hamburg generell knappen Flächen die spezifischen Standort-
qualitäten dieses Gebiets auch zukünftig zu sichern. Daher werden Betriebswohnungen aus-
geschlossen. Der Ausschluss dient den Belangen solcher Betriebe, die auf störungsunemp-
findliche Standorte insbesondere zur Nachtzeit angewiesen sind. Demgegenüber müssen die 
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Belange der Betriebe, die tatsächlich zwingend auf eine Betriebswohnung angewiesen sind, 
zurücktreten. 

Eine Zulassung von Betriebswohnungen auf dem Wege der Befreiung bleibt grundsätzlich 
möglich. Wenn allerdings die ausgeschlossene Nutzung ohnehin nur ausnahmsweise zulässig 
wäre, ist die Anwendung von § 31 Absatz 2 BauGB auf besondere Ausnahmesituationen be-
grenzt (offenbar nicht beabsichtigte Härte, Wohl der Allgemeinheit erfordert die Befreiung). 

Nur ausnahmsweise Zulässigkeit von Beherbergungsbetrieben 

Innerhalb eines Kerngebiets ist eine Hotelnutzung bzw. die Errichtung von Beherbergungs-
stätten zulässig. Sie ist im vorliegenden Fall auch dem Grundsatz nach sinnvoll, weil in der 
modernen Arbeitswelt Arbeitnehmer:innen in Teilen auch nur temporär an einem bestimmten 
Unternehmensstandort tätig sind und für diesen begrenzten Zeitraum eine Unterkunft benöti-
gen. Beherbergungsbetriebe können in diesem Zusammenhang also einen Beitrag zur Ent-
wicklung des gewünschten Charakters des Gewerbegebiets leisten, das nicht nur durch die 
Arbeitsstätten an sich, sondern auch durch diese ergänzende Nutzungen geprägt sein soll. 
Durch die Ermöglichung von Übernachtungen im Plangebiet wird der angestrebte Campus-
Charakter gestärkt. 

Es ist dabei durch bauliche Schallschutzmaßnahmen zu verhindern, dass es zu unzumutbaren 
Lärmbelastungen für die Gästezimmer der Hotelnutzungen kommt. Schutzbedürftige Räume 
sind daher durch bauliche Maßnahmen passiv zu schützen. Zum Schutz der Gästezimmer von 
Hotelnutzungen im Kerngebiet wird daher festgesetzt: 

Beherbergungsbetriebe können ausnahmsweise zugelassen werden, sofern den Anfor-
derungen von Nummer 17 Sätze 2 und 3 entsprochen wird. 

Durch die Festsetzungen zum Lärmschutz wird die bauordnungsrechtliche Forderung gemäß 
§ 18 Absatz 2 HBauO nicht berührt. Danach müssen Gebäude insgesamt einen ihrer Nutzung 
entsprechenden Schallschutz gegen Innen- und Außenlärm gemäß DIN 4109 (Schallschutz 
im Hochbau) haben. Dies gilt in jedem Fall und für alle Gebäudeseiten.  

Zur weiteren lärmtechnischen Begründung siehe Kapitel 5.15.3. 

Regelungen zu Einzelhandel 

§ 2 Nummer 3 schließt Einzelhandelsbetriebe in den Gewerbebetrieben weitgehend aus. Eine 
allgemeine Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben im Gewerbegebiet wäre mit den Entwick-
lungszielen 1.2 und 1.5 der Hamburger Leitlinien für den Einzelhandel nicht vereinbar. Dem-
nach sollen das polyzentrische, hierarchische Zentrensystem erhalten und entwickelt werden 
und Gewerbegebiete für gewerbliche Nutzungen und Handwerk gesichert werden. Zudem ist 
das Einzelhandels- und Zentrenkonzept für den Bezirk Bergedorf zu berücksichtigen. Diesem 
auf Grundlage des Hamburger Zentrenkonzepts erarbeiteten und von der Bezirksversamm-
lung beschlossenen Konzept kommt der Status eines „städtebaulichen Entwicklungskonzepts“ 
gemäß § 1 Absatz 6 Nummer 11 BauGB zu, das im Rahmen der Abwägung besonders zu 
berücksichtigen ist.  
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Für die Entwicklung von Gewerbegebieten gilt unter anderem: 

 Grundsätzlich soll keine weitere Ansiedlung von Einzelhandel in der Hauptnutzung ermög-
licht werden. Dadurch werden die Baugebiete in ihren gesetzlichen Leitfunktionen Produk-
tion, Dienstleistung und klassisches Gewerbe gesichert,  

 ausnahmsweise kann Einzelhandel im Zusammenhang mit Direktvermarktung auf deutlich 
untergeordneter Betriebsfläche zugelassen werden und  

 Erweiterungen bestehender Betriebe sollen nur dann ermöglicht werden, wenn sie mit dem 
Einzelhandels- und Zentrenkonzept vereinbar sind.  

Diese Entwicklungsstrategien werden in diesem Bebauungsplan auf Grundlage des städte-
baulichen Konzepts und unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten konkretisiert und 
planungsrechtlich gesichert:  

Im Gewerbegebiet sind Einzelhandelsbetriebe unzulässig. Ausnahmsweise zugelassen 
werden können Läden, die der Versorgung des Gewerbegebiets dienen, sowie Ver-
kaufsstätten, die im unmittelbaren räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit 
Handwerks- oder produzierenden Gewerbebetrieben stehen und nicht mehr als 10 vom 
Hundert (v.H.) der mit den Betriebsgebäuden überbauten Fläche des jeweiligen Bau-
grundstücks, jedoch maximal 150 m² Verkaufsfläche je Betrieb umfassen (Werksver-
kauf). 

Die Festsetzung dient durch den weitgehenden Ausschluss von Einzelhandel dazu, Kaufkraft-
abflüsse aus den zentralen Versorgungsbereichen und die Verdrängung klassischer gewerb-
licher Nutzungen zu vermeiden. Für Einzelhandel außerhalb des Bergedorfer Zentrums sieht 
das Zentren- und Branchenkonzept stadtplanerisch geeignetere Standorte vor, vornehmlich 
an den zentralen Orten bzw. in den integrierten Lagen der Wohnstandorte. Hingegen besteht 
das städtebauliche Erfordernis, Einzelhandel in den Gewerbegebieten entlang der Einfallsstra-
ßen und außerhalb der planerisch gewünschten Standorte planungsrechtlich auszuschließen. 
Denn gerade entlang der großen Erschließungsachsen wie dem Curslacker Neuer Deich und 
angrenzender mit dem Pkw leicht erreichbarer Orte, die für Einzelhandelsnutzungen beson-
ders interessant sind, besteht die Gefahr, dass das klassische Gewerbe im Vergleich zu Ein-
zelhandelsnutzungen geringere Ansiedlungschancen hat.  

Zugleich sollen Einzelhandelsbetriebe nicht vollständig aus dem Spektrum der zulässigen Nut-
zungen ausgeschlossen werden, da angesichts der Anzahl der entstehenden Arbeitsplätze 
kleine Angebote zum Beispiel für die Versorgung mit Lebensmitteln und Getränken in den 
Pausenzeiten unabhängig von Gastronomiebetrieben oder auch für den Bürobedarf sinnvoll 
erscheinen. Aufgrund der in Bezug auf den Einzelhandel verhältnismäßig isolierten Lage ist 
eine entsprechende Versorgung im Umfeld des Plangebiets nicht möglich. Denkbar ist zum 
Beispiel ein kioskähnliches Angebot.  

Von dem vollständigen Ausschluss werden daher Läden, die der Versorgung des Gebiets die-
nen, ausgenommen. „Läden“ zeichnen sich gegenüber „Einzelhandelsbetrieben“ durch Klein-
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teiligkeit, eine begrenzte Sortimentsbreite oder einen eingeschränkten Kundenkreis aus. Lä-
den sind nach dem herkömmlichen Sprachverständnis Räume, die auf beschränkter Grund-
fläche ein auf bestimmte Warengattungen beschränktes Warensortiment anbieten. Ob ein La-
den vorliegt, ist im Genehmigungsverfahren zu prüfen. Unterhalb einer Verkaufsfläche von 
400 m2 ist nach allgemeinem Verständnis generell von einem „Laden“ auszugehen („Nachbar-
schaftsladen“ oder „Convenience-Store“). Im Einzelfall kann auch bei einer größeren Ver-
kaufsfläche ein Laden vorliegen, insbesondere wenn dieser über 

 ein eingeschränktes bzw. spezialisiertes Warenangebot und/oder 
 eine Ausrichtung auf einen begrenzten Einzugsbereich verfügt und/oder 
 einen großen Anteil eigener Service- und Dienstleistungen (im Verhältnis zum Verkaufs-

geschäft) anbietet. 
Ein solcher kleinteiliger Ladenbesatz kann für eine urbane Angebotsvielfalt sorgen, ohne ne-
gative Auswirkungen auf die Zentrenstruktur mit sich zu bringen. In diesem Sinne soll auch im 
Plangebiet eine lebendige urbane Mischung ermöglicht werden, die zu einem attraktiven Ar-
beitsumfeld beiträgt. Läden sollen daher ausnahmsweise zugelassen werden können, wenn 
sie der Versorgung des Gebiets dienen. Zugleich wird ein deutlich unterhalb der Schwelle der 
Großflächigkeit angesiedelter Lebensmittelmarkt von anderen, in der Regel großflächigen 
Märkten keine Kaufkraft zu sich umlenken können, sondern sich primär auf die Abschöpfung 
des am Standort neu hinzukommenden Nachfragepotenzials durch die Beschäftigten konzent-
rieren müssen. Gleiches gilt für Einzelhandelsbetriebe anderer Branchen. 

Im Plangebiet soll ergänzend zu den Läden auch verarbeitenden Gewerbe- oder auch Werk-
stattbetrieben die Möglichkeit eröffnet werden, ihre Produkte in begrenztem Umfang im Werks-
verkauf anzubieten und somit Endverbrauchern zu präsentieren und an diese zu vertreiben. 
Mit der festgesetzten Ausnahmeregelung kann eine zeitgemäße Nutzungsstruktur des Gewer-
begebietes ermöglicht werden, da Handwerksbetriebe oder Betriebe des verarbeitenden Ge-
werbes häufig mit ihren Produkten oder ergänzenden Artikeln handeln. Es sind daher in Aus-
nahmefällen zur Förderung der mittelständischen Wirtschaft auch Verkaufsstätten zulässig, 
wenn sie im räumlich-funktionalen Zusammenhang mit verarbeitenden Gewerbe- oder Hand-
werksbetrieben stehen. Die möglichen Verkaufsstätten bzw. Verkaufsräume sollen sich dem 
verarbeitenden Gewerbebetrieb räumlich deutlich unterordnen. Es wird daher festgesetzt, 
dass nicht mehr als 10 % der jeweiligen Betriebsfläche, höchsten jedoch 150 m2 für den Ver-
kauf von Waren genutzt werden darf. Der Werkverkauf ist in diesem Fall ein Nebenprodukt 
und in dieser Größe als unschädlich anzusehen. Er gehört zum Ablauf des produzierenden 
bzw. Handwerksbetriebes und stellt einen untergeordneten Bereich dar. Einer schleichenden 
Verdrängung des gewerblichen Nutzungsanteils eines Betriebes und der Ausbreitung der Ein-
zelhandelsnutzung soll somit vorgebeugt werden. 

Durch den weitgehenden Ausschluss von Einzelhandel bzw. die Einschränkung auf bestimmte 
Typen von Handelsbetrieben werden auch sogenannte Sexshops, d.h. Verkaufsräume und -
flächen, deren Zweck auf den Verkauf von Artikeln mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist, 
ausgeschlossen. Von ihnen gehen vergleichbare Wirkungen wie von Vergnügungsstätten aus, 
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die innerhalb des Innovationsparks aus städtebaulichen Gründen für nicht verträglich erachtet 
werden (siehe oben). 

Ausschluss sensibler Nutzungen im Umfeld der Hochspannungsfreileitung 

Der mit Ⓑ bezeichnete Teil des Gewerbegebiets, der Busbetriebshof, liegt vollständig unter 
Hochspannungsfreileitungen. Nach derzeitigem Wissensstand ist nicht auszuschließen, dass 
der dauerhafte Aufenthalt im Nahbereich der im Plangebiet verlaufenden Hochspannungsfrei-
leitungen negative Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit haben kann. 

Im Interesse der gesundheitlichen Vorsorge soll die Neuerrichtung von baulichen Anlagen, die 
zum dauernden Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, daher - unter Beachtung des Abwä-
gungserfordernisses - nur in einem bestimmten Mindestabstand zu Hochspannungsfreileitun-
gen zulässig sein. Zum dauernden Aufenthalt von Menschen im Sinne des Vorsorgeaspektes 
zählen Wohnungen, Kindergärten, Schulen, Krankenhäuser sowie Einrichtungen der Altenbe-
treuung und –pflege. Gewerbliche Nutzungen, auch Bürogebäude, sind nicht von diesem Vor-
sorgegedanken erfasst. 

Aufgrund des Immissionsschutzes werden die oben genannten Anlagen ausgeschlossen 
(Wohnen, siehe oben) bzw. sollen sie erst ab einem Abstand von 50 m vom Lot des äußeren 
Leiters angesiedelt werden: 

Innerhalb der mit „Ⓑ“ bezeichneten Teils des Gewerbegebiets sind in einem Abstand 
von 50 m vom Lot des äußeren Leiters einer Hochspannungsfreileitung Einrichtungen 
für gesundheitliche Zwecke sowie für die Kinder- und Altenbetreuung unzulässig. 

Der Ausschluss ist städtebaulich vertretbar, weil der Gebietscharakter erhalten bleibt und das 
Gebiet aufgrund seiner Lage und seines Umfeldes für die ausgeschlossenen Nutzungen oh-
nehin nicht vorrangig geeignet ist. Zudem ist die derzeit geplante Nutzung (Busbetriebshof) 
nicht auf ergänzende Nutzungen aus dem Spektrum der ausgeschlossenen Nutzungen ange-
wiesen. 

5.2 Überbaubare Grundstücksflächen  
Wie in Kapitel 3.3.3 beschrieben, werden die Baugrundstücke im Funktionsplan in drei ver-
schiedene Größenkategorien unterteilt. Die Kategorie S umfasst 1.000 bis 2.000 m² große 
Grundstücke, die entlang der Hauptachsen und Grünräume verortet sind. Die Kategorie M 
weist Grundstücke von 2.000 bis 5.000 m² entlang der Hauptachsen und der Grünräume aus. 
Mit der dritten Kategorie L werden die größten, 5.000 bis 10.000 m² umfassenden Grundstü-
cke im südlichen Teil des Plangebiets umfasst. Innerhalb der Kategorien von Baublockgrößen 
ist ein Mix von Gebäudetypologien vorgesehen, der die Ansprüche einer möglichst großen 
Zahl verschiedener Unternehmen bedienen können soll.  

Der Bebauungsplan soll über die Festsetzung der nachfolgend beschriebenen überbaubaren 
Grundstücksflächen diesem Grundprinzip entsprechen und dieses rechtlich absichern. 
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Die bauliche Struktur des Funktionsplans für den Innovationspark Bergedorf wird teilweise 
durch eine flächenhafte, überwiegend jedoch durch eine baukörperähnliche Ausweisung der 
überbaubaren Grundstücksflächen festgesetzt. Dabei soll dem Grundprinzip Rechnung getra-
gen werden, entlang der Verkehrsflächen mit der besonderen Zweckbestimmung „Quartiers-
platz“ eine grenzständige Bebauung zu ermöglichen, um den urbanen Freiraum der Lifeline 
einzufassen und einen direkten Bezug zur Erdgeschosszone zu ermöglichen mit der Chance, 
die Lebendigkeit im öffentlichen Raum zu erhöhen. Entlang der übrigen Verkehrsflächen sollen 
hingegen Vorzonen entstehen, die von einer Bebauung freigehalten werden. In diesen Berei-
chen rückt die überbaubare Grundstücksfläche daher regelhaft um 2,0 m von der jeweiligen 
Grundstücksgrenze ab. Dieses Gestaltungsprinzip gilt vornehmlich für das Baufeld West und 
das Baufeld Nord. 

Der Baublock im nordöstlichen Teilbereich des Baufelds Nord ist auch Bestandteil des im 
Funktionsplans vorgesehenen Grünzugs entlang der Bahn (Linear-Park). Aufgrund der mögli-
chen privaten Nutzung (z.B. Kita-Außenfläche) wurde die nicht bebaubare Fläche jedoch dem 
GE-Grundstück zugesprochen und nicht als öffentliche Fläche festgesetzt. Die überbaubare 
Grundstücksfläche umfasst dabei jedoch nur den gemäß Funktionsplan vorgesehenen Bau-
körper im südlichen Bereich des Grundstücks. 

An zwei Stellen im Plangebiet sind zudem bauliche Hochpunkte zulässig, die als städtebauli-
che Dominanten besondere Orte markieren. Diese befinden sich zum einen am westlichen 
Eingang der Lifeline, die in Richtung Osten zum Campuspark führt und zum anderen am Line-
arpark. Sie dienen auch dazu, den angestrebten urbanen Charakter des Innovationsparks zu 
fördern. Für die Hochpunkte setzt der Bebauungsplan die überbaubare Grundstücksfläche in 
Form von Baukörperausweisungen fest, um bei der Umsetzung eine enge Bindung an den 
Funktionsplan zu sichern. Durch die räumliche Verortung der Hochpunkte in Bereichen, in de-
nen durch breite Straßenräume, öffentliche Grünflächen oder Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung eine gewisse Weite gegeben ist, wird sichergestellt, dass die Hochpunkte 
innerhalb des Gebiets städtebaulich verträglich positioniert sind. 

Zu nahezu allen angrenzenden öffentlichen Flächen soll eine Vorzone von Bebauung freige-
halten werden. Zu den festgesetzten Gehrechten halten die Baugrenzen daher ebenso wie zu 
den Straßenverkehrsflächen, die nicht als „Quartiersplatz“ entwickelt werden sollen – mit Aus-
nahme des Nord-Süd-verlaufenden Platzes Abstände ein (siehe oben). Diese sollen die Ein-
richtung von Vorbereichen vorgeben und dem Eindruck einer Bedrängung von Fußgängern 
zwischen Fahrbahnen und Gebäuden vorbeugen. 

Für den mit Ⓑ bezeichneten und für die Erweiterung des Busbetriebshofs vorgesehenen Teil 
des Gewerbegebiets sind großzügige Spielräume zur baulichen Ausgestaltung des Gewerbe-
gebiets erforderlich. Es besteht der Bedarf, die Werkstattflächen des angrenzend bestehenden 
Busbetriebshofs zu erweitern und insbesondere mehr Abstellflächen für Busse zu generieren. 
Somit werden keine konkreten Baukörper festgesetzt, sondern zur Sicherung planerischer 
Spielräume ein nahezu grundstücksgroßer Baublock ausgewiesen. 
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In dem mittig zwischen den beiden öffentlichen Parkanlagen liegenden Baufeld Süd besteht 
durch einen einzelnen dort vorgesehenen Gewerbebetrieb der Bedarf, eine große zusammen-
hängende bauliche Anlage zu errichten. Um dies planerisch zu ermöglichen und gleichzeitig 
eine maximal überbaubare Grundstücksfläche zu definieren, wird eine dementsprechende 
überbaubare Grundstücksfläche festgesetzt. Gleichzeitig wird in diesem Bereich von dem 
Grundprinzip der grenzständigen Bebauung entlang der Lifeline abgewichen: Die entstehende 
massive Bebauung soll sich städtebaulich nicht bedrängend auf den westlich angrenzenden 
Quartiersplatz und die am dort gekennzeichneten Café zu erwartende Lebendigkeit auswirken 
und hält daher einen Abstand von 8 - 11 m zur Grundstücksgrenze ein. 

Grundsätzlich ist in Bezug auf alle festgesetzten Baugrenzen ein Zurückbleiben von Gebäu-
den oder Gebäudeteilen zulässig und kann zum Beispiel genutzt werden, um strukturierte Fas-
sadenabwicklungen oder Fassadenbegrünungen zu schaffen, welche die langen Straßenan-
sichten gliedern. Auch eine Unterbrechung der Bebauung ist grundsätzlich zulässig.  

Für die Versorgungsfläche wird durch die überbaubare Grundstücksfläche die planungsrecht-
liche Grundlage für die erforderliche technische Infrastruktur der Abwasserbeseitigung ge-
schaffen und beinhaltet aus Vorsorgegründen gewisse Erweiterungsmöglichkeiten. 

5.3 Maß der baulichen Nutzung 

5.3.1 Gebäudehöhen als Höchstmaß 
Der Funktionsplan sieht für den Innovationspark eine dichte Bebauung vor, die in ihrer Höhen-
entwicklung verhältnismäßig kleinteilig variiert. Innerhalb der jeweiligen Baublöcke soll eine 
vielfältige Gestalt mit unterschiedlichen Gebäudehöhen erreicht und durch den Bebauungs-
plan gesichert werden, sodass jeder Baublock einen eigenen Charakter erhält. Abgeleitet aus 
dem Funktionsplan soll planungsrechtlich die Möglichkeit gegeben werden, die einzelnen Bau-
blöcke auf Baugrundstücksebene variantenreich hinsichtlich Dichte und Gebäudetypologie zu 
entwickeln. Zwei Hochpunkte sollen besondere Orte markieren. 

Der Bebauungsplan trifft dafür rahmensetzende Regelungen, indem auf der Grundlage des 
Funktionsplans für das jeweils höchste Gebäude innerhalb eines Baublocks oder alternativ für 
den höchsten Gebäudeteil eines baublockfüllenden Gebäudes eine Gebäudehöhe als Höchst-
maß festgesetzt wird, die eine auskömmliche Geschossigkeit ermöglicht. Für Bereiche, die 
gemäß dem Funktionsplan geringere Geschossigkeiten innerhalb eines Baublocks ausweisen 
und dabei städtebaulich relevant sind, werden entsprechend geringere Gebäudehöhen als 
Höchstmaß festgesetzt. Hierdurch wird die städtebaulich gewünschte Differenzierung auch im 
Detail festgesetzt. 

Anders als im Geschosswohnungsbau sind bei gewerblichen Nutzungen mitunter auch nied-
rigere oder deutlich höhere Geschosshöhen möglich, sodass eine Festsetzung der Zahl der 
Vollgeschosse als Höchstmaß im Bebauungsplan hier nicht zielführend wäre, wenngleich mit 
dem Funktionsplan konkrete Geschossigkeiten geplant sind. Es wäre beispielsweise nicht 



Begründung zum Bebauungsplan Bergedorf 99  
Verfahrensstand: Vorentwurf 

 

 
Seite 88 von 167 

auszuschließen, dass überhohe Geschosse entstehen, welche in der Summe zu Auswirkun-
gen auf das Orts- und Landschaftsbild führen, die nicht vertretbar sind. Nicht vertretbar sind 
Gebäudehöhen, die den Bergedorfer Maßstab, der im angrenzenden Bereich am Schleusen-
graben oder in Bergedorf Süd überwiegend aus zwei- bis sechsgeschossigen Gebäuden be-
steht und lediglich vereinzelte Hochpunkte aufweist, verlassen würde. Nicht vertretbar sind 
auch Auswirkungen, die den Geesthang, der fernwirksam im Norden liegt, optisch gänzlich 
überformt werden würde. Selbst bei Büronutzungen, die üblicherweise eine dem Wohnungs-
bau ähnliche Geschosshöhe haben, würden angesichts der gemäß Funktionsplan überwie-
gend fünf-, teilweise bis zu zehngeschossigen Bebauung bereits 50 cm je Geschoss ausrei-
chen, um das Gesamtgebäude um bis zu 5,0 m zu erhöhen. Damit unerwünschte Auswirkun-
gen auf das nähere und weitere Orts- und Landschaftsbild unterbunden werden, wird daher 
die zulässige Gebäudehöhe begrenzt. Dabei liegt der Planung gemäß Funktionsplan die fol-
gende Annahme hinsichtlich der Gebäudehöhen zugrunde: 

 Sockel-/Erdgeschoss: 5 m 
 Jedes weitere Regelgeschoss: 4 m  
Dies ermöglicht neben auskömmlichen Geschosshöhen auch ein überhohes und damit groß-
zügig wirkendes Erdgeschoss. Die sich aus den jeweils in dem Funktionsplan vorgesehenen 
Geschossigkeiten ergebenden Gebäudehöhen werden in m über Normalhöhennull (m üNHN) 
festgesetzt (Gebäudehöhe über der festgesetzten Geländeoberfläche zzgl. vorhandene Ge-
ländehöhe) und jeweils auf die nächste ganze Zahl für eine geringfügige und daher vertretbare 
Flexibilität aufgerundet. Die festgesetzte Geländeoberfläche liegt zwischen ca. 3,2 und 3,5 m 
üNHN. 

Für das Baufeld West sieht der Funktionsplan größtenteils fünf, mitunter auch sechs Ge-
schosse vor, die gemäß der städtebaulichen Zielsetzung als entsprechende Gebäudehöhe als 
Höchstmaß festgesetzt werden. Dabei erfolgt eine Abstufung von hauptsächlich sechs Ge-
schossen (GH entsprechend bis 30 m üNHN) im Westen, entlang der Straße Curslacker Neuer 
Deich, zu fünf Geschossen (GH entsprechend 25 m üNHN) in Richtung Osten zur Parkanlage. 
Durch die abnehmende Gebäudehöhe wird einerseits ein angemessener Übergang von der 
Adressbildung an der belebten Hauptstraße zur östlich angrenzenden freien Grünfläche for-
muliert, andererseits wird ein großes Raumvolumen für gewerbliche Aktivitäten und einen 
sparsamen Umgang mit Grund und Boden geschaffen. 

Für den Baublock nördlich entlang der Lifeline sind als städtebauliche Differenzierung mit Wir-
kung auf den öffentlichen Raum Teilbereiche mit lediglich drei Geschossen und demnach einer 
Gebäudehöhe von 17 m üNHN vorgesehen, sodass sich höhere (GH 25 m üNHN) mit niedri-
geren Gebäudeteilen abwechseln, was zur Sicherung dieser städtebaulichen Akzentuierung 
entsprechend festgesetzt wird. Südlich entlang der Lifeline wird ebenfalls durch eine Abfolge 
von drei und fünf Geschossen sowie über kleinere Baublöcke mit fünf und sechs Geschossen 
(GH 29 m üNHN) die Höhendifferenzierung gemäß dem Funktionsplan übernommen und als 
Festsetzung verankert. Die Akzentuierung von größtenteils fünfgeschossigen Baublöcken 
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durch maximal dreigeschossige Gebäudeteile setzt sich auch weiter südlich bei den zwei gro-
ßen, parallel zu den Wasserflächen verlaufenden Baublöcken fort.  

Als Ankunftsort im Westen des neuen Gewerbegebietes soll der Eingangsbereich der Lifeline 
durch einen Hochpunkt am Curslacker Neuer Deich akzentuiert und somit weiträumig wahr-
nehmbar werden. Dementsprechend wird südlich des Eingangs zur Lifeline eine Gebäude-
höhe von 45 m üNHN als Höchstmaß festgesetzt, wodurch die Realisierung eines Hochhauses 
ermöglicht wird. Eine die umliegende Bebauung um bis zu 15 m überragende Bebauung als 
einzelner Akzent bewegt sich in einem Rahmen, der für überwiegend gewerblich bzw. durch 
Büronutzung geprägte Bereiche nicht unüblich ist. Angesichts der umliegend geplanten, über-
wiegend gewerblichen Nutzungen ist ein solcher Hochpunkt auch städtebaulich verträglich. 
Zudem wird durch das festgesetzte Maß sichergestellt, dass angesichts der Dimensionierung 
der angrenzenden Straßen- und Freiräume eine Einhaltung von Abstandsflächen gemäß § 6 
HBauO überwiegend möglich ist. 

Ein weiterer städtebaulich prägender Akzent ist im Baufeld West mit einem höheren Gebäude 
als Abschluss und Markierung des Übergangs in die öffentliche Parkanlage (Campuspark) 
vorgesehen. Eine Gebäudehöhe von bis zu 33 m üNHN als Höchstmaß entspricht dem Funk-
tionsplan und wird dort hinsichtlich der gewünschten urbanen Struktur als angemessen ange-
sehen. 

Ein weiterer städtebaulich prägender Akzent ist im Funktionsplan mit einem zehngeschossi-
gen Gebäude (GH bis zu 45 m üNHN) im Baufeld Nord vorgesehen, der als nördlicher Ab-
schluss der Lifeline auch den Eingang in den Innovationspark aus Norden markiert und dem 
Platz im Bereich der Lifeline, angrenzend an die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestim-
mung „Freizeit“ ein städtebauliches Gegengewicht ausbildet. Der dort vorgesehene urbane 
Charakter mit unterschiedlichen Sport- und sonstigen Freizeitangeboten soll durch die östlich 
an den Platz angrenzende Bebauung eingefasst und durch Hochpunkte akzentuiert werden. 
Daher wird dem Hochpunkt eine Gebäudehöhe von bis zu 33 m üNHN als Höchstmaß gegen-
übergestellt, wodurch eine zweite sichtbare Dominante ausgebildet wird. Das entspricht dem 
Gedanken des Funktionsplans und ist hinsichtlich der gewünschten urbanen Struktur ange-
messen.  

Beide geplanten zehngeschossigen Hochpunkte korrespondieren mit zwei Hochpunkten, die 
westlich des Curslacker Neuer Deichs im Bebauungsplan Bergedorf 104 / Curslack 19 zulässig 
sind; diese stadtgestaltende Korrespondenz zeigt u.a. die funktionale Zugehörigkeit zur Ent-
wicklungsachse am Schleusengraben mit ihren vielfältigen Betrieben, insbesondere aus der 
Forschungs- und Entwicklungsbranche. 

Im Süden des Baufelds West ist ein Mobilitätszentrum zur Unterbringung von Stellplätzen vor-
gesehen. Um dies in dem erforderlichen Umfang zu ermöglichen, sind für diesen Baublock 
eine GH von 29 üNHN (voraussichtlich sechs Geschosse) entlang des Curslacker Neuer Deich 
bzw. eine GH von 25 m üNHN (voraussichtlich fünf Geschosse) im rückwärtigen Bereich er-
forderlich, die als Höchstmaß festgesetzt werden. Die Abstufung von West nach Ost entspricht 
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wiederum dem oben angesprochenen Prinzip der Adressbildung entlang der Hauptverkehrs-
straße und einer Abstufung in Richtung der östlich angrenzenden Freiflächen. 

Im weiteren Verlauf nach Osten wird das Gestaltungsprinzip aufgegriffen, welches auch im 
Baufeld West entlang der Lifeline vorgesehen ist: der urbane Charakter soll durch die Abfolge 
unterschiedlicher Gebäudehöhen unterstützt werden. Entsprechend werden dort abwechselnd 
und gemäß Funktionsplan Gebäudehöhen zwischen 17 m üNHN und 29 m üNHN (gemäß 
Funktionsplan drei bis sechs Geschosse) als Höchstmaß festgesetzt.  

Zur Unterbringung der im Baufeld Nord anfallenden Stellplatzbedarfe ist für das dortige Mobi-
litätszentrum im Osten eine maximale GH von 33 m üNHN (voraussichtlich sieben Geschosse) 
erforderlich und wird entsprechend ermöglicht. 

Im Baufeld Süd gilt es in erster Linie den dort vorgesehenen größeren Gewerbebetrieb pla-
nungsrechtlich zu ermöglichen. Für das Baufeld werden ebenfalls ausschließlich Gebäudehö-
hen festgesetzt, weil die Steuerungswirkung einer Festsetzung mit Vollgeschossen nicht ziel-
führend ist. Es handelt sich um Nutzungen, die zum Teil durch deutlich von den üblichen Ge-
schosshöhen abweichende Maße gekennzeichnet sind. Die festgesetzten Gebäudehöhen lie-
gen daher überwiegend bei 21 m üNHN sowie für zwei Teilbereiche innerhalb des Baukörpers 
bei 25 m und 33 m üNHN.  

Südwestlich davon wird das Gestaltungsprinzip aufgegriffen, wonach sich die Höhenentwick-
lung an öffentlichen Grünflächen abstuft. Hier wird eine GH von 25 m üNHN festgesetzt. Daran 
anschließend ist ein drittes Mobilitätszentrum geplant, welches zur Unterbringung der dort an-
fallenden Stellplatzbedarfe eine GH von 33 m üNHN als Höchstmaß (voraussichtlich sieben 
Geschosse) erfordert.  

In der Versorgungsfläche ist eine Gebäudehöhe von 7 m zulässig und für die Umsetzung der 
dort erforderlichen Anlagen auskömmlich. 

Bei Umsetzung des Funktionsplans kann es an einigen Stellen im Plangebiet zu Unterschrei-
tungen der Abstandsflächen gemäß § 6 HBauO kommen. Die Baukörperausweisungen und 
baukörperähnlichen Ausweisungen des Bebauungsplans sind in Verbindung mit dem festge-
setzten Höchstmaß der Gebäudehöhe jedoch als zwingend anzusehen. Insofern haben die 
sich aus den Festsetzungen des Bebauungsplans ergebenden abweichenden Abstandsflä-
chen Vorrang. Die an den betreffenden Punkten von einer entsprechend hohen Bebauung 
ausgehenden Auswirkungen auf Aspekte wie die Verschattung angrenzender Gebäude, Sozi-
alabstand, Brandschutz wurden anhand des Funktionsplans geprüft und sind im Rahmen 
nachgelagerter Verfahren als bewältigbar einzuschätzen.  

In der Funktionsplanung wurde zudem definiert, dass Abstandsflächenunterschreitungen bzw. 
-überlappungen in erster Linie nur dort vorkommen, wo Quergassen entlang der Lifeline ge-
plant sind. Die engen Gassen sind städtebaulich als Kontrast zur breiten Adressstraße geplant. 
Darüber hinaus kommt es teilweise zu geringfügigen Abstandsflächenunterschreitungen an 
baublockinternen Stirnseiten, wo gemäß der festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche 
aneinandergebaut werden könnte, dies im Funktionsplan aber nicht vorgesehen ist.  
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Durch die festgesetzten maximalen Gebäudehöhen kommt es zu keiner Unterschreitung der 
gemäß § 6 HBauO erforderlichen Abstandsflächen gegenüber der Bestandsbebauung außer-
halb des Plangebiets. Auch die Abstandsflächen der Hochpunkte östlich des Curslacker 
Neuen Deichs reichen nicht weiter als bis zur Straßenmitte. Somit ist auch sichergestellt, dass 
Flächen im Umfeld des Bebauungsplans, auf denen verschattungsempfindliche Nutzungen 
(insbesondere Wohnnutzungen) zulässig sind, nicht von Abstandsflächenunterschreitungen 
betroffen sind. 

5.3.2 Gebäudehöhen als Mindestmaß 
Wie in Kapitel 5.1 beschrieben, soll das festgesetzte Gewerbegebiet dazu dienen, das Ange-
bot an Gewerbeflächen zu ergänzen. Es ist sinnvoll, die zukünftig entstehenden Flächenre-
serven einer intensiven baulichen Nutzung zuzuführen, um möglichst vielen Firmen die 
Chance einer Ansiedlung in Hamburg bzw. Bergedorf zu eröffnen. Zeitgleich soll auch sicher-
gestellt werden, dass städtebaulich prägende Hochpunkte gemäß dem Funktionsplan tatsäch-
lich umgesetzt werden und dass im Realisierungsprozess nicht so deutlich hinter der vorge-
sehenen Gebäudehöhe zurückgeblieben wird, dass keine städtebaulichen Akzente mehr ent-
stehen. Dies würde dem geplanten urbanen Charakter des Innovationsparks, der abgestimm-
ten Differenzierung der Höhenentwicklung und der Ausnutzbarkeit der Flächen entgegenste-
hen. Somit wird für alle Gebäude mit mehr als fünf Geschossen zusätzlich eine Mindesthöhe 
von 27 m üNHN festgesetzt, welche die Realisierung einer Gebäudehöhe erzwingt, die einem 
mindestens sechsgeschossigen Baukörper entspricht. Somit ist sichergestellt, dass – wenn 
auch im Einzelfall nicht die im Funktionsplan vorgesehenen städtebaulichen Dominaten mit 
z.B. zehn Geschossen entstehen – zumindest immer eine Betonung besonderer städtebauli-
cher Situationen an den vom Funktionsplan vorgesehenen Orten entsteht. 

5.3.3 Ausnahmen von Gebäudehöhen als Höchst- und Mindestmaß 
Wie beschrieben sieht der Funktionsplan eine sehr dichte und urbane Struktur vor, die von der 
in einem Gewerbegebiet üblichen Bebauungsdichte und Höhenentwicklung abweicht. Ferner 
gibt es ein sehr detailliert durchgearbeitetes Konzept im Hinblick auf die Ausbildung städte-
baulicher Akzente durch hohe Gebäude. Damit wird dem besonderen Charakter des geplanten 
Innovationsparks mit innovativen Unternehmen aus Forschung und Entwicklung sowie einer 
auch über Gewerbebetriebe hinausgehenden Nutzungsmischung Rechnung getragen. Die 
Festsetzungen des Bebauungsplans zu den Gebäudehöhen als Mindest- und Höchstmaß bil-
den die städtebaulichen Zielsetzungen des Funktionsplans ab.  

Im Einzelfall kann es bei der späteren Realisierung des Innovationsparks zu Interessentenan-
fragen kommen, die diesen differenzierten Festsetzungen nicht entsprechen. Um zu verhin-
dern, dass aus den getroffenen Maßfestsetzungen Umsetzungshemmnisse für den Innovati-
onspark resultieren, lässt § 2 Nummer 5 auf Grundlage von § 16 Absatz 6 BauNVO nach Art 
und Maß bestimmte Ausnahmen zu:  

Im Gewerbegebiet können ausnahmsweise für die als Mindest- und Höchstmaß festge-
setzten Gebäudehöhen Unter- und Überschreitungen um bis zu 8 m zugelassen werden, 
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sofern das Ortsbild nicht beeinträchtigt wird. Satz 1 gilt nicht für die mit Ⓚ bezeichnete 

Fläche. 

Durch die Festsetzung wird eine gewisse, dem Grundsatz nach städtebaulich zunächst ver-
trägliche und gewünschte Varianz in der Höhenentwicklung gegenüber den Festsetzungen 
des Bebauungsplans ermöglicht. Das in der Festsetzung ermöglichte Maß von 8 m stellt dabei 
das Maximum dessen dar, was im Rahmen einer nachgelagerten Einzelprüfung ermöglicht 
werden kann, ohne dass ein grundlegender Eingriff in das städtebauliche Konzept des Funk-
tionsplans ermöglicht würde. 

Denkbar ist z.B., dass in derzeit mit einer Gebäudehöhe von 17 m üNHN als Höchstmaß fest-
gesetzten Bereichen eine im Zusammenspiel mit angrenzenden Baukörpern durchgehend 25 
m üNHN hohe Bebauung entwickelt wird, weil ein Unternehmen entsprechende Bedarfe hat. 
Dies soll dann möglich sein, wenn durch das vorgelegte städtebaulich-architektonische Kon-
zept im Sinne der Festsetzung sichergestellt ist, dass insbesondere das angestrebte, im Funk-
tionsplan niedergelegte Ortsbild innerhalb des Plangebiets nicht beeinträchtigt wird. Bei der 
Beurteilung, ob das Ortsbild beeinträchtigt ist, ist daher das Ziel des Bebauungsplans zu 
Grunde zu legen, gemäß dem eine differenzierte, lebendig wirkende Höhenentwicklung erzielt 
werden soll bzw. unterschiedlich hohe Gebäude entstehen sollen.  

Gleichfalls kann eine Unterschreitung von Mindesthöhen städtebaulich vertretbar sein, wenn 
im Übrigen die oben beschriebene Differenzierung entstehen kann. Über die Gewährung von 
Ausnahmen nach § 31 BauGB entscheidet im Rahmen eines nachfolgenden Baugenehmi-
gungsverfahrens die Bauaufsichtsbehörde grundstücksbezogen und im Einzelfall. Grundlage 
der Entscheidung können stets nur die mit dem Funktionsplan verfolgten Zielsetzungen sein. 
Der Funktionsplan wird dabei als Bestandteil des städtebaulichen Vertrags rechtsverbindlich, 
sodass stadtgestalterische Abweichungen von der derzeit vorliegenden Planung stets der Zu-
stimmung der den Vertrag unterzeichnenden Fachdienststellen bedürfen. 

Die Regelung kommt nur in jenen Bereichen des Innovationsparks zur Anwendung, die durch 
eine kleinteilige und abwechslungsreiche Höhenstrukturierung geprägt sein sollen, jedoch 

nicht auf dem großflächigen und wenig differenzierten Baufeld Ⓚ. Ferner wird mit der Begren-

zung auf die Baugrundstücke im Gewerbegebiet ausgeschlossen, dass jene Bereiche des 
Plangebiets, in denen bauliche Nutzungen nur in einer geringen Höhe zulässig sein sollen 
(Gewerbelauben und Versorgungsflächen) von den Ausnahmemöglichkeiten profitieren. 

Darüber hinaus wird klargestellt, dass auch die mit Ⓑ bezeichnete Fläche (Baufeld für die 

Erweiterung des Busbetriebshofs) nicht unter die Regelung der Festsetzung fällt, da dort keine 
Gebäudehöhen, sondern eine Höhe baulicher Anlagen festgesetzt ist. 

5.3.4 Höhe baulicher Anlagen als Höchstmaß 

Im Bereich des mit Ⓑ bezeichneten und für die Erweiterung des Busbetriebshofs vorgesehe-

nen Teil des Gewerbegebiets sollen Werkstatt- und Abstellflächen für Busse entstehen. Der 
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Bebauungsplan setzt für das Baufeld eine Höhe baulicher Anlagen (HA) als Höchstmaß mit 
25,5 m üNHN fest.  

Die Festsetzung einer maximalen Vollgeschosszahl wäre hier nicht zielführend, weil die Ge-
schosshöhe von Werkstätten ähnlich wie bei sonstigen gewerblichen Nutzungen stark von 
sonst üblichen Geschosshöhe abweichen kann und einzelne Geschosse eine sehr viel höhere 
Geschosshöhe erreichen können. Auch die Festsetzung einer Gebäudehöhe als Höchstmaß 
wäre nicht zielführend, da dadurch die Höhe sonstiger baulicher Anlagen, die nicht als Ge-
bäude einzustufen sind, nicht gesteuert werden könnte. Bei Festsetzungen zur Höhe baulicher 
Anlagen sind hingegen im Gegensatz zu einer festgesetzten Gebäudehöhe auch Türme, 
Schornsteine, Antennen usw. mit in die Höhe einzubeziehen. Mit der Höhe baulicher Anlagen 
können daher auch bauliche Anlagen, deren Höhenbegrenzung durch eine Gebäudehöhe 
nicht ausreichend bestimmt ist, in ihrer Höhenentwicklung städtebaulich eindeutig eingeordnet 
werden. Darüber hinaus ist mit der Festsetzung sichergestellt, dass die definierte absolute 
Höhe nicht überschritten werden darf, auch nicht durch Dachaufbauten.  

Mit der festgesetzten HA von 25,5 m üNHN wird sichergestellt, dass die für den Busbetriebshof 
erforderlichen baulichen Anlagen in auskömmlichen Höhen realisiert werden können. Zugleich 
kann durch die Festsetzung eine Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbildes vermieden 
werden, da diese sich an den umliegenden zulässigen Gebäudehöhen orientiert und diese 
nicht übersteigt. 

Darüber hinaus befindet sich die Fläche weitgehend im Einflussbereich von Hochspannungs-
leitungen, die weitere Einschränkungen der Höhe baulicher Anlage erfordern, siehe Kapitel 
5.15.1. 

Eine weitere Festsetzung zur Höhe baulicher Anlagen wird im Baufeld Ⓚ getroffen, in dem für 

eine erforderliche technische Anlage eine Höhe von 12 m ü NHN festgesetzt wird. Die Fest-
setzung erfolgt – ebenso wie die Festsetzung einer Baugrenze – um die trotz ihres Charakters 
als Nebenanlage sehr große bauliche Anlage transparent im Bebauungsplan darzustellen und 
Auswirkungen abschätzbar zu machen. Durch die festgesetzte Höhe baulicher Anlagen wird 
insbsondere sichergestellt, dass sich die Anlage gegenüber dem Hauptbaukörper unterordnet. 

5.3.5 Grundflächenzahl als Höchstmaß 
Ergänzend zu den Festsetzungen zu Geschossigkeiten und Gebäudehöhen als Höchst- und 
teilweise als Mindestmaß trifft der Bebauungsplan in Bezug auf das Maß der baulichen Nut-
zung auch Regelungen zur Grundflächenzahl. 

Bei der Festsetzung handelt es sich um eine baugrundstücksbezogene Regelung, das heißt 
im Rahmen der späteren Realisierung der Gebäude und sonstiger baulichen Anlagen muss 
die festgesetzte Grundflächenzahl gemäß §§ 19 BauNVO auf jedem einzelnen Baugrund-
stück eingehalten werden. Die Bildung von Durchschnittswerten über mehrere Baugrundstü-
cke hinweg ist nicht zulässig. Da innerhalb der einzelnen Baublöcke aufgrund der angestreb-
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ten abwechslungsreichen Bebauung sehr unterschiedliche Baugrundstücksgrößen und Dich-
ten erreicht werden sollen (siehe Kapitel 5.3.1), ist für die in einem Baublock festgesetzte 
Grundflächenzahl das am dichtesten bebaute Grundstück des jeweiligen Baublocks maßgeb-
lich. Die Dichtewerte werden somit dergestalt festgesetzt, dass die Bebauung auf jenem Bau-
grundstück mit der absehbar größten Überbauung beziehungsweise Baumasse innerhalb ei-
nes Baublocks planungsrechtlich zulässig ist und realisiert werden kann. Darauf hinzuweisen 
sei, dass zum einen die Größe der Baugrundstücke während des Bebauungsplanverfahrens 
weder in Aussicht genommen werden konnte, und dass zum anderen keine Rechtsgrundlage 
für die Festsetzung von Baugrundstücken bestanden hat. Letztlich werden baugrundstücks-
bezogen differenzierte Festsetzungen zur Grundflächenzahl vor dem Hintergrund der notwen-
digen Flexibilität eines langen Realisierungszeitraums nicht vorgenommen. 

Als Planfolge der Festsetzungen zur Grundflächenzahl ist insbesondere die Versiegelung des 
Bodens zu berücksichtigen, die durch die Eingriffsbilanzierung erfasst und bewertet wurde. Es 
ist diesbezüglich sachgerecht, auf die Regelungen des Bebauungsplans abzustellen, die im 
Vergleich zum Funktionsplan eine größere Versiegelung zulassen. Dies gilt, weil mit der Ein-
griffsbilanzierung ein konkretes Instrument zur Verfügung steht, um Auswirkungen abzuschät-
zen. Dieses Instrument baut auf den Festsetzungen des Bebauungsplans auf und soll es auch 
in diesem Fall, um den schlechtesten anzunehmenden Fall in die Abwägung einzustellen und 
insofern hinsichtlich der Flächenversiegelung durch die Planung auf der sicheren Seite zu sein. 
Dies ist insbesondere deshalb erforderlich, weil hinsichtlich der Planungsfolgen durch Flä-
chenversiegelung nicht nur die im Funktionsplan schon weitgehend dargestellten Hauptge-
bäude, sondern auch andere bauliche Anlagen zu berücksichtigen sind. So können zwar die 
Flächenversiegelungen durch die Hochbauten relativ genau beziffert werden, welche Grund-
flächen aber darüber hinaus zum Beispiel für Wege und Nebenanlagen wie beispielsweise 
Fahrradabstellplätze auf den Baugrundstücken erforderlich werden, ist auf der Maßstabs-
ebene des dem Bebauungsplan zu Grunde liegenden Funktionsplans als Planinhalt naturge-
mäß nicht vorgesehen. Durch den Bebauungsplan wird dafür jeweils eine Obergrenze defi-
niert, die die Realisierung der geplanten Bebauung inklusive eines Puffers für die Nebenanla-
gen auf dem am dichtesten bebauten Grundstück zulässt.  

Durch die getroffenen grundlegenden Festsetzungen, die einen Rahmen für die Umsetzung 
des angestrebten Konzepts schaffen, kommt es in fast allen Baublöcken zu Überschreitungen 
der Orientierungswerte des § 17 BauNVO für Gewerbegebiete. Mit der Novellierung des 
BauGB und der BauNVO (Baulandmobilisierungsgesetz) hat der Gesetzgeber die bisher gel-
tenden Dichteobergrenzen aus § 17 Absatz 1 BauNVO in Orientierungswerte für Obergrenzen 
verändert. Gleichzeitig wurde das Erfordernis ausgleichender Umstände oder Maßnahmen bei 
einer Überschreitung dieser ehemaligen Obergrenzen nach § 17 Absatz 2 BauNVO gestri-
chen. Gleichwohl werden im Rahmen dieses Bebauungsplans die maßgebenden Aspekte, 
welche die Überschreitung der Orientierungswerte rechtfertigen sowie die Auswirkungen, die 
aus ihnen resultieren, in die Abwägung eingestellt. 

Der Bebauungsplan setzt für nahezu alle Gewerbegebiete eine Grundflächenzahl von 1,0 fest. 
Die Grundflächenzahl überschreitet damit für den weit überwiegenden Teil des Plangebiets 
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den von der BauNVO vorgesehenen Orientierungswert von 0,8 um 0,2. Davon ausgenommen 

ist lediglich der mit Ⓑ bezeichnete und für die Erweiterung des Busbetriebshofs vorgesehenen 

Teil des Gewerbegebiets, für den eine Grundflächenzahl von 0,8 festgesetzt wird, weil hier 
das Erfordernis besteht, Anpflanzungen festzusetzen (siehe Kapitel 5.18.3.3), so dass keine 
Überschreitung des Orientierungswertes erfolgt. 

Die hohe Grundflächenzahl dienst zunächst dazu, dass möglichst viel nutzbare Gewerbeflä-
che generiert werden kann. Es soll die Chance, die sich aus der Entwicklung eines neuen 
Gewerbegebiets ergibt, optimal genutzt und der Nachfrage nach Gewerbeflächen entspre-
chend möglichst umfassend begegnet werden. Die hohe bauliche Dichte ist Voraussetzung 
für ein vielfältiges Flächenangebot, das den Gewerbestandort Hamburg qualitativ und quanti-
tativ ergänzen kann.  

Zugleich soll ein qualitativ hochwertiger Gewerbestandort mit einem gut nutzbaren Freiflä-
chenangebot entstehen. Ziel ist es, Bereiche mit einer stärkeren Versieglung örtlich zu bün-
deln, um Grünflächen zu größeren Einheiten zusammenzuführen und keine kleineren, punk-
tuellen Vegetationsflächen auf den einzelnen Baugrundstücken zu erhalten. Sollten die glei-
chen Bebauungsmöglichkeiten im Plangebiet bei einer GRZ von lediglich 0,8 erzielt werden, 
so entstünden lediglich kleinere, nicht zusammenhängende und auf Privatgrundstücken be-
findliche Freiflächen, die ohne gemeinschaftlichen Nutzen und ohne eine entsprechend posi-
tive Wirkung für das Ortsbild wären.  

Die Grundflächenzahl von 1,0 ermöglicht zudem eine größere Bebauungstiefe und erhöht so-
mit die betriebliche Flexibilität. Diese dient auch der Zukunftsfähigkeit des Gewerbegebiets, in 
dem Entwicklungsmöglichkeiten nicht unnötig eingeschränkt werden. Eine niedrigere Grund-
flächenzahl würde ferner dem gewünschten urbanen Charakter entgegenstehen. Die festge-
setzten Grundflächenzahlen dienen auch der Ermöglichung der gewünschten baulichen Ver-
dichtung, die der Ausbildung des Innovationsparks dient. 

Um den Planungszielen des Funktionsplans zu entsprechen, wird die GRZ im nordöstlichen 
Baublock des Baufelds Nord auf 0,6 reduziert, da der nördliche Teil dieses Baublocks als 
Grünzug vorgesehen ist. Auch unter Berücksichtigung einer auf der Grundlage von § 19 Ab-
satz 4 BauNVO möglichen Überschreitung der GRZ, z.B. durch Nebenanlagen bis zu einer 
GRZ von 0,8 verblieben somit 20% des Grundstücks unversiegelt. 

Für das Baufenster innerhalb der Fläche für die Abwasserbeseitigung wird eine GRZ von 1,0 
festgesetzt, um die Unterbringung aller dort erforderlichen baulichen Anlagen zu ermöglichen. 

5.3.6 Rechnerisch mögliche Geschossflächenzahl  
Der Bebauungsplan soll die Umsetzung des Funktionsplans ermöglichen und rechtlich absi-
chern. Durch die Festsetzungen zu Gebäudehöhen bzw. zur Zahl der Vollgeschosse kommt 
es in Verbindung mit der jeweils festgesetzten GRZ bei der Realisierung der geplanten Be-
bauung nahezu flächendeckend auch zu einer rechnerischen Überschreitung der Orientie-
rungswerte des § 17 BauNVO für die Geschossflächenzahl (GFZ) für Gewerbegebiete. Der 
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Orientierungswert von 2,4 kann in nahezu allen Baublöcken rechnerisch teils erheblich über-
schritten werden.  

Die höchsten Überschreitungen können sich bei den beiden geplanten zehngeschossigen 
Hochpunkten ergeben. Dort ist mit einer Geschossflächenzahl von über 6,0 bzw. über 7,0 zu 
rechnen. Die Ausbildung dieser Hochpunkte ist jedoch städtebaulich erwünscht und für das 
Ortsbild des Gesamtquartiers prägend. Zudem wurde im Rahmen der Funktionsplanung si-
chergestellt, dass die erforderlichen Abstandsflächen an den relevanten Stellen eingehalten 
werden (siehe Kapitel 5.2). 

Ebenfalls zu hohen Überschreitungen des Orientierungswertes kann es bei der Umsetzung 
des Funktionsplans bzw. der vollständigen Ausnutzung der Festsetzungen des Bebauungs-
plans bei den Baublöcken für die Mobilitätszentren (rechnerische GFZ über 6,0) kommen. In 
den Baublöcken entlang der Lifeline im Baufeld West können ebenfalls hohe Geschossflä-
chenzahlen erreicht werden, da diese von einer hohen Dichte geprägt sind, die den urbanen 
Charakter unterstützen sollen (rechnerisch mögliche GFZ überwiegend zwischen 3,8 und 5,5). 
Auch entlang der Lifeline im Baufeld Nord können aufgrund der dort städtebaulich gewünsch-
ten hohen Dichte Geschossflächenzahlen zwischen 4,0 und 5,5, in einem Fall sogar bis 6,9 
erreicht werden. Diese Überschreitungen der Orientierungswerte der BauNVO um bis zu 4,5 
betreffen demnach in erster Linie die als besonders urban geplanten Bereiche des Plange-
biets. Diese befinden sich vornehmlich direkt an öffentlichen Plätzen und Parkanlagen, sodass 
die lokal komprimierte Dichte durch permanent zugängliche Freiflächen angemessen ausge-
glichen wird.  

Die Bebauung entlang des Curslacker Neuer Deich sowie beidseitig des Campusparks wird 
mit rechnerischen Geschossflächenzahlen zwischen 3,3 und 4,1 ebenfalls für Gewerbegebiete 
untypisch dicht sein. Die bauliche Dichte ist auch dort städtebaulich gewünscht, um zum einen 
eine Adressbildung und einen baulichen Auftakt am Curslacker Neuer Deich und zum anderen 
eine möglichst hohe Komprimierung der Baumasse zugunsten möglichst großer Freiräume 
sicherzustellen.  

Lediglich im mittig liegenden, größten Baublock im Baufeld West sowie im Baufeld Süd wird 
der Orientierungswert von 2,4 nicht überschritten werden. 

5.3.7 Auswirkungen der Dichteparameter 
Mit dem Baulandmobilisierungsgesetz hat der Gesetzgeber die bisher geltenden Dichteober-
grenzen gemäß § 17 Absatz 1 der vormals geltenden BauNVO für die GFZ durch die weniger 
starren Orientierungswerte für Obergrenzen verändert. Gleichzeitig wurde das Erfordernis 
ausgleichender Umstände oder Maßnahmen bei einer Überschreitung dieser ehemaligen 
Obergrenzen nach § 17 Absatz 2 der vormals geltenden BauNVO ersatzlos gestrichen. Gleich-
wohl werden auch hier im Rahmen dieses Bebauungsplans die maßgebenden Aspekte, wel-
che die Überschreitung der Orientierungswerte rechtfertigen sowie die Auswirkungen, die aus 
ihnen resultieren, in die Abwägung eingestellt. 
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Die hohen GFZ-Werte werden für die Umsetzung des Bebauungskonzepts als erforderlich 
angesehen, um insbesondere die Bedeutung des Quartiers im städtebaulichen Kontext stadt-
gestalterisch und funktional herauszuarbeiten. Zudem soll zugunsten großzügiger und sowohl 
für das Quartier als auch für die Umgebung vielfältig nutzbarer Freiräume eine möglichst hohe 
Komprimierung der erforderlichen Baumasse erreicht werden. Aus folgenden Gründen kann 
das Umweltschutzziel gemäß § 1a Absatz 2 BauGB zur „Nachverdichtung und einer auf das 
notwendige Maß begrenzten Bodenversiegelung“ erreicht werden: 

 Die hohe Dichte ist städtebaulich gerechtfertigt, um die bauliche Nutzung in einem bereits 
gut erschlossenen und mit Infrastruktur versorgten Bereich zu konzentrieren. Insbeson-
dere soll durch die zulässige GFZ die städtebaulich gewünschte, intensive gewerbliche 
Entwicklung des Plangebiets entsprechend dem Funktionsplan ermöglicht werden. Die 
räumliche Konzentration der Baukörper soll eine möglichst flächensparsame Entwicklung 
bewirken, die auch aus gesamtstädtischer Sicht erstrebenswert ist, um die bauliche Nut-
zung von Freiflächen möglichst zu vermeiden und einen schonenden Umgang mit Grund 
und Boden gemäß § 1a Absatz 2 BauGB sicherzustellen.  

 Die verkehrsgünstige Lage an der Bundesautobahn und am Curslacker Neuer Deich und 
die weiteren für Gewerbebetriebe günstigen Standortbedingungen rechtfertigen eine hohe 
bauliche Dichte, damit die Lagevorteile optimal ausgeschöpft werden können.  

 Die hohe Dichte ist ferner aus städtebaulichen Gründen erforderlich, um das zugrunde 
liegende planerische Konzept mit einer besonderen Urbanität durch einen markanten 
Städtebau in Kombination mit einem detaillierten Freiraumkonzept an diesem stadträum-
lich gut eingebundenen Standort umzusetzen.  

 Es handelt sich um eine zentrumsnahe Lage mit gleichzeitig besonderer Lagegunst in 
Landschaftsnähe, in der verdichtete Bauformen städtebaulich angemessen und erforder-
lich sind. Es ist explizites Ziel des Funktions- und damit des Bebauungsplans, ein verdich-
tetes, urbanes Quartier zu entwickeln. Es ist des Weiteren gewünscht, an dem Standort 
ein Vorhaben zu realisieren, das die zeitgemäßen Anforderungen an Arbeitsstätten und ihr 
Umfeld aufgreift.  

 Aufgrund der Lage im Wasserschutzgebiet sind Fahrwege, Rangierflächen und etwaige 
Stellplätze in wasserundurchlässigem Aufbau herzustellen. Die Gefahr einer negativen 
Auswirkung der Nutzung auf den Boden und das Grundwasser wird somit reduziert.  

Die festgesetzten Dichteparameter gewährleisten ein ortsbildverträgliches Einfügen des 
neuen Quartiers in die Umgebung. Die hohe Dichte ist zudem unter Berücksichtigung der wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen, wie zum Beispiel den Kosten für die Flächenherrichtung, 
erforderlich. 

Auswirkungen 

Durch die im Vergleich zu den Orientierungswerten des § 17 BauNVO ermöglichten Dichte-
werten kommt es im Plangebiet zu Auswirkungen auf die in die Abwägung einzustellenden 
Umweltbelange. Entsprechende Auswirkungen sind jedoch auch bei einer den Orientierungs-
werten nach § 17 BauNVO entsprechenden Bebauung dem Grundsatz nach zu unterstellen. 
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Im Rahmen der Bauleitplanung werden daher nur jene Auswirkungen betrachtet, die Folge der 
zusätzlichen Überschreitung sind.  

Die Überschreitung des Orientierungswerts nach § 17 BauNVO bedeutet in Bezug auf die GFZ 
insbesondere eine höhere bauliche Dichte als in der BauNVO vorgesehen. Es ist zu erwarten, 
dass die tatsächlich realisierte bauliche Dichte voraussichtlich kaum unterhalb der durch den 
Bebauungsplan festgesetzten und damit möglichen Dichte liegen wird. Daraus folgt: 

 Als positive Auswirkung ist die Möglichkeit für die Realisierung der gewünschten urbanen 
Bebauungsstruktur zu nennen, die das Stadtbild weiterentwickelt und dem Standort ange-
messenen ist. Diese wäre unter Einhaltung der Orientierungswerte des § 17 BauNVO in 
der angestrebten Form nicht realisierbar. 

 Die ermöglichten GFZ-Werte ermöglichen zudem entsprechend den Zielen der Wirt-
schaftsförderung der FHH mehr Büro- bzw. gewerbliche Nutzflächen an einem dafür ge-
eigneten Standort. Diese wären bei einer dem Orientierungswert der BauNVO entspre-
chenden Bebauung in der Quantität nicht möglich.  

 Durch die Konzentration neuer Nutzflächen an einem Standort wird ein Schutz vor neuen 
Flächeninanspruchnahmen in den Außenbereichen erreicht. 

 Durch die im Vergleich zu einer den Orientierungswerten der BauNVO entsprechenden 
höheren baulichen Dichte ist aufgrund der größeren Zahl von Büroflächen in allen Teilbe-
reichen, in welchen der GFZ-Orientierungswert überschritten wird, auch mit einem erhöh-
ten Verkehrsaufkommen zu rechnen. Es kommt somit zu einer Erhöhung der Verkehrs-
lärmbelastung und zu einem vermehrten Ausstoß von Luftschadstoffen.  

 Durch die Überschreitung der Orientierungswerte kann es in Teilen des Plangebiets zu 
einer Unterschreitung der Abstandsflächen nach § 6 Absatz 2 HBauO kommen (siehe Ka-
pitel 5.2). 

 Im Rahmen der Planrealisierung kann es in allen Teilbereichen im Vergleich zu den Ori-
entierungswerten des § 17 BauNVO zu einer Verschlechterung der Durchlüftungssituation 
kommen, da aufgrund der Dichtewerte sehr hohe und massive Baublöcke ausgebildet wer-
den. 

 Durch die nahezu flächendeckende Beanspruchung der Baufelder wird innerhalb dieser 
eine größere Flächenversiegelung vorgenommen und somit der natürliche Abfluss für Nie-
derschlagswasser verändert.  

 Es werden räumlich begrenzt klimatische Funktionen, wie die Kaltluftbildung auf unversie-
gelten Flächen, gegenüber einer den Orientierungswerten entsprechenden Bebauung ein-
geschränkt.  

 Durch die zusätzliche Baumasse, die als Wärmespeicher wirkt, kann es lokal zu einer stär-
keren Aufheizung des Stadtraums kommen.  

 Durch die Überschreitung der Orientierungswerte stehen innerhalb der Baugebieten be-
ziehungsweise auf einzelnen Baugrundstücken punktuell weniger Flächen für die Ausbil-
dung grüngeprägter Außenanlagen zur Verfügung.  
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 Durch die Überschreitung kommt es in Folge des reduzierten Grünflächenanteils auch zu 
zusätzlichen Auswirkungen auf die Tier- und Pflanzenwelt, da in einem sehr begrenzten 
räumlichen Umgriff potenziell weniger Lebensräume zur Verfügung stehen. 

 
Wahrung gesunder Arbeitsverhältnisse 

Da im Plangebiet Wohnnutzung ausgeschlossen sein wird, muss in erster Linie geprüft wer-
den, inwiefern durch die Auswirkungen der erhöhten baulichen Dichte eine Beeinträchtigung 
gesunder Arbeitsverhältnisse hervorgerufen werden könnte. Von einer Beeinträchtigung ist 
dabei erst dann auszugehen, wenn die Arbeitsverhältnisse spürbar im negativen Sinne betrof-
fen sind. Unter gesundheitlichen Aspekten muss dabei die Grenze zum städtebaulichen Miss-
stand gemäß § 136 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 in Verbindung mit Absatz 3 BauGB erreicht 
oder überschritten werden. Dies ist im Plangebiet nicht zu befürchten, denn trotz der Über-
schreitung der Orientierungswerte des § 17 BauNVO sind im Plangebiet gesunde Arbeitsver-
hältnisse durch folgende Umstände oder Maßnahmen sichergestellt: 

 In Bezug auf die gewollte städtebauliche Dichte ist zu berücksichtigen, dass diese durch 
eine ebenso intensiv abgestimmte Freiraumplanung begleitet wird.  

 Die zusätzlich ermöglichte Geschossfläche führt zu Mehrverkehren und entsprechend stär-
keren Verkehrslärmemissionen, welche im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung 
betrachtet wurde. Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass gesunde Arbeitsverhält-
nisse durch Immissionsschutzmaßnahmen sichergestellt werden können (siehe Kapitel 
5.15.3). Indem die Stellplätze komprimiert in Mobilitätszentren und Tiefgaragen unterge-
bracht werden, wird zudem die Ruhe in Arbeitsstättennähe gefördert. Es wird dadurch ge-
währleistet, dass es infolge des Verkehrsaufkommens zu keinen Gesundheitsgefährdun-
gen kommt.  

 Die Unterschreitung bzw. Überlappung von Abstandsflächen wurden im Detail betrachtet. 
Auf Grundlage der festgesetzten baukörperbezogenen Baugrenzen in Verbindung mit den 
Festsetzungen zu Gebäudehöhe und Geschossfläche kann angesichts des konkreten 
städtebaulichen Konzepts sicher davon ausgegangen werden, dass sich diese auf Situati-
onen beschränken werden, in denen eine Gefährdung gesunder Arbeitsverhältnisse aus-
geschlossen werden kann (siehe Kapitel 5.2).  

 Ferner ist zu berücksichtigen, dass im Plangebiet ein hochwertiger Gebäudebestand ent-
stehen wird, sodass diesbezüglich keine Missstände zu erwarten sind. 

 Probleme im Hinblick auf zu geringe Abstände zwischen den entstehenden Gebäuden und 
daraus folgenden Konflikten bezüglich Besonnung/Belichtung, Sozialabständen und 
Brandschutzthemen sind nicht zu befürchten, weil die geplanten Abstandsflächen anhand 
des Funktionsplans geprüft wurden und über die Festsetzungen zum Maß der baulichen 
Dichte und zur überbaubaren Grundstücksfläche gesichert werden. Aus diesem Grund 
sind in der Regel keine erheblichen zusätzlichen Auswirkungen auf die Besonnung der 
Gebäude zu erwarten, und eventuelle negative Auswirkungen können durch geeignete 
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Maßnahmen gemindert werden. Aufgrund fehlender gesetzlicher oder normativer Vorga-
ben für eine direkte Besonnung von Arbeitsstätten sind neu geplante Arbeitsstätten im 
Plangebiet in Verschattungsgutachten für Bebauungspläne in der Regel nicht zu betrach-
ten. Insbesondere kann die ausreichende Versorgung mit Tageslicht im Rahmen der Aus-
führungsplanung der Gebäude für die Arbeitsstätten berücksichtigt werden. Für Arbeits-
stätten ist eine natürliche Besonnung grundsätzlich weniger bedeutend. Gemäß Arbeits-
stättenverordnung (ArbStättV) vom 12. August 2004 (BGBl. I S. 2179), zuletzt geändert 
am 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3334), sollen Arbeitsräume „möglichst ausreichend 
Tageslicht erhalten und (...) eine Sichtverbindung nach außen haben“. Zudem wird durch 
die ArbStättV für eine Vielzahl von Arbeitsräumen auch der Betrieb ohne eine direkte Be-
lichtung durch Tageslicht zugelassen, so zum Beispiel für Räume, bei denen betriebs-, 
produktions- oder bautechnische Gründe Tageslicht oder einer Sichtverbindung nach au-
ßen entgegenstehen. Die Umsetzungsfähigkeit des Bebauungsplans ist durch eine über-
mäßige Verschattung von Gebäuden nicht gefährdet, weil hochbauliche Lösungen möglich 
sind. In Bezug auf die Hochpunkte ist zu berücksichtigen, dass sie unter anderem unter 
Berücksichtigung von Aspekten der Besonnung überwiegend angrenzend an breite Stra-
ßenzüge, Platz- und Grünflächen positioniert wurden. 

 Lokal begrenzte Auswirkungen auf die Durchlüftung des Stadtraums durch die zusätzliche 
Baumasse können nicht ausgeschlossen werden, werden allerdings im Gesamtkontext 
des Stadtteils und insbesondere angesichts der auf Grundlage des Funktionsplans abseh-
baren Bestrebungen für eine die Durchlüftung begünstigende Gebäudestellung und Stra-
ßenführung nicht als wesentlich eingeschätzt. 

 Aspekte wie Belastungen durch Erschütterungen, Geruchsimmissionen, Luftschadstoffe 
oder zu geringe Sozialabstände sind im vorliegenden Fall unproblematisch oder können 
durch Festsetzungen einem Ausgleich zugeführt werden. 

Unter Berücksichtigung der beschriebenen ausgleichenden Umstände und Maßnahmen wer-
den die allgemeinen Anforderungen an gesunde Arbeitsverhältnisse durch die Überschreitung 
der in § 17 BauNVO festgelegten Orientierungswerte für die GFZ im Ergebnis nicht beein-
trächtigt. 

Mögliche nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt 

Es könnten nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt entstehen, weil eine höhere und dichtere 
Bebauung in der Regel zu einer schlechteren Durchlüftung und in der Folge zu erhöhten 
Schadstoffkonzentrationen und Wärmeentwicklung führen könnte. Möglichen klimatischen 
Auswirkungen der erhöhten baulichen Dichte wird jedoch wirksam durch Begrünungsfestset-
zungen sowie ergänzende Regelungen des städtebaulichen Vertrags zur Fixierung der Inhalte 
des vorgesehenen Freiflächenkonzepts begegnet.  

 Durch die großzügig dimensionierten und zahlreichen vorhandenen öffentlichen Freiräume 
zum Beispiel im Bereich der Lifeline und des Linearparks sowie der öffentlichen Grünflä-
chen des Campusparks und des Biotopparks können negative Auswirkungen im Hinblick 
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auf die Versorgung mit Freiräumen ausgeschlossen werden. Dies gilt unter anderem des-
halb in besonderer Weise, weil die betroffenen Baugebiete größtenteils unmittelbar an pla-
nungsrechtlich gesicherte Platz- und Grünflächen angrenzen oder in deren unmittelbarer 
Nähe liegen. Ein Ausgleich für einen auf einzelnen Baugrundstücken mit hohen Dichte-
werten entstehenden Mangel an Freiflächen durch Grundflächenzahlen oberhalb der Ori-
entierungswerte wird durch das weitläufige Angebot an anderen arbeitsstättenbezogenen 
Freiräumen (Quartiersplätze mit Freizeit-, Gastronomie und Aufenthaltsangeboten) und 
durch die Festsetzung von öffentlichen Grünflächen (Parks) erreicht.  

 Durch die Verpflichtung zur Anpflanzung von Bäumen bzw. Bäumen und Sträuchern (ver-
gleiche § 2 Nummer 21 und 22), zur Dach- und Fassadenbegrünung (vergleiche § 2 Num-
mern 19 und 20) sowie die entsprechend festgelegten Pflanzqualitäten (vergleiche § 2 
Nummer 23) ist darüber hinaus auch sichergestellt, dass angemessenes Grünvolumen 
entsteht.  

 Gesunde Arbeitsverhältnisse werden zudem durch Immissionsschutzmaßnahmen sicher-
gestellt (vergleiche § 2 Nummer 16 bis 18). Es ist somit gewährleistet, dass es zu keinen 
Gesundheitsgefährdungen durch in Verbindung mit zusätzlichen Gewerbeflächen entste-
hende Verkehrsbewegungen kommt. 

 Zudem werden das Plangebiet und dessen Umfeld durch ein relativ konfliktfreies Neben-
einander unterschiedlicher Nutzungen geprägt sein. Negative Auswirkungen einer vorhan-
denen Mischung von Wohnen und Arbeiten bestehen nicht. Es wird durch die erhöhte GFZ 
zu keiner Beeinträchtigung von Wohnnutzungen im Umfeld des Plangebiets kommen. 

 Durch die Realisierung der Planung wird es zur Ausbildung neuer baulicher Hochpunkte 
und damit zu Auswirkungen auf das Stadt- und Landschaftsbild kommen. Diese sind je-
doch gewünscht (siehe Kapitel 5.3.1) und somit nicht vermeidbar. 

Unter Berücksichtigung der beschriebenen ausgleichenden Umstände und Maßnahmen wer-
den im Ergebnis nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt in einem Ausmaß, das zu einer 
anderen planerischen Entscheidung hätte führen können oder müssen, vermieden. 

Ergebnis 

Die Überschreitung der Orientierungswerte für die Obergrenze der Dichte ist gewünscht und 
städtebaulich vertretbar. Die Grund- und Geschossflächen, die mit dem Bebauungsplan er-
möglicht werden, sind planerische Zielsetzung und für die gut erreichbare und städtebaulich 
integrierte Lage des Plangebiets angemessen und städtebaulich erforderlich, um die bauliche 
Nutzung zu konzentrieren und so die vorhandenen leistungsfähigen Infrastruktureinrichtungen 
wirtschaftlich zu nutzen. 

Die möglichen Überschreitungen werden durch die innerhalb des Quartiers geplanten Freiflä-
chenqualitäten kompensiert, welche durch die Festsetzung öffentlicher Parkanlagen und 
Quartiersplätze gesichert wird. 
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5.4 Flächen für den besonderen Nutzungszweck 
Teil des Innovationsparks sind verschiedene öffentliche Grünflächen. Innerhalb einer der fest-
gesetzten öffentlichen Grünflächen „Parkanlage (FHH)“ (Biotoppark) sollen vier sogenannte 
„Gewerbelauben“ entstehen. Diese sollen als externe Arbeits-, Besprechungs- oder Begeg-
nungsräume für die in den Gewerbegebieten ansässigen Unternehmen dienen und somit mo-
derne Arbeitsplatzkonzepte, in denen unterschiedliche Arbeitsumgebungen für verschiedene 
Aufgaben angeboten werden, über die Gebäude in den Gewerbegebieten hinaus auf den ge-
samten Innovationspark ausdehnen. Die sogenannten Gewerbelauben stellen lediglich eine 
im Hinblick auf ihre räumliche Wirkung untergeordnete Nutzung in der öffentliche Parkanlage 
dar. Die Erholungs- und Freizeitnutzungen sollen durch die Lauben nicht gestört, sondern nur 
durch einen weiteren Aspekt ergänzt werden. 

Die Gewerbelauben sollen den Zielsetzungen des Funktionsplans und dem besonderen Cha-
rakter des Innovationsparks entsprechend 

 eine enge Verbindung zwischen den gewerblichen Nutzungen und den geplanten Freiräu-
men fördern, 

 dazu beitragen, den für den Innovationspark verfolgten Anspruch zu verwirklichen, Bewe-
gung im Sinne der Strategie der „Active City“ in den Arbeitsalltag zu integrieren (Weg zu 
externen Arbeitsräumen) und die hier entstehenden Arbeitsplätze attraktiv zu machen und 

 je nach Beitreibermodell auch Zufallsbegegnungen und somit den Austausch zwischen 
Beschäftigten unterschiedlicher Firmen ermöglichen. 

Bei den Lauben handelt es sich nicht um klassische Gewerbegebiete. Aufgrund der Lage in 
der Parkanlage können keine störenden Betriebe angesiedelt werden. Ferner sollen auch 
keine Betriebe entstehen, welche die Außenflächen in einer gestalterisch unangemessenen 
Weise nutzen (Lagerflächen). Des Weiteren ist zu berücksichtigen, dass die Lauben nur eine 
sehr reduzierte Erschließung erhalten. Die reguläre Anfahrbarkeit mit Pkw und gar Lkw für 
Kund:innen- oder Lieferverkehre wird nicht gegeben sein. Mithin können die Flächen nicht für 
gewerbliche Nutzungen oder anderweitige, auf eine entsprechende Erschließung angewie-
sene Nutzungen vorgesehen werden.  

Um dem angestrebten Nutzungsspektrum der Lauben und dem städtebaulich begründeten 
Nutzungszusammenhang zwischen den Gewerbelauben und den sie umgebenden Grünflä-
chen gerecht zu werden, setzt der Bebauungsplan für die vier Gewerbelauben und die unmit-
telbar umgebenden Bereiche daher private Flächen für den besonderen Nutzungszweck „Ge-
werbelaube“ fest. Die Größe der überbaubaren Fläche und das Maß der baulichen Nutzung 
ist ausreichend bemessen, um die gewünschten Funktionen realisieren zu können. Die vorge-
sehene Größe und die Begrenzung auf ein Vollgeschoss und eine Gebäudehöhe von maximal 
4,5 m ü NHN stellen sicher, dass die Gewerbelauben – ähnlich wie die Lauben in der für Dau-
erkleingärten festgesetzten privaten Grünfläche – lediglich als untergeordnete Bauwerke 
wahrgenommen werden. Zur Unterstützung dieser Zielsetzung wird für die jeweils 500 m2 um-
fassenden Flächen eine GRZ von 0,2 festgesetzt, die neben der innerhalb der festgesetzten 
Baugrenzen zulässigen Versiegelung für die Laube selbst (50 m2) weitere 50 m2 Versieglung 
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für Terrassen oder ähnliches ermöglicht. Durch die für den Biotoppark im Weiteren vorgese-
hene Planung (siehe Kapitel 5.14.1) und eine Regelung im städtebaulichen Vertrag wird si-
chergestellt, dass die übrigen Flächen eine dem Standort angemessene, durch Vegetation 
geprägte Gestaltung erhalten, die einen engen Zusammenhang zu der umgebenden Parkan-
lage herstellt.  

5.5 Unterbringung des ruhenden Verkehrs 
Für die geplanten Nutzungen sind zur Unterbringung des ruhenden Verkehrs die Bemessungs-
werte des Bauprüfdienstes 2022-2 (Mobilitätsnachweis – Notwendige Stellplätze und Fahrrad-
plätze) zugrunde zu legen, die sich je nach Art der Einrichtung in unterschiedlicher Form an 
deren Größe und damit den zu erwartenden Besucher:innen richten. Demnach sind im Baufeld 
West etwa 1.770 Stellplätze für Kraftfahrzeuge, im Baufeld Nord etwa 890 Stellplätze für Kraft-
fahrzeuge und im Baufeld Süd etwa 860 Stellplätze für Kraftfahrzeuge, insgesamt etwa 3.520 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge nachzuweisen. 

Der Innovationspark soll als gemischter, dichter Stadtbaustein weitgehend vom motorisierten 
Individualverkehr (MIV) freigehalten werden. Damit wird auch die Zielsetzung verfolgt, für den 
Innovationspark einen möglichst geringen MIV-Anteil am Gesamtverkehrsaufkommen zu ge-
währleisten. Dies dient dazu, Kapazitäten des umliegenden Straßennetzes und generell das 
Umfeld möglichst wenig zu belasten. Zudem soll hierdurch die Dominanz von individuell ge-
nutzten Pkw im Stadtbild reduziert werden. Es sollen attraktive, auf den Menschen ausgelegte 
Freiflächen und Straßenräume entstehen. Radverkehr, ÖPNV und Fußverkehr sollen geför-
dert und bevorzugt werden.  

Wesentliche Voraussetzung zur Erreichung dieser Zielsetzung ist die Realisierung von zent-
ralen Abstellmöglichkeiten für Pkw, die verkehrsgünstig an den Haupterschließungsstraßen 
des Innovationsparks liegen. Die MIV-Nutzer:innen werden direkt zu diesen Sammelanlagen 
geleitet, die sich ausschließlich an den Rändern der Baubereiche befinden: 

Es handelt sich zum einen um je ein sogenanntes Mobilitätszentrum in den drei Baufeldern 
(West, Nord und Süd) des Plangebiets. Es werden für diese Mobilitätszentren somit insgesamt 
drei Gewerbegebiete für die Realisierung von Mobilitätszentren vorgesehen und entsprechend 
in der Planzeichnung bezeichnet. Zum anderen hat sich im Zuge des Planungsfortschritts ge-
zeigt, dass zur Unterbringung der erforderlichen Anzahl von Stellplätzen neben der vorgese-
henen Mobilitätszentren weitere Stellplätze in einer Tiefgarage notwendig sind. Diese werden 
in einem unmittelbar an die nördliche Erschließungsstraße im Baufeld West angrenzenden 
Baublock als Flächen für Tiefgaragen festgesetzt. Diese liegt verkehrsgünstig am Rand des 
Innovationsparks. Die Errichtung einer Tiefgarage wird in diesem Bereich als mit den Vorga-
ben der Verordnung über das Wasserschutzgebiet vereinbar angesehen bzw. überwiegt die-
sen. Es ist davon auszugehen, dass aus bautechnischen Gründen aufgrund der Untergrund-
verhältnisse nur ein Untergeschoss realisiert werden kann.  
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Überschlägig wurde geprüft, welche Kapazitäten die Mobilitätszentren und die Tiefgaragen 
innerhalb der durch den Bebauungsplan vorgegeben Parameter zum baulichen Volumen be-
reithalten können. In dem Mobilitätszentrum im Baufeld West ist ausreichend Platz für etwa 
1.435 Stellplätze, das Mobilitätszentrum im Baufeld Nord hält räumliche Kapazitäten für etwa 
520 Stellplätze vor, und in dem Mobilitätszentrum im Baufeld Süd können etwa 860 Stellplätze 
nachgewiesen werden. Etwa 115 Stellplätze können in Tiefgaragen untergebracht werden. 
Insgesamt können in den drei Mobilitätszentren und den Tiefgaragen 2.930 Abstellplätze ent-
stehen. Der überschlägig ermittelte Bedarf von etwa 3.520 Stellplätzen kann somit nicht nach-
gewiesen werden kann.  

Zusätzlich soll daher im Bereich des nördlich an den Geltungsbereich angrenzenden VHH-
Betriebsgeländes anstelle einer bereits vorhandenen ebenerdigen Stellplatzanlage ein Park-
haus realisiert werden. Die Erschließung kann von der im nördlichen Teil des Baufelds West 
geplanten Erschließungsstraße, über die auch die Tiefgaragen angebunden sind, erschlossen 
werden. In dem mit sieben Geschossen in Aussicht genommenen Parkhaus können bis zu 
700 Stellplätze entstehen, sodass insgesamt etwa 3.630 Stellplätze realisiert werden und der 
durch den Innovationspark entstehende Bedarf befriedigt werden kann. Zudem können die 
durch die Überbauung der Stellplatzanlage entfallenden etwa 90 Stellplätze ersetzt werden. 

Die für die Realisierung des Parkhauses vorgesehene Fläche liegt innerhalb des Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplans Bergedorf 77 vom 9. Oktober 1989 mit seiner 1. Änderung vom 
27. November 2015. Dieser setzt für das Gewerbegebiet gemäß § 2.2 Nummer 18 der 1. Än-
derung eine Gebäudehöhe von 13 m über der Straßenverkehrsfläche fest. Diese Gebäude-
höhe ist selbst bei der für reine Parkgeschosse üblichen geringen Geschosshöhe nicht voll-
ständig ausreichend, um die geplanten sieben Geschosse zu realisieren.  

Es wurden daher die grundsätzlichen Voraussetzungen für die Erteilung einer Befreiung von 
den Festsetzungen des Bebauungsplans Bergedorf 77 geprüft: Die Regelung zur Gebäude-
höhe von 13 m wurde ausweislich der Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplans ge-
troffen, um einen behutsamen baulichen Übergang zur Bergedorfer Innenstadt und zur an-
schließenden freien Landschaft zu definieren. Diesbezüglich verändert sich die städtebauliche 
Gesamtsituation durch die im Plangebiet ermöglichten teilweise sehr hohen Gebäude jedoch 
grundlegend.  

Es ist vor diesem Hintergrund denkbar, dass die Grundkonzeption des Bebauungsplans Ber-
gedorf 77 mit seiner 1. Änderung durch eine Überschreitung der festgesetzten Gebäudehöhe 
nicht berührt wird, wenn das Parkhaus die Gebäudehöhen des Bebauungsplans Bergedorf 99 
im Mittel nicht überschreitet. Eine entsprechende Abweichung wäre ferner städtebaulich ver-
tretbar, da sie sich in das vorhandenen und durch den Bebauungsplan Bergedorf 99 ermög-
lichte Umfeld einfügen würde. Sie wäre zudem auch unter Würdigung nachbarlicher Interes-
sen mit den öffentlichen Belangen vereinbar. Dies gilt insbesondere, weil ein besonderes öf-
fentliches Interesse an der Realisierung des Innovationsparks und seiner Erschließung be-
steht. 
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Sollte eine Befreiung dennoch nicht erteilt werden können, müsste das Parkhaus je nach Ge-
schosshöhe mit einer reduzierten Geschosszahl von fünf oder sechs Geschosse errichtet wer-
den. Bei einer sechsgeschossigen Bebauung würde sich die Zahl der Stellplätze auf insgesamt 
3.650 Stellplätze reduzieren, womit der Bedarf aus dem Innovationspark (3.520 Stellplätze) 
zzgl. des Ersatzes für die entfallenden 90 Stellplätze auf VHH-Gelände immer noch befriedigt 
werden könnte. Bei einer fünfgeschossigen Bebauung könnten insgesamt 3.550 Stellplätze 
hergestellt werden und es ergäbe sich gemessen an dem Gesamtbedarf ein leichtes Defizit. 

Die Realisierung des Parkhauses auf dem Nachbargrundstück wird durch eine Vereinbarung 
im städtebaulichen Vertrag sichergestellt. Zusätzlich ist eine Sicherung durch Baulast gemäß 
§ 79 HBauO erforderlich. Eine Verpflichtung, Stellplätze innerhalb des Geltungsbereichs eines 
Bebauungsplans nachzuweisen, besteht nicht. Es ist insofern als unkritisch zu bewerten, dass 
Stellplätze außerhalb des Plangebiets nachgewiesen werden. 

Insgesamt wird durch die planungsrechtliche Konzeption des Bebauungsplans Bergedorf 99 
und diese vertragliche Regelung durch die mögliche Anzahl der Mobilitätszentren und der Tief-
garagen zusammen mit einem auf der Grundlage von § 12 Absatz 6 BauNVO vorgenommenen 
weitgehenden planungsrechtlichen Ausschluss von Stellplätzen außerhalb der Mobilitätszen-
tren die Zahl der Stellplätze im Sinne der genannten Zielsetzungen planungsrechtlich begrenzt 
und ihre Anordnung räumlich gesteuert.  

Zusätzliche Stellplätze außerhalb der Mobilitätszentren und der Tiefgaragen können nur für 
mobilitätseingeschränkte Personen, zur Anlieferung und aus betriebsnotwendigen Zwecken 
zugelassen werden.  

Zur räumlichen Anordnung von Stellplätzen regelt der Bebauungsplan entsprechend des ge-
schilderten Konzepts in § 2 Nummer 8 der Verordnung: 

Stellplätze für Pkw können außerhalb der mit „Ⓜ“ bezeichneten Teile und des mit „Ⓑ“ 
bezeichneten Teils des Gewerbegebiets sowie der Bereiche, für die Flächen für Tiefga-
ragen festgesetzt sind, nur zugelassen werden, wenn sie für mobilitätseingeschränkte 
Personen und für betriebsnotwendige Zwecke erforderlich sind. Kraftfahrzeugstellplätze 
in Vorgärten sind unzulässig. 

Durch die Einbeziehung der Mobilitätszentren in die Gewerbegebiete werden langfristige Ent-
wicklungsspielräume offengehalten. Die Standorte der Mobilitätszentren sind auf der Grund-
lage des Bebauungsplans festgelegt, es besteht jedoch keine Verpflichtung, innerhalb der ent-
sprechend festgesetzten Bereiche ausschließlich Mobilitätszentren zu realisieren. Sollte inner-
halb des langen Realisierungszeitraums erkennbar werden, dass die planungsrechtlich gesi-
cherten Potenziale nicht ausgeschöpft werden müssen, können die festgesetzten Mobilitäts-
zentren vollständig oder geschossweise auch anderweitig als Gewerbegebiet genutzt werden. 
Die Festsetzung schränkt somit langfristig die Nutzungsmöglichkeiten nicht ein. 

Zugleich ist durch die festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen und die Maßfestset-
zungen im Bereich der mit „Ⓜ“ bezeichneten Teile des Plangebiets und die festgesetzten Flä-
chen für Tiefgaragen sichergestellt, ist ausreichend bauliche Kapazitäten zur Unterbringung 
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aller gemäß Bauprüfdienst derzeit nachzuweisenden Stellplätze bestehen. Die dargelegte 
Zahl der Stellplätze umfasst ein Maximalszenario, das unter anderem mit einem MIV-Anteil 
von 45% korrespondiert (siehe Kapitel 5.7). Ziel der Planung ist es jedoch, durch die Schaffung 
guter Bedingungen für den Fußverkehr, den Radverkehr und den öffentlichen Personennah-
verkehr, die Begrenzung der Verfügbarkeit von Pkw-Stellplätzen sowie die Bereitstellung von 
alternativen Mobilitätsangeboten und Maßnahmenpaketen, z.B. im Bereich Sharing und Mo-
bilitätsberatung und diesbezügliche vertragliche Vereinbarungen eine Annäherung an einen 
Wert von 35 % zu ermöglichen. In diesem Fall könnte auf der Grundlage eines Mobilitätskon-
zepts auch die Zahl der Stellplätze ggf. reduziert werden.  

Mobilitätseingeschränkte Personen, z.B. Gehbehinderte, denen eine Distanz zwischen dem 
Mobilitätszentrum bzw. der Tiefgarage und dem Arbeitsplatz nicht zugemutet werden kann, 
sollen die Chance auf die Nutzung eines eigenen Pkws erhalten. Die entsprechenden Stell-
plätze können daher außerhalb der Mobilitätszentren zugelassen werden. Darüber hinaus sind 
für mobilitätseingeschränkte Besucher:innen Parkstände im öffentlichen Straßenraum vorge-
sehen. 

Weitere Stellplätze können außerhalb der Mobilitätszentren bzw. der Tiefgaragen für betriebs-
notwendige Zwecke zugelassen werden. So ist es zum Beispiel nicht zweckmäßig, dass ein 
ansässiger Handwerksbetrieb die für den Tag benötigten Arbeitsgeräte und Materialien vom 
Betrieb zunächst ohne Kraftfahrzeug in ein Mobilitätszentrum bzw. eine Tiefgarage transpor-
tieren muss. Die durch die Festsetzung ermöglichten Ausnahmen umfassen jedoch nicht 
Kund:innen- oder Besucher:innenstellplätze, weil diese das angebotene alternative Mobilitäts-
netz nutzen sollen.  

Ferner können aus betriebsnotwendigen Zwecken auch Stellplätze für die Anlieferung erfor-
derlich werden und zugelassen werden. Innerhalb des Innovationsparks werden sich vorwie-
gend Gewerbe, Büros und Labore ansiedeln. Innerhalb des Innovationsparks sind somit zwar 
Logistikverkehre möglich, es ist aber mit nur wenigen Gütertransporten zu rechnen. Sofern 
sich entsprechende Unternehmen ansiedeln, die regelmäßig mit Lkws beliefert werden, sollen 
sie im Zuge der Vergabe der Flächen im Süden angeordnet werden, sodass sie direkt von der 
südlichen Erschließungsstraße erschlossen werden können. Stellplätze für den untermittelbar 
mit dem gewerblichen Betrieb verbundenen Lieferverkehr können damit auch auf der Grund-
lage von § 2 Nummer 8 zugelassen werden. Weitere Stellplätze können z.B. auch zugelassen 
werden für sonstige Kleinlogistik und Gastronomiebetriebe.  

Weder in den Baugebietsteilen mit einer allgemeinen Zulässigkeit von Stellplätzen noch in 
jenen Bereichen, in denen Stellplätze aus den genannten Gründen ausnahmsweise zugelas-
sen werden können, sollen sie gestalterisch im Stadtbild in Erscheinung treten. Aus diesem 
Grund werden Kraftfahrzeugstellplätze aus gestalterischen Gründen in Vorgärten ausge-
schlossen. Als Vorgarten ist dabei der Bereich zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der 
zum öffentlichen Raum, d.h. zu einer öffentlichen Straßenverkehrsfläche oder einer Verkehrs-
fläche besonderer Zweckbestimmung oder zu einem Gehrecht, ausgerichteten Fassade zu 
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verstehen. Der Ausschluss gilt auch für ggf. erforderliche Stellplätze für Lkw, die aufgrund ihrer 
Größe nicht in den Mobilitätszentren untergebracht werden können. 

Die Mobilitätszentren können neben der Unterbringung von Stellplätzen weitere Funktionen 
im Rahmen des durch die BauNVO für Gewerbegebiet vorgegebenen Nutzungsspektrums 
übernehmen. Zum einen dienen sie auch der Unterbringung von Fahrradplätzen. Ferner kann 
z.B. ein „open space“ eingeplant werden, dessen Inanspruchnahme im Betrieb durch verschie-
dene Aktivitäten erfolgen kann, z.B. größere Mietflächen für Firmenveranstaltungen oder tem-
poräre Workspaces, teils auch Gastronomie. Außerdem sollen im Erdgeschoss die Energie-
zentralen vorgesehen werden. Die Mobilitätszentren sollen auch als Umschlagsplatz im Sinne 
einer Warenbeförderung vom Mobilitätszentrum zum Nutzer nur durch verträgliche Fahrzeuge 
(z.B. Lastenräder) dienen. Auch Paketdienste können hier zentral Services anbieten. Auch 
diese ergänzenden Nutzungen sollen durch die Festsetzungen des Bebauungsplans zumin-
dest nicht unterbunden werden. 

Im Bereich des mit Ⓑ bezeichneten und für die Erweiterung des Busbetriebshofs vorgesehe-
nen Teils des Plangebiets findet die Festsetzung § 2 Nummer 8 keine Anwendung, da dieser 
Teil des Plangebiets nicht im Einzugsbereich der Mobilitätszentren liegt und zudem das Ab-
stellen von Fahrzeugen der wesentliche Zweck der Fläche ist. 

Planungsrechtliche Regelungen zum Verzicht auf Parkstände in den öffentlichen Straßenräu-
men sind anders als bei den privaten Stellplätzen grundsätzlich nicht möglich. Öffentliche 
Parkstände liegen im Verantwortungsbereich von Hamburg mit städtischen Gestaltungsmög-
lichkeiten, die den Funktionsplanzielen entsprechen. Öffentliche Besucherparkstände in den 
Straßen sind mithin nur für Wohnungen nachzuweisen (ReStra). Da im Innovationspark keine 
Wohnungen geplant sind, sind auch keine Parkstände nachzuweisen. Für die in Gewerbege-
bieten üblichen Abstellmöglichkeiten für Pkw in den Straßen gibt es mithin keine Herstellungs-
verpflichtung. Im Innovationspark ist aus ist städtebaulichen Gründen geplant, keine Abstell-
möglichkeiten im öffentlichen Grund vorzusehen. 

Die Festsetzung des Bebauungsplans bezieht sich ferner nicht auf die als Nebenanlagen nach 
§ 14 BauNVO zu behandelnden Fahrradplätze. Diese können im Plangebiet zur Förderung 
des gewünschten Mobilitätsverhaltens frei auf allen Grundstücken sowie auch in den Mobili-
tätszentren positioniert werden. Durch die Möglichkeit Fahrradplätze auf den Grundstücken 
und damit nahe am jeweiligen Ziel zu positionieren, wird die Nutzung des Fahrrads gegenüber 
dem Pkw, der ggf. in einiger Entfernung im Mobilitätszentrum abgestellt werden muss, attrak-
tiver. Den Zielen der Mobilitätswende wird entsprochen. 

5.6 Fläche für die Abwasserbeseitigung  
An der westlichen Plangebietsgrenze befinden sich in der Fahrbahn des Curslacker Neuen 
Deichs öffentliche Siele der Hamburger Stadtentwässerung für die Schmutz- und Regenwas-
serentsorgung.  

Aufgrund der Höhenlage des vorhandenen Siels wäre eine erhebliche Aufhöhung des Plan-
gebiets erforderlich, um eine Entwässerung mit Freigefälleleitungen zu ermöglichen. Diese 
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Aufhöhung ist zum einen aus Kostengründen nicht erwünscht, zum anderen würde sie eine 
Beeinträchtigung der Bergedorfer Stadtsilhouette sowie des Bodens bedeuten. Die Schmutz-
wasserentsorgung ist daher nur über ein Pumpwerk möglich. Da bei den geplanten Nutzun-
gen mit sehr geringen Abwassermengen zu rechnen ist, kommt ein Pumpwerk in unterirdi-
scher Bauweise in Frage, für das lediglich eine etwa 10 x 10 m große Fläche für die Abwas-
serbeseitigung „Pumpwerk“ im Bebauungsplan gesichert werden muss. Die Lage der Fläche 
ergibt sich aus der erforderlichen Nähe zum Übergabepunkt. 

5.7 Straßenverkehrsflächen 
Die äußere Erschließung des Plangebiets erfolgt über den Curslacker Neuer Deich, der als 
Hauptverkehrsstraße klassifiziert ist und eine wichtige Verbindungsfunktion zwischen der Bun-
desautobahn A 25 und dem Ortskern Bergedorfs sowie der Bundesstraße B5 erfüllt. Die Ver-
kehrszahlen schwanken zwischen 27.000 und 30.000 Kfz/Tag im Querschnitt. Die Spitzen-
stunde liegt bei einem Aufkommen von ca. 2.300 Kfz/h im Querschnitt am Nachmittag.  

Ziel einer nachhaltigen und zukunftsorientierten Stadt- und Verkehrsentwicklung ist unter an-
derem die Förderung von Veränderungsprozessen im Mobilitätsverhalten hin zu einer deutlich 
verminderten Nutzung des individuellen Pkws. Stadtplanung ist in diesem Zusammenhang ein 
Abbild vorhandener und zukünftiger gesellschaftlicher Rahmenbedingungen und Prozesse 
und ist angehalten, eine zukünftig verstärkt umweltgerechte und nachhaltige Mobilität zu för-
dern.  

Es ist daher auch für den Innovationspark das erklärte Ziel, den Anteil des motorisierten Indi-
vidualverkehrs (MIV) am Gesamtverkehr möglichst gering zu halten und von 45 % auf 35 % 
zu reduzieren. Die wesentlichen Maßnahmen sind die Schaffung guter Bedingungen für den 
Fußverkehr, den Radverkehr und den öffentlichen Personennahverkehr (z.B. durch eine ins-
gesamt gute Durchlässigkeit des Quartiers für den Fußverkehr, die Realisierung des Rad-
schnellweges Hamburg - Geesthacht, die frühzeitige Einrichtung einer sehr guten Anbindung 
des Gebietes mittels Bussen, sowie die perspektivisch geplante Reaktivierung der Bahnstre-
cke nach Geesthacht mit Haltepunkt Bergedorf-Süd nördlich des Geltungsbereichs), die Be-
grenzung der Verfügbarkeit von Pkw-Stellplätzen sowie die Bereitstellung von alternativen Mo-
bilitätsangeboten und Maßnahmenpaketen, z.B. im Bereich Sharing und Mobilitätsmanage-
ment. Diese Maßnahmen werden im Städtebaulichen Vertrag geregelt. 

Für die Verkehrsprognose orientiert sich das dem Bebauungsplan zugrundliegende Gutachten 
jedoch an dem heutigen Anteil des MIV in Bergedorf von 45 %. Dieser Wert wird im Bebau-
ungsplan als schlechtester anzunehmender Fall („worst case Szenario“) zugrunde gelegt, 
wenn es darum geht, den Umfang der erschließungsrelevanten Infrastruktur festzusetzen, ver-
kehrliche und lärmtechnische Auswirkungen zu untersuchen sowie die erforderlichen Maxi-
malkapazitäten für die Mobilitätszentren zu ermitteln. Der Bebauungsplan geht vom schlech-
testen anzunehmenden Fall aus, weil die Maßnahmen für die Reduzierung des MIV (Busan-
bindung, Reaktivierung der Bahnstrecke) teilweise außerhalb des Regelungsregimes des Pla-
nungsrechts liegen. 
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Im Süden des Innovationsparks wird es eine neue Erschließungsstraße mit der Bezeichnung 
Marschlandstraße geben, diese mündet in den Curslacker Neuer Deich. Über diese Anbindung 
wird der maßgebliche Anteil des MIV abgewickelt werden. Im untergeordneten Erschließungs-
netz, abseits der Marschlandstraße, werden nur wenige Kfz-Verkehrsmengen erwartet. Hierzu 
werden maßgeblich die drei geplanten Mobilitätszentren (siehe Kapitel 5.5) beitragen. Darüber 
hinaus ist die Einrichtung einer neuen signalisierten Querungsmöglichkeit am Curslacker 
Neuer Deich für den Fuß- und Radverkehr sowie eine untergeordnete nördliche Zufahrt zur 
Erschließung des Innovationsparks vorgesehen. 

Durch die im Plangebiet vorgesehenen Nutzungen ist gemäß der verkehrstechnischen Stel-
lungnahme vom März 2023 und der Berücksichtigung der darin angestellten Annahmen eine 
Zunahme der Verkehrsmenge auf dem Curslacker Neuer Deich von 13.500 Fahrten/Tag zu 
erwarten. Darin enthalten sind auch die Verkehre des nördlich an den Innovationspark angren-
zenden Grundstücks von Hamburg Wasser (ca. 90 Fahrten/Tag), welches zukünftig bestands-
gemäß über die nördliche Erschließungsstraße des Plangebiets angebunden wird. Außerdem 
werden zur Prognose des Verkehrsaufkommens neben den Neuverkehrsmengen aus dem 
geplanten Vorhaben selbst auch alle anderen derzeit geplanten Stadtentwicklungsvorhaben 
im Bezirk Bergedorf berücksichtigt. In den Spitzenstunden erhöht sich das Fahrtenaufkommen 
am Morgen um rd. 1.400 Fahrten/h und am Nachmittag um rd. 1.100 Fahrten/h. 

Die Verkehrsprognose geht also insgesamt von einem deutlich steigenden Verkehrsaufkom-
men auf dem Curslacker Neuer Deich aus. Die Berechnung der Verteilung der Neuverkehre 
im umliegenden Straßennetz erfolgte anhand des Verkehrsmodells Bergedorf. Danach verlau-
fen etwa 57 % der Quell- und Zielverkehre des Innovationsparks über den Curslacker Neuer 
Deich nach Süden zur Anschlussstelle Hamburg-Bergedorf, die übrigen rund 43 % des Kfz-
Verkehrs verlaufen von bzw. nach Norden über den Curslacker Neuer Deich zur Vierlanden-
straße, zum Sander Damm und zur Bergedorfer Straße. Dabei wird wiederum jeweils von einer 
gleich großen Menge Quellverkehr wie Zielverkehr in und aus jeder Richtung ausgegangen. 

Zur Beurteilung der verkehrlichen Erschließung ist die Kapazität der Anbindungen sowie der 
umliegenden Knotenpunkte betrachtet worden. Durch die Neuverkehrsmengen im Innovati-
onspark sowie den weiteren Neubauvorhaben im Umfeld ist zukünftig von einer Mehrbelas-
tung an den vorhandenen Knotenpunkten auszugehen. Im Einzelnen ist zur Gewährleistung 
einer leistungsgerechten Erschließung die Anpassung und Signalisierung der nördlichen Au-
tobahnanschlussstelle Hamburg-Bergedorf an der Bundesautobahn A 25 erforderlich. An den 
bestehenden Knotenpunkten im nördlichen Bereich des Curslacker Neuer Deichs besteht die 
Möglichkeit, durch Anpassung des Signalzeitenprogramms und/oder der Knotenpunktgeomet-
rie den Verkehrsablauf auf Grundlage der Prognoseverkehrsmengen zu optimieren. Der süd-
liche Anschlussknoten (Autobahnanschlussstelle Hamburg-Bergedorf) bedarf zunächst vo-
raussichtlich keiner Anpassung. Dennoch bestünde auch an diesem Knotenpunkt die Möglich-
keit, durch die Einrichtung einer Lichtsignalanlage auf zusätzliche Verkehrsmengen zu reagie-
ren. 
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Für die drei durch den Innovationspark neu entstehenden Knotenpunkte sind zur leistungsge-
rechten Abwicklung der Verkehrsmengen ebenfalls Vorgaben zur Knotenpunktkonzeption ge-
macht worden.  

Die Hauptanbindung des Innovationsparks erfolgt über den neuen Knotenpunkt Curslacker 
Neuer Deich / Am Schleusengraben / Marschlandstraße. Dieser wurde unter Berücksichtigung 
der Wechselwirkungen zur benachbarten Anschlussstelle an die Bundesautobahn A 25 kon-
zipiert. Um eine Behinderung der Autobahnausfahrt aus Richtung Geesthacht zu vermeiden, 
ist der Rechtsabbiegestreifen mit einer maximalen Länge von 105 m herzustellen, um die 
Rückstaulänge des Rechtsabbiegers entsprechend zu begrenzen. Der in der nördlichen Kno-
tenpunktzufahrt neu anzulegende Linksabbiegefahrstreifen ist ebenfalls in einer Länge von 
105 m zu errichten, um die Prognoseverkehrsmengen problemlos abzuwickeln. Darüber hin-
aus ist die vorhandene Busbucht im Bereich des Knotenpunktes Curslacker Neuer Deich/ Am 
Schleusengraben weiter nach Norden an die geplante Querung der Lifeline zu verschieben, 
um einen ungehinderten Abfluss auf dem Curslacker Neuer Deich gewährleisten zu können 
und negative Einflüsse auf den Rückstau in Richtung Autobahnanschlussstelle zu verhindern.  

Die Lage dieses Anschlussknotens für die innere Erschließung des Plangebiets wurde bereits 
bei vorangegangenen Verkehrsplanungen berücksichtigt. Darin wurde die geplante Position 
gegenüber der Straße Am Schleusengraben, die ebenfalls ein Gewerbegebiet erschließt, aus 
verkehrstechnischer Sicht als vorteilhaft bewertet. Für die Lage im Süden des Plangebiets 
spricht außerdem, dass durch die Randlage der Erschließungsstraße nördlich davon eine zu-
sammenhängende bebaubare Fläche geschaffen wird (maximale Flächenausnutzung). Im Be-
bauungsplan wird für die Marschlandstraße mit der Kennzeichnung (M) eine Straßenverkehrs-
fläche in einer Breite von ca. 24 m festgesetzt, die im Südwesten des Plangebiets in einer 
Breite von ca. 33 m auf den Curslacker Neuer Deich trifft und in Richtung Osten parallel zur 
Bundesautobahn A 25 verläuft. Die Lage nutzt die Anbauverbotszone der Bundesautobahn, 
in der hochbauliche Nutzungen ausgeschlossen sind, somit auf optimale Weise. Der Quer-
schnitt der Marschlandstraße ist überwiegend zweispurig vorgesehen und berücksichtigt beid-
seits geführte Gehwege sowie einen einseitig geführten Fahrradweg, der größtenteils südlich 
der Fahrbahnen verläuft. Im Kreuzungsbereich mit dem Curslacker Neuer Deich werden drei 
Fahrbahnen für den Verkehr aus dem Plangebiet heraus sowie zwei Fahrbahnen ins Plange-
biet hinein vorgesehen, um eine leistungsgerechte Abwicklung der Verkehre zu gewährleisten. 

Für die im Norden, entlang der Plangebietsgrenze, geplante Anbindung des Innovationsparks 
an den Curslacker Neuer Deich ist eine Erschließungsstraße in einer Breite von ca. 15 m im 
Zweirichtungsverkehr vorgesehen- Im Kreuzungsbereich zum Curslacker Neuer Deich wird 
die festgesetzte Verkehrsfläche auf einer Länge von ca. 30 m auf eine Breite von ca. 18 m 
aufgeweitet, um für die leistungsgerechte Abwicklung der dort prognostizierten Verkehre (u.a. 
resultierend aus dem geplanten Parkhaus auf dem VHH-Betriebsgelände) einen Linksabbie-
gestreifen vorzusehen. Die nördliche Erschließungsstraße knickt nach etwa 200 m in Richtung 
Süden ab, kreuzt im Einbahnverkehr die Lifeline und führt den Verkehr im Einbahnverkehr 
weiter über einen inneren Erschließungsring auf die Marschlandstraße. Generell hat die nörd-
liche Erschließungsstraße nur eine untergeordnete Bedeutung für den Innovationspark. Sie 
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dient dort überwiegend dem Lieferverkehr für die dortigen Nutzungen, da die Stellplätze für 
die Beschäftigten und Besuchenden in den Mobilitätszentren vorgesehen werden. 

Zur inneren Erschließung des Gewerbegebiets sind insgesamt zwei Erschließungsringe vor-
gesehen. Da innerhalb des Gebiets vorwiegend verträgliches Gewerbe, Zukunftsbranchen, 
Büros und Labore angedacht werden, ist in den Erschließungsringen ein regelmäßiger Liefer-
verkehr nicht zu erwarten. Der MIV wird jeweils im Einbahnverkehr mit einem Querschnitt von 
3,5 m geführt. Einseitig ist die Anlage straßenbegleitender Radwege im gegenläufigen Ein-
bahnverkehr sowie beidseitiger Gehwege vorgesehen. Vereinzelt werden auch Parkbuchten 
und Ladezonen vorgehalten, so dass beide Erschließungsringe in der Regel eine Breite von 
ca. 15-18 m (abzüglich der Flächen für die offenen Gräben) aufweisen.  

Der westliche Erschließungsring nimmt den Verkehr in einem Abstand von ca. 200 m zum 
Knotenpunkt Curslacker Neuer Deich / Marschlandstraße auf und führt ihn anschließend 60 m 
vor dem Knotenpunkt wieder auf die Marschlandstraße. Der Verkehr wird demnach gegen den 
Uhrzeigersinn geführt.  

Der zweite Erschließungsring liegt 550 m weiter östlich und führt den Verkehr über eine Stich-
straße nach Norden in das Plangebiet. Nach etwa 200 m knickt die Straße nach Westen ab. 
Neben einem Mobilitätszentrum, welches unmittelbar von der Stichstraße erschlossen wird, 
befindet sich dort auf der Rückseite des Gebäudes, im Bereich der Lifeline, die Bushaltestelle, 
welche über die erste, nach Norden führende Einmündung angebunden wird und nach pas-
sieren der Haltestelle den Busverkehr im Uhrzeigersinn wieder auf die Stichstraße führt. Der 
Individualverkehr wird über die zweite Einmündung im Uhrzeigersinn nach Norden geführt und 
quert zweimal die Lifeline bevor er wieder an der ersten Einmündung, auf Höhe der Einfahrt 
für den Bus, an die Stichstraße anbindet. Im Anschluss wird der Individualverkehr über die 
Marschlandstraße wieder an den Curslacker Neuer Deich geführt und von dort aus auf das 
umgebende vorhandene Erschließungsnetz verteilt.  

Der Busverkehr soll zukünftig über die Marschlandstraße auch in Richtung Osten verkehren 
können und dort die angrenzenden, in längerfristiger Planung befindlichen Gebiete anzubin-
den. Die geplante Marschlandstraße wird dafür nahezu über die gesamte Länge des Plange-
biets als öffentliche Straßenverkehrsfläche festgesetzt, um diesen Straßenausbau entspre-
chend planungsrechtlich zu sichern. Dennoch wird kurz- bis mittelfristig noch keine Notwen-
digkeit für eine derart dimensionierte Erschließungsstraße bestehen, sodass die Flächen an 
der südlichen Plangebietsgrenze voraussichtlich nicht in Gänze hergestellt und zunächst als 
Überliegerplätze für den Busverkehr zwischengenutzt werden.  

Zwischen der nördlichen und der südlichen Anbindung des Innovationsparks ist eine neue, 
signalisierte Querung für den Fuß- und Radverkehr vorgesehen. Östlich der Querung schließt 
sich die sogenannten Lifeline an, die die Haupterschließung des Innovationsparks für den Fuß- 
und Radverkehr darstellen soll und unabhängig vom Kfz-Verkehr geführt wird. Die neue Que-
rung des Curslacker Neuer Deich soll zusammen mit der Lifeline perspektivisch eine Verbin-
dung zwischen dem geplanten Radschnellweg im Norden des Innovationsparks und dem ge-
planten Weg am Schleusengraben inkl. neuer Brücke westlich des Curslacker Neuer Deichs 
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ermöglichen. Sowohl der prognostizierte Fuß- und Radverkehr als auch der Kfz-Verkehr kön-
nen durch die auf die angrenzenden Kotenpunkte abgestimmte Signalisierung ganztägig zu-
friedenstellend abgewickelt werden. 

Unter der Prämisse der Verwirklichung der oben beschriebenen Neu- und Umbaumaßnah-
men wird die prognostizierte Verkehrsmenge an allen untersuchten Knoten leistungsfähig ab-
gewickelt. 

Der Curslacker Neuer Deich verfügt im Bereich des Plangebiets an der schmalsten Stelle le-
diglich über eine Gesamtbreite von ca. 23,5 m. Auf der Ostseite gibt es derzeit keine Ne-
benflächen. Für den leistungsgerechten Ausbau des Curslacker Neuer Deichs ist daher auf 
der Ostseite die Errichtung eines Radwegs, eines Gehwegs, eines Baumstreifens sowie einer 
Bushaltestelle vorgesehen. Zudem ist im Bereich der Anbindung der Marschlandstraße ein 
Rechtsabbiegefahrstreifen erforderlich, um die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu 
gewährleisten. Für diese Zwecke verbreitert sich der Curslacker Neuer Deich im nördlichen 
Teilbereich um ca. 4 m, südlich der geplanten Querung für den Fuß- und Radverkehr um bis 
zu ca. 18 m. Insgesamt wird die im Plangebiet liegende Straßenverkehrsfläche des Cursla-
cker Neuer Deichs um rund 3.900 m2 vergrößert und planungsrechtlich für den leistungsge-
rechten Ausbau gesichert. 

5.8 Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
Im Plangebiet werden Platzflächen sowie Fuß- und Radwege ausgebildet und entsprechend 
als Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung festgesetzt. Diese Bereiche sind einer der 
zentralen konzeptionellen Bausteine, die zu einer Unterscheidung des Innovationsparks von 
einem konventionellen Gewerbegebiet beitragen. Sie schaffen neben der Erschließungsfunk-
tion Aufenthalts- und Freiflächen zwischen den Baufeldern und soll durch belebte Erdge-
schosszonen, Gastronomie und Aufenthaltsflächen den besonderen Charakter des Gebiets 
prägen.  

Zentrales Element einer vom Kfz-Verkehr unabhängigen und damit attraktiven Fuß- und Rad-
wegverbindung innerhalb des Innovationsparks ist die sogenannte Lifeline. Sie verläuft als 
West-Ost-Achse quer durch das Plangebiet und hat neben der eigentlichen Verbindungsfunk-
tion für den Fuß- und Radverkehr auch eine hohe Bedeutung für den Aufenthalt. Die Lifeline 
wird im Plangebiet als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Quartiersplatz“ festge-
setzt. Sie beginnt in einer Breite von 25 m an der neuen Querung für den Fuß- und Rad-
verkehr am Curslacker Neuer Deich und verläuft zunächst bis zum Baufeld Süd überwiegend 
linear. Die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung erstreckt sich bis zum Campuspark 
auf einer Länge von ca. 280 m und einer Breite von 25 m bis 65 m. Dabei entstehen durch das 
versetzte seitliche Einschieben der gewerblichen Bauflächen abwechselnd enge und weite 
Sequenzen in der Lifeline, die unterschiedliche Freiraumqualitäten ausbilden. Der Abschnitt 
vom Curslacker Neuer Deich, über den Campuspark, westlich vom Baufeld Süd nach Norden 
in Richtung Linearpark dient vornehmlich der Vernetzung. So wird in diesem Bereich auch eine 
Radwegeverbindung zwischen dem westlich gelegenen Quartier am Schleusengraben und 
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dem nördlich geplanten Radschnellweg vorgesehen. Nur vereinzelt werden durch die Aufwei-
tungen in der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Quartiersplatz“ Bereiche für den 
längeren Aufenthalt ausgebildet, in denen zur Belebung der Life-line Nutzungen wie ein Kiosk, 
Infopavillon oder Café Platz finden. Um den Kfz-Verkehr der nördlichen Erschließungsstraße 
nach Süden anzubinden, wird die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Quartiers-
platz“ im ersten Abschnitt einmalig in einer Breite von 17,50 m durch die Festsetzung von 
öffentlicher Straßenverkehrsfläche unterbrochen. Es ist vorgesehen, den Kreuzungspunkt so 
auszubilden, dass der motorisierte Verkehr dem Fuß- und Radverkehr den Vorrang gewährt 
und die Verkehrsfläche in Schrittgeschwindigkeit quert.  

Im Bereich des Campusparks reduziert sich die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestim-
mung „Quartiersplatz“ auf eine Breite von ca. 6 m. Nach Überqueren des offenen Grabens 
weitet sich die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Quartiersplatz“ zu einem na-
hezu quadratischen Platz auf ca. 45 m auf. Am Eingang zum Baufeld Süd könnte zur Belebung 
ein Café am Wasser entstehen. Die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Quartiers-
platz“ verläuft am Anschluss an den Platz in einer Breite von ca. 18 m in Richtung Norden und 
führt nach nochmaliger Querung des offenen Grabens erneut auf einen nahezu quadratischen 
Platz (Breite ca. 50 m) mit angrenzend weiteren öffentlichen Nutzungen für Sport und Freizeit 
innerhalb der westlich und nördlich davon gelegenen öffentlichen Grünfläche „Freizeit“. Nach 
Norden führt die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Quartiersplatz“ auf den ge-
planten Radschnellweg, der als unverbindliche Vormerkung in der fest-gesetzten Verkehrsflä-
che besonderer Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ im Bereich der nördlichen Bahnflä-
chen vorgesehen wird.  

Die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Quartiersplatz“ wird im weiteren Verlauf 
nach Osten durch das Baufeld Nord geführt. Dort hat sie weniger eine verbindende Funktion 
für den Radverkehr, sondern dient mehr als Fußwegeverbindung zwischen dem Campus- und 
Biotoppark sowie dem Aufenthalt. Auf einer Länge von ca. 250 m werden auch hier durch das 
wechselseitige Vor- und Zurückspringen der Bauflächen Nischen für den längeren Aufenthalt 
gebildet, die durch öffentliche Nutzungen (z.B. Café, Ausstellung u.ä.) unterlegt werden kön-
nen. Die Breite der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Quartiersplatz“ variiert 
größtenteils zwischen 17 m bis 27 m. Zur Abwicklung des Kfz-Verkehrs im nördlichen Teil des 
Plangebiets wird auch hier die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Quartiersplatz 
zweimal auf einer Breite von jeweils ca. 16 m durch öffentliche Straßenverkehrsflächen unter-
brochen. Wie auch bei der Querung im ersten Abschnitt wird der Kfz-Verkehr im Einbahnver-
kehr geführt und soll dem Fuß- und Radverkehr vom Quartiersplatz Vorrang gewähren. Die 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Quartiersplatz“ endet im Nordosten unmittel-
bar am Mobilitätszentrum mit integrierter Haltestelle für den Bus, so dass dort eine Anbindung 
an den öffentlichen Nahverkehr bzw. Individualverkehr besteht.  

Über den nördlich gelegenen Linearpark, der entlang der Bahnanlagen in einer Breite von ca. 
11 m – 25 m als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ festge-
setzt ist, wird die Vernetzung für den Fuß- und Radverkehr über die Plangebietsgrenzen hin-
aus in Richtung Westen, Norden und Osten planungsrechtlich gesichert. Sie dient damit der 
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langfristigen Realisierung einer übergeordneten und von Straßen weitgehend unabhängigen 
Fuß- und Radwegeverbindung in die Bergedorfer Innenstadt. Der darin unverbindlich vorge-
merkte Radschnellweg von Geesthacht nach Hamburg soll den Hauptanschluss des Innovati-
onparks an das übergeordnete Radwegnetz bilden. Für den Anschluss an die Quartiere nörd-
lich der Bahnflächen wird ein möglicher Bahnübergang unverbindlich vorgemerkt. Im Nord-
westen wird damit unmittelbar an ein Wegerecht des Bebauungsplans Bergedorf 111 ange-
knüpft. In Ost-West-Richtung wird durch die vorgesehene Festsetzung an das Stadtentwick-
lungsgebiet „Schleusengärten“ westlich des Plangebiets angebunden und die Anbindung an 
die Straße Brookdeich östlich des Plangebiets vorbereitet. Neben der weitestgehend von Pkw-
Verkehr unabhängig geführten Wegeverbindung liegt die Attraktivität dieser als Linearpark be-
zeichneten Wegeverbindung auch darin, dass sie über weite Strecken neben der Bodenar-
chivfläche verläuft, die einen Eindruck von der Nutzungsgeschichte des Raumes gibt. Die Ge-
staltung der Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ soll einen 
landschaftlich geprägten Ursprung erhalten. Der vorhandene Baumbestand soll in die Planung 
integriert und weitestgehend erhalten sowie durch weiteres Wegebegleitgrün ergänzt werden. 

Durch die festgesetzte Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ 
wird der Umgebungsschutz nach § 8 DSchG für das nördlich des Geltungsbereichs gelegene 
und als Denkmal geschützte ehemalige Bahnhofsgebäude nicht berührt, da durch die ge-
troffene Festsetzung keine unmittelbare Beeinflussung der direkten Umgebung des Gebäu-
des resultiert. Der Abstand zum ehemaligen Bahnhofsgebäude und seiner durch Gleisanlagen 
geprägten Umgebung beträgt ca. 30 m. Dieser Abstand ist nicht Teil des Geltungsbereiches 
und wird als solcher demnach auch nicht überplant. Die durch die Festsetzung der Verkehrs-
fläche besonderer Zweckbestimmung resultierenden Veränderungen zur Realisierung einer 
Fuß- und Radwegverbindung haben demnach keine Prägung auf das Umfeld des ehemaligen 
Bahnhofsgebäudes. 

5.9 Bedingte und befristete Festsetzungen 
Im nördlichen Randbereich des Plangebiets befinden sich eisenbahnrechtlich gewidmeten 
Flurstücke. Die dort geplante Nutzung als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 
„Fuß- und Radweg“ ist erst nach Freistellung der Fläche von Bahnbetriebszwecken nach § 23 
Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) möglich.  

Die Fläche ist derzeit für den Eisenbahnverkehr, d.h. für den Bahnbetrieb gewidmet. In Ab-
stimmung mit den zuständigen Dienststellen bzw. den Verkehrsbetrieben werden die mit der 
Widmung verfolgten Zwecke auf der Fläche nicht mehr verfolgt, so dass die Freistellung von 
Bahnbetriebszwecken erfolgen kann.  

Die Festsetzungen für die vorgesehenen Nutzungen auf den derzeit zu Bahnzwecken gewid-
meten Fläche erfolgen gemäß § 2 Nummer 6 daher unter der aufschiebenden Bedingung der 
Freistellung dieser Fläche von Bahnbetriebszwecken:  
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Innerhalb der Umgrenzung der derzeit zu Bahnzwecken gewidmeten Fläche, die derzeit 
als Eisenbahnbetriebsanlage dem Fachplanungsrecht unterliegt, gelten nach Freistel-
lung der Flächen gemäß § 23 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes vom 27. Dezember 
1993 (BGBl. 1993 I S. 2378, 2396, 1994 I S. 2439), zuletzt geändert am 10. September 
2021 (BGBl. I S. 4147, 4151) die festgesetzten Folgenutzungen Straßenverkehrsfläche 
besonderer Zweckbestimmung „Fuß und Radweg“. 

Des Weiteren wird in § 2 Nummer 7 eine befristete Festsetzung in den Bebauungsplan aufge-
nommen: 

Auf der in der Planzeichnung mit „(E)“ bezeichneten Fläche ist bis zur Fertigstellung der 
Straßenverkehrsfläche „(M)“ eine Straßenverkehrsfläche zur Erschließung des Baufel-
des „Ⓚ“ zulässig. 

Die temporär zulässige Straße ist erforderlich, weil die mit „(M)“ bezeichnete Straße an der 
südlichen Grenze des Plangebiets, die sogenannte Marschlandstraße, erst nach Räumung 
der Kleingartenanlage im Westen des Geltungsbereichs gebaut werden kann. Diese Räumung 
kann erst nach erfolgter Kündigung gemäß Bundeskleingartengesetz (BkleingG) vom 28. Feb-
ruar 1983 (BGBl. I S. 210), zuletzt geändert am 19. September 2006 (BGBl. I S. 2146, 2147) 
und den vorlaufenden gesetzlichen Fristen erfolgen. Voraussetzung für die Kündigung ist wie-
derum das Vorliegen verbindlichen Planrechts, das eine von der Kleingartennutzung abwei-
chende Nutzung festsetzt. Mithin kann eine Kündigung frühestens mit der Vorweggenehmi-
gungsreife nach § 33 BauGB ausgesprochen werden.  

Zugleich soll aber auch die Bebauung des Baufelds „Ⓚ“ unmittelbar nach dem Vorliegen der 
Vorweggenehmigungsreife erfolgen, mithin vor dem Zeitpunkt einer möglichen Räumung. Um 
einen zeitlichen Verzug bei der Aktivierung des Baufelds zu vermeiden, wird daher durch die 
Festsetzung § 2 Nummer 7 eine weitere Straße zugelassen.  

Ein langfristiger Erhalt des Provisoriums ist jedoch nicht gewünscht, da es sich städtebaulich 
nicht in die Struktur des Funktionsplans einfügt bzw. dessen Zielen entgegensteht (u.a. Posi-
tionierung von "Lärm zu Lärm", d.h. Erschließungsstraße in der Nähe der Autobahn, Einhal-
tung eines möglichst großen Abstands zu den nördlich angrenzenden schutzbedürftigen Nut-
zungen, keine Zerschneidung von – auch ökologisch – wertvollen Grünflächen). Die Straße ist 
daher nur befristet bis zur Fertigstellung der Marschlandstraße zulässig. Die temporäre Er-
schließungsstraße muss daher so baulich hergestellt werden, dass ihr Rückbau nicht unver-
hältnismäßig ist.  

5.10 Geh- und Leitungsrechte 
Es ist geplant, ein intern gut vernetztes und insbesondere auch für Fußgänger:innen und Fahr-
radfahrer:innen attraktives Gewerbegebiet zu entwickeln (siehe Kapitel 3.3.3). Insbesondere 
soll der motorisierte Individualverkehr durch die eher am Rand des Plangebiets bzw. der je-
weiligen Baufelder gelegenen Mobilitätszentren innerhalb der Baufelder eine eher untergeord-
nete Bedeutung erhalten. Es sind daher insbesondere für Fußgänger:innen möglichst umweg-
freie und attraktive Verbindungen erforderlich, die kurze Wege zwischen Mobilitätszentrum 
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und Arbeitsplatz, aber auch den ergänzenden (Freiraum-) Nutzungen ermöglichen. Auch Fahr-
radfahrer:innen sollen von einem möglichst dichten Wegenetz profitieren. 

Neben der Lifeline (siehe Kapitel 5.8) und den innerhalb der öffentlichen Straßenverkehrsflä-
chen vorgesehenen Gehwegen (siehe Kapitel 5.7) sind dafür untergeordnet weitere Verbin-
dungen erforderlich, die kleinteilig umwegfreie Verbindungen innerhalb der Baugebiete sicher-
stellen und im Gewerbegebiet eine für Fußgänger:innen und Fahrradfahrer:innen hohe Durch-
lässigkeit des Stadtraums gewährleisten. Konkret soll der Innovationspark über drei zusätzli-
che Wegeverbindungen intern, und über eine Wegverbindung mit der benachbarten Umge-
bung am Curslacker Neuer Deich verknüpft werden. Die Wegebreiten werden mit einer aus-
kömmlichen Breite von 4 m gesichert. Dieses soll neben der Begehbarkeit auch das Befahren 
mit Fahrrädern absichern.  

Konkretisierend zu den in der Planzeichnung festgesetzten Gehrechten wird im Bebauungs-
plan dementsprechend die folgende Festsetzung getroffen: 

Die festgesetzten Gehrechte umfassen die Befugnis der Freien und Hansestadt Ham-
burg, allgemein zugängliche Fuß- und Radwege anlegen und unterhalten zu lassen. Ge-
ringfügige Abweichungen von den festgesetzten Gehrechten können zugelassen wer-
den. 

Durch Gehrechte wird ferner die allgemeine Zugänglichkeit der innerhalb einer der öffentlichen 
Grünflächen „Parkanlage (FHH)“ festgesetzten vier Flächen für den besonderen Nutzungs-
zweck „Gewerbelaube“ sichergestellt (siehe Kapitel 5.4).  

Die Festsetzung Gehrechte dient als Grundlage, so genannte Private Verkehrsflächen, die 
dem „allgemeinen Verkehr“ von Privaten zugänglich gemacht werden, gemäß § 25 Hamburgi- 
sches Wegegesetz (HWG) in der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83), zuletzt 
geändert am 28. November 2017 (HmbGVBl. S. 361) Hamburg anzulegen.  

Die Sicherstellung der Belegenheiten der Baugrundstücke an öffentlichen Straßen ist hinge-
gegen gemäß § 79 HBauO außerhalb des Bebauungsplans über die Rechtsgrundlage der so 
genannten privaten Zuwegungsgrundstücke als mittelbare, gemeinsame, privat organisierte 
Belegenheit an einem öffentlichen Weg räumlich und funktional zu definieren und umzusetzen. 

Ergänzend zu den Gehrechten wird jeweils ein mit „(F)“ bezeichnetes Leitungsrecht festge-
setzt, um die erforderliche Verlegung von Leitungen planungsrechtlich vorzubereiten: 

Die festgesetzten, mit „(F)“ bezeichneten Leitungsrechte umfassen die Befugnis der Lei-
tungsträger unterirdische Ver- und Entsorgungsleitung zu verlegen und zu unterhalten. 
Die festgesetzten, mit „(G)“ bezeichneten Leitungsrechte umfassen die Befugnis der Lei-
tungsträger oberirdische Versorgungsleitung zu verlegen und zu unterhalten. Geringfü-
gige Abweichungen von den festgesetzten Leitungsrechten können zugelassen werden. 
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Dies gilt auch für den Anschluss der vier „Gewerbelauben“. Für die Nutzung der Lauben sind 
zumindest Stromanschlüsse, ggf. auch Ver- und Entsorgungsleitungen für Trink- und Abwas-
ser erforderlich. Da diese nicht zur üblichen Ausstattung einer Parkanlage zählen, setzt der 
Bebauungsplan ein Leitungsrecht fest. 

Ein weiteres mit (F) bezeichnetes Leitungsrecht wird östlich der Flächen für den Busbe-
triebshof festgesetzt, um dem für die Erweiterung des Busbetriebshofs vorgesehenen Teil des 
Gewerbegebiets einen Anschluss an den für seine Entwässerung vorgesehenen Graben zu 
ermöglich. 

Ferner werden durch zwei mit (G) bezeichnete Leitungsrechte die bereits vorhandenen Hoch-
spannungsfreileitungen gesichert. Durch die Festsetzung wird verdeutlicht, dass die Leitungen 
trotz der geplanten Nutzungen auch zukünftig weiterhin zu Unterhaltungs- oder Reparaturzwe-
cken angefahren werden können. Diesbezügliche Dienstbarkeiten bestehen bereits. Als Alter-
native für eine spätere vollständige (unterirdische) Verlegung wird ein weiteres (mit (F) be-
zeichnetes) Leitungsrecht festgesetzt, das insbesondere im südlichen Verlauf der Hochspan-
nungsfreileitungen vom Bestandsverlauf abweicht, um die dortige Fläche zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft zu schonen und zukünftig Ein-
griffe z.B. durch eine Befahrung mit Wartungsfahrzeugen zu vermeiden. Das Leitungsrecht für 
die neue Leitung verläuft daher östlich der Maßnahmenfläche innerhalb der Parkanlage.  

5.11 Brücken 
In der Planzeichnung sind im Bereich der geplanten Entwässerungsgräben mehrere Brücken 
festgesetzt, welche die Vernetzung des Plangebiets verbessern, indem kurze und vor allem 
umwegarme Verbindungen insbesondere für Fußgänger:innen ermöglicht werden. Ferner er-
leichtern die Brücken die Zugänglichkeit der öffentlichen Grünflächen sowie – im Baufeld West 
– auch der Baugrundstücke. 

Die genaue Lage der Brücken und Tunnel werden im Rahmen der nachfolgenden Planung 
festgelegt. Die Bauwerke sind noch nicht abschließend hoch- beziehungsweise tiefbaulich ge-
plant. Die in der Planzeichnung definierte Lage kann sich daher noch jeweils leicht verändern. 
Der Bebauungsplan setzt daher in § 2 Nummer 11 fest: 

Von den festgesetzten Lagen der Brücken können geringfügige Abweichungen zugelas-
sen werden. 

5.12 Gestalterische Festsetzungen 
Das Plangebiet liegt am Rande der Vier- und Marschlande. Die diesen Naturraum prägenden 
Landschaftsbestandteile wie landwirtschaftliche Flächen für Acker-, Gemüse und Blumenan-
bau sowie Grünlandwirtschaft im Wechsel mit Entwässerungsgräben sind nur auf Teilflächen 
vorhanden. Die Bundesautobahn A 25 wirkt als Zäsur, die den Landschaftsraum zerschneidet 
und das Plangebiet den Übergangsflächen zur Ortslage Bergedorf zuordnet. Zurzeit bestehen 
von der Bundesautobahn A 25 über das in Tieflage befindliche Plangebiet hinweg Sichtbezie-
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hungen in Richtung des Bergedorfer Stadtkerns. Es ist zwar kein geschlossener Siedlungs-
rand wahrnehmbar, wichtige Sichtpunkte wie die Kirchtürme oder der Rathausturm sind jedoch 
auszumachen. Insbesondere ist auch die oberhalb der Holtenklinker Straße befindliche Geest-
kante sichtbar, während in umgekehrter Richtung die hier ansässigen Nutzungen wegen ihrer 
in Bezug auf das Plangebiet höher gelegenen Position einen weitgehend unverstellten Blick 
nach Süden und damit auf das Plangebiet und die weiter südlich liegenden Vier- und Marsch-
lande haben.  

Aufgrund dieser Lage und der daraus resultierenden Sichtbezüge erhält das Plangebiet eine 
besondere städtebaulichen Bedeutung für Bergedorf als neues südliches Eingangstor. Des-
halb und auch aufgrund des angestrebten Gebietscharakters als innovatives Gewerbequartier 
sind besondere Anforderungen an eine attraktive und standortangemessene Gestaltung zu 
stellen.  

Neben der grundsätzlichen Gebäudestellung und -kubatur, die über Regelungen des Bebau-
ungsplans zu überbaubaren Grundstücksflächen, Geschossigkeiten etc. sichergestellt wird, 
trägt auch die bauliche Gestaltung der Gebäude zur gestalterischen Einfügung in den Standort 
bei. Es werden daher gestalterische Festsetzungen getroffen. 

5.12.1 Dachaufbauten  
Erfahrungsgemäß sind bei vielen Gebäuden bestimmte technische Aufbauten erforderlich 
(zum Beispiel Aufzugsüberfahrten, Anlagen der Be- und Entlüftung). Dabei wirkt die Dachland-
schaft prägend für das neu entstehende Ortsbild, insbesondere weil sich weite Sichtbezüge 
von Flächen innerhalb des Geltungsbereichs (Parkanlagen, Flächen für Sport- und Spielanla-
gen) und aufgrund der Gebäudehöhe auch aus der Umgebung entwickeln können (Bundesau-
tobahn A 25, Curslacker Neuer Deich, Brookdeich). Dachaufbauten könnten – sofern sie ohne 
weitere Regelungen realisiert werden – das Ortsbild beeinträchtigen. Insbesondere hohe oder 
massige Aufbauten können störend auf das Ortsbild und die Gestaltung des einzelnen Gebäu-
des wirken. Es sind daher nicht nur Beschränkungen der Gebäudehöhe an sich, sondern dar-
über hinaus auch Regelungen zur Anordnung und Dimensionierung von Dachaufbauten für 
eine ansprechende Stadtgestaltung erforderlich. 

§ 2 Nummer 12 der Verordnung setzt daher fest: 

Die Überschreitung der höchstzulässigen Gebäudehöhe kann ausnahmsweise für Dach-
aufbauten wie Treppenräume, Fahrstuhlüberfahrten, Zu- und Abluftanlagen, Dachaus-
stiege sowie Gewächshäuser zugelassen werden, wenn sie horizontal so weit von der 
Außenfassade des Gebäudes zurückbleiben, wie sie hoch sind. Technische Dachauf-
bauten sind mit Ausnahme von Solaranlagen gruppiert anzuordnen und durch Verklei-
dungen gestalterisch einzufassen.  

Für die durch die Festsetzung erfassten Gebäudeteile und technischen Anlagen kann eine 
Überschreitung der festgesetzten Gebäudehöhe zugelassen werden. Sie werden somit er-
möglich, ohne dass die festgesetzte Gebäudehöhe insgesamt erhöht werden muss. Der ge-
setzte Rahmen für die Überschreitung der festgesetzten Gebäudehöhe wird so definiert, dass 



Begründung zum Bebauungsplan Bergedorf 99  
Verfahrensstand: Vorentwurf 

 

 
Seite 119 von 167 

eine Beeinträchtigung des Ortsbildes ausgeschlossen wird. Dafür ist es erforderlich, dass die 
Dachaufbauten um ihre eigene Höhe von den Außenfassaden des Gebäudes abrücken, um 
keine städtebaulich negative Wirkung für Fußgänger:innen zu entfalten. Durch die Regelung 
wird darüber hinaus sichergestellt, dass die Auswirkungen von Dachaufbauten auf die Nach-
barschaft, insbesondere im Hinblick auf eine mögliche zusätzliche Verschattung, minimiert 
werden. 

Technische Dachaufbauten sollen räumlich zusammengefasst und verkleidet werden, weil sie 
sich dann im Vergleich zu einzeln auf dem Dach positionierten Anlagen weniger negativ auf 
das Stadtbild auswirken. Ferner trägt die Festsetzung dafür Sorge, dass technische Dachauf-
bauten, auch von den oberen Geschossen angrenzender Gebäude aus gesehen, das Erschei-
nungsbild des Umfelds nicht negativ beeinflussen. Durch die gestalterische Vorgabe wird eine 
Integration in das architektonische Konzept des Gesamtgebäudes gefördert.  

5.12.2 Werbeanlagen 
Es ist davon auszugehen, dass sich insbesondere innerhalb des Innovationsparks Nutzer an-
siedeln, die ein Interesse daran haben, Außenwerbung zu betreiben. Dies geschieht – sofern 
keine Regelungen getroffen werden – häufig in Form von großformatigen und weithin sichtba-
ren Schildern.  

Die privaten Grundstücksflächen sind von der Straße Curslacker Neuer Deich auch im öffent-
lichen Raum deutlich wahrnehmbar. Die Straße Curslacker Neuer Deich hat eine öffentliche 
und repräsentative Bedeutung, da sie von den Verkehrsteilnehmern als Eingangsbereich zum 
Bergedorfer Zentrum wahrgenommen wird. Um gestalterischen Fehlentwicklungen innerhalb 
des Gewerbegebiets und Störungen des auf der Bundesautobahn stattfindenden Verkehrs 
vorzubeugen, werden Beschränkungen zur Gestaltung von Werbeanlagen in den Bebauungs-
plan aufgenommen. Es soll der Charakter eines gewerblich geprägten Quartiers mit einem 
einheitlichen Erscheinungsbild erzeugt werden. Der Bebauungsplan setzt daher in § 2 Num-
mer 13 fest: 

Auf den privaten Grundstücksflächen sind Werbeanlagen nur für Betriebe zulässig, die 
in den Gewerbegebieten ansässig sind. Werbeanlagen dürfen die Höhen der auf den 
jeweiligen Grundstücken vorhandenen Gebäude nicht überragen und eine Werbefläche 
von maximal 5 v.H. je Fassade nicht überschreiten, maximal aber 50 m². Werbeanlagen, 
die nicht am Gebäude angebracht sind und Werbeanlagen, die sich nicht an der Stätte 
der Leistung befinden, sind in einer Entfernung von bis zu 100 m vom Rand der befes-
tigten Fahrbahn der Bundesautobahn A 25 unzulässig.  

Die getroffene Regelung verhindert eine übermäßige Prägung des optischen Erscheinungsbil-
des des Plangebiets durch Werbeanlagen. Sie dient auch der Förderung eines positiven Orts-
bildes und dem Schutz der jeweiligen Mieter:innen sowie der Eigentümer:innen angrenzender 
Grundstücke vor verunstaltenden baulichen Werbeanlagen in der Nachbarschaft. Es ist sicher-
gestellt, dass die Werbeanlagen auf den Gebäudekomplex bzw. dessen Fassadenbild und 
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angrenzenden Straßenräume keine optisch und funktional beeinträchtigende Wirkung entfal-
ten.  

Die Festsetzung verhindert, dass die Baugebiete von Werbeanlagen dominiert werden, z.B. 
indem neben den Werbetafeln von im Plangebiet ansässigen Firmen weitere, gebietsfremde 
Werbeschilder aufgestellt werden. Die Gefahr besteht insbesondere aufgrund der Lagegunst 
im Bereich der Kreuzung Bundesautobahn A 25 / Curslacker Neuer Deich.  

Ferner sollen über die Beschränkung der Höhe und der Größe von Werbeanlagen Auswirkun-
gen auf das Stadt- und Landschaftsbild minimiert und eine Beeinträchtigung der Stadtsilhou-
ette Bergedorfs durch Werbeanlagen mit erheblicher Fernwirkung verhindert werden. Durch 
die Begrenzung auf 5 % der Fassadenflächen wird, unabhängig davon, ob die Anlage am 
Gebäude montiert wird oder freistehend ist, eine deutliche Unterordnung von Werbeanlagen 
unter die jeweilige Gebäudekubatur gewährleistet. Um bei den aufgrund der Festsetzung zu 
überbaubaren Grundstücksflächen und Gebäudehöhen möglichen großvolumigen Gebäude 
im Vergleich zum übrigen Plangebiet unverhältnismäßig große Werbeanlagen zu verhindern, 
wird zudem eine absolute Begrenzung der Anlagen auf maximal XY m2 vorgenommen. 

Durch die Festsetzung soll zudem sichergestellt werden, dass die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs auf der Autobahn nicht durch Werbeanlagen, die durch nicht angemessene 
Größe in besonderem Maße Aufmerksamkeit auf sich ziehen, gefährdet wird. Umfangreiche 
Werbemaßnahmen mit Fernwirkung würden für die Verkehrsteilnehmer unübersichtlich, ver-
wirrend und letztlich ablenkend wirken. Es werden daher Werbeanlagen, die nicht am Ge-
bäude montiert sind und somit mit diesem eine gestalterische Einheit bilden, in einem Abstand 
von 100 m zum Rand der Bundesautobahn A 25 ausgeschlossen. 

Das berechtigte Eigeninteresse von im Plangebiet befindlichen Betrieben an einer angemes-
senen Werbung wird durch die Festsetzung nicht eingeschränkt, da auch durch eine kleinere 
Werbeanlage der damit verfolgte Zweck erfüllt werden kann.  

5.12.3 Dachneigung 

Der Bebauungsplan trifft aus gestalterischen Gründen zudem eine Festsetzung zur Dachnei-
gung. So soll durch eine grundsätzliche Übereinstimmung bei der Dachform der Eindruck ei-
nes zusammenhängenden Gewerbegebiets gefördert werden. Die Dachform ist unter ande-
rem aufgrund der Fernwirkung der Gebäude für ein städtebaulich harmonisches Erschei-
nungsbild besonders bedeutsam. In dem für den Stadteingang des Bezirks Bergedorf wichti-
gen Übergangsbereich soll eine zu große gestalterische Unruhe durch unterschiedliche Dach-
formen vermieden werden. Daher wird in § 2 Nummer 14 Folgendes festgesetzt:  

Im Plangebiet sind nur Flachdächer und Dächer mit einer Neigung bis 20 Grad zulässig. 

Die Festsetzung der flachgeneigten Dächer auf maximal 20 Grad schafft in Verbindung mit der 
festgesetzten Dachbegrünung (siehe Ziffer 5.13.2) zudem die Voraussetzung für einen großen 
Anteil an Gründächern. Aus wirtschaftlicher und aus technischer Sicht sind Gründächer auf 
steileren Dächern in der Regel nicht sinnvoll.  
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5.13 Anbauverbotszone 

Aufgrund der Lage des Geltungsbereichs unmittelbar an der Bundesautobahn A 25 sind die 
Vorschriften des Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in der Fassung vom 28. Juni 2007 (BGBl. 
I S. 1207), zuletzt geändert am 2. März 2023 (BGBl. I Nr. 56 S. 4) über bauliche Anlagen an 
Bundesfernstraßen zu beachten. In einem Abstand von bis zu 40 m zum Rand der befestigten 
Fahrbahn der Bundesautobahn A 25 sind Hochbauten jeder Art unzulässig. Die Festsetzung 
der überbaubaren Grundstücksflächen ist dementsprechend erfolgt. In einem Abstand von bis 
zu 100 m bedürfen bauliche Anlagen sowie Anlagen der Außenwerbung der Zustimmung der 
obersten Landesstraßenbaubehörde. Innerhalb dieser Zone dürfen Werbeanlagen nur am Ge-
bäude und nur auf Privatgrund, d.h. an der Stätte der Leistung, angebracht werden.  

5.14 Grünflächen 

Das Plangebiet liegt am Rande der Vier- und Marschlande. Innerhalb des Geltungsbereichs 
tritt neben die dort übliche landwirtschaftliche Nutzung durch Grünland- und Ackerwirtschaft 
innerhalb des Geltungsbereichs eine Inanspruchnahme durch Freizeit- und Kleingärten das 
Bild der Landschaft prägen. Die naturräumliche Identität spiegelt sich allerdings in den noch 
vorhandenen Gräben wider, welche die historische Nord-Süd-Ausrichtung zeigen und zum Teil 
Vegetationsbestände aufweisen. Sie sind Zeugen der landwirtschaftlichen Nutzung in der Ver-
gangenheit und bilden so identifikationsstiftende und landschaftstypische Elemente.  

Um das vorhandene Landschaftsbild im Übergang zwischen Stadt- und Landschaftsraum im 
Einklang mit den Planungszielen zur Entwicklung eines gewerblichen Innovationsparks teil-
weise zu sichern, werden im Plangebiet neben Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (siehe Kapitel 5.18.5) und in der 
tradierten Nord-Süd-Ausrichtung gelegenen Flächen für die Regelung des Wasserabflusses 
(siehe Kapitel 5.17.2) öffentlichen und privaten Grünflächen festgesetzt. 

Diese sichern im Zusammenhang mit den Flächen für naturschutzfachliche Maßnahmen einen 
für ein Gewerbegebiet auf der Grundlage der Funktionsplanung als angemessen zu beurtei-
lenden Grünanteil im Gebiet und definieren jene Bereiche, in denen begrünte Flächen aus 
stadtgestalterischen Gründen und zur Herstellung eines übergeordneten Fuß- und Radwege-
systems besonders sinnvoll sind. Die Grünflächen werden durch die Festsetzungen räumlich 
konzentriert und können daher als zusammenhängende Flächen auch ökologisch stärker wirk-
sam werden.  

Ziel der Planung für den Innovationspark ist es, durch die Integration von Landschafts- und 
Freiräumen Möglichkeiten zur Naherholung und zur Ausbildung attraktiver Raumkanten zwi-
schen urbanen und naturnahen Abschnitten zu schaffen. Durch die verschiedenen Freiraum-
typen soll für die Beschäftigen des Innovationsparks ein abwechslungsreiches Mosaik aus e-
her städtischen und intensiv nutzbaren sowie naturnahen Erholungsräumen in einem ange-
messenen Neben- und Miteinander geschaffen werden. Die Freiräume ordnen den Innovati-
onspark mit seinen vielfältigen Bausteinen und geben Adresse und Orientierung. Ferner sollen 
sie dazu beitragen, durch vielfältige Angebote Bewegung im Quartier als Teil des Arbeitstages 
zu etablieren, Zufallsbegegnungen zu fördern und zu einem Campuscharakter beitragen. 
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Die im Plangebiet entstehenden Grün- bzw. Freiräume können gemäß Funktionsplan grund-
sätzlich in vier Typen eingeteilt werden: intensiv nutzbare Freiräume, naturnahe Grünflächen, 
städtisch gefasste Freiräume und grüne Gebäudefassaden bzw. grüne strukturreiche Dächer. 
Zur Absicherung dieses Konzepts trifft der Bebauungsplan Festsetzung zu öffentlichen und 
privaten Grünflächen, Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft (siehe Kapitel 5.18.5), Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (ins-
besondere „Lifeline“, siehe Kapitel 5.8) sowie Anpflanz- und Begrünungsfestsetzungen (siehe 
Kapitel 5.18.3).  

5.14.1 Öffentliche Grünfläche „Parkanlage (FHH)“ 
Zur Absicherung des beschriebenen Konzepts werden in insgesamt vier Bereichen des Plan-
gebiets öffentliche Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Parkanlage (FHH)“ festgesetzt. Es 
handelt sich dabei um Teile des sogenannten „Campusparks“ im westlichen Bereich des Plan-
gebiets, um Teile des sogenannten „Linearparks“ an der nördlichen Plangebietsgrenze und 
Teile der beiden Pufferflächen für den im Osten des Plangebiets gelegenen Archivboden, den 
sogenannten „Biotoppark“ (zwei Flächen westlich und östlich des Archivbodens). Die Grund-
struktur dieser festgesetzten öffentlichen Grünflächen leitet sich dabei aus der bestehenden 
Landschaft ab und orientiert sich an den von Norden nach Süden ausgerichteten schmalen, 
lang gezogenen Flurstücken (Hufen) und den sie entwässernden Gräben. 

Innerhalb der festgesetzten öffentlichen Grünfläche sind alle Nutzungen zulässig, die der 
Zweckbestimmung dienen. Die Festsetzung erlaubt generell die Errichtung solcher Anlagen, 
die nach der Zweckbestimmung der Grünfläche zur normalen Ausstattung dazugehören. In 
der festgesetzten Parkanlage sind daher ohne weitere Regelung die erforderlichen Wege, 
Spielflächen, Sitzgelegenheiten sowie Wasserflächen und Anpflanzungen zulässig. Es soll ge-
nug Spielräume für eine fortwährende Anpassung der Parkanlage an die Bedürfnisse der je-
weiligen Nutzergeneration geben. Es werden daher keine weiter differenzierenden Festzun-
gen getroffen. Der vorhandene Baumbestand soll in den Grünflächen weitestgehend erhalten 
bleiben. 

Bei dem Campuspark handelt es sich um einen nutzbaren Freiraum im westlichen Teil des 
Plangebiets, der in seinem südlichen Teil durch eher weitläufige Flächen mit Wegen, Wasser-
flächen und Sitzgelegenheiten und in seinem nördlichen Teil durch kleinteilige, öffentliche zu-
gängliche Spiel- und Sportanlagen geprägt sein soll. Während dieser nördliche Teil als öffent-
liche Grünfläche „Freizeit (FHH)“ festgesetzt wird (siehe Kapitel 5.14.2), wird für die südlichen 
Teil die Festsetzung „Parkanlage (FHH)“ getroffen.  

Der Linearpark im Norden des Plangebiets wird nur in kleinen Teilen als Grünfläche ausgebil-
det und auch nur in diesen Bereichen als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
„Parkanlage (FHH)“ festgesetzt. Die entsprechend planungsrechtlich gesicherten Bereiche 
stellen die maßgeblich durch Bäume, Büsche, Rasenflächen und einen Eichenhain geprägten 
Flächen des Linearparks dar, die sich in einem engen Zusammenspiel mit den am nördlichen 
Rand des Plangebiets vorgesehenen Wegeflächen zu einem gemeinsamen Freiraum entwi-
ckeln (siehe Kapitel 5.8).  
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Westlich und östlich des Archivbodens wird im Biotoppark in den dort festgesetzten öffentli-
chen Grünflächen eine eher extensive Nutzung ausgebildet. Ähnlich wie der südliche Teil des 
Campuspark handelt es um weitläufige Flächen, die mit Wegen, Wasserflächen und Sitzgele-
genheiten ausgestattet werden. Zwischen beiden Grünflächen wird eine schmale, den Archiv-
boden querende Verbindung ausgebildet, die ebenfalls als öffentliche Grünfläche festgesetzt 
wird. Die Verbindung ist erforderlich, um eine von Verkehrsflächen unabhängige Erschließung 
des östlichen Parkteils zu gewährleisten und ein zusammenhängendes System der Freiräume 
zu fördern. Um den zur Herstellung dieser Wegeverbindung erforderlichen Eingriff in den Ar-
chivboden zu minimieren und zugleich einen Zugang zu der Fläche zu unterbinden, beabsich-
tigt die FHH, die Wegverbindung als Steg herzustellen. 

In den als Grünflächen festgesetzten Pufferzonen sollen Gräben freigehalten werden, um den 
Wasserhaushalt der Kernzone des Archivbodens zu regulieren. Veränderungen der Gelände-
oberfläche und eine Errichtung baulicher Anlagen über das im Funktionsplan dargestellte Maß 
hinaus sollen unterlassen werden. 

Alle festgesetzten öffentlichen Grünflächen werden durch Wege – entweder innerhalb der 
Grünflächen selbst oder durch angrenzende Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
– miteinander und mit der Umgebung des Plangebiets vernetzt, sodass Rundwege im Plange-
biet entstehen, aber auch eine für Fußgänger:innen attraktive, sichere und weitgehend unab-
hängig vom motorisierten Individualverkehr verlaufende Anbindung an die angrenzenden 
Stadtbereiche gegeben ist. Die Funktion der Wege geht somit über in Parkanlagen übliche 
reine Wegeerschließung der jeweiligen Grünfläche hinaus.  

Insgesamt ist damit für den Geltungsbereich eine Freiraumausstattung geplant, die sich durch 
kurze Wege und eine ausreichende Erreichbarkeit für alle Arbeitnehmer:innen sowie die 
Durchgängigkeit der Grünanlagen, die sich durch das gesamten Plangebiet ziehen, auszeich-
net. Die öffentlichen Grünflächen sollen das Erscheinungsbild insbesondere des Innovations-
parks auf entscheidende Weise prägen und langfristig seine besondere Standortqualität er-
zeugen. Die Parkflächen dienen der Versorgung der Beschäftigten mit Freiräumen, schaffen 
aber auch attraktive Angebote an öffentlichen Grünflächen, die von den Bewohner:innen und 
Arbeitnehmer:innen der umliegenden Stadtbereiche genutzt werden können. Die Festsetzung 
von öffentlichen Grünflächen trägt darüber hinaus zur Entwicklung des Naturhaushaltes und 
des Landschaftsbildes bei.  

Zusammen mit den übrigen Freiräumen sind die öffentlichen Grünflächen ein wichtiger Bau-
stein für die besonderen Qualitäten des Innovationsparks. Sie sind geeignet, Identifikations-
punkte des neuen Gewerbegebiets zu werden. Um diesem Anspruch gerecht zu werden, ist 
ein besonderes Augenmerk auf die Gestaltung der Parkanlagen zu legen. Es sind daher nach-
folgende Qualifizierungsverfahren (zum Beispiel freiraumplanerische Wettbewerbe) vorgese-
hen.  
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5.14.2 Öffentliche Grünfläche „Freizeit (FHH)“ 
Im nordwestlichen Teil des Plangebiets ist als Teil des Campusparks eine durch Spiel- und 
Sportangebote geprägte Parkanlage geplant. Er soll dazu beitragen, den für den Innovations-
park verfolgten Anspruch zu verwirklichen, Bewegung und Sport im Sinne der Strategie der 
„Active City“ in den Alltag zu integrieren. Dieser nördliche Teil des sogenannten Campusparks 
wird als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Freizeit (FHH)“ festgesetzt.  

Die Fläche liegt unmittelbar angrenzend an die im Norden des Geltungsbereichs festgesetzte 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ und ist somit sowohl für 
Erholungssuchende aus dem Plangebiet als auch aus der Umgebung gut zu erreichen. Sie ist 
durch die überörtliche Wegebeziehung gut angebunden und daher aufgrund ihrer besonderen 
Lagegunst für die angestrebte Nutzung gut geeignet. 

Auf Grund der Festsetzung einer Grünfläche ist dabei zugleich sichergestellt, dass die Fläche 
einen durch Vegetation geprägten Charakter aufweisen wird und Spiel- und Sportanlage nur 
in optisch und räumlich untergeordnetem Umfang zu Rasenflächen, Bäumen, Büsche und 
sonstigen Anpflanzungen entstehen können. Die Größe der Spiel- und Sportangebote ist mit-
hin beschränkt und wird sich in einem Rahmen abspielen, von dem keine Störungen des dies-
bezüglich ohnehin verhältnismäßig unempfindlichen Umfelds ausgehen. 

Innerhalb der festgesetzten Grünfläche können auch Gebäude errichtet werden, wenn sie den 
angestrebten Freizeit- und Erholungszwecken dienen. Dies gilt zum Beispiel für Umkleiden. 
Aufgrund der begrenzten Größe der zulässigen Spiel- und Sportanlagen ist zugleich sicherge-
stellt, dass auch die zulässigen Gebäude eher klein sein müssen, damit sie noch als der Haupt-
nutzung dienend gelten können. Es wird somit entsprechend der Zweckbestimmung der Grün-
fläche ein großer Teil dieser Fläche ihren grünen Charakter bewahren.  

5.15 Technischer Umweltschutz 

5.15.1 Hochspannungsfreileitung 
Unterhalb der Hochspannungsfreileitungen und in ihrem unmittelbaren Umfeld werden aus 
Immissionsschutzgründen bestimmte Nutzungen ausgeschlossen (§ 2 Nummern 2 und 4, 
siehe Kapitel 5.1.2). Ferner muss aus Immissionsschutzgründen auch die Höhe baulicher An-
lagen aus Sicherheitsgründen begrenzt werden. Es gilt elektrische Überschläge und Feldein-
wirkungen zu verhindern. Im südlichen Teilbereich des Leitungsverlaufs wurde dem Vorsorge-
gedanken durch den Verzicht auf die Festsetzung von Baugebieten im Einwirkungsbereich der 
Freileitungen Rechnung getragen. Für den Busbetriebshof, der sich nahezu vollständig unter-
halb der Freileitungen befindet, ist ein entsprechender Verzicht auf überbaubare Grundstücks-
flächen hingegen nicht möglich: Das Gewerbegebiet wird hier festgesetzt, um eine Erweite-
rung des bestehenden Busbetriebshofs zu ermöglichen. Die Flächenausweisung muss mithin 
im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang mit der bereits vorhandenen Anlage vorgenom-
men werden. Eine Verlagerung bzw. der Verzicht auf eine Bebauung ist im Rahmen der mit 
der Planung verfolgten Ziele nicht möglich. 
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Unterhalb der beiden Freileitungen ist nach Angabe des Leitungsträgers in den unterschiedli-
chen Gefahrenzonen die Höhe baulicher Anlagen auf 17 m bzw. 20,5 m (bei einer Dachnei-
gung bis 15 Grad) und auf 19 m bzw. 22,5 m (bei einer Dachneigung größer 15 Grad) zu 
beschränken. Der Bebauungsplan setzt daher in § 2 Nummer 15 in dem Bereich unter der 
Hochspannungsleitung sowie in einem seitlichen Abstand eine differenzierte maximale Höhe 
baulicher Anlagen im Verhältnis zur jeweiligen Dachneigung fest: 

In den mit „(C)“ bezeichneten Bereichen des Gewerbegebiets ist bei einer Dachneigung 
bis 15 Grad eine Höhe baulicher Anlagen von 14,5 m über Normalhöhenull (NHN) und 
bei einer Dachneigung größer 15 Grad von 16,5 m über NHN als Höchstmaß zulässig.  

Die Festsetzung einer absoluten Höhe baulicher Anlagen ist erforderlich, weil die Festsetzung 
einer Gebäudehöhe nicht ausschließen würde, dass oberhalb der Dachhaut noch notwendige 
Dachaufbauten errichtet werden können. Durch die Festsetzung werden mithin elektrische 
Überschläge sicher vermieden. 

Nach derzeitigem Wissensstand ist nicht auszuschließen, dass der dauerhafte Aufenthalt im 
Nahbereich der im Plangebiet verlaufenden Hochspannungsfreileitungen negative Auswirkun-
gen auf die menschliche Gesundheit haben kann (Feldeinwirkungen). Aus Gründen der Ge-
sundheitsvorsorge sollen daher besonders schutzbedürftige bauliche Anlagen, die zum dau-
ernden Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, nur in einem bestimmten Mindestabstand zu 
Hochspannungsfreileitungen errichtet werden. Es werden neben lärmtechnischen Erwägun-
gen (siehe Kapitel 5.15.3) auch aufgrund von möglichen Beeinträchtigungen durch elektro-
magnetische Felder Wohnungen, die gemäß § 8 Absatz 3 Nummer 1 BauNVO ausnahms-
weise zugelassen werden könnten, ausgeschlossen. Für die nach § 8 Absatz 3 Nummer 2 
BauNVO ebenfalls ausnahmsweise zulassungsfähigen Anlagen für kirchliche, kulturelle, sozi-
ale und gesundheitliche Zwecke wird die Steuerungsmöglichkeit auf der Grundlage der 
BauNVO für ausreichend gehalten, sodass eine Einzelfallprüfung auf der Genehmigungs-
ebene stattfinden muss.  

5.15.2 Bodengase 
Im gesamten Plangebiet befinden sich im Untergrund Marschenböden, die zu großen Teilen 
aus organischem Material bestehen (Klei). Geraten diese Böden durch eine oberflächige Ver-
siegelung oder durch dem gleichkommende massive Aufschüttungen dauerhaft unter Luftab-
schluss, können die in den Böden enthaltenen organischen Anteile zu Methan (CH4) und Koh-
lendioxid (CO2) abgebaut werden.  

Eine detaillierte Untersuchung der Gasbildung in den Böden zum jetzigen Zeitpunkt ist nicht 
möglich, da aufgrund der jetzigen, oberflächennahen Lage der Marschböden ohne eine Ver-
siegelung keine Gasbildung zu erwarten ist. 

Aufgrund der geplanten Aufhöhung und dem hohen zulässigen Versiegelungsgrad ist jedoch 
bei Umsetzung der Planung mit einer Methanbildung zu rechnen. Methan ist ein ungiftiges, 
farbloses Gas, das in der Reaktion mit Luft brennbare oder explosionsfähige Gemische bilden 
kann. Das entstehende Gasgemisch kann sich in Hohlräumen und unter versiegelten Flächen 
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ansammeln. In Bereichen, in denen die Weichschichtenmächtigkeit in Summe 2 m überschrei-
tet, müssen die entstehenden Gebäude und baulichen Anlagen daher vorsorglich mit bauli-
chen Maßnahmen versehen werden, die Gasansammlungen bzw. Gaseintritte in die baulichen 
Anlagen verhindern. Ab einer Weichschichtenmächtigkeit von 2 m kann von einer ausreichend 
großen Masse an organischem Material ausgegangen werden, wobei die Mächtigkeiten der in 
den jeweiligen Aufschlüssen angetroffenen Weichschichtenlagen aufsummiert werden. Damit 
kann ein örtlich bestehendes Gasbildungspotential vermutet werden. Der Bebauungsplan 
setzt daher in § 2 Nummer 16 fest: 

Im Plangebiet sind auf Baugrundstücken, in denen die Weichschichtenmächtigkeit in 
Summe 2 m überschreitet, bauliche Maßnahmen vorzusehen, die Gasansammlungen 
unter den baulichen Anlagen und den befestigten Flächen und Gaseintritte in die bauli-
chen Anlagen durch Bodengase verhindern. 

Die baulichen Maßnahmen zur Gasabwehr können aus folgenden konstruktiven Elementen 
bestehen: 

 horizontale Gasdrainageschicht unterhalb der Gebäudesohle (z.B. Sand oder Kies), 
 Durchbrüche durch Fundamente und Frostschürze auf Höhe der horizontalen Gasdraina-

geschicht zur Sicherstellung der Gaswegsamkeit unterhalb der Gebäudesohle, 
 vertikale, bis zur Geländeoberkante reichende Gasdrainageschicht entlang der unterirdi-

schen Gebäudewände zur Aufnahme und kontrollierten Ableitung von eventuell anstehen-
den Gasen sowie 

 gasdichte Ausführung aller unterirdischen Leitungsdurchführungen. 

Weiterführende Informationen zu dieser Thematik können der Broschüre „Methan aus Weich-
schichten, Sicheres Bauen bei Bodenluftbelastung“ unter „www.hamburg.de\altlasten“ ent-
nommen werden.  

Die Planungsunterlagen für diese Maßnahmen müssen das Baugenehmigungsverfahren 
durchlaufen. Sie werden von der zuständigen Behörde im Rahmen der Baugenehmigungsver-
fahren geprüft und gemeinsam mit den Bauherren an die Bauausführungen angepasst. 

5.15.3 Lärm 
Der diesem Bebauungsplan im Hinblick auf den Lärm zu Grunde liegende Beurteilungsrahmen 
ist bereits im Umweltbericht in Kapitel 4.3.1 dargelegt worden. Gleiches gilt für die in Folge der 
Planung zu erwartenden Lärmimmissionen, die daher nachfolgend nur noch überschlägig dar-
gelegt werden.  

Grenz- oder Richtwerte, die zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräu-
sche nicht überschritten werden dürfen, sind für die Bauleitplanung normativ nicht festgelegt. 
Welcher Lärm noch zumutbar ist, richtet sich nach den Umständen des Einzelfalls, insbeson-
dere nach der durch die Gebietsart und durch die tatsächlichen Verhältnisse bestimmten 
Schutzwürdigkeit und -bedürftigkeit. Die Schutzwürdigkeit wird dabei vor allem durch den Ge-
bietscharakter und durch die Vorbelastung bestimmt. Im Rahmen des Abwägungsgebots 
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wurde daher geprüft, ob und in welcher Weise für die geplanten Nutzungen Lärmschutzmaß-
nahmen getroffen werden müssen, um Belastungen durch die sogenannten Lärmarten Ver-
kehrslärm und Gewerbelärm sowohl innerhalb des Plangebiets als auch in der Umgebung auf 
ein vertretbares Maß zu reduzieren.  

Aufgrund aller vorliegenden Lärmbelastung soll im Plangebiet kein Wohnen entstehen (siehe 
Kapitel 5.1.2). Zum einen ist eine hohe Verkehrslärmeinwirkung insbesondere im Nachtzeit-
raum (22–6 Uhr) zu verzeichnen. In jenen Bereichen des Plangebiets, in denen die Verkehrs-
lärmeinwirkung im Nachtzeitraum relativ gering ist, wirken wiederum zum Teil vorhandene ge-
werbliche Anlagen ein, sodass der Immissionsrichtwert von 50 dB(A) nachts teilweise über-
schritten wird. Wenn hier betriebliches Wohnen zugelassen werden würde, könnten Abwehr-
ansprüche gegenüber umgebenden gewerblichen Nutzungen ausgelöst werden. Ferner 
könnte aus einer Wohnnutzung im Plangebiet ggf. eine weitergehende Beschränkung der 
Nutzbarkeit der geplanten gewerblichen Flächen resultieren, die über der sich bereits aus den 
schutzwürdigen Nutzungen der Nachbarschaft ergebenen liegt. Der Bebauungsplan schließt 
daher in § 2 Nummer 2 Ausnahmen für Wohnungen nach § 8 Absatz 3 Nummer 1 BauNVO 
aus. Der von den Zielen des Funktionsplan abweichende Ausschluss von Wohnungen ist ver-
tretbar, weil es sich um eine ohnehin nur ausnahmsweise zulassungsfähige Nutzung handelt.  

5.15.3.1 Verkehrslärm 
Insbesondere im Nahbereich der Bundesautobahn A 25 und des Curslacker Neuer Deichs 
kommt es im Plangebiet zu Überschreitungen der Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV. 
Die Änderungen des Verkehrsaufkommens auf den Straßen, die durch das Hinzukommen 
neuer Nutzungen entstehen, beeinflusst zudem die Lärmsituation in der Nachbarschaft dieser 
Straßen.  

Allgemein ist bei der Konzeptionierung von Schallschutzmaßnahmen den aktiven Schall-
schutzmaßnahmen, in aller Regel Lärmschutzwänden oder -wällen, ein Vorrang gegenüber 
passiven Schallschutzmaßnahmen einzuräumen. Aktive Schallschutzmaßnahmen können je-
doch aus folgenden Gründen nicht umgesetzt werden:  

 Es soll am Curslacker Neuer Deich aus städtebaulichen Gründen keine Abgrenzung des 
Innovationsparks gegenüber der vorhandenen Bebauung geben. Die entstehende Bebau-
ung soll dazu beitragen, den Bergedorfer Stadteingang zu prägen, sodass an der Straße 
Curslacker Neuer Deich straßennahe Baublöcke geplant sind, die nicht mit der Errichtung 
einer Lärmschutzwand oder eines -walls vereinbar sind.  

 Gegenüber der Bundesautobahn A 25 sind schwierige topografische und örtliche Verhält-
nisse vorhanden (Wassergräben, Höhendifferenzen zwischen Straßen und Plangebiet, pa-
rallele Führung der Erschließungsstraße zur Bundesautobahn A 25), die eine Errichtung 
von Wällen nicht zulässt oder die Errichtung von Wänden erschwert (schwierige Grün-
dungsverhältnisse und gleichzeitiger Anspruch an Bodenschutz).  
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 Die zulässige Gebäudehöhe soll bis zu zehn Geschosse betragen. Übliche aktive Schall-
schutzmaßmaßnahmen weisen jedoch nur Höhen von 2 bis ca. 6 m auf. Die Oberge-
schosse würden daher von einer aktiven Schallschutzmaßnahme nicht oder nur geringfü-
gig profitieren.  

 Die Überschreitung des Immissionsgrenzwert von 69 dB(A) tags (Nachtwert irrelevant, da 
Ausschluss von Wohnen, siehe oben) beschränkt sich auf den Nahbereich der Bundesau-
tobahn A 25 und des Curslacker Neuer Deichs. Eine Schallschutzwand oder ein -wall wä-
ren daher nur für einen kleinen Teil des Plangebiets von Bedeutung. Der mit der Errichtung 
einer aktiven Schallschutzmaßnahme verbundene technische und finanzielle Aufwand so-
wie der durch die Anlage verursachte naturschutzfachliche Eingriff werden daher als un-
verhältnismäßig bewertet.  

 Auch die Errichtung von aktiven Schallschutzmaßmaßnahmen für den Bereich der Dauer-
kleingärten und der öffentlichen Grünflächen stehen in keinem angemessenen Verhältnis 
zu dem erforderlichen Aufwand. 

Es wird daher auf die Realisierung von aktiven Schallschutzmaßnahmen bzw. eine entspre-
chende Festsetzung im Bebauungsplan verzichtet. Stattdessen wird durch die Festsetzungen 
des Bebauungsplans sichergestellt, dass, da sich der Lärmkonflikt nur auf die im Vergleich zu 
Wohnen weniger sensiblen gewerbliche Aufenthaltsbereiche beschränkt und somit lediglich 
die allgemeinen Anforderungen an gesunde Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen sind, Maß-
nahmen des passiven Schallschutzes vorzusehen sind. Um den Belang der gesunden Arbeits-
verhältnisse im Rahmen der Abwägung ausreichend zu berücksichtigen, trifft der Bebauungs-
plan daher für die oberhalb des Grenzwerts durch Verkehrslärm beeinflussten Bereiche in § 2 
Nummer 17 folgende Festsetzung:  

In den mit „(A)“ bezeichneten Flächen muss für alle Aufenthaltsräume ein ausreichender 
Schallschutz an Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der Gebäude durch 
bauliche Maßnahmen geschaffen werden, sofern vor den Aufenthaltsräumen ein Ver-
kehrslärmpegel von 69 dB(A) tags (6 Uhr bis 22 Uhr) überschritten wird. Tags ist durch 
geeignete bauliche Schallschutzmaßnahmen die Einhaltung eines mittleren Innenschall-
pegels von 40 dB(A) in Aufenthaltsräumen bei geschlossenen Außenbauteilen sicherzu-
stellen. Nachts (von 22 Uhr bis 6 Uhr) ist durch geeignete bauliche Schallschutzmaß-
nahmen die Einhaltung eines mittleren Innenschallpegels von 30 dB(A) in Aufenthalts-
räumen bei geschlossenen Außenbauteilen sicherzustellen, soweit eine im Nachtzeit-
raum schutzwürdige Nutzung, wie zum Beispiel Gästezimmer eines Beherbergungsbe-
triebes, besteht. 

Gewerblich genutzte Aufenthaltsräume, wozu auch Gästezimmer eines Beherbergungsbe-
triebs zu zählen sind, besitzen im Vergleich zu Aufenthaltsräumen in Wohnungen ein geringe-
res Schutzbedürfnis. Entsprechend lässt das Arbeitsschutzrecht (Lärm- und Vibrations-Ar-
beitsschutzverordnung vom 6. März 2007 (BGBl. I 261), zuletzt geändert am 18. Oktober 2017 
(BGB. I 3584) und Arbeitsstättenverordnung vom 12. August 2004 (BGBl. I S. 2179), zuletzt 
geändert am 18. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3584)) abhängig von der täglichen Nutzungsdauer 
der Räume und den zu verrichtenden Tätigkeiten mit Innenraumpegeln von bis zu 85 dB(A) 
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ungleich höhere Pegel zu, als sie für Wohnungen als angemessen angesehen werden. Dane-
ben beinhaltet das Arbeitsschutzrecht jedoch auch die Verpflichtung, Schutzmaßnahmen nach 
dem Stand der Technik zu treffen, um generell den Schalldruckpegel in Arbeitsräumen so weit 
wie möglich zu verringern. Damit stellt der Schutz von Arbeitsstätten und auch Gästezimmer 
in Beherbergungsbetrieben einen Abwägungsbelang dar, der zu berücksichtigen ist.  

Die gewählte Festsetzung stellt unter den gegebenen Rahmenbedingungen das mildeste Mit-
tel dar, weil sie nur dann und nur dort greift, wo es tatsächlich zu Überschreitungen des Grenz-
werts kommt. Die Übernahme des Verlaufs der Isophone für 69 dB(A) tags, welche eine freie 
Schallausbreitung unterstellt, wäre hingegen für die Festlegung einer Festsetzungsabgren-
zung nur wenig geeignet, da sich deren Verlauf unter Berücksichtigung von Baukörpern ver-
ändern wird. Für die von Tagpegelüberschreitungen betroffenen Baufelder wird stattdessen 
eine Festsetzung von baulichen Schallschutzmaßnahmen mit dem Ziel der Einhaltung eines 
ausreichend niedrigen Innenpegels getroffen. Dieser liegt bei 40 dB(A), Dieser Wert stellt eine 
ungestörte Kommunikation sicher. 

Der in der Festsetzung fixierte Zielwert von 30 dB(A) nachts leitet sich aus den Erkenntnissen 
der Lärmwirkungsforschung ab. Demnach ist bei einem Innenraumpegel von kleiner 30 dB(A) 
nachts am Ohr des Schläfers ein gesunder Schlaf ohne Risiko einer lärmbedingten Herz-Kreis-
lauf-Erkrankung möglich. Diese Vorgehensweise zur Konfliktlösung ist deshalb gerechtfertigt, 
da die Festlegung von nächtlichen Außenpegeln in den maßgeblichen Vorschriften, hier hilfs-
weise herangezogen die 16. BImSchV, einen ausreichend niedrigen Innenraumpegel für den 
gesunden Schlaf ermöglichen sollen. Dieses Schutzziel für die Nacht wird also entsprechend 
festgesetzt.  

Die Innenraumpegel sind – anders als im Wohnungsbau – bei geschlossenen Bauteilen nach-
zuweisen. Für Arbeitsstätten ist es nicht unüblich, dass Fenster aufgrund der verwendeten 
Gebäudetechnik zur Heizung, Klimatisierung und Belüftung nicht zu öffnen sind. In Teilen ist 
dies auch aus betrieblichen Gründen zwingend erforderlich (z.B. Labore). In Beherbergungs-
betrieben findet kein dauerhafter Aufenthalt statt, sodass im Wohnungsbau relevante Unter-
suchungsergebnisse zur Lärmwirkungsforschung und der Wahrnehmung von Außenweltein-
drücken, die zumindest teilgeöffnete Bauteile erfordern, nicht relevant sind.  

Die Einhaltung der festgesetzten Pegel ist im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen. Be-
herbergungsbetriebe können nur dann ausnahmsweise zugelassen werden, wenn die Einhal-
tung der Pegel sichergestellt ist. 

Durch § 2 Nummer 17 wird die bauordnungsrechtliche Forderung des § 18 Absatz 2 der 
HBauO nicht berührt. Danach müssen Gebäude einen ihrer Nutzung entsprechenden Schall-
schutz gegen Innen- und Außenlärm haben. Dies gilt in jedem Fall und für alle Gebäudeseiten.  

Die Verkehrslärmänderungen im weiteren Verkehrsnetz wurden gutachterlich nicht konkret 
berechnet. Es ist jedoch aus den vorliegenden Verkehrsprognosen mit und ohne den Bebau-
ungsplan Bergedorf 99 ersichtlich, dass auch das weitere Straßennetz in Bergedorf bereits 
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ohne den Bebauungsplan Bergedorf 99 an vielen Stellen verkehrs(lärm)belastet ist. Es müs-
sen daher zukünftig Möglichkeiten genutzt werden, z.B. über die Lärmaktionsplanung und an-
derweitige verkehrs(lärm)beinflusssende Instrumente, um die allgemeine Verkehrs(lärm)situ-
ation im Sinn der Betroffenen positiv zu beeinflussen und entsprechende Minderungsmaßnah-
men umzusetzen. 

In Bezug auf die Lärmsituation an Gebäuden im Umfeld des Plangebiets, die durch zusätzlich 
entstehende Verkehre neuen Belastungen ausgesetzt sein werden, stellt die Lage des An-
schlusspunkts bereits die optimale Planungsalternative dar. Eine entsprechende Prüfung kam 
zu dem Ergebnis, dass mit der aktuellen Planung die kürzestmögliche Anbindung an die An-
schlussstelle Bergedorf der Bundesautobahn A 25 hergestellt wird und andere Anschlüsse 
zudem entlang schutzwürdigerer Gebiete führen würden. Die Pegelsteigerungen sind daher in 
hinzunehmen.  

5.15.3.2 Gewerbelärm 
Nach § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I 2013 S. 1275, 2021 S. 123), zuletzt geändert am 19. Oktober 2022 (BGBl. I. S. 1792) 
ist die Flächennutzung generell so vorzunehmen, dass schädliche Umwelteinwirkungen u.a. 
auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete so weit wie möglich 
vermieden werden. Zur Vermeidung von Lärmimmissionskonflikten zwischen lärmunempfind-
licheren und lärmsensibleren Nutzungen leistet die festgesetzte Nutzungsabfolge des Gewer-
begebiets innerhalb des Plangebiets im Zusammenspiel mit den Festsetzungen im Umfeld 
einen wesentlichen Beitrag, weil sie diesem Trennungsgrundsatz des § 50 BImSchG ent-
spricht. Es grenzen im Umfeld ausschließlich weitere festgesetzte Gewerbe- und Industriege-
biete an. Das Gewerbegebiet ist somit dem Grundsatz nach ohne weitere Regelungsbedarfe 
räumlich konfliktfrei zugeordnet.  

Immissionsschutzrechtliche Konflikte werden aber selbstverständlich nur so lange vermieden, 
wie die gewerblichen Nutzungen nicht mehr emittieren, als in dem jeweiligen eigenen Gebiet 
oder der Fläche nach TA Lärm zulässig wäre. Im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens 
besteht die Aufgabe, bei konkret geplanten Nutzungen, bei denen dies nicht mit hinreichender 
Sicherheit festgestellt werden kann, über gutachterliche Untersuchungen zu ermitteln, ob Kon-
fliktpotenziale bestehen, wie diese gelöst werden können und ob schlussendlich die planeri-
sche Zielsetzung erreicht werden kann. Die entsprechende Untersuchung kommt für den Be-
bauungsplan zu dem Ergebnis, dass unter anderem aufgrund der bestehenden Vorbelastun-
gen und der in größerer Entfernung zum Plangebiet vorhandenen schutzbedürftigen Nutzun-
gen ein uneingeschränktes Emittieren der im Gewerbegebiet zulässigen Betriebe nicht mög-
lich sein wird. Mit dem Ziel der Konfliktbewältigung sollen im Bebauungsplan durch die Fest-
setzung von Emissionskontingenten nach DIN 45691 daher unverträgliche Lärmbelastungen 
ausgeschlossen werden. Die Geräuschkontingentierung nach DIN 45691 stellt das geeignete 
Instrument dar, um sicherzustellen, dass durch die Summe der Schallabstrahlung aller vor-
handenen und geplanten gewerblich genutzten Flächen keine schädlichen Umwelteinwirkun-
gen durch Geräusche an den umliegenden schutzwürdigen Nutzungen hervorgerufen werden 
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und gleichzeitig ausreichende Geräuschkontingente für die geplante gewerbliche Nutzung si-
chergestellt werden. Emissionskontingente sind dabei so festzulegen, dass an keinem der un-
tersuchten Immissionsorte der maßgebliche Immissionsrichtwert überschritten wird. Die kon-
krete Umsetzung der festgesetzten Geräuschkontingentierung findet auf der Ebene der Ob-
jektplanung der jeweiligen Betriebe und Anlagen statt. Die ansiedlungswilligen Betriebe müs-
sen die Übereinstimmung mit den Festsetzungen des Bebauungsplans sowie die Einhaltung 
der Vorschriften sonstiger schalltechnischer Regelwerke, wie z.B. der Technischen Anleitung 
zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm), belegen. Der gegebenenfalls notwendige Schallschutz ist 
durch bauliche, technische und organisatorische Einzelmaßnahmen auf dem Gewerbegrund-
stück zu erbringen.  

Die Zulässigkeit von gewerblichen Nutzungen und die Festsetzung von Emissionskontingen-
ten für die Gewerbebetriebe folgen einer klaren Zonierung zum Schutz umliegender schüt-
zenswerter bzw. immissionssensibler Nutzungen. Dementsprechend wurden die Emissions-
kontingente so festgesetzt, dass die von den Gewerbebetrieben ausgehenden Schallemissio-
nen soweit eingeschränkt werden, dass die gewerbliche Nutzung mit den angrenzenden 
schutzbedürftigen Nutzungen verträglich ist. Um einer weiteren Erhöhung der Beurteilungspe-
gel an den maßgeblichen Immissionsorten innerhalb und außerhalb des Plangebietes entge-
genzuwirken, werden die neu geplanten Gewerbeflächen des vorliegenden Bebauungsplanes 
auf Basis des § § 1 Absatz 4 Nummer 2 Satz 2 BauNVO i.V.m. § 9 Absatz 1 Nummer 1 BauGB 
kontingentiert, sodass die zulässigen Immissionsrichtwerte durch die hinzukommenden ge-
werblichen Flächen nicht überschritten werden. Die zu kontingentierenden Gewerbeflächen 
werden in Teilflächen unterteilt, für die die Emissionskontingente so festgelegt werden, dass 
eine bestmögliche Ausnutzbarkeit der Gewerbeflächen bei gleichzeitiger Einhaltung der Plan-
werte an den betrachteten Immissionsorten erreicht wird. Soweit die Planwerte an einigen Im-
missionsorten nicht ausgeschöpft werden, können Zusatzkontingente für Immissionsorte in-
nerhalb eines festgelegten Richtungssektors vergeben werden. Die gewerblichen Flächen 
werden hinsichtlich ihre Lärmemissionsentwicklung mittels der Zuweisung von Lärmkontingen-
ten wie folgt beschränkt (§ 2 Nummer 18): 

Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in den folgenden 
Tabellen angegebenen Emissionskontingente L(EK) nach DIN 45691 weder tags (6 Uhr 
bis 22 Uhr) noch nachts (22 Uhr bis 6 Uhr) überschreiten. 
Emissionskontingente in dB(A), Emissionshöhe 1 m: 
Fläche  LEK,tags 

dB(A) 
LEK,nachts 
dB(A) 

TF 1 bis 8 60 44 
TF 9 63 48 
TF 10 61 47 
TF 11 bis 16 60 44 

Für in den in der Nebenzeichnung zur Planzeichnung dargestellten Richtungssektoren 
A bis F liegende Immissionsorte können die Emissionskontingente L(EK) für die einzel-
nen Teilflächen um folgende Zusatzkontingente erhöht werden:  
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Sektor 
(Referenzpunkt:  
X: 580440,00;  
Y: 5926007,00) 

Richtung Zusatzkontingent in dB(A) 
Anfang Ende tags nachts 

A 76,3° 88,6° 6 11 
B 88,6° 135,2° 9 8 
C 135,2° 219,6° 16 16 
D 219,6° 249,6° 8 10 
E 249,6° 336,8° 4 5 
F 336,8° 76,3° 0 0 

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens hat nach DIN 
45691:2006-12, Abschnitt 5 zu erfolgen. Die DIN 45691 ist zu kostenfreier Einsicht für 
jedermann im Staatsarchiv niedergelegt. 

Durch die festgesetzte Kontingentierung im Plangebiet ergeben sich in Folge der Planung in 
der Gesamtbelastung aus allen bestehenden gewerblich genutzten Flächen innerhalb und au-
ßerhalb des Plangebiets keine zusätzlichen Konflikte im Sinne der TA Lärm. Die Kontingen-
tierung erfolgt nicht in einem Ausmaß, dass eine gewerbegebietstypische Nutzung (tags) in 
den ausgewiesenen Gewerbegebietsflächen nicht mehr möglich wäre. Im Gewerbegebiet wer-
den nämlich zusätzliche richtungsabhängige Zusatzkontingente gewährt, deren Lage mit Hilfe 
einer Nebenzeichnung (siehe Nebenzeichnung zur Planzeichnung) unmissverständlich ver-
deutlicht wird. Sie lassen auch lärmemittierende Nutzungen im Gewerbegebiet zu, stellen aber 
sicher, dass dieser Lärm nur in die Richtungen abgestrahlt werden darf, in denen sich keine 
schutzbedürftigen Nutzungen befinden. In der Nacht sind die zulässigen Emissionen ebenso 
eingeschränkt. Ein Nachtbetrieb ist mit Emissionskontingenten ≤ 50 dB(A)/ m2 in der Regel 
nicht oder nur im geringen Umfang möglich. Nächtliche Arbeiten wären nur mit Einschränkun-
gen – vorzugsweise in geschlossenen Gebäudekörpern – möglich. Insbesondere in Richtung 
der Sektoren E und F (nördliche Richtung) darf nicht viel Schall emittiert werden. Es bedarf 
jedoch jeweils einer konkreten Prüfung im Einzelfall (detaillierte schalltechnische Untersu-
chung, die u.a. Abschirmungen durch Gebäudekörper, baulichem Lärmschutz und eine gute 
schalltechnische Anordnung der lärmintensiven Beiche berücksichtigen kann). Ihre Einhaltung 
ist im nachgelagerten Genehmigungsverfahren nachzuweisen. 

Mit der Festsetzung von Emissionskontingenten nach DIN 45691 verfolgt die Plangeberin das 
Ziel einer baugebietsübergreifenden Gliederung gem. § 1 Absatz 4 S. 2 BauNVO. Neben den 
emissionskontingentierten Gewerbegebieten in diesem Bebauungsplan sind auch Gewerbe-
gebiete vorhanden, in welchen keine Emissionsbeschränkungen gelten. Mit dieser bauge-
bietsübergreifenden Gliederung kann die FHH gewährleisten, dass vom Typ her nicht erheb-
lich belästigende Gewerbebetriebe aller Art im Stadtgebiet ihren Standort finden können. Dies 
ist in räumlicher Nähe zum Plangebiet zum Beispiel im Geltungsbereich des Bebauungsplans 
Allermöhe 27 und Moorfleet 14 der Fall, wo nicht kontingentierte Gewerbegebiete ausgewie-
sen sind. Hier ist aufgrund des ausreichenden Abstandes zu immissionssensiblen Nutzungen 
und in der Nachbarschaft mit nicht schutzbedürftigen Nutzungen eine Kontingentierung nicht 



Begründung zum Bebauungsplan Bergedorf 99  
Verfahrensstand: Vorentwurf 

 

 
Seite 133 von 167 

erforderlich. Darüber hinaus gibt es außerhalb des Bezirks Bergedorf, aber innerhalb des 
Stadtgebiets der FHH zahlreiche weitere nicht kontingentierte Gewerbeflächen. Somit kann 
die FHH gewährleisten, dass vom Typ her nicht erheblich belästigende Gewerbebetriebe nach 
§ 8 BauNVO in einem Gewerbegebiet im Stadtgebiet ihren Standort finden können. Diesen 
Gewerbegebieten kommt zugleich die Funktion als unbeschränkte Gewerbegebiete im Sinne 
einer baugebietsübergreifenden Gliederung bei der Festsetzung vom Emissionskontingenten 
zu.  

5.16 Klima und Energie 

5.16.1 Klima  
Das Plangebiet weist mit seiner Lage am südlichen Siedlungsrand von Bergedorf eine stadt-
klimatische Funktion als lokale Kaltluftentstehungsfläche und Durchlüftungsbereich auf. Die 
auf der Grundlage des Bebauungsplans mögliche Entwicklung hat damit einen Einfluss auf die 
nächtliche Durchlüftung in den zugeordneten Wirkungsräumen.  

Allerdings sieht der Bebauungsplan eine klimatisch günstige Verteilung von Freiraum und Bau-
feldern vor. Durch die Lage der festgesetzten Grün- und Maßnahmenflächen und die geringe 
Hinderniswirkung der dort vorgesehenen Nutzung auf den Kaltluftstrom wird die zukünftige 
Entwicklung den lokalen Luftaustausch im Bestand voraussichtlich nur wenig beeinflussen. 
Die Durchlüftungsfunktion der unbebauten Flächenanteile bleibt erhalten. Auch ein signifikan-
ter Anstieg der nächtlichen Lufttemperatur über den bereits jetzt überwärmten angrenzenden 
Siedlungsräumen ist nicht zu erwarten. Dies gilt ebenfalls für die Wärmebelastung am Tage.  

Aufgrund der Tatsache, dass auch mit der Nutzungsänderung weiterhin ein klimatisch wirksa-
mer Luftaustausch zu erwarten ist, sind die möglichen klimaökologischen Auswirkungen als 
gering bis mäßig einzuschätzen. Planungsbedingte Beeinträchtigungen von weiträumigen 
Strömungssystemen in Richtung thermisch belasteter Nutzungen im übrigen Stadtgebiet von 
Hamburg sind nicht zu erwarten.  

Daher ist die Umsetzung des Bebauungsplans insbesondere in der Abwägung der mit dem 
Bebauungsplan verfolgten Zielsetzungen und ihrer Bedeutung für die wirtschaftliche Entwick-
lung des Bezirks aus klimaökologischer Sicht als vertretbar einzuordnen.  

Ergänzend trifft der Bebauungsplan Festsetzungen, die sich auch klimatisch günstig auswir-
ken und somit den Eingriff weiter mindern. Dies gilt für die Dachbegrünung (§ 2 Nummer 19), 
die Fassadenbegrünung (§ 2 Nummer 20), die Anpflanzgebote (§ 2 Nummer 21 und 22), die 
festgesetzten öffentlichen und privaten Grünflächen sowie die Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft. Auch die Wasser-
flächen wirken sich mindernd auf den klimatischen Eingriff aus. 

Darüber hinaus können durch weitere Maßnahmen in der späteren Realisierung der Gebäude 
und der Parkanlagen die klimatischen Bedingungen im Plangebiet verbessert werden Mit der 
Verwendung von hellen Baumaterialen kann die die Reflexion des Sonnenlichtes (Albedo) er-
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höht werden, sodass ebenerdig versiegelte Flächen oder auch Fassaden stärker zurückstrah-
len. Dadurch bleiben sie kühler und nehmen damit insgesamt weniger Wärmeenergie auf. Eine 
klimabegünstigende Gestaltung der Grünflächen wie z.B. gut wasserversorgte Rasenflächen 
in Kombination mit kleinen Baumgruppen, wirken positiv auf das Mikroklima.  

Die Berücksichtigung etwaiger Treibhausgasemissionen erfolgt mittelbar durch die Berichter-
stattung der Bundesregierung gemäß § 10 des Bundes-Klimaschutzgesetzes (KSG) vom 12. 
Dezember 2019 (BGBl. I S. 2513), zuletzt geändert am 18. August 2021 (BGBl. I S. 3905). 
Dabei tragen klimarelevante Auswirkungen der in der Bauphase beschriebenen Prozesse zu 
den Emissionen des Sektors „2. Industrie“ nach Anlage 1 zu den §§ 4 und 5 KSG bei. Der 
Prozess der Verbrennung von Brennstoffen in Handel und Behörden, sowie Haushalten trägt 
dabei zu den Emissionen des Sektors „3. Gebäude“ nach Anlage 1 zu den §§ 4 und 5 KSG 
bei. Die Emissionen durch Nutzung elektrischer Energie fallen in den Sektor "1. Energiewirt-
schaft" nach Anlage 1 zu den §§ 4 und 5 KSG. Die durch das Vorhaben anfallenden Emissio-
nen im Straßen- bzw. Schienenverkehr fallen in den Sektor "4. Verkehr" nach Anlage 1 zu den 
§§ 4 und 5 KSG. 

Zudem trägt sowohl innerhalb als auch außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
die gesellschaftliche und technische Entwicklung auch durch den Ausbau des ÖPNV und der 
Elektromobilität dazu bei, die durch den Verkehr bedingten Treibhausgasemissionen weiter zu 
reduzieren und entsprechend der bundesweiten Sektorenziele bis 2045 klimaneutral zu ge-
stalten. Dementsprechend liegen keine Hinweise vor, dass das durch die Planung ermöglichte 
Vorhaben den Zielsetzungen des KSG zu widerläuft oder eine Zielerreichung nachhaltig ge-
fährdet wäre. 

5.16.2 Energie 
Entsprechend der bundesweiten Ausbauziele für Erneuerbare Energien gemäß Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert am 22. Mai 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 133) sowie der Ziele zur Gebäudeeffizienz gemäß Gebäudeenergiegesetz 
(GEG) vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728), zuletzt geändert am 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 
1237) kann von einer schrittweisen Dekarbonisierung der für die Betriebsphase benötigten 
Energie- bzw. Wärmeversorgung ausgegangen werden.  

Grundlage dafür ist ein für das Plangebiet erstelltes Energiewirtschaftliches Gutachten. Darin 
werden einerseits die potenziellen Energiebedarfe und andererseits die erneuerbaren Poten-
ziale des Standorts analysiert, um für die Energie und insbesondere die Wärmeversorgung ein 
möglichst nachhaltiges Konzept bei gleichzeitiger Wirtschaftlichkeit zu entwickeln. Es wurden 
dafür drei verschiedene Varianten der Versorgung untersucht. Variante 1 umfasst eine zent-
rale Luft-Wärmepumpe mit Biomethan-Spitzenlastkessel und dezentralen Kältemaschinen. 
Variante 2 basiert auf einer zentralen Wärme-Kälte-Kopplung mit Geothermie-Wärmepumpen 
zuzüglich Außenluft und Biomethan-Spitzenlastkessel sowie der Berücksichtigung eines Käl-
tenetzvorzugsgebiets. Variante 3 basiert ebenfalls auf einer zentralen Wärme-Kältekopplung 
mit Luft-Wärmepumpen und Biomethan-Spitzenlastkessel sowie einem Kältenetzvorzugsge-
biet inklusive der Versorgung des außerhalb des Geltungsbereichs gelegenen Gebiets „Am 
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Schilfpark“. Als Referenz für eine vergleichende Bewertung der Varianten dienen dezentrale 
Luft-Wärmepumpen sowie Elektro-Heizstäbe für die Spitzenlast. 

Im Ergebnis ergeben sich aus dem Energiefachplan und der darin vorgenommenen verglei-
chenden Betrachtung der verschiedenen Varianten mit ihren einzelnen Elementen folgende 
Empfehlungen für die Energieversorgung: Zur Wärmeversorgung mit Raum- und Trinkwasser-
wärme wird eine zentrale Bereitstellung über ein zu errichtendes Wärmenetz empfohlen. Die 
Bereitstellung der Wärme soll über Großwärmepumpen erfolgen. Hierbei können verschie-
dene Umweltquellen wie Wärme-Kälte Koppelung, Außenluft und gegebenenfalls Geothermie 
eine Rolle spielen. Ergänzend wird für einen Teilbereich auch die zentrale Bereitstellung von 
Kälte empfohlen. Hierdurch können energetische Synergien bei der gekoppelten Wärme- und 
Kältebereitstellung genutzt werden. Die Verlegung der Wärme- und Kältenetze sollte nach 
Möglichkeit gemeinsam, im zeitlichen Gleichlauf und abgestimmt mit weiteren Erschließungs-
maßnahmen (Strom, Wasser, Datenübertragung) und auf öffentlichem Grund erfolgen, um 
wirtschaftliche Synergien bei der Verlegung zu nutzen und spätere Eingriffe günstig zu ermög-
lichen. 

Da bei zentralen Versorgungsvarianten der Platzbedarf für die dezentralen Versorgungsein-
richtungen entfällt wird empfohlen, zentrale Technikflächen an möglichst zentralen Standorten 
zum Beispiel integriert in einem oder mehreren der Mobilitätszentren vorzusehen. Lediglich für 
die über den Grundbedarf hinaus gehenden, stark nutzerabhängigen Bedarfe werden dezent-
rale, individuelle Lösungen empfohlen. Gründe hierfür sind einerseits die heutige Unsicherheit, 
welche Bedarfe dafür zukünftig anfallen könnten und andererseits die hohe Varianz in der 
Ausgestaltung der Bedarfe in Form von benötigten Medien Leistung und Temperaturniveaus. 

Die Bedarfe werden neben der jeweils verwirklichten Nutzung insbesondere auch durch Bau-
weise und Baustandard beeinflusst. Hierzu sollen Vorgaben in den städtebaulichen Vertrag 
aufgenommen werden. Womöglich sollte zudem Holz als Baustoff eingesetzt werden und CO2 
dauerhaft zu binden und der Atmosphäre zu entziehen. Grundsätzlich ist aus Versorgungsge-
sichtspunkten zudem eine kompakte Bauweise vorzuziehen, was durch die Festsetzungen 
des Bebauungsplans zur Grundflächenzahl und zu Gebäudehöhe ermöglicht wird.  

Für das gesamte Plangebiet wird die solare Nutzung der Dachflächen empfohlenen. Im Neu-
bau besteht gemäß § 16 des Hamburgischen Klimaschutzgesetzes seit dem 1. Januar 2023 
eine Verpflichtung zur Errichtung solarer Dachanlagen, jedoch noch ohne festgelegte Flächen-
größe. Da die Dachflächen gewerblich genutzter Gebäude in der Regel nicht ausreichend sind, 
um den gesamten Strombedarf der Nutzung aus Photovoltaik zu decken wird empfohlen, ei-
nen möglichst hohen Nutzungsanteil über Regelungen im städtebaulichen Vertrag verpflich-
tend vorzugeben, um den Anteil erneuerbaren und lokalen Stroms zu erhöhen. 
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5.17 Wasser 
Für das Plangebiet wurden zeitgemäße Entwässerungslösungen für die Oberflächenentwäs-
serung und die Schmutzwasserentsorgung unter Berücksichtigung der RISA (RegenInfra-
strukturAnpassung)-Grundsätze der FHH entwickelt. Dabei wurden die besonderen natur-
raumtypischen Merkmale und die Auswirkungen auf das Grundwasserregime berücksichtigt. 

5.17.1 Oberflächenentwässerung 

5.17.1.1 Entwässerungssystem 
Im Curslacker Neuer Deich befindet sich ein Regenwassersiel mit Anschluss an den Schleu-
sengraben, welches jedoch hydraulisch ausgelastet ist. Daher ist für das Plangebiet ein neues 
Oberflächengewässersystem mit Vorflut in die Bestandsgräben vorzusehen.  

Die Wasserbewirtschaftung im Plangebiet ist wegen der entwässerungstechnisch ungünstigen 
Lage in einer Senke und der generellen Häufung von Starkregenereignissen von entscheiden-
der Bedeutung. Ferner liegt das Plangebiet mit Ausnahme kleiner Teile im Norden und Osten 
im oberflächennahen Einzugs- und Wasserschutzgebiet des Wasserwerks Curslack / 
Altengamme. Es kommt daher auch dem Grundwasserschutz eine besondere Bedeutung zu.  

Die übergeordnete Planungsidee für den Geltungsbereich ist die Weiterentwicklung der natur-
raumtypischen Grabenstrukturen und die Nutzung des Bestandsgrabens im Süden des Ge-
bietes als Vorflut. Der Graben wird über eine Leitung unterhalb der Bundesautobahn A 25 in 
Richtung der Entwässerungsgräben Curslack bzw. in das Entwässerungssystem Obere Dove-
Elbe entwässert.  

Es sollen naturnah gestaltete, leistungsfähige und dauerhaft wasserführende Gräben geschaf-
fen werden, die neben der Entwässerungsfunktion das erforderliche Rückhaltevolumen sicher-
stellen. Die Gräben sind in abgedichteter Bauweise herzustellen, um dem sensiblen Boden-
/Grundwasserregime und dem Schutzzweck der Verordnung über das Wasserschutzgebiet 
gerecht zu werden.  

Durch eine angepasste Geländemodellierung mit erforderlichen Aufschüttungen soll die Mög-
lichkeit der Freispiegelentwässerung der privaten Baufelder geschaffen werden. Neben den 
neuen Oberflächengewässern sollen auch weitere Elemente der offenen Oberflächenentwäs-
serung und dezentralen Regenwasserbewirtschaftung gemäß den Grundsätzen der FHH zum 
Umgang mit Oberflächenwasser (RegenInfraStrukturAnpassung) und zur Starkregenvorsorge 
implementiert werden. Dazu zählen offene Mulden, Grün- und Retentionsdächer sowie Zister-
nen bzw. Anlagen zur Regenwassernutzung. Das gesammelte Regenwasser in den Zisternen 
soll zur Bewässerung der geplanten Grünflächen bzw. der geplanten Fassadenbegrünung ver-
wendet werden. So wird neben den Aspekten der Versickerung und Verdunstung zusätzlich 
die Wiederverwendung des Regenwassers berücksichtigt.  

Nur in Teilbereichen, in denen keine offenen Entwässerungsanlagen zu verorten sind, sind 
Regenwassersiele oder unterirdische Speicherräume vorzusehen. Eine Versickerung von Nie-
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derschlagswasser von versiegelten Flächen ist hingegen aufgrund der ungünstigen Randbe-
dingungen (geringer Grundwasserflurabstand, geringdurchlässige Deckschichten) nicht vor-
gesehen.  

Das für die Bemessung des Rückhaltevolumens maßgebliche Regenereignis ist der Überflu-
tungsnachweis (ungünstigster Fall aus T=30 (5, 10, 15 Minuten) und T=100 (5 Minuten)). Da-
bei wird die gesamte Fläche der Baugrundstücke als befestigte Fläche ohne abgeminderten 
Abfluss berücksichtigt. Es gelten die Niederschlagshöhen und -spenden nach den KOSTRA-
DWD-2010R Regendaten Spalte 37 und Zeile 23. Bei Einleitung von Niederschlagswasser in 
den Bestandsgraben nördlich der Autobahn ist durch die Retention im Plangebiet eine Einleit-
mengenbegrenzung von 5 l/(s*ha), bei der Einleitung in die Alte Brookwetterung im Nordwes-
ten ist eine Einleitmengenbegrenzung von 0,06 l/(s*ha) einzuhalten. 

5.17.2 Fläche für die Regelung des Wasserabflusses 
Die privaten Baublöcke und die öffentlichen Flächen sollen grundsätzlich unabhängig vonei-
nander entwässert werden können. Das zentrale Entwässerungselement sind jedoch vier 
große öffentliche Gräben (Gewässer II. Ordnung), welche überwiegend als Vorflut für die Bau-
blöcke zur Verfügung stehen, jedoch auch das erforderliche Rückhaltevolumen für die öffent-
lichen Flächen durch gezielten Einstau bereitstellen. Diese werden als Fläche für die Regelung 
des Wasserabflusses: Rückhaltung und Ableitung von Niederschlagswasser festgesetzt. Die 
Flächen werden im Bebauungsplan so dimensioniert, dass ein Grabenprofil mit möglichst ge-
ringfügigen Eingriffen in das sensible Boden-/Grundwasserregime ermöglicht wird. Die Gräben 
werden naturnah mit einer Böschungsneigung von 1:2 und einer Sohlbreite von 1,5 m geplant. 
Zudem ist ein beidseitiges Bankett von 2 m vorgesehen. Ferner wird ein einseitiger Arbeits- 
und Schauweg mit einer Gesamtbreite von 4 m berücksichtigt.  

Ergänzend zu den festgesetzten Gräben sind Mulden und Regenwassersiele zur Ableitung 
des Niederschlagswassers erforderlich. Für diese Anlagen sind keine separaten Festsetzun-
gen erforderlich, da sie innerhalb der Baugebiete als Nebenanlagen oder z.B. auch innerhalb 
der öffentlichen Straßenverkehrsflächen hergestellt werden können. Für die in West-Ost-Rich-
tung verlaufenden inneren Erschließungsstraßen sind zum Transport des Straßenwassers in 
die öffentlichen Gräben straßenbegleitende Mulden erforderlich (Gesamtbreite ca. 1,7 m inkl. 
Böschung), die innerhalb der festgesetzten Straßenverkehrsflächen realisiert werden können. 
Im Norden des Plangebiets können die privaten Baugrundstücke nicht direkt an die öffentli-
chen Gräben angeschlossen werden. Hier sind zum Transport des Regenwassers Siele erfor-
derlich, die in die Gräben einleiten. Auch die inneren Erschließungsstraßen, welche eine Re-
genwassersiel-Belegenheit haben, entwässern darüber in die öffentlichen Gräben. 

5.17.2.1 Details öffentliche Flächen 
Die für den sogenannten Campuspark, den Linearpark und den Biotoppark festgesetzten öf-
fentlichen Grünflächen (siehe Kapitel 5.12.1) verbleiben nahezu unverändert wie im Bestand. 
Somit bleibt in diesen Bereichen des Plangebiets auch das vorhandene Entwässerungssystem 
weitgehend bestehen und es findet zudem eine Versickerung von Niederschlag vor Ort statt.  
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Das Rückhaltevolumen für die als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung gesicherte 
sogenannte LifeLine (siehe Kapitel 5.8) wird größtenteils in den angrenzenden neuen Gräben 
sichergestellt. Stellenweise sind auch Baumrigolen mit Speicherkapazitäten und einer ggf. zu-
sätzlichen Versickerung in den Auffüllungskörper vorgesehen. Die Entwässerung in die Grä-
ben erfolgt möglichst oberflächennah oder über die Drainageleitung der Baumrigolen. Eine 
Freigefälleentwässerung oberhalb des geplanten Dauerwasserstands in den neuen Gräben 
ist grundsätzlich gegeben. 

Für die Straßenverkehrsflächen (siehe Kapitel 5.7) wird das erforderliche Rückhaltevolumen 
in den neuen Gräben sichergestellt. Bei den Straßenzügen, die entlang der neuen Gräben 
verlaufen, erfolgt die Einleitung oberflächennah über die Bankette oder über Trummen. Stra-
ßenabschnitte ohne direkte Grabenbelegenheit erhalten straßenbegleitende Mulden. Nur in 
Ausnahmefällen findet ein Transport und die Einleitung über ein Regenwassersiel statt. Die 
Entwässerung für die im Süden des Plangebiets verlaufende Marschlandstraße erfolgt im 
überwiegenden Teil über zwei parallel verlaufende Filtergräben, welche jeweils den nördlichen 
und südlichen Straßenraum entwässern.  

5.17.2.2 Details private Flächen 
Die privaten Baublöcke leiten mit Hausanschlussleitungen gedrosselt direkt oder in Teilberei- 
chen mit Unterquerung öffentlicher Flächen in die neuen öffentlichen Gräben. Dort wo eine 
direkte Einleitung in den Graben mittels einer privaten Hausanschlussleitung nicht möglich ist, 
wurden Regenwassersiele als Vorflut geplant, welche dann in die Gräben entwässern.  

Aufgrund der dichten Bebauung sind für den überwiegenden Teil der privaten Baugrundstücke 
zudem Retentionsgründächer als wesentliches Rückhalteelement geplant, da die erforderli-
chen Volumina oft nicht sinnvoll anderweitig auf dem Grundstück verortet werden können und 
der Überflutungsnachweis zwingend auf dem eigenen Grundstück zu erbringen ist. Zudem 
regelt der Bebauungsplan in § 2 Nummer 25, dass das Niederschlagswasser, sofern es nicht 
genutzt wird, vor Ableitung in die öffentliche Vorflut zum Erhalt des natürlichen Wasserkreis-
laufs oberflächig über naturnah zu gestaltende Rinnen, Mulden, Gräben, Regenrückhaltebe-
cken oder Retentionsgründächer auf den Baugrundstücken zurückzuhalten ist (siehe Kapitel 
5.18.4). 

5.17.3 Starkregenvorsorge 
Neben dem Rückhalt durchschnittlicher Niederschlagsereignisse wurde ein weiterer Lastfall 
zur Berücksichtigung der Starkregenvorsorge untersucht. Es wird dabei das ungünstigste 
Überflutungsvolumen bei einem 30-jährlichen Ereignis unter Berücksichtigung aller Regen-
dauerstufen ermittelt. Es ergibt sich ein zusätzliches Volumen, welches in den neuen Gräben 
schadlos sichergestellt werden kann. Bezüglich angrenzender versiegelter Flächen ist sicher-
gestellt, dass es auch bei einem Starkregenereignis zu keinem Austreten von Wasser kommt. 
Auch in Hinblick auf den Biotoppark ist kein Austreten von Niederschlagswasser aus dem an-
grenzenden Graben zu erwarten. Anders verhält es sich in Bezug auf den südlichen Teil des 
Campusparks. Hier werden stellenweise die öffentlichen Grünflächen „Parkanlage (FHH)“ im 
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Fall eines seltenen Starkregenereignisses zeitweise eingestaut. Die geplanten Sportflächen 
(öffentlichen Grünflächen „Freizeit (FHH)“ im nördlichen Teil des Campusparks) sind hingegen 
höher gelegen und daher nicht betroffen. Ein kurzzeitiger Einstau der Grünflächen führt somit 
zu keinen Beeinträchtigungen.  

Auf den privaten Baugrundstücken ist der Rückhalt des erforderlichen Volumens des Über- 
flutungsnachweises auf dem eigenen Grundstück gefordert und gegeben. Im Fall eines 
Starkregenereignisses ist im öffentlichen Grabenquerschnitt Volumen für zusätzliches Was- 
ser aus den privaten Baufeldern vorhanden. Im Zuge der Feinmodellierung der Geländehö- 
hen sind Notwasserwege vorzusehen, die einen schadlosen Abfluss der Baugrundstücke in 
Richtung der Vorflutgewässer ermöglichen.  

5.17.4 Schmutzwasserentwässerung 
An der westlichen Plangebietsgrenze befindet im Curslacker Neuen Deich ein Schmutzwas-
sersiel der Hamburger Stadtentwässerung. Darüber hinaus ist im Nordosten des Gebiets ein 
Schmutzwasser-Druckentwässerungsnetz vorhanden, welches jedoch kein zusätzliches 
Schmutzwasser mehr aufnehmen kann. Somit ist das gesamte Schmutzwasser an das 
Schmutzwassersiel im Curslacker Neuen Deich anzuschließen. 

Eine Entwässerung des Vorhabengebietes mit Freigefälleanschluss an den Bestand ist auf-
grund der erforderlichen Mindestgefälle und -überdeckung nicht möglich, sodass das 
Schmutzwasser über ein öffentliches Schmutzwasserpumpwerk gehoben werden muss. Für 
das neue Pumpwerk wird eine Fläche für die Abwasserbeseitigung festgesetzt (siehe Kapitel 
5.6).  

Anfallendes Schmutzwasser der Baugrundstücke im Geltungsbereich soll über neu herzustel-
lende Siele im Freigefälle zum Pumpwerk und dann mit Anschluss an das bestehende 
Schmutzwassersiel im Curslacker Neuer Deich geleitet werden.  

5.18 Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
Um die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege angemessen zu berücksichtigen, trifft 
der Bebauungsplan Festsetzungen zu Begrünungsmaßnahmen im Freiraum sowie auf den 
Dachflächen. Ergänzend werden Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft sowie artenschutzfachliche Maßnahmen festgesetzt. Dar-
über hinaus werden externe Ausgleichsflächen außerhalb des Geltungsbereichs bereitgestellt.  

5.18.1 Baumschutz 
Für die dem Baumschutz unterliegenden Bäume gelten die Beschränkungen nach der Baum-
schutzverordnung vom 28. Februar 2023 (HmbGVBl. S. 81). 

5.18.2 Erhaltungsgebot 
Im Nordwesten des Plangebiets ist ein bedeutender Bestand an Eichen unterschiedlichen Al-
ters vorhanden, der sowohl ästhetisch als auch landschaftsprägend ist und verschiedenen 



Begründung zum Bebauungsplan Bergedorf 99  
Verfahrensstand: Vorentwurf 

 

 
Seite 140 von 167 

Tier- und Pflanzenarten vielfältige Lebensräume bietet. Aufgrund dieser Bedeutung und ins-
besondere im Zusammenspiel mit dem Alter und der langsamen Wachstumsrate von Eichen 
soll der Bestand geschützt werden. Bei einer Fällung der Bäume wären selbst bei einem Ersatz 
nach Baumschutzverordnung äquivalente Lebensräume für Tier- und Pflanzenarten und ver-
gleichbare gestalterische Wirkungen erst in einem Zeithorizont von mehreren Jahrzehnten 
möglich.  

Es wird daher im Bebauungsplan ein flächiges Erhaltungsgebot für die Bäume festgesetzt (§ 
2 Nummer 24):  

Innerhalb der Umgrenzung der Flächen, die für die Erhaltung von Bäumen vorgesehen 
ist, ist der bestehende Baumbestand, der hauptsächlich aus Eichen besteht, zu pflegen 
und langfristig zu erhalten. 

Die Festsetzung dient dem Schutz der Baumbestände, die aufgrund ihrer Größe, Art oder 
Ausprägung besondere Bedeutung haben. Sie beruht auf den Vorschriften des § 1 Absatz 5 
Nummer 2, welche die langfristige Sicherung von Natur und Landschaft als öffentliches Inte-
resse verankern. 

Gehölze spielen eine wichtige Rolle als Lebensraum für zahlreiche Tier- und Pflanzenarten 
und tragen zur Erhaltung der biologischen Vielfalt bei. Zudem sind sie von Bedeutung für den 
Bodenschutz, da sie Erosion verhindern und die Bodenqualität verbessern. Diese Aspekte 
sind in § 1 Absatz 5 Nummer 7 des Baugesetzbuches als Anforderungen für eine nachhaltige 
Entwicklung des Landes verankert. 

Die Festsetzung trägt auch zur Erhaltung und Entwicklung eines ökologisch intakten Land-
schaftsbildes bei, was im Einklang mit den allgemeinen Grundsätzen einer nachhaltigen Ent-
wicklung, insbesondere hinsichtlich des Klimawandels und des Schutzes natürlicher Ressour-
cen, wie in § 1 Absatz 1 des Baugesetzbuches festgelegt, von großer Bedeutung ist. 

5.18.3 Naturschutzrelevante Begrünungsmaßnahmen 
Mit dem Bebauungsplan werden gegenüber dem derzeitigen Bestand Eingriffe in die Umwelt-
schutzgüter vorbereitet (siehe Kapitel 4).  

Die Eingriffe werden durch Festsetzungen zu Begrünungsmaßnahmen im Geltungsbereich 
jedoch weitmöglich unter Berücksichtigung weiterer Belange minimiert. Die getroffenen Fest-
setzungen haben unter anderem auch deshalb eine besondere Bedeutung, weil die Entwick-
lung eines klimagerechten und an den Klimawandel angepassten Gewerbegebiets, das den 
Zielen und inhaltlichen Anforderungen des Hamburger Klimaplans entspricht, eine mit dem 
Funktionsplan verfolgte Grundlage der Planung ist. Durch eine auskömmliche Begrünung soll 
zudem ein angemessenes Arbeitsumfeld mit Freiraum- und Aufenthaltsqualitäten geschaffen 
werden.  
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5.18.3.1 Dachbegrünung 
Zur Minimierung des Versiegelungseingriffs in das Schutzgut Boden sind gemäß § 2 Nummer 
19 die Dachflächen der Gebäude zu begrünen: 

Im Plangebiet sind die Dachflächen der Gebäude zu jeweils mindestens 70 von Hundert 
mit einem mindestens 12 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und 
mindestens extensiv zu begrünen. Für die Dächer von Leichtbauhallen sind davon ab-
weichend mindestens 8 cm Substrataufbau herzustellen.  

Die Festsetzung dient als grünordnerische Gestaltungsmaßnahme und als Maßnahme zum 
Schutz von Boden und Natur zur Absicherung der naturschutzfachlichen Zielsetzungen.  

Durch die Festsetzung wird eine Begrünung aller Dachflächen im Geltungsbereich zu 70% 
sichergestellt. Die Festsetzung unterstützt damit die Hamburger Gründachstrategie, deren Ziel 
es ist, mindestens 70 Prozent der flachen oder flach geneigten Dächer zu begrünen. Aufgrund 
der in Teilen hohen baulichen Ausnutzung bieten die Dachflächen – neben den öffentlichen 
Grünflächen – das größte Flächenpotenzial zur Herrichtung von Vegetationsflächen. Da für 
alle Dachflächen eine Neigung bis maximal 20 Grad festgesetzt wird (§ 2 Nummer 14) ist 
sichergestellt, dass eine Begrünung in diesem Umfang möglich ist. Eine Begrünung von Dach-
flächen mit mehr als 20 Grad Neigung wäre zwar technisch durchaus realisierbar, erforderte 
jedoch einen erhöhten Aufwand hinsichtlich der ab dieser Neigung erforderlichen Schubsiche-
rungen mit entsprechender Verankerung in der Dachkonstruktion sowie hohe Arbeitssicher-
heitsanforderungen bei der Unterhaltungspflege.  

Mithilfe von Gründächern passt sich Hamburg den Folgen des Klimawandels an, sodass die 
Festsetzung den Zielen des § 2 Absatz 3 Nummer 3 des Hamburgischen Klimaschutzgesetzes 
entspricht. Dachbegrünungen sorgen dafür, eine Aufheizung der Dachflächen zu vermeiden. 
Im Sommer sind die Dachbegrünungen für die darunter liegenden Nutzungseinheiten insge-
samt eine wirksame Maßnahme zum Schutz vor sommerlicher Hitze. Im Winter kommt es 
durch die Vegetation und das Dachsubstrat zu einer Verminderung des Wärmedurchgangs-
werts und somit zu einer erhöhten Wärmedämmung. Dachbegrünungen filtern Luftinhalts-
stoffe, tragen zur Kohlenstoffspeicherung und zur Sauerstoffproduktion bei und binden Fein-
stäube. Durch Reflexions- und Absorptionsleistungen wirken Dachbegrünungen auch lärm-
mindernd. Die begrünten Dachflächen bilden zudem stadtökologisch wirksame Vegetations-
flächen, die neben den ebenerdig festgesetzten Anpflanzflächen Ersatzlebensräume und Teil-
lebensräume für standortangepasste Tiere wie Insekten und Vogelarten bieten. In Verbindung 
mit den übrigen Anpflanzungen, den festgesetzten Grünflächen und Maßnahmenflächen tra-
gen sie zu einer Vernetzung von Lebensräumen in Bergedorf bei. Die begrünten Dachflächen 
können – auch wenn sie nicht als Retentionsgründächer ausgebildet werden – zu einem ge-
wissen Anteil Funktionen der Wasserrückhaltung übernehmen und entlasten damit die Kana-
lisation, indem das Niederschlagswasser verlangsamt an die Siele und die Retentionsflächen 
abgegeben wird. Dachbegrünungen filtern zudem die Niederschläge und erhöhen die Ver-
dunstungsrate. Sie wirken daher auch klimatisch ausgleichend und mindern die Bildung städ-
tischer Wärmeinseln.  



Begründung zum Bebauungsplan Bergedorf 99  
Verfahrensstand: Vorentwurf 

 

 
Seite 142 von 167 

Die Ausgestaltung einer städtebaulich attraktiven Dachlandschaft insbesondere der niedrige-
ren Gebäudekörper ist auch gestalterisch sinnvoll, weil deren Dachflächen von benachbarten 
höheren Gebäuden als angenehmer beziehungsweise naturnäher als „harte“ Dächer empfun-
den werden.  

Die festgesetzte Substratstärke von mindestens 12 cm ist das erforderliche Mindestmaß, um 
die oben geschilderten ökologischen und visuellen Vorteile der Dachbegrünung nachhaltig zu 
gewährleisten. Die Substratstärke ermöglicht eine vielfältige Pflanzenauswahl mit unterschied-
licher Wuchshöhe, neben einem krautigen Bewuchs sind auch Staudenpflanzungen möglich. 
Mit der festgesetzten Substratstärke ist sichergestellt, dass die Pflanzen weniger anfällig ge-
gen Windeinwirkungen, Sonneneinstrahlung und Trockenheit als bei einem geringeren Sub-
strataufbau sind. Zudem werden gegenüber geringeren Substratstärken die langfristigen Nähr-
stoffkapazitäten und die Winterfestigkeit deutlich verbessert.  

Für Leichtbauhallen wird die Stärke der Substratschicht auf 8 cm reduziert. Diese Hallen ver-
fügen über große Spannweiten. Eine Substratdicke von 12 cm würde zu sehr erheblichen 
Mehrkosten für die Statik führen. Daher sollen die Dächer solcher Hallen mit einer Substratdi-
cke von nur 8 cm versehen werden dürfen. Die Verpflichtung, den Substrataufbau durchwur-
zelbar herzustellen und eine mindestens extensiven Begrünung anzulegen gilt jedoch gelich-
maßen wie für den 12 cm starken Substrataufbau. Auch in dieser Stärke ist somit ein nen-
nenswerter ökologischer Zustand erreichbar. 

Gründächer können grundsätzlich in Kombination mit aufgeständerten Photovoltaik-Anlagen 
hergestellt werden, sodass die Vorgaben nach § 16 HmbKliSchG erfüllt werden können. 

5.18.3.2 Fassadenbegrünung 
Ein weiterer Baustein für die Verbesserung der stadtklimatischen Situation bildet insbesondere 
in verdichteten urbanen Quartieren die Fassadenbegrünung. Fassadenbegrünungen entfalten 
sowohl positive ökologische als auch lokalklimatische Wirkungen, können gebäudeklimatisch 
eine Minderung von negativen Hitze- und Kälteeinflüssen bewirken und zur Gestaltung und 
Durchgrünung des Siedlungsraumes beitragen. Hierzu wird im Bebauungsplan festgesetzt: 

Außenwände von Gebäuden, deren Fensterabstand mehr als 5 m beträgt, sowie fens-
terlose Fassaden sind mit Schling- oder Kletterpflanzen dauerhaft zu begrünen; je 1 m 
Wandlänge ist mindestens eine Pflanze zu verwenden, von denen mindestens 50 v.H. 
immergrüne Arten sein müssen. Alternativ ist eine mindestens 3 m breite naturnahe 
Baum-Strauch-Hecke zwischen Fassade und öffentlichem Grund bzw. öffentlichem 
Gehrecht zu pflanzen mit mindestens 75 v.H. Laubbäumen und dicht wachsenden 
Laubsträuchern sowie mindestens 25 v.H. immergrünen Gehölzen. 

Die Fassadenbegrünung wirkt ausgleichend auf negative Auswirkungen starker baulicher Ver-
dichtung und trägt zur Verbesserung des örtlichen Klimas bei. Sie dient der Ergänzung und 
Anreicherung der Biotopstrukturen und besitzt im Zusammenhang mit den weiteren Begrü-
nungsmaßnahmen Funktionen als Verbindungsbiotop insbesondere für Insekten. Auch weni-
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ger störungsempfindlichen Hecken- und Gebüschbrüter des Siedlungsraumes, wie z.B. Am-
seln, Meisen, Sperlinge, nutzten dichtwachsende Fassadenbegrünungen im Stadtgebiet häu-
fig als geeignetes Sekundärhabitat (Nistplatz und/ oder Ruheplatz). Außerdem schafft die Be-
grünung geeigneter Bauteile gestalterisch wirksames Grünvolumen und leistet damit einen 
Beitrag zur optischen Einbindung der Bebauung in das Umfeld. Die Art der Wandbegrünung 
ist frei wählbar. Es gibt langjährig bewährte Systeme wie Rankseile (mit oder ohne Querseile) 
oder Rankgitter aus unterschiedlichen Materialien.  

Die Festsetzung wird auf Fassadenabschnitte mit einem Fensterabstand von mehr als 5 m 
und auf fensterlose Fassaden beschränkt, weil nur an diesen Fassaden mit der Entwicklung 
eines den genannten gestalterischen und ökologischen Zielsetzungen entsprechenden Grün-
volumens zu rechnen ist. Die Fassadenbegrünung ist zudem bei Gebäuden mit einem hohen 
Anteil geschlossener, ungegliederter Fassaden eine besonders wirkungsvolle Maßnahme zur 
gestalterischen Aufwertung. Eine Begrünung kürzerer Fassadenabschnitte ist auch möglich, 
allerdings in ihrer Wertigkeit nicht so groß, dass ihr gegenüber dem individuellen Gestaltungs-
interesse des einzelnen Bauherren verpflichtend Vorrang eingeräumt werden müsste.  

Um die genannten Zielsetzungen zu erreichen, ist es ferner erforderlich an den begrünten 
Fassaden eine ausreichend dichte Pflanzung sicherzustellen. Der Bebauungsplan setzt daher 
fest, dass je zwei Meter Wandlänge eine Pflanze zu verwenden ist. Es kann damit sicherge-
stellt werden, dass bis zur maximalen Wuchshöhe der jeweils verwendeten Pflanzen eine flä-
chige Begrünung der jeweiligen Wandabschnitte entsteht. Damit der beabsichtigte Effekt auch 
im Winterhalbjahr eintritt, müssen ferner 50% der verwendeten Pflanzen immergrün sein. 

Bei einem ausreichenden Platzangebot kann alternativ zu einer Wandbegrünung auch eine 
mindestens 3 m breite Eingrünung mit einer naturnahen Hecke mit Laubäumen und Laubsträu-
chern zwischen Fassade und öffentlichem Raum vorgenommen werden. Der Abstand zwi-
schen der Anpflanzung und dem Gebäude muss dabei so gewählt sein, dass zum einen für 
die Pflanzen ausreichende Wuchsbedingungen sichergestellt sind (Kronendurchmesser, Wur-
zelraum) und zum anderen die beabsichtigte gestalterische Wirkung der Eingrünung des Ge-
bäudes weiterhin sichergestellt ist. Es ist daher im Regelfall davon auszugehen, dass der Ab-
stand zwischen der Anpflanzung und der Außenwand maximal die Hälfte des Kronendurch-
messers des größten zur Anpflanzung vorgesehenen Baums betragen kann. Die festgesetzte 
Tiefe der Anpflanzung von 3 m stellt zusammen mit der Vorgabe zu mindestens 25 % immer-
grüne Gehölze zu verwenden sicher, dass eine weitgehend blickdichte Eingrünung entsteht. 
Die beabsichtigte Wirkung ist somit zumindest teilweise auch im Winterhalbjahr gewährleistet. 

Die Verwendung von Laubgehölzen trägt in dem fassadennahen Bereich dazu bei, die Beson-
nungs-/Belichtungssituation zu optimieren, da sie in den diesbezüglich kritischeren Wintermo-
naten kein Laub tragen. 

Durch die festgesetzte naturnahe Erscheinung der Anpflanzung ist die Ausbildung einer 
Schnitthecke ausgeschlossen.  
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5.18.3.3 Anpflanzungen 
Des Weiteren trifft § 2 Nummer 21 für die Ausstattung des Geltungsbereichs mit naturnahen 
Strukturen und aus gestalterischen Gründen folgende Festsetzung: 

Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen für Pkw ist für je vier Stellplätze ein großkroniger 
Baum zu pflanzen. Kraftfahrzeugstellplätze, die vom öffentlichen Raum aus wahrgenom-
men werden können, sind zum öffentlichen Raum mit einer Hecke einzufassen. 

Ebenerdige Stellplatzanlagen können nur ausnahmsweise aus Gründen des notwendigen ge-
werblichen Betriebsablaufes und für mobilitätseingeschränkte Personen zugelassen werden 
(siehe Kapitel 5.5). Oberirdische und außerhalb von Gebäuden positionierte Pkw-Stellplätze 
müssen dann jedoch gestalterisch durch Baumpflanzungen in ihr Umfeld integriert werden. 
Die Baumpflanzungen dienen der optischen Einbindung von Anlagen des ruhenden Verkehrs 
und dem gewünschten Zielstadtbild (autoarmes Gewerbegebiet weitmöglichst keine parken-
den Autos sichtbar im Gewerbegebiet). 

Durch die getroffene Festsetzung werden neben den gestalterischen Wirkungen Synergieef-
fekte mit Belangen von Natur und Landschaft geschaffen. Der eigentlich unerwünschten Inan-
spruchnahme von Flächen für Verkehrszwecke wird somit direkt am Ort des Eingriffs bezüglich 
des Ortsbilds eine kompensierende, in Bezug auf die naturschutzfachlichen Belange zumin-
dest mindernde Maßnahme, entgegengestellt. Gehölze wirken insbesondere bei dem für einen 
Parkplatz typischen hohen Versiegelungsgrad durch Verschattung ausgleichend auf die klein-
klimatisch belastenden Flächen und filtern Staub- und Schadstoffe aus der Luft. Durch den 
Bezug zur Anzahl der Stellplätze wird ein angemessenes Verhältnis zwischen Stellplätzen und 
Baumpflanzungen hergestellt. Es sind großkronige Baumarten zu verwenden, damit mit weni-
gen Bäumen in angemessener Zeit ein geschlossenes Kronendach erzielt werden kann.  

Die Bäume leisten einen Beitrag zur Stabilisierung der örtlichen Klimaverhältnisse und verbes-
sern die Ausstattung des Plangebiets mit ökologisch wirksamen Strukturen. Sie dienen ferner 
als zusätzlicher Lebensraum für die im Plangebiet vorhandenen Vogelarten. 

Die Regelung zur Anpflanzung von Bäumen bezieht sich ausschließlich auf Pkw-Stellplätze, 
weil bei Stellplätzen für Lkw oder Busse Schäden insbesondere an den Baumkronen nicht 
vermieden werden können und zudem ein regelmäßiger, für die Bäume und ihren Wuchs un-
günstiger Beschnitt stattfinden müsste. Durch eine Bepflanzung von Stellplatzanlagen für Lkw 
und Busse mit Bäumen können daher weder die gewünschten ökologischen noch die ange-
strebten gestalterischen Wirkungen erzielt werden. Für den Busbetriebshof bzw. die dortigen 
Abstellplätze für die Busse besteht somit keine Anpflanzverpflichtung für Bäume auf der 
Grundlage von § 2 Nummer 21.  

Es wird jedoch ergänzend geregelt, dass Kraftfahrzeugstellplätze, die vom öffentlichen Raum 
aus wahrgenommen werden können, zum öffentlichen Raum mit einer Hecke einzufassen 
sind. Auch durch diese Festsetzung wird der eigentlich unerwünschten Inanspruchnahme von 
Flächen für Verkehrszwecke direkt am Ort des Eingriffs bezüglich des Ortsbilds eine kompen-
sierende, in Bezug auf die naturschutzfachlichen Belange zumindest mindernde Maßnahme, 
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entgegengestellt. Die Eingrünung durch eine Hecke kann und soll dabei auch für Lkw-Stell-
plätze vorgenommen werden. Als öffentlicher Raum sind dabei jene Bereiche zu verstehen, 
die als Straßenverkehrsflächen, Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung oder als 
Gehrechte festgesetzt sind. Der Busbetriebshof wird mithin von der Festsetzung nicht erfasst, 
da er nicht an entsprechende Flächen angrenzt. 

Stattdessen wird in dem zur angrenzenden Grünfläche ausgerichteten Randbereich des für 
den Busbetriebshof im Nordwesten des Plangebiets gelegenen Gewerbegebiets eine 10 m 
breite Anpflanzung festgesetzt. Zusätzlich zu der in der Planzeichnung getroffenen Regelung 
setzt der Bebauungsplan in § 2 Nummer 22 fest: 

Innerhalb der Umgrenzung der Flächen zur Erhaltung und zum Anpflanzen von Bäumen 
und Sträuchern ist der vorhandene Gehölzbestand zu erhalten und so zu ergänzen, dass 
ein dichter Gehölzbestand entwickelt wird. Dieser ist dauerhaft zu erhalten.  

Durch das Anpflanz- und Erhaltungsgebot wird zum einen sichergestellt, dass auch im Bereich 
des Busbetriebshofs ein Mindestanteil an Begrünung hergestellt wird. Dabei wird durch das in 
der Planzeichnung verortete Anpflanz- und Erhaltungsgebot eine räumlich konzentrierte An-
ordnung im Zusammenhang mit den benachbart angrenzenden Grünflächen sichergestellt und 
mithin der größte ökologische Nutzen generiert, weil ein zusammenhängendes Grünvolumen 
von einigem Gewicht entsteht, das zudem von der Nähe weiterer Anpflanzungen profitiert. Die 
Erhaltung und Anpflanzung leistet einen Beitrag zur Stabilisierung der örtlichen Klimaverhält-
nisse und verbessert die Ausstattung des Gewerbegebiets mit ökologisch wirksamen Struktu-
ren. Sie dient ferner als zusätzlicher Lebensraum für die im Plangebiet gutachterlich festge-
stellten Vogelarten. 

Ferner wird durch die Erhaltung und Anpflanzung sichergestellt, dass die festgesetzte Park-
anlage optisch nicht durch den Busbetriebshof und die dort abgestellten Fahrzeuge beein-
trächtigt wird. Es ist gewährleistet, dass eine Begrünung des Übergangsbereichs durch einen 
angemessenen Gehölzbestand gegeben ist, der dem Charakter der Örtlichkeit entspricht.  

Ferner ist die Fläche auskömmlich dimensioniert, um eine gestaffelte Anpflanzung von Sträu-
chern und Bäumen unterschiedlicher Höhe zu ermöglichen, die durch einen dichten Bewuchs 
auch im Winter geeignet ist, einen gestalterisch hochwertigen Übergangsbereich auszubilden 
und eine Sichtbarriere zwischen dem Gewerbegebiet und der Parkanlage herzustellen.  

Durch das Erhaltungsgebot wird die langfristige Wirksamkeit der Anpflanzung sichergestellt. 

Die oben genannte Regelung erfolgt ebenso für einen 5 m breiten Streifen entlang des östli-
chen Randbereiche des Baufelds Süd, um auch dort eine optische Eingrünung der GE-Fläche 
gegenüber dem öffentlichen Raum zu erreichen und gleichzeitig einen Mindestanteil an Be-
grünung mit ökologisch wirksamen Strukturen (siehe oben).  

Für alle festgesetzten Anpflanzungen im Plangebiet gilt gemäß § 2 Nummer 23: 
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Für festgesetzten Anpflanzungen sind standortgerechte Arten zu verwenden, dauerhaft 
zu erhalten und bei Abgang durch entsprechende Neupflanzungen zu ersetzen. Mit Aus-
nahme von Schling- und Kletterpflanzen für Fassadenbegrünungen sind heimische Ar-
ten zu verwenden. Der Stammumfang muss bei kleinkronigen Bäumen mindestens 16 
cm und bei großkronigen Bäumen mindestens 25 cm, jeweils gemessen in 1 m Höhe 
über dem Erdboden, betragen. Im Kronenbereich jedes Baumes ist eine offene Vegeta-
tionsfläche von mindestens 12 m² und mindestens 1 m Tiefe anzulegen und zu begrü-
nen. Für die Qualität der Strauchpflanzungen gilt: mindestens 1 m hoch und mindestens 
zweimal verpflanzt. 

Die Verwendung von standortgerechten Gehölzen wird vorgeschrieben, damit sich die An-
pflanzungen optimal entwickeln können. Sie sind an das Klima angepasst und brauchen dem-
nach keinen Winterschutz. Zudem sind sie robuster gegenüber Schädlingsbefall. Durch die 
Anpflanzung von standortgerechten Bäumen und Sträuchern wird dafür Sorge getragen, dass 
die Anpflanzungen gut mit dem stark verdichteten Umfeld zurechtkommen. Der Pflegeaufwand 
und der potenzielle Ausfall von Anpflanzungen wird minimiert, weil aus den in Frage kommen-
den heimischen Arten standortgerecht so ausgewählt werden kann, dass die Bäume weniger 
schnell unter Trockenstress leiden. Mit Ausnahme von Schling- und Kletterpflanzen für Fas-
sadenbegrünungen sind zudem heimische Arten zu verwenden. Sie verstärken die oben be-
reist benannten Effekte. Zudem wird mit der Festsetzung zur Verwendung heimischer Gehölz-
arten der Tatsache Rechnung getragen, dass diese eine Nahrungsgrundlage und Lebensraum 
für die heimische Tierwelt bieten. Schling- und Kletterpflanzen werden von dieser Verpflich-
tung ausgenommen, weil das Spektrum möglicher Arten kleiner ist. Durch die Verpflichtung, 
standortgerechte Arten zu verwenden wird in der Abwägung zwischen einer für eine dichte 
und gestalterisch ansprechende Begrünung geeignete Artenauswahl und einem naturschutz-
fachlichen Optimum ein angemessenes Ergebniss erreicht.  

Mit der Ersatzpflanzverpflichtung wird sichergestellt, dass bei Ausfall von Bäumen und Sträu-
chern die jeweilige Gehölzstruktur an gleicher Stelle ersetzt wird und die Ersatzpflanzung somit 
die vorgenannten ökologischen Funktionen sowie die klimatische und ortsgestalterische Wirk-
samkeit wieder erfüllen kann. 

Die vorgegebenen Mindest-Pflanzgrößen für Bäume und Sträucher dienen dem Ziel, dass die 
gewünschten gestalterischen, ökologischen und klimatischen Wirkungen in angemessener 
Zeit erreicht werden. Die Bemessung der von Versiegelungen freizuhaltenden zu begrünen-
den Fläche im Kronenbereich anzupflanzender Bäume dient der Sicherung der Standortbe-
dingungen, der Entwicklung und der langfristigen Erhaltung der Bäume. 

5.18.4 Wasserhaushalt 
Aufgrund der Lage des Plangebiets innerhalb des Wasserschutzgebiets 
Curslack/Altengamme sind im Plangebiet keine Betriebe zulässig, die wassergefährdende 
Stoffe lagern oder umschlagen.  
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Als Maßnahme zum Schutz von Boden und Natur trifft der Bebauungsplan auf der Grundlage 
von § 9 Absatz 1 Nummer 20 Festsetzungen zur Absicherung der naturschutzfachlichen Ziel-
setzungen des vorgesehenen Entwässerungskonzepts. 

Ziel ist es, das Niederschlagswasser gemäß dem Gemeinschaftsprojekt zur Umsetzung einer 
zukunftsfähigen Regenwasserbewirtschaftung in Hamburg (Regeninfrastrukturanpassung - 
RISA) dort zu erfassen, wo es anfällt und – soweit möglich – an Ort und Stelle durch geeignete 
Anlagen wieder dem natürlichen Wasserkreislauf zuzuführen (siehe auch Kapitel 5.17.1). Der 
Bebauungsplan setzt daher in § 2 Nummer 25 fest: 

Sofern das Niederschlagswasser nicht genutzt wird, ist es in den Baugebieten vor Ablei-
tung in die öffentliche Vorflut zum Erhalt des natürlichen Wasserkreislaufs oberflächig 
über naturnah zu gestaltende Rinnen, Mulden, Gräben, Regenrückhaltebecken oder Re-
tentionsgründächer auf den Baugrundstücken zurückzuhalten. Die genannten Anlagen 
zur Rückhaltung und Ableitung von Niederschlagswasser sind, solange keine techni-
schen Gründe entgegenstehen, standortgerecht zu bepflanzen, die Bepflanzung ist dau-
erhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. 

Durch die Festsetzungen wird sichergestellt, dass Niederschlagswasser weitgehend im natür-
lichen Wasserhaushalt verbleibt. Die oberflächige Retention führt zu einer wirksamen Speiche-
rung von Niederschlagswasser und trägt damit zur Minderung der Auswirkungen der Boden-
versiegelung und zur Reduzierung des Oberflächenabflusses bei. Die Retentionsflächen ent-
lasten damit die Kanalisation, indem das Niederschlagswasser verlangsamt an die Gräben und 
die Vorflut abgegeben wird. Die Flächen filtern zudem die Niederschläge und erhöhen die Ver-
dunstungsrate. Sie tragen damit auch zur Umgebungskühlung bei. Neben flächigen oberirdi-
schen Lösungen ist die Retention auf den privaten Flächen z.B. auch durch Retentionsgründä-
cher denkbar, insbesondere auch dann, wenn durch die Bebauung eine GRZ von 1,0 auf dem 
jeweiligen Grundstück erreicht wird. In der Regel kann eine Bebauung mit einer GRZ von 1,0 
ohnehin nicht realisiert werden, wenn keine Dachretention für das anfallende Niederschlags-
wasser vorgesehen wird. 

Die Anlage von Vegetationsflächen im Rahmen der Retentionsflächen ist auch sinnvoll, um 
die gestalterische Integration zu fördern. Durch die Anpflanzung von standortgerechten Pflan-
zen wird dafür Sorge getragen, dass die Anpflanzungen gut mit dem eher städtischen Umfeld 
zurechtkommen. Der Pflegeaufwand der potenziellen Auswahl von Anpflanzungen wird mini-
miert, weil aus den in Frage kommenden Arten so ausgewählt werden kann, dass die Pflanzen 
weniger schnell unter Trockenstress leiden und somit auch mit dem besonderen Standort in 
den Retentionsflächen verträglich sein werden. Durch die Nachpflanzverpflichtung ist sicher-
gestellt, dass die erwünschte Wirkung langfristig erhalten wird. 

Ergänzend zu den festgesetzten Gräben sind Mulden und Regenwassersiele zur Ableitung 
des Niederschlagswassers erforderlich. Für die in West-Ost-Richtung verlaufenden inneren 
Erschließungsstraßen sind zum Transport des Straßenwassers in die öffentlichen Gräben stra-
ßenbegleitende Mulden erforderlich (Gesamtbreite ca. 1,7 m inkl. Böschung), die innerhalb 
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der festgesetzten Straßenverkehrsflächen realisiert werden können. Im Norden des Plange-
biets können die privaten Baugrundstücke nicht direkt an die öffentlichen Gräben angeschlos-
sen werden. Hier sind zum Transport des Regenwassers Siele erforderlich, die in die Gräben 
einleiten. Auch die inneren Erschließungsstraßen, welche eine Regenwassersiel-Belegenheit 
haben, entwässern darüber in die öffentlichen Gräben. 

Bei Einleitung von Niederschlagswasser in den Bestandsgraben nördlich der Autobahn ist 
durch die Retention im Plangebiet eine Einleitmengenbegrenzung von 5 l/(s*ha), bei der Ein-
leitung in die Alte Brookwetterung im Nordwesten ist eine Einleitmengenbegrenzung von 0,06 
l/(s*ha) einzuhalten. 

Im Zusammenspiel mit dem geplanten Entwässerungssystem trifft der Bebauungsplan als 
Maßnahme zum Schutz von Boden und Natur ferner Regelungen zur Art der Herstellung von 
Flächen. § 2 Nummer 26 setzt fest: 

Stellplatzanlagen, Betriebs- und Rangierflächen sowie Ladezonen sind in wasserun-
durchlässigem Aufbau herzustellen.  

Für die Baugebiete, für die im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wie beschrieben ein 
neues Entwässerungssystem entwickelt werden muss, sind Regelungen auf Grundlage der 
Verordnung über das Wasserschutzgebiet Curslack/Altengamme maßgeblich. Demnach sind 
Grundwasseraufschlüsse sowie Abgrabungen, durch welche die Deckschichten (Kleischicht) 
wesentlich gemindert werden, ausgeschlossen bzw. sind entsprechende Schutzvorkehrungen 
oder bauliche Maßnahmen erforderlich, die eine Beeinträchtigung des Grundwassers durch 
die Beschädigung der schützenden Kleischicht ausschließen.  

Durch die Festsetzung, dass Stellplatzanlagen, Betriebs- und Rangierflächen sowie Ladezo-
nen in wasserundurchlässigem Aufbau herzustellen sind, wird sichergestellt, dass den Vor-
schriften der Schutzgebietsverordnung auch dann entsprochen werden kann, wenn es durch 
die Herstellung der Betriebsflächen usw. im Einzelfall zu einer Beschädigung der Kleinschicht 
käme. Zudem wird grundsätzlich eine Verunreinigung des Grundwassers durch ggf. ungeord-
net versickerndes Niederschlagswasser sicher vermieden. 

Im Bereich der öffentlichen und privaten Grünflächen wird das bestehende Entwässerungs-
system weitgehend beibehalten und keine Veränderung an den Flächen vorgenommen. Hier 
ist auch eine Versickerung von Niederschlagswasser möglich (siehe Kapitel 5.17.2.1). Eine 
Festsetzung für diesen Bereich – etwa zur wasserdurchlässigen Ausgestaltung von Wegeflä-
chen – ist jedoch nicht erforderlich, weil die Herstellung durch die öffentliche Hand erfolgt und 
entsprechende Zielsetzungen (Minderung der Bodenversiegelung, reduzierter Oberflächenab-
fluss, teilweise Versickerung der Niederschläge, Aufrechterhaltung des derzeitigen Bodenwas-
serhaushalts) ohnehin verfolgt werden.  

5.18.5 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft 
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Im Geltungsbereich werden vier Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt. Die auf der Grundlage von § 9 Absatz 
1 Nummer 20 BauGB getroffene Festsetzung dient gemäß § 1 Absatz 6 Nummer 7 BauGB 
der Berücksichtigung der Belange Natur und Landschaft und deren Schutz und der Entwick-
lung.  

Für die mit „M1“ bezeichnete Fläche im Südwesten des Plangebiets trifft der Bebauungsplan 
in § 2 Nummer 28 folgende Festsetzung:  

Auf der mit „M1“ bezeichneten Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft ist ein naturnaher, heimischer Gehölzbe-
stand mit mindestens drei Vegetationsschichten bestehend aus Sträuchern, Gehölzen 
und Laubbäumen unterschiedlicher Art und Höhe anzupflanzen, zu pflegen und dauer-
haft zu erhalten. 

Gehölze stellen wichtige Lebensräume für zahlreiche Tier- und Pflanzenarten dar und tragen 
zur Erhaltung der biologischen Vielfalt bei. Sie sind zudem wichtig für den Bodenschutz, da 
sie Erosion verhindern und die Bodenqualität verbessern. Diese Aspekte sind in § 1 Absatz 5 
Nummer 7 BauGB als Anforderungen an eine nachhaltige Entwicklung des Landes verankert. 

Die Anforderung den Gehölzbestand aus mindestens drei Vegetationsschichten bestehend 
aus niedrigen Sträuchern, mittleren Gehölzen bis hin zu hochwachsenden Bäumen unter-
schiedlicher Art und Höhe zu entwickeln, gewährleistet eine hohe Artenvielfalt und erfüllt ver-
schiedene ökologische Funktionen. Die Unterschiede in Art und Höhe der Vegetationsschich-
ten schaffen unterschiedliche Lebensbedingungen für verschiedene Tier- und Pflanzenarten. 
Die Pflege und dauerhafte Erhaltung des Gehölzbestandes sichert die langfristige Funktion als 
Lebensraum und ökologische Ausgleichsfläche. Die Festsetzung beruht somit auch auf den 
Vorschriften des § 1 Absatz 5 Nummer 2, welche die langfristige Sicherung von Natur und 
Landschaft als öffentliches Interesse verankern. 

Die Festsetzung trägt auch zur Erhaltung und Entwicklung eines ökologisch intakten Land-
schaftsbildes bei, was auch im Hinblick auf die in § 1 Absatz 1 BauGB verankerten allgemeinen 
Grundsätzen an eine nachhaltige Entwicklung, insbesondere den Klimawandel und den 
Schutz natürlicher Ressourcen von großer Bedeutung ist.  

Für die mit „M2“ bezeichnete Fläche setzt der Bebauungsplan in § 2 Nummer 29 fest: 

Auf der mit „M2“ bezeichneten Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft ist Schilf-Röhricht zu erhalten bzw. zu 
entwickeln. Mittlere Gras- und Staudenfluren sind zu feuchten Biotopen zu entwickeln. 

Schilf-Röhrichte sind wertvolle Lebensräume für zahlreiche Tier- und Pflanzenarten und tragen 
zur Erhaltung der biologischen Vielfalt bei. Sie haben eine hohe Bedeutung als Brut- und Nah-
rungshabitat für Wasservögel und Fische. Feuchte Gras- und Staudenfluren sowie Schilfbe-
stände sind ebenso wichtige Biotope, die sich durch eine hohe Artenvielfalt auszeichnen. Sie 
sind bedeutsam für den Bodenschutz, da sie Erosion verhindern und die Bodenqualität ver-
bessern. 
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Die Festsetzung, Schilf-Röhricht zu erhalten bzw. zu entwickeln und mittlere Gras- und Stau-
denfluren sind zu feuchten Biotopen zu entwickeln, stellt sicher, dass diese ökologisch wert-
vollen Biotope langfristig als Lebensraum und ökologische Ausgleichsfläche erhalten bleiben 
und sich weiterentwickeln können. Sie entspricht somit den Zielen der §§ 30 ff. BNatSchG. 

Voraussetzung für die Umsetzung der Maßnahmen ist die Erhaltung des natürlichen Wasser-
haushalts im Bereich der mit „M2“ bezeichneten Fläche, da andernfalls keine ausreichend 
feuchten Böden gewährleistet werden können. 

Die Maßnahmen stehen zudem im Einklang mit der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL), die die Erhaltung und Verbesserung des ökologischen Zustands von Gewässern zum 
Ziel hat. Feuchte Gras- und Staudenfluren sowie Schilfbestände tragen durch ihre Funktion 
als natürliche Filter zur Verbesserung der Wasserqualität bei. Die Erhaltung und Entwicklung 
von Schilf-Röhrichten wiederum leistet einen wichtigen Beitrag zur Umsetzung der Ziele der 
WRRL im Hinblick auf die Wiederherstellung von Auen und Feuchtgebieten. 

Insgesamt trägt die Festsetzung auch zur Erhaltung und Entwicklung eines ökologisch intakten 
Landschaftsbildes bei, was auch im Hinblick auf den Klimawandel und den Schutz natürlicher 
Ressourcen von großer Bedeutung ist. 

Für die im Osten des Plangebiets befindlichen Flächen „M3“ und „M4“ setzt der Bebauungs-
plan in § 2 Nummer 30 fest: 

Die mit „M3“ und „M4“ bezeichneten Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft sind als extensive Grünlandfläche 
zu erhalten. Innerhalb der Flächen sind Gräben als Lebensraum und potenzielles Laich-
gewässer für Amphibien, Teichhuhn und Zierliche Tellerschnecke anzulegen und auf 
Dauer naturnah zu erhalten. Die Weidentümpel innerhalb der Fläche „M4“ sind zu erhal-
ten. 

Entsprechend der Lage im früheren Überschwemmungsbereich eines durch den Tidenhub des 
Meeres beeinflussten Bereiches der Elbe sind die meisten Böden der Vier- und Marschlande 
Flusskleimarschen. Sie wurden lokal begrenzt natürlicherweise mit organischer Substanz an-
gereichert und treten als sogenannte „Organomarschen“ sowie Niedermoore auf. Die Anrei-
cherung des Sediments mit organischer Substanz erfolgte durch moorähnliche Zustände bei 
Ablagerung des Sediments und durch Einspülung von organischer Substanz aus den benach-
barten Geestrandmooren. Die Böden am Standort Brookdeich sind Zeugnis einer derartigen 
Entwicklung und zeichnen eine solche natürliche Anreicherung mit organischer Substanz als 
Archiv der Naturgeschichte nach. Diese Böden sind nur sehr kleinflächig in Hamburg anzutref-
fen und auch bundesweit selten.  

Als weitere Besonderheiten treten typische Beet- und Grabenstrukturen als Folge der Entwäs-
serungsmaßnahmen zur Regulierung des Grundwassereinflusses in der Marsch als Zeug-
nisse der historischen landwirtschaftlichen Marschkultur und damit der Kulturgeschichte auf.  
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Beide Umstände machen den Boden im Osten des Plangebiets als Archiv der Natur- und Kul-
turgeschichte besonders wertvoll. Die Fläche ist daher als extensive Grünlandfläche zu erhal-
ten, um den Schutz des Archivbodens zu sichern und die Entwicklung von Natur und Land-
schaft zu gewährleisten. Innerhalb der Flächen müssen Gräben wiederhergestellt bzw. erhal-
ten werden, um als Lebensraum und potenzielles Laichgewässer für Amphibien, Teichhuhn 
und die vom Aussterben bedrohte und in einigen der Gräben nachgewiesene Zierliche Teller-
schnecke zu dienen. Dabei ist eine naturnahe Gestaltung der Gräben anzustreben, um ein 
optimales ökologisches Gleichgewicht zu erreichen. 

Zudem ist es erforderlich, die Weidentümpel innerhalb der Fläche "M4" zu erhalten und be-
darfsweise zu entwickeln. Diese stellen einen wichtigen Lebensraum für seltene Tier- und 
Pflanzenarten dar und sind somit für den Schutz und die Erhaltung der biologischen Vielfalt 
von hoher Bedeutung. Die genannten Maßnahmen tragen zur Erhaltung und Entwicklung ei-
nes ökologisch intakten Landschaftsbildes bei und unterstützen damit den Erhalt natürlicher 
Ressourcen sowie den Schutz vor den Folgen des Klimawandels. 

5.18.6 Maßnahmen zum besonderen Artenschutz 
 

Innerhalb des Plangebiets sind gutachterlich diverse Vorkommen von Tieren bzw. entspre-
chende Potenziale nachgewiesen (siehe Kapitel 4.3.7). Die Verwirklichung der Planung führt 
innerhalb des Geltungsbereichs zu einem Verlust von Lebensräumen dieser Arten. So kommt 
es durch die Überbauung zum Verlust beziehungsweise der Beeinträchtigung verschiedener 
Biotopstrukturen als Lebensraum für Vögel, Fledermäuse, Reptilien, Amphibien, Fische und 
Weichtiere sowie Insekten (siehe Kapitel 4.3.7.2). Zudem sind Bodenbewegungen aufgrund 
von Bodensanierung, Kampfmittelräumung und Baufeldvorbereitung notwendig. Darüber hin-
aus werden geplante Baugebiete und Straßen aufgehöht mittels Sandaufschüttungen, sodass 
dort der Boden weitgehend überprägt und die bestehende Vegetation vollständig verloren 
geht. Bei allen benannten Strukturen handelt es sich um Lebensräume von Tieren und Pflan-
zen.  

Der besondere Artenschutz unterliegt nicht der planerischen Abwägung. Die Vorschriften für 
besonders und streng geschützte Tier- und Pflanzenarten nach § 44 BNatSchG bleiben somit 
bei der Durchführung des Verfahrens unberührt.  

Zu betrachten waren hinsichtlich der Belange des besonderen Artenschutzes nach § 44 
BNatSchG das mögliche Vorkommen und die mögliche Betroffenheit von Arten des Anhangs 
IV der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie, Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 
21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und 
Pflanzen) und von nach der EU-Vogelschutz-Richtlinie (Richtlinie 2009/147/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wildleben-
den Vogelarten) geschützten europäischen Vogelarten.  

Lediglich für Arten, die nach nationalem Recht wie zum Beispiel nach der Bundesartenschutz-
verordnung (BArtSchV) vom 16. Februar 2005 (BGBl. I S. 258, 896), zuletzt geändert am 21. 
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Januar 2013 (BGBl. I S. 95, 99), besonders geschützt sind, gelten die artenschutzrechtlichen 
Verbote nach § 44 Absatz 5 BNatSchG nicht. In § 44 Absatz 5 BNatSchG wird der Anwen-
dungsbereich der Verbotstatbestände für nach § 15 BNatSchG zugelassenen Eingriffe im We-
sentlichen auf europäische Vogelarten und die Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie be-
grenzt. 

Im Rahmen faunistischer Bestandserhebungen wurden im Geltungsbereich diverse für den 
besonderen Artenschutz relevante Arten nachgewiesen (siehe Kapitel 4.3.7.1). Es ist daher 
mit dem Verlust von Habitaten streng oder besonders geschützter Arten zu rechnen und es 
besteht das Risiko einer Verletzung oder Tötung sowie Störung der betroffenen Arten (siehe 
Kapitel 4.3.7.2). 

Eine Minderung der Betroffenheit erfolgt durch die Festsetzungen zu Flächen für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (siehe Kapitel 
5.18.5), zu den öffentlichen und privaten Grünflächen (siehe Kapitel 5.14) und die festgesetz-
ten Begrünungsmaßnahmen, wie die Begrünungen von Dächern, Fassaden und Stellplätzen 
(siehe Kapitel 5.18.3). Im Rahmen der Umsetzung des Bebauungsplans ist ferner ein neues 
offenes Oberflächengewässersystem mit Vorflut in die Bestandsgräben vorgesehen, sodass 
neue Wasserflächen entstehen.  

Damit der Verwirklichung der Inhalte des Bebauungsplans jedoch keine unüberwindlichen ar-
tenschutzrechtlichen Hindernisse entgegenstehen, sind darüber hinaus bestimmte Maßnah-
men umzusetzen, die eine erhebliche Beeinträchtigung der vorkommenden Arten unterbinden 
(siehe Kapitel 4.3.7.3). Hierzu zählen zum Beispiel Maßnahmen wie Bauzeitenregelungen, 
Regelungen zu Rodungs- und Vegetationsräumungsarbeiten oder Vergrämungsmaßnahmen 
sowie temporäre Maßnahmen (zum Beispiel Amphibienschutzzäune) und eine ökologische 
Baubegleitung, für die es im Bebauungsplan keine Festsetzungsgrundlage gibt. Es stehen der 
Umsetzung dieser Maßnahmen, die durch vertragliche Regelungen verpflichtend gemacht 
werden, keine erkennbaren Hemmnisse entgegen. 

Im Bebauungsplan wird daher lediglich in § 2 Nummer 31 eine Festsetzung zu einer dauer-
haften baulichen Maßnahme, der Installation von Nistkästen getroffen:  

Im Plangebiet sind mindestens 42 Höhlenbrüternistkästen für die Vogelarten Haussper-
ling, Star und Trauerschnäpper an artenschutzfachlich geeigneter Stelle zu installieren 
und dauerhaft funktionsfähig zu erhalten. 

Die Festsetzung ist erforderlich, weil aufgrund des Fällens der Gehölze bzw. des Abrisses der 
Gebäude im Untersuchungsgebiet besiedelbare Nischen für Gebäude- und Höhlenbrüter wie 
den Haussperling, den Star und den Trauerschnäpper verloren gehen. Insgesamt entfallen 14 
Brutreviere, davon neun des Haussperlings, vier des Stars und ein Brutrevier des Trauer-
schnäppers. Da diese drei Arten einen Gefährdungsstatus in Hamburg (Rote Liste Hamburg) 
haben, müssen gemäß § 44 Absatz 1 BNatSchG und § 19 Absatz 1 BNatSchG für jedes ver-
lorene Brutrevier von Haussperling, Star und Trauerschnäpper angemessene Ausgleichsmaß-
nahmen geschaffen werden. Für den Verlust eines Brutreviers sind demnach je drei neue zu 
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schaffen, sodass insgesamt 42 Ersatznistkästen anzubringen sind. Die Anbringung von Höh-
lenbrüternistkästen als künstliche Brutplätze für die betroffenen Vogelarten stellt einen Aus-
gleich für die Verluste an Brutrevieren dar, was gemäß § 44 Absatz 1 BNatSchG und §19 
Absatz 1 BNatSchG erforderlich ist.  

Ergänzend wird vertraglich geregelt, dass die Anbringung der Höhlenbrüternistkästen inner-
halb von sechs Monaten nach Fertigstellung der Baumaßnahmen durchzuführen ist. Die Höh-
lenbrüternistkästen müssen den geltenden Artenschutzbestimmungen entsprechen und fach-
gerecht angebracht werden. Hierbei ist insbesondere darauf zu achten, dass die Kästen vor 
Nässe, Wind und Sonneneinstrahlung geschützt sind. Die Höhlenbrüternistkästen sind dauer-
haft zu erhalten und regelmäßig auf ihre Funktionsfähigkeit zu überprüfen. Bei Beschädigun-
gen oder Verlusten sind diese unverzüglich zu ersetzen. 

Als FCS-Maßnahme (Favorable Conservation Status) werden daher Ersatznistkästen festge-
legt, um sicherzustellen, dass die ökologische Funktion der vom Vorhaben betroffenen Fort-
pflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird.  

Die Festsetzung, dass die Anbringung innerhalb von sechs Monaten nach Fertigstellung der 
Baumaßnahmen durchzuführen ist, beruht auf § 44 Absatz 5 BNatSchG, wonach Ausgleichs-
maßnahmen zeitnah und in angemessener Frist durchgeführt werden müssen, um die Auswir-
kungen des Eingriffs auf das Naturgut so gering wie möglich zu halten. 

Die Vorgabe, dass die Höhlenbrüternistkästen den geltenden Artenschutzbestimmungen ent-
sprechen und fachgerecht angebracht werden müssen, beruht auf § 44 Absatz 1 BNatSchG 
sowie § 7 Absatz 2 Nummer 13 HmbNatSchG, wonach beim Schutz von Arten und Lebens-
räumen die geltenden Schutzbestimmungen zu beachten sind. Insbesondere der Schutz vor 
Nässe, Wind und Sonneneinstrahlung sowie die regelmäßige Überprüfung auf Funktionsfä-
higkeit und schnelle Ersatzbeschaffung bei Beschädigungen oder Verlusten beruhen auf § 44 
Absatz 1 BNatSchG und stellen sicher, dass die Höhlenbrüternistkästen den Anforderungen 
der betroffenen Vogelarten entsprechen und auch tatsächlich von ihnen genutzt werden kön-
nen. 

Als weitere Regelung mit artenschutzrechtlichem Hintergrund enthält der Bebauungsplan in 
§ 2 Nummer 27 Vorgaben zur Beleuchtung im Plangebiet, um die Auswirkungen von nächtli-
cher Beleuchtung insbesondere auf Fledermäuse und störungsempfindliche Brutvögel sowie 
die weitere Tierwelt einzugrenzen: 

Außenleuchten sind zum Schutz von wildlebenden Tierarten ausschließlich mit Leucht-
mitteln mit warmweißer Farbtemperatur von maximal 3000 Kelvin zulässig. Die Leucht-
gehäuse sind gegen das Eindringen von Insekten staubdicht geschlossen auszuführen 
und dürfen eine Oberflächentemperatur von 60 °C nicht überschreiten. Eine Abstrahlung 
oberhalb der Horizontalen sowie auf angrenzende Wasserflächen, Gehölze, Grünflä-
chen oder festgesetzte Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft ist unzulässig. 
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Mit dieser Festsetzung werden die Störwirkungen durch Lichtimmissionen auf die empfindli-
chen Arten auf das geringstmögliche Restrisiko gemindert. Eine zu starke Lichteinwirkung ins-
besondere in den Abend- und Nachtstunden kann einen abdrängenden Effekt auf vorkom-
mende Arten haben. Aus Artenschutzgründen beinhaltet die Festsetzung eine Regelung zur 
Verwendung spezieller Leuchtmittel als Vorsorgemaßnahme zum Schutz der Insekten, die 
gleichzeitig Nahrungsgrundlage für insektenfressende Artengruppen wie Vögel und Fleder-
mäuse sind. Für Insekten sind Lichtquellen direkt (Verbrennen, Aufprall) oder indirekt (Verhun-
gern, Erschöpfung, leichte Beute) Todesfallen. Eine große Zahl von Individuenverlusten kann 
zu einer Dezimierung der Populationen von nachtaktiven Insekten in der Umgebung der Licht-
quelle führen. Dies wiederum hätte dann weitgehende Auswirkungen auf das gesamte lokale 
ökologische Gleichgewicht (z. B. Nahrungsketten, Blütenbestäubung). Durch die Festsetzung 
wird sichergestellt, dass die Beleuchtung ein Farbspektrum aufweist, welches auf nachtaktive 
Insekten nicht stark anlockend wirkt. Auch durch die Begrenzung der Beleuchtung bis maximal 
zur Horizontalen und auf die naturschutzfachlich hochwertigen Flächen im Plangebiet (Was-
serflächen, Gehölze, Grünflächen oder festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft) wird der Effekt vermindert, 
dass Insekten durch weithin sichtbares Licht angelockt werden. Durch die festgesetzte ge-
schlossene Ausführung des Leuchtgehäuses und die Begrenzung der Temperatur wird zudem 
bei einem dennoch stattfindenden Kontakt von Insekten mit Leuchten das Risiko einer Verlet-
zung oder Tötung reduziert. Die Verarmung der Insektenfauna durch umfangreiche Individu-
enverluste wird somit durch die Festsetzung effektiv vermieden. 

Durch die getroffene Festsetzung werden die Lichtemissionen wirksam begrenzt und somit 
auch Störungen anderer Tiere durch eine nächtliche Beleuchtung vermieden. Beeinträchtigun-
gen der örtlichen Fauna durch Lichtquellen können so auf ein Mindestmaß reduziert werden. 

5.18.7 Biotopersatz 
Im Geltungsbereich befinden sich mehrere als geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG klas-
sifizierte Flächen wie Schilfröhrichte, Feuchtwiesen und Gräben mittlerer Nährstoffgehalte. 
Der Biotoperhalt (auch von Biotopteilen) steht grundsätzlich vor Biotopersatz. Ein vollständiger 
Erhalt der Biotope ist jedoch nicht mit den Planungszielen des Bebauungsplans vereinbar.  

Ein Großteil der Biotope wird durch die Festsetzungen des Bebauungsplans überplant, sodass 
sie im Rahmen der Realisierung des Gewerbegebietes nicht erhalten werden können. Die Be-
lange des Biotopschutzes nach § 30 BNatSchG sind insoweit zu beachten, dass eine Ausnah-
megenehmigung für die Flächeninanspruchnahme erforderlich ist und der Bebauungsplan die 
Entscheidung hierzu planerisch vorbereitet.  

Der Eingriffsverursacher ist gemäß § 15 Absatz 1 Satz 2 BNatSchG verpflichtet, für den Eingriff 
einen angemessenen Ausgleich zu schaffen. Der Ausgleich muss in der Regel am Eingriffsort 
oder in dessen Nähe erfolgen und soll in Art und Umfang dem Eingriff entsprechen. Um diesen 
Verlust auszugleichen, werden entsprechende Biotope auf den Ausgleichsflächen in den Ge-
markungen Altengamme, Bergedorf und Curslack wiederhergestellt. Ergänzend trifft der Be-
bauungsplan in § 2 Nummer 33 die folgende Festsetzung: 
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Für den Verlust von rund 0,15 ha Gräben, 0,09 ha Feuchtwiesen und 0,38 ha Röhrichten 
geschützt nach § 30 BNatSchG in Verbindung mit § 14 des Hamburgischen Gesetzes 
zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes (HmbBNatSchAG) vom 11. Mai 2010 
(HmbGVBl. S. 402), zuletzt geändert am 24. Januar 2020 (HmbGVBl. S. 92) werden die 
außerhalb des Plangebiets liegenden Flurstücke 1384 und 3604 der Gemarkung 
Curslack als Ausgleichsfläche zugeordnet.  

Hierbei wird eine Flächenverhältnis von 1:1 angestrebt, indem geschützte Biotope in derselben 
Größe wie der verlorene Flächenumfang auf den externen Ausgleichsflächen rekonstruiert 
werden. Das bedeutet, dass der Ausgleich in etwa die gleichen ökologischen Werte wie die 
verloren gegangenen Biotope haben sollte, um die durch den Bebauungsplan verursachten 
Eingriffe in Natur und Landschaft auszugleichen. 

5.18.8 Externe Ausgleichsflächen 
Die städtebauliche Eingriffsregelung gemäß §1a Absatz 3 Baugesetzbuch (BauGB) besagt, 
dass bei Eingriffen in Natur und Landschaft durch Baumaßnahmen ein angemessener Aus-
gleich geschaffen werden muss. Das bedeutet, dass durch die Baumaßnahme verursachte 
Beeinträchtigungen des Naturhaushalts und der Landschaft durch entsprechende Maßnah-
men ausgeglichen werden müssen, um negative Auswirkungen auf die Umwelt zu vermeiden 
oder zu reduzieren. 

Die für den Ausgleich vorgesehenen Flächen befinden sich in den Gemarkungen Altengamme, 
Bergedorf und Curslack. Der Großteil der Flächen besteht aus artenarmem Grünland und ver-
einzelten ackerbaulich genutzten Flächen. Diese Flächen bieten das Potenzial für den Aus-
gleich, da sie in räumlicher Nähe des Plangebiets liegen und somit eine Verbund- und Vernet-
zungsfunktion für die dort ansässige Tier- und Pflanzenwelt übernehmen können. Auf diesen 
Flächen wird ein extensiv genutztes Grünland angestrebt, welches durch die Wiedereinrich-
tung des natürlichen Wasserstands im Jahresverlauf erreicht werden soll. Diese Maßnahme 
hat das Ziel, eine Änderung der Flächenart und der damit verbundenen Wertstufe im Sinne 
des Schutzgutes Boden und des Schutzgutes Pflanzen- und Tierwelt zu erreichen. Durch eine 
gezielte Umgestaltung dieser Flächen im Rahmen des Ausgleichs können Biotope geschaffen 
werden, die den Lebensraum für Tiere und Pflanzen in der näheren Umgebung des Plange-
biets verbessern und zur Verbund- und Vernetzungsfunktion beitragen. 

Die externen Flächen für Ausgleichsmaßnahmen sind Eigentum der Freien und Hansestadt 
Hamburg. Es wird somit von der Möglichkeit des § 1a Absatz 3 BauGB Gebrauch gemacht, 
Ausgleichsmaßnahmen auf von der Gemeinde bereitgestellten Flächen durchzuführen. Es 
liegt eine eigentumsrechtliche, und daher hinreichende Verfügungsbefugnis vor, um die 
Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen sicher zu gewährleisten. Ergänzend trifft der Be-
bauungsplan in § 2 Nummer 32 die folgende Festsetzung: 

Den Eingriffen innerhalb des Plangebiets werden die außerhalb des Plangebiets liegen-
den Flurstücke 2663 und 2634 der Gemarkung Altengamme, die Flurstücke 3062 und 
4388 der Gemarkung Bergedorf sowie die Flurstücke 297, 298, 301, 302, 1246, 1384, 
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1892 und 3602 der Gemarkung Curslack zugeordnet. Diese Zuordnung erfolgt im Zu-
sammenhang mit Eingriffen in Natur und Landschaft, die durch Baugebiete und Straßen-
verkehrsflächen verursacht werden. 

5.19 Abwägungsergebnis 
Der Bebauungsplan ermöglicht die Entwicklung eines Gewerbegebiets auf einer derzeit über-
wiegend landwirtschaftlich und für Klein- und Freizeitgärten genutzten, in der vorbereitenden 
Bauleitplanung jedoch schon seit Jahrzehnten für die Siedlungsentwicklung vorgesehenen 
Fläche. Bei der Aufstellung des Bebauungsplans sind die in § 1 Absatz 6 des Baugesetzbu-
ches aufgeführten und für den Geltungsbereich zutreffenden Belange und Anforderungen be-
rücksichtigt worden. In der Abwägung gemäß § 1 Absatz 7 des Baugesetzbuches sind öffent-
liche und private Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Die zeich-
nerischen und textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans sind als das Ergebnis der Ab-
wägung der einzelnen Belange anzusehen.  

Durch die Planung entstehen Eingriffe in das Schutzgut Fläche, die nur gemindert, jedoch nicht 
ausgeglichen werden können. In der Abwägung wird der Belang der gewerblichen Entwicklung 
des Plangebiets jedoch höher gewichtet. Ohne die Umsetzung des Bebauungsplans wäre die 
Errichtung des Innovationsparks nicht möglich. Die Planungen haben sowohl für den Bezirk 
Bergedorf als auch für ganz Hamburg eine sehr hohe Bedeutung und schaffen die Vorausset-
zungen für die Ansiedlung regional und überregional bedeutsamer Betriebe. Die Lage des 
Plangebiets ist für die Entwicklung von Gewerbeflächen geeignet, da es u.a. mit der BAB 25 
sehr gut erschlossen ist. Potenzielle Gewerbestandorte in dieser Lage sind in Hamburg nur 
begrenzt vorhanden. Die Planung entspricht darüber hinaus weitgehend dem Flächennut-
zungsplan, der großflächig Gewerbeflächen darstellt und behördenverbindlich ist. 

Im Plangebiet ist in den Baugebieten eine hohe städtebauliche Dichte vorgesehen, um nicht 
weitere Flächen in der Landschaft (über das Plangebiet hinaus) in Anspruch nehmen zu müs-
sen und weiterhin auch sehr wertvolle Landschaftsräume innerhalb des Plangebietes erhalten 
zu können und gleichzeitig einen sparsamen Umgang mit Grund und Boden sicherzustellen. 
Es werden auch im weiteren Fortgang der Planung sehr wesentliche Flächenanteile des Plan-
gebietes für Natur- und Landschaft bzw. grüne Freiräume erhalten bzw. entwickelt. 

Die weiteren mit der Inanspruchnahme der Fläche für eine bauliche Nutzung verbundenen 
Auswirkungen wurden gemindert und werden ausgeglichen: Mit der Umsetzung des Bebau-
ungsplans werden auch neue Flächen für Freizeit und Erholung der Allgemeinheit realisiert, 
Teile des Plangebiets erstmals für die Erholungsnutzung erschlossen und ein Teilstück des 
Radschnellwegs Richtung Geesthacht planungsrechtlich gesichert. Durch die Landschafts- 
und Freiflächen bleibt ein lokaler Luftaustausch möglich, Festsetzungen wie Dach- und Fas-
sadenbegrünung wirken sich eingriffsmindernd aus. Die flächenhaft zusammenhängenden 
"Flächen für Maßnahmen zum Schutz und zur Entwicklungen von Natur und Landschaft" sowie 
Grünflächen stellen weiterhin einen Kaltluftentstehungsraum dar. Die klimaökologischen Aus-
wirkungen sind insgesamt als vertretbar anzusehen. Die Eingriffsregelung gem. § 1a BauGB 



Begründung zum Bebauungsplan Bergedorf 99  
Verfahrensstand: Vorentwurf 

 

 
Seite 157 von 167 

wird angewendet. Die Eingriffe in Schutzgüter Boden, Pflanzen/Tiere und Wasser können voll-
ständig ausgeglichen werden. Durch die Festsetzung und vertragliche Sicherung von Minde-
rungs- und Ausgleichsmaßnahmen wird sichergestellt, dass die negativen Auswirkungen auf 
die Umwelt und das Ökosystem möglichst gering gehalten werden. So werden beispielsweise 
überwiegende Teile des gem. § 30 BNatSchG i.V.m. § 14 HmbBNatSchAG geschützten Bio-
tops "Röhrichte" mittels einer Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft (M2) im Plangebeit dauerhaft gesichert. 

Zur Sicherung von wertvollem Altbaumbestand wird ein Gehölz der Biotopwertstufe 6 im wei-
teren Verfahrensfortgang inklusive bestehender älterer und sehr raumwirksamer Eichen im 
Nordwesten des Plangebiets mit einem flächenhaften Erhaltungsgebot im Bebauungsplan ver-
sehen. 

Darüber hinaus sind umfangreiche externe Ausgleichsmaßnahmen geplant, die auf eingriffs-
nahen Flächen durchgeführt werden. Die Ausgleichsflächen wirken grundsätzlich positiv in der 
Zielstellung die Wiesenbrüter in den Vier- und Marschlande weiter zu stärken und deren Le-
bensräume zu attraktivieren sowie dauerhaft zu sichern. Dort können auch die überplanten 
gesetzlich geschützten Biotope ausgeglichen werden. 

Der im Plangebiet befindliche Archivboden wird gesichert, indem die Kernzone als Fläche für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
festgesetzt wird (M3 und M4). Zusätzlich werden zur Sicherung des Wasserhaushaltes beid-
seitig mind. 80 m breite Pufferflächen von dem Gewerbegebiet freigehalten und als Parkanlage 
(FHH) festgesetzt. Auch zwischen den großflächigen und räumlich konzentrierten Gewerbe-
gebietsflächen werden Grünräume erhalten. Die Straßenverkehrsflächen entlang der Auto-
bahn und entlang der Bahntrasse sollen darüber hinaus eine Grünausstattung erhalten. Alle 
diese Maßnahmen dienen auch dem Biotopverbund und stellen ein landschaftsverträgliches 
Konzept für diesen Raum dar unter der Prämisse hier eine Forschungs- und Innovationspark 
zu errichten. 

5.20 Nachrichtliche Übernahmen 
Die innerhalb des Geltungsbereichs gelegene Bahntrasse wird nachrichtlich als zu Bahnzwe-
cken gewidmete Fläche in den Bebauungsplan übernommen.  

Die innerhalb des Plangeltungsbereichs liegenden Teile des Wasserschutzgebiets 
Curslack/Altengamme werden im Bebauungsplan nachrichtlich als „Festgestelltes Wasser-
schutzgebiet: Curslack/Altengamme, Schutzzone III“ übernommen. 

5.21 Kennzeichnungen 
Im Geltungsbereich wird der Verlauf der vorhandenen Hochspannungsfreileitungen gekenn-
zeichnet. Zudem werden die im Plangebiet vorhanden altlastenverdächtigen Flächen als Flä-
chen, deren Böden mit erheblich umweltgefährdenden Stoffen belastet sind gekennzeichnet. 
Ferner wird eine Kennzeichnung für die in Aussicht genommenen Geländehöhen aufgenom-
men. 
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6 Maßnahmen zur Verwirklichung, Bodenordnung 
Enteignungen können nach den Vorschriften des Fünften Teils des Ersten Kapitels des Bau-
gesetzbuchs durchgeführt werden, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen.  

Maßnahmen zur Bodenordnung können nach den Vorschriften des Vierten Teils des Ersten 
Kapitels des Baugesetzbuchs durchgeführt werden, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen 
vorliegen. Grundstücke, die für die zukünftige bauliche und sonstige Nutzung unzweckmäßig 
gestaltet sind, können bei Bedarf zu gegebener Zeit neu geordnet werden, soweit dies nicht 
durch andere ausreichende Regelungen entbehrlich geworden ist. 

Neben den Festsetzungen des Bebauungsplans sind nach- und nebengelagerte Planungspro-
zesse und Regelungen Grundlage für die Realisierung des Gewerbegebiets, die durch ver-
tragliche Vereinbarungen abgesichert werden (siehe Kapitel 3.2.12). 

7 Aufhebung bestehender Pläne 
Für das Plangebiet werden die bestehenden Bebauungspläne aufgehoben. Es handelt sich 
insbesondere um den Baustufenplan Bezirk Bergedorf Ortsteile 602 und 603 festgestellt am 
5. Februar 1957, den Bebauungsplan Bergedorf104-Curslack19, festgestellt am 01. Juli 2014, 
den Bebauungsplan Bergedorf 77, festgestellt am 10. Oktober 1989, mit seiner 1. Änderung, 
festgestellt am 27. November 2015, den TB52, festgestellt am 18. April 1958 sowie den TB572, 
festgestellt am 13. Juni 1961. 

8 Flächen- und Kostenangaben 

8.1 Flächenangaben 

Flächenfestsetzungen beziehungsweise nachrichtliche Übernah-
men Fläche in Hektar 

Gewerbegebiete 16,04 
Flächen für besonderen Nutzungszweck 0,20 
Straßenverkehrsflächen 5,69 
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 3,65 
Versorgungsflächen 0,03 
Grünflächen öffentlich Zweckbestimmung „Parkanlage“ 5,18 
Grünflächen öffentlich Zweckbestimmung „Freizeit“ 1,05 
Flächen für die Regelung des Wasserabflusses 1,66 
Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft 4,14 

Fläche gesamt 37,64 
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8.2 Kostenangaben 
Durch die Planung beziehungsweise deren Realisierung entstehen Hamburg Kosten durch die 
Entwicklung, Erschließung und Vermarktung des Innovationsparks durch Planungskosten, 
durch die Umsetzung von Ausgleichsmaßnahmen sowie durch die Realisierung von Grünflä-
chen. 

9 Anlagen 
Anlage 1:  Ausgleichsflächen Gemarkung Curslack 
Anlage 2:  Ausgleichsflächen Gemarkung Bergedorf/ Curslack 
Anlage 3:  Ausgleichsflächen Gemarkung Altengamme 
Anlage 4: Pflanzenvorschlagsliste (Informationsblatt: Verwendung „standortgerechter, hei-

mischer Gehölze“ in privaten Gärten und Grünzonen) 
Anlage 5:  Pflanzenvorschlagsliste für Fassadenbegrünung  
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Anlage 1: 
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Anlage 2: 
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Anlage 3:  
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Anlage 4: 
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Anlage 5:  
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